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Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Verkehr und digitale Infrastruktur (15. Ausschuss) 

zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
– Drucksache 18/7422 Nr. A. 22 –

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates  
zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Zivilluftfahrt und zur Errichtung  
einer Agentur der Europäischen Union für Flugsicherheit sowie zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates 

KOM(2015) 613 endg.; Ratsdok. 14991/15 
hier: Stellungnahme gegenüber der Bundesregierung gemäß Artikel 23 Absatz 3 

des Grundgesetzes 

A. Problem 
Die Europäische Kommission (EU-KOM) hat im Dezember 2015 eine Luftver-
kehrsstrategie vorgestellt, um die Wettbewerbsfähigkeit und die nachhaltige Ent-
wicklung der europäischen Luftverkehrsbranche zu stärken. Der Deutsche Bun-
destag begrüßt vor diesem Hintergrund die Absicht der EU-KOM, mit der Revi-
sion der Grundverordnung der Europäischen Agentur für Flugsicherheit (EASA) 
als Teil der Luftverkehrsstrategie zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit des 
Luftfahrtsektors der EU beizutragen und das Bestreben der EU-KOM, den 
Rechtsrahmen der EU für die Flugsicherheit auf die Herausforderungen der 
nächsten 10 bis 15 Jahre vorzubereiten und weiterhin einen sicheren und umwelt-
freundlichen Luftverkehr zu gewährleisten. Der Deutsche Bundestag beurteilt je-
doch zahlreiche Änderungsvorschläge des Verordnungsvorschlags und insbeson-
dere die daraus resultierende Kompetenzerweiterung der EASA kritisch und for-
dert die Bundesregierung daher auf, in den weiteren Verhandlungen auf europäi-
scher Ebene auf maßgebliche Verbesserungen der Verordnung hinzuwirken.  
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B. Lösung 
Der Deutsche Bundestag 

– lehnt den Vorschlag der EU-KOM zur Revision der EASA-Grundverord-
nung und die damit verbundene Übertragung delegierter Rechtsetzungsbe-
fugnisse auf die EU-KOM ab und fordert die Bundesregierung auf, sich für 
die Beibehaltung von Durchsetzungsrechtsakten der Kommission einzuset-
zen und die Einführung von delegierten Rechtsakten zu verhindern; 

– fordert die Bundesregierung auf, den in Artikel 55 festgehaltenen Notfallme-
chanismus, bei welchem die EASA zwangsweise die Aufsichtsfunktion eines 
Mitgliedstaates übernimmt, zu verhindern. Auch die Zuständigkeitsübertra-
gung auf einen anderen Mitgliedstaat nach Artikel 53 wird abgelehnt;  

– fordert die Bundesregierung auf, dahingehend zu verhandeln, dass die Auf-
gaben zur Abwehr äußerer Gefahren für die Zivilluftfahrt innerhalb der be-
stehenden Aufgabengebiete erledigt werden und eine Ausweitung der dies-
bezüglichen Kompetenzen der EASA verhindert wird; 

– lehnt den Vorschlag, die betriebssichere Erbringung von Bodenabfertigungs-
diensten europäisch zu regeln, ab und fordert die Bundesregierung auf, sich 
gegen eine Kompetenzerweiterung der EASA im Hinblick auf die Erbrin-
gung von Bodenverkehrsdiensten einzusetzen; 

– vertritt die Auffassung, dass die Mitgliedstaaten und die national zuständigen 
Luftfahrtbehörden gemeinsam mit den nationalen Flugsicherungsbehörden 
im Hinblick auf den Lärmschutz an Flughäfen auch künftig standortnah 
Handlungs- und Entscheidungsmöglichkeiten behalten müssen; 

– schlägt vor, den Bereich der Luftrettung (HEMS) aus dem Geltungsbereich 
der Verordnung herauszunehmen.  

Annahme einer Entschließung mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und SPD bei Stimmenthaltung der Fraktionen DIE LINKE. und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

C. Alternativen 
Ablehnung des Entschließungsantrags. 

D. Kosten 
Wurden nicht erörtert.  
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

in Kenntnis der Unterrichtung auf Drucksache 18/7422 Nr. A. 22 folgende Ent-
schließung gemäß Artikel 23 Absatz 3 des Grundgesetzes anzunehmen: 

„I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Europäische Kommission (EU-KOM) hat im Dezember des vergangenen Jah-
res 2015 eine Luftverkehrsstrategie vorgestellt, um die Wettbewerbsfähigkeit und 
die nachhaltige Entwicklung der europäischen Luftverkehrsbranche zu stärken. 
Mit den Maßnahmen soll der europäische Luftfahrtsektor wettbewerbsfähig blei-
ben, seine führende Rolle aufrechterhalten sowie weiteres Wachstum ermöglicht 
werden. Handlungsbedarf ist hier nicht nur entstanden, weil sich die europäische 
Luftfahrtbranche in den letzten 20 Jahren aufgrund der Liberalisierung des Luft-
verkehrsbinnenmarkts und der in der EU und weltweit erheblich gestiegenen 
Nachfrage beträchtlich verändert hat. Auch im internationalen Luftverkehr außer-
halb Europas sind bedeutende Entwicklungen zu beobachten. Hier gilt es insbe-
sondere, das sehr starke Wachstum des Luftverkehrssektors im Mittleren Osten 
und Asien zu betonen, welches für die europäischen Drehkreuzflughäfen und 
Luftfahrtunternehmen eine neue große Herausforderung darstellt. 

Mit der Revision der seit dem Jahr 2008 angewendeten Verordnung (EU) Nr. 
216/2008 vom 20. Februar 2008 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die 
Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Europäischen Agentur für Flugsicherheit 
KOM(2015) 613 final will die EU-Kommission als Teil ihrer Luftverkehrsstrate-
gie Sorge dafür tragen, dass auch weiterhin mit dem System die Unfallhäufigkeit 
auf einem niedrigen Niveau bleibt, die Sicherheit gewährleistet wird und so der 
EU-Luftfahrtsektor auch in Zukunft wachsen und seinen Wettbewerbsvorteil aus-
bauen kann.   

II. Der Deutsche Bundestag begrüßt vor diesem Hintergrund:  

1.  die Absicht der EU-KOM, mit der Revision der Grundverordnung der 
Europäischen Agentur für Flugsicherheit (EASA) als Teil der Luftver-
kehrsstrategie zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit des Luftfahrtsek-
tors der EU beizutragen, 

2.  das Bestreben der EU-KOM, den Rechtsrahmen der EU für die Flugsi-
cherheit auf die Herausforderungen der nächsten 10 bis 15 Jahre vorzu-
bereiten und weiterhin einen sicheren und umweltfreundlichen Luftver-
kehr zu gewährleisten. 

III. Der Deutsche Bundestag sieht dennoch zahlreiche Änderungsvorschläge des 
Verordnungsvorschlags und insbesondere die daraus resultierende Kompe-
tenzerweiterung der EASA kritisch und fordert die Bundesregierung daher 
auf, in den weiteren Verhandlungen auf europäischer Ebene auf maßgebliche 
Verbesserungen der Verordnung hinzuwirken.  

Dabei zählt der Deutsche Bundestag zu wesentlichen Belangen im Sinne des 
§ 8 Absatz 4 EUZBBG: 

1.  Der Vorschlag zur Revision der EASA-Grundverordnung beinhaltet um-
fassende Anforderungen und Vorgaben, die nunmehr im Rahmen von de-
legierten Rechtsakten ausgeführt werden sollen. Die Ausweitung der 
Themen für delegierte Rechtsakte – wie beispielsweise auf die Ausge-
staltung von Dienstzeiten des fliegenden Personals bei gleichzeitiger Re-
duzierung der Opt-Out-Möglichkeiten – greift ohne Begründung in die 
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nationale Regelungshoheit ein. Der Deutsche Bundestag lehnt daher die 
Übertragung delegierter Rechtsetzungsbefugnisse bezüglich der Festset-
zung grundlegender Anforderungen auf die EU-KOM ab und fordert die 
Bundesregierung auf, sich für die Beibehaltung von Durchsetzungs-
rechtsakten der Kommission einzusetzen und die Einführung von dele-
gierten Rechtsakten zu verhindern.  

2.  Zudem fordert der Deutsche Bundestag die Bundesregierung auf, den in 
Artikel 55 festgehaltenen Notfallmechanismus, bei welchem die EASA 
zwangsweise die Aufsichtsfunktion eines Mitgliedstaates übernimmt, zu 
verhindern. Dies stellt ein temporäres Selbsteintrittsrecht der Union in 
mitgliedstaatliche Vollzugsaufgaben dar und wird für vorliegenden Fall 
der Flugaufsicht nachdrücklich abgelehnt.  

  Auch die Zuständigkeitsübertragung auf einen anderen Mitgliedstaat 
nach Artikel 53 wird abgelehnt. Es erscheint aufgrund unterschiedlichster 
nationaler Verwaltungsverfahren äußerst bedenklich, Überwachungsauf-
gaben im Luftfahrtsektor eines anderen Staates übernehmen zu können, 
hier sind nicht zuletzt Vollzugsprobleme bei der Anwendung einer frem-
den Rechtsordnung abzusehen. 

  Durchaus positiv gesehen wird das Bereitstellen eines Pools von Inspek-
toren und anderem Personal für die Wahrnehmung von Zertifizierungs- 
und Aufsichtsaufgaben nach Artikel 52, für welchen die nationalen Be-
hörden geeignete Kandidatinnen und Kandidaten zu benennen haben. Es 
ist allerdings unklar, ob eine entsprechende Mitwirkung zwingend ist. 
Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung daher auf, dies ent-
sprechend zu prüfen.  

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung außerdem auf, auf wei-
tere Verbesserungen hinzuwirken: 

3.  Zur Abwehr äußerer Gefahren für die Zivilluftfahrt erhält die EASA laut 
Artikel 76 Befugnisse, welche der Deutsche Bundestag kritisch sieht. Die 
EASA erhält hier nicht nur maßgebliche Kompetenzen, sondern würde 
im Fall der Maßnahmenergreifung zwar die Zustimmung der Kommis-
sion, nicht aber der Mitgliedstaaten benötigen, die nur konsultiert werden 
müssen. Zudem ist unklar, wie dieses Verfahren im Hinblick auf ein die 
Sicherheit betreffendes Problem in der Praxis zügig umgesetzt werden 
kann. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung daher auf, 
dahingehend zu verhandeln, dass die Aufgaben innerhalb der bestehen-
den Aufgabengebiete erledigt werden und eine Ausweitung von Kompe-
tenzen bezüglich der Abwehr äußerer Gefahren verhindert wird.  

4.  Die Verordnung will laut Artikel 29 in Verbindung mit Anhang VII 
Nummer 4 die betriebssichere Erbringung von Bodenabfertigungsdiens-
ten europäisch regeln. Eine Doppelregulierung im Vergleich zu bereits 
bestehenden internationalen Standards der Internationalen Luftverkehrs-
vereinigung IATA sollte zwingend vermieden und es sollten keine neuen 
Zuständigkeiten oder Kompetenzfelder geschaffen werden. Der Deut-
sche Bundestag lehnt die Regelung ab und fordert die Bundesregierung 
auf, sich gegen eine Kompetenzerweiterung der EASA im Hinblick auf 
die Erbringung von Bodenverkehrsdiensten einzusetzen.  

5.  Die EASA will sich laut Artikel 109 neben den bisherigen Einnahmen 
auch aus Flugsicherungsgebühren finanzieren. Der Deutsche Bundestag 
lehnt eine solche Finanzierung über Streckengebühren ab und fordert die 
Bundesregierung auf, in diesem Sinne zu verhandeln. 
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6.  Mit Artikel 2 Absatz 7 des Verordnungsvorschlags erhält die EU-KOM 
einen präventiven Genehmigungsvorbehalt bei der Freistellung von Flug-
häfen. Der Deutsche Bundestag lehnt diese im Widerspruch zur grund-
sätzlichen Vollzugskompetenz der Mitgliedstaaten stehende Regelung ab 
und fordert die Bundesregierung auf, eine Beibehaltung der bisherigen 
Praxis, bei welcher die Freistellung durch die Mitgliedstaaten erfolgt und 
die EU-KOM ein nachträgliches Untersagungsrecht inne hat, zu fordern. 

7.  Die Aufnahme von unbemannten Luftfahrzeugen in den Regelungsbe-
reich der EU wird grundsätzlich begrüßt. Der Deutsche Bundestag for-
dert die Bundesregierung auf, sich dafür einzusetzen, dass auch die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung sowie die Rechte Dritter, insbesondere 
der Datenschutz und der Schutz des Allgemeinen Persönlichkeitsrechts, 
angemessen geschützt werden. Zudem wird die Bundesregierung aufge-
fordert, sich für die fehlende Vereinfachung für Flugmodelle sowie mehr 
Flexibilität für die sich entwickelnde Technologie einzusetzen.  

8.  Im Hinblick auf den Umweltschutz spricht sich der Deutsche Bundestag 
dafür aus, die bewährten Standards der Internationalen Zivilluftfahrtor-
ganisation (ICAO) vollständig zu übernehmen, anstatt flexible Anforde-
rungen auf europäischer Ebene einzurichten. Eine detaillierte Regelung 
von Umweltstandards ist somit von der Bundesregierung in den Verhand-
lungen abzulehnen.  

  Ebenso müssen die Mitgliedstaaten und die national zuständigen Luft-
fahrtbehörden gemeinsam mit den nationalen Flugsicherungsbehörden 
im Hinblick auf den Lärmschutz an Flughäfen auch zukünftig standort-
nah Handlungs- und Entscheidungsmöglichkeiten behalten. Die Beurtei-
lung der Bedürfnisse und örtlichen Gegebenheiten sollte auch weiterhin 
den Mitgliedstaaten und nicht der EASA als europäischer Behörde oblie-
gen. 

9.  Nach Artikel 2 Absatz 3 sind Staatsluftfahrtzeuge aus dem Geltungsbe-
reich der Verordnung ausgeschlossen. Dies begrüßt der Deutsche Bun-
destag ebenso wie die Möglichkeit, die entsprechenden Luftfahrzeuge 
und andere spezielle Bereiche auf Wunsch den Regelungen explizit zu 
unterwerfen. Kritisch gesehen wird allerdings, dass dies von der Zustim-
mung der EU-KOM abhängig ist. Die Bundesregierung wird aufgefor-
dert, sich für das Streichen dieses Genehmigungsvorbehaltes einzuset-
zen.  

  Zudem schlägt der Deutsche Bundestag vor, auch den Bereich der Luft-
rettung (HEMS) aus dem Geltungsbereich der Verordnung herauszuneh-
men. Die Luftrettung ist in Deutschland fester Bestandteil der Rettungs-
kette und der öffentlichen Daseinsvorsorge und findet im öffentlich-
rechtlichen Auftrag der zuständigen Ministerien der Länder statt. Da 
auch Luftfahrzeuge der Bundespolizei und des Bundesinnenministeriums 
im HEMS-Bereich tätig und als Staatsluftfahrzeuge von der Verordnung 
ausgeschlossen sind, sollte dies auch privatrechtlichen Betreibern mög-
lich sein. 

  Sollte ein entsprechendes Verhandlungsergebnis nicht erzielt werden 
können, fordert der Deutsche Bundestag die Bundesregierung auf, sich 
zukünftig auf europäischer Ebene nachhaltig dafür einzusetzen, dass die 
Luftrettung durch ein eigenes Regelwerk für Helikopter oder individuelle 
Ausnahmen (flexibility provisions) im Hinblick auf Aspekte wie das 
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Mindestalter von Piloten sowie Flugdienst- und Ruhezeiten von den An-
wendungen des gewerblichen Luftverkehrs abweichen kann. 

IV. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf,  

 die Verhandlungen über ein Sitzabkommen für die EASA gemäß der Ge-
meinsamen Erklärung des Europäischen Parlaments, des Rates der EU und 
der Europäischen Kommission zu den dezentralen Agenturen von Juli 2012 
zügig abzuschließen.“ 

Berlin, den 13. April 2016 

Der Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur 

Martin Burkert 
Vorsitzender 

Andreas Rimkus 
Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Andreas Rimkus 

I. Überweisung 

Das Ratsdokument 14991/15 wurde mit Überweisungsdrucksache 18/7422 Nr. A 22 vom 29. Januar 2016 gemäß 
§ 93 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages dem Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur zur 
federführenden Beratung sowie dem Innenausschuss, dem Ausschuss für Wirtschaft und Energie, dem Ausschuss 
für Tourismus sowie dem Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union zur Mitberatung überwie-
sen.  

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Der Vorschlag für die Verordnung ist Teil der Luftverkehrsstrategie der Europäischen Kommission aus dem Jahr 
2015. Die Kommission verfolgt damit das Ziel, die Wettbewerbsfähigkeit des Luftfahrtsektors der EU zu stärken 
und den EU-Rechtsrahmen für die Flugsicherheit auf die Herausforderungen der nächsten zehn bis fünfzehn Jahre 
vorzubereiten. Angesichts der für Europa prognostizierten Zunahme des Luftverkehrs – bis zum Jahr 2035 gegen-
über 2012 um 50 Prozent – will die Kommission dafür sorgen, dass die Unfallhäufigkeit weiterhin auf einem 
niedrigen Niveau verbleibt, die Sicherheit gewährleistet wird und der EU-Luftfahrtsektor auch in Zukunft wach-
sen und seinen Wettbewerbsvorteil ausbauen kann.  

Der Verordnungsvorschlag des Europäischen Parlaments und des Rates enthält Sicherheitsvorschriften, die unter 
anderem darauf abzielen, noch vorhandene Sicherheitslücken zu schließen und die Zusammenhänge zwischen der 
Flugsicherheit und anderen technischen Regulierungsbereichen stärker zu berücksichtigen. Mit der vom Europä-
ischen Parlament und dem Rat beabsichtigten Umstellung auf ein risiko- und leistungsabhängiges Konzept für die 
Regulierung und Aufsicht sollen die Mitgliedstaaten und die Agentur der Europäischen Union für Flugsicherheit 
(EASA) veranlasst werden, neue Fähigkeiten und Kompetenzen zu entwickeln und mit den neuesten Technolo-
gien Schritt zu halten. Zur Erreichung dieser Ziele werden verbesserte Modalitäten für die Koordinierung und den 
Aufbau von Forschung und Ausbildung in der Luftfahrt vorgeschlagen. 

III. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Innenausschuss hat in seiner 75. Sitzung am 24. Februar 2016 beschlossen, die Kenntnisnahme des Vor-
schlags für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates auf Ratsdok. 14991/15 zu empfehlen.  

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie hat in seiner 70. Sitzung am 24. Februar 2016 beschlossen, die 
Kenntnisnahme des Vorschlags für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates auf Ratsdok. 
14991/15 zu empfehlen.  

Der Ausschuss für Tourismus hat in seiner 48. Sitzung am 24. Februar 2016 einstimmig beschlossen, die Kennt-
nisnahme des Vorschlags für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates auf Ratsdok. 14991/15 
zu empfehlen.  

Der Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union hat in seiner 60. Sitzung am 13. April 2016 
in Kenntnis der Ratsdok. 14991/15 mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD bei Stimmenthaltung 
der Fraktionen DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN empfohlen, den Entschließungsantrag der Frakti-
onen der CDU/CSU und SPD auf Ausschussdrucksache 18(15)319 anzunehmen. 
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IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur hat in seiner 58. Sitzung am 24. Februar 2016 die Be-
ratungen über die Unterrichtung auf Drucksache 18/7422 Nr. A. 22 aufgenommen. In seiner 63. Sitzung am 
13. April 2016 hat der Ausschuss seine Beratungen über die Vorlage fortgesetzt und abgeschlossen. Zu der Vor-
lage hatten die Fraktionen der CDU/CSU und SPD einen Entschließungsantrag auf Ausschussdrucksache 
18(15)319 eingebracht, der mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD bei Stimmenthaltung der 
Fraktionen DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen wurde.  

Die Fraktion der CDU/CSU wies darauf hin, dass der vorliegende Verordnungsvorschlag in vielfacher Hinsicht 
Anlass für eine Subsidiaritätsrüge gegeben hätte. So habe man grundlegende Einwände gegen die geplante Über-
tragung einer ganzen Reihe von Kompetenzen an die Europäische Agentur für Flugsicherheit (EASA). Ferner 
halte man das Vorhaben, einzelnen Mitgliedstaaten nachträglich auf dem Verordnungswege Kompetenzen zu 
übertragen, schon aus verfassungsrechtlichen Gründe für nicht realisierbar. Da es nun aber für eine Subsidiari-
tätsrüge zu spät sei, habe die Koalition den vorliegenden Entschließungsantrag eingebracht. Die Bundesregierung 
werde aufgefordert, sich bei den Verhandlungen in Brüssel gegen die vom Bundestag in seiner Entschließung 
kritisierten EU-Vorhaben auszusprechen.  

Die Fraktion DIE LINKE. merkte an, dass der Verordnungsvorschlag des Europäischen Parlaments und des 
Rates durchgängig auf eine Kompetenzverschiebung von den Mitgliedstaaten hin zur Europäischen Union ab-
ziele. Im Einzelnen sehe man insbesondere den Inhalt von Punkt 8. der Vorlage als problematisch an, weil er eine 
Absenkung von Umweltstandards auf das vergleichsweise niedrige Schutzniveau der internationalen Zivilluft-
fahrtorganisation ICAO vorsehe. Im Grunde wäre es angezeigt gewesen, rechtzeitig eine Subsidiaritätsrüge ge-
genüber der Vorlage auszusprechen.  

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN stellte an die Bundesregierung die Frage, welche Auswirkungen die 
Umsetzung des Verordnungsvorschlags in der Praxis hätte. So wollte man erfahren, welche Folgen es hätte, wenn 
die EU-Kommission dazu ermächtigt würde, die Mitgliedstaaten bei der Anwendung der in der Verordnung ent-
haltenen Regelungen stärker zu kontrollieren. Ferner bat man um Erläuterung, was die Einführung von delegierten 
Rechtsakten für die Rechtspraxis bedeuten würde.  

Die Fraktion der SPD erklärte, dass bei der Aussprache über den Verordnungsvorschlag des Europäischen Par-
laments und des Rates bereits alles Nötige zum Ausdruck gebracht worden sei und dies auch der grundlegenden 
Kritik der SPD-Fraktion an der Vorlage entspreche.  

Die Bundesregierung brachte zum Ausdruck, dass sie die Kritik an dem Verordnungsvorschlag, insbesondere 
was die Einschränkung von Souveränitätsrechten der Mitgliedstaaten und die Ermächtigung der Kommission zu 
delegierten Rechtsakten anbelange, teile. Diese Auffassung werde die Bundesregierung auch auf europäischer 
Ebene vertreten. Da die Bundesregierung bei den entsprechenden Verhandlungen das Ziel verfolge, die unter 
anderem von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angesprochenen Maßnahmen zu verhindern, verzichte 
sie darauf, Überlegungen zu den etwaigen Auswirkungen der von der EU vorgeschlagenen Regelungen anzustel-
len.  

Berlin, den 13. April 2016  

Andreas Rimkus 
Berichterstatter 
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BEGRÜNDUNG 

1. KONTEXT DES VORSCHLAGS 

• Gründe und Ziele des Vorschlags 
Diese Initiative ist Teil der Luftverkehrsstrategie der Europäischen Kommission, die diese 
2015 zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit des Luftfahrtsektors der EU verabschiedet hatte. 
Ihr Ziel ist es, den EU-Rechtsrahmen für die Flugsicherheit auf die Herausforderungen der 
nächsten zehn bis fünfzehn Jahre vorzubereiten, damit auch weiterhin ein sicherer und 
umweltfreundlicher Luftverkehr für Fluggäste und die breite Öffentlichkeit gewährleistet ist. 
Die Initiative stützt sich auf eine über zwölfjährige Erfahrung bei der Durchführung der 
Verordnung (EG) Nr. 216/20081 und ihrer Vorgänger2.  

Ein wettbewerbsfähiger Luftfahrtsektor erfordert Sicherheit und die Berücksichtigung des 
Umweltschutzes. Angesichts der für Europa prognostizierten Zunahme des Luftverkehrs von 
bis zu 14,4 Millionen Flügen bis zum Jahr 2035 (gegenüber 2012 ein Anstieg um 50 %) ist es 
das Ziel der Kommission, dafür zu sorgen, dass mit dem System die Unfallhäufigkeit auch 
weiterhin auf einem niedrigen Niveau bleibt, die Sicherheit gewährleistet wird und so der EU-
Luftfahrtsektor auch in Zukunft wachsen und seinen Wettbewerbsvorteil ausbauen kann. 
Daher wird mit dieser Initiative ein risiko- und leistungsbezogenes Konzept vorgeschlagen, 
das Sicherheitsvorschriften enthält, noch vorhandene Sicherheitslücken schließt und stärker 
die Zusammenhänge zwischen der Flugsicherheit und anderen technischen 
Regulierungsbereichen, wie die Luftsicherheit oder den Umweltschutz, berücksichtigt. 

Die Flugsicherheit ist, wenngleich das wichtigste, nicht das alleinige Ziel dieses Vorschlags. 
Dieser ist auch im Zusammenhang mit den Schwerpunkten der Kommission – Förderung von 
Wachstum und Beschäftigung, Ausbau des Binnenmarkts und Stärkung Europas als globaler 
Akteur – zu sehen. Mit dieser Initiative soll ein Beitrag zu einer wettbewerbsfähigen 
europäischen Luftfahrtbranche und luftfahrttechnischen Industrie geleistet werden, die 
qualitativ anspruchsvolle Arbeitsplätze bietet und die technologische Innovation vorantreibt. 
Auf den durch diese Initiative geschaffenen regulatorischen Grundlagen lassen sich neue 
Geschäftsmodelle und Technologien wirksam integrieren. So wird mit dieser Initiative 
insbesondere vorgeschlagen, in der Union die rechtlichen Grundlagen für die sichere 
Integration unbemannter Luftfahrzeuge in den europäischen Luftraum zu schaffen. 

Dieser Vorschlag geht auch auf die Forderungen der Mitgliedstaaten, der Luftfahrtbranche 
und der Luftraumnutzer ein, bei der Festlegung der Sicherheitsvorschriften stärker auf 
Verhältnismäßigkeit und Flexibilität zu achten und allzu präskriptive Vorschriften zu 
vermeiden, die das Unternehmertum ersticken könnten. So wird ein abgestuftes Konzept 

                                                 
1 Verordnung (EG) Nr. 216/2008 vom 20. Februar 2008 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die 

Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Europäischen Agentur für Flugsicherheit, zur Aufhebung der 
Richtlinie 91/670/EWG des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1592/2002 und der Richtlinie 2004/36/EG, 
ABl. L 79 vom 19.3.2008, S. 1. In dieser Zeit wurde diese Verordnung durch die Verordnung (EG) 
Nr. 1108/2009 dahingehend geändert, dass ihr Anwendungsbereich auf die Sicherheit von Flughäfen 
und Sicherheitsaspekte des Flugverkehrsmanagements und der Flugsicherungsdienste ausgeweitet 
wurde. 

2 Verordnung (EG) Nr. 1592/2002 vom 15. Juli 2002 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die 
Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Europäischen Agentur für Flugsicherheit, ABl. L 240 vom 
7.9.2002. 
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vorgeschlagen, das den Unterschieden zwischen den verschiedenen Bereichen der 
Zivilluftfahrt und deren jeweiligen Risiken Rechnung trägt. Dieses Konzept dürfte dem 
gesamten Luftfahrtsektor in der Union zugutekommen und sich besonders für die Bedürfnisse 
kleiner mittlerer Unternehmen (KMU) eignen. 

Mit der Umstellung auf ein risiko- und leistungsabhängiges Konzept für die Regulierung und 
Aufsicht müssen die Mitgliedstaaten und die Agentur der Europäischen Union für 
Flugsicherheit (EASA) neue Fähigkeiten und Kompetenzen entwickeln und mit den neuesten 
von der Industrie entwickelten Technologien Schritt halten. Zur Erreichung dieser Ziele 
werden mit dieser Initiative verbesserte Modalitäten für die Koordinierung und den Aufbau 
von Forschung und Ausbildung in der Luftfahrt vorgeschlagen. 

Schließlich geht der Vorschlag auf die Herausforderungen ein, mit denen einige nationale 
Behörden bei der Aufrechterhaltung und Finanzierung der Ressourcen konfrontiert sind, die 
sie für die Wahrnehmung der erforderlichen Zertifizierungs- und Aufsichtstätigkeiten 
benötigen. Hierzu schlägt die Initiative einen Rahmen vor, in dem die nationalen Behörden 
und die Agentur der Europäischen Union für Flugsicherheit technische Ressourcen bündeln 
und gemeinsam nutzen können, worunter auch die Möglichkeit fällt, auf freiwilliger Basis 
Zuständigkeiten für die Durchführung von EU-Recht übertragen zu können. 

• Kohärenz mit den bestehenden Vorschriften in diesem Bereich 
Die vorliegende Initiative baut auf den in der Union bereits vorhandenen Bestimmungen zur 
Flugsicherheit in der Zivilluftfahrt auf, die in der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 festgelegt 
sind. 

Der Vorschlag steht mit der Initiative der Kommission aus dem Jahr 2013 zur beschleunigten 
Verwirklichung des einheitlichen europäischen Luftraums (SES-II+-Initiative)3 überein. Bei 
der Ausarbeitung dieses Vorschlags hat die Kommission ihren Vorschlag COM(2013) 409 
vom 11.6.2013 sowie die Ergebnisse der Erörterungen berücksichtigt, die bislang im 
Europäischen Parlament und im Rat zum SES-II+-Vorschlag und den sich daraus ergebenden 
Änderungen für die Verordnung (EG) Nr. 216/2008 geführt wurden. Um zu vermeiden, dass 
im Zusammenhang mit der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 zwei Legislativvorschläge parallel 
diskutiert werden, und da dieser Vorschlag der umfassendere der beiden Vorschläge ist, 
wurden die SES-II+-Änderungsvorschläge zur Verordnung (EG) Nr. 216/2008 in diesen 
neuen Vorschlag integriert und dabei an den neuen Aufbau und Stil dieses Vorschlags 
angepasst. Folglich wird die Kommission keine weiteren Gespräche zu ihrem Vorschlag 
COM(2013) 409 vom 11.6.2013 führen, den sie im Zuge der SES-II+-Initiative vorgelegt 
hatte.  

Sofern sich die mit dieser Initiative vorgeschlagenen Änderungen auch auf andere EU-
Vorschriften auswirken, die vom Europäischen Parlament und dem Rat im Bereich des 
Luftverkehrs verabschiedet wurden (dies gilt für die Unfalluntersuchung, die Meldung von 
Ereignissen und die Erteilung von Betriebsgenehmigungen an Luftfahrtunternehmen), werden 
                                                 
3 Mitteilung an den Rat, das Europäische Parlament, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss 

und den Ausschuss der Regionen über die beschleunigte Verwirklichung des einheitlichen europäischen 
Luftraums vom 11.6.2013 (COM(2013) 408 final), ergänzt durch einen Vorschlag für eine Verordnung 
des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 in Bezug 
auf Flugplätze, Flugverkehrsmanagement und Flugsicherungsdienste (COM(2013) 409 final) und durch 
einen Vorschlag des Europäischen Parlaments und des Rates zur Verwirklichung des einheitlichen 
europäischen Luftraums (COM(2013) 410 final). 
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auch entsprechende Änderungen anderer EU-Rechtsvorschriften vorgeschlagen, um die 
Kohärenz des Ansatzes zu gewährleisten. 

• Kohärenz mit der Politik der Union in anderen Bereichen 
Diese Initiative steht im Zusammenhang und im vollständigen Einklang mit den von der 
Kommission für die Jahre 2014-2019 festgelegten strategischen Zielen „Beschäftigung und 
Wachstum“ sowie „Ein vertiefter und fairerer Binnenmarkt mit gestärkter industrieller Basis“. 

Der Vorschlag entspricht außerdem dem zwischen der Kommission, dem Europäischen 
Parlament und dem Rat 2012 vereinbarten Gemeinsamen Konzept für die dezentralen 
Agenturen und gleicht die Bestimmungen zur Agentur der Europäischen Union für 
Flugsicherheit den in diesem Konzept empfohlenen Standardbestimmungen an. 

Darüber hinaus sollen mit dieser Initiative die Entwicklung und der Einsatz unbemannter 
Luftfahrzeuge stärker in den größeren Rahmen des Luftverkehrsrechts eingebunden werden. 
Unbemannte Luftfahrzeuge werden zu einer weiteren Art von Luftfahrzeugen, die neue 
Dienstleistungen im europäischen Luftfahrtmarkt im Sinne der Verordnung (EG) 
Nr. 1008/2008 über gemeinsame Vorschriften für die Durchführung von Luftverkehrsdiensten 
in der Gemeinschaft erbringen. Da unbemannte Luftfahrzeuge denselben Luftraum wie andere 
Luftfahrzeuge nutzen, müssen die Sicherheitsbestimmungen für ihren Einsatz mit der 
Gesamtstrategie für die Flugsicherheit im Einklang stehen. Schließlich muss der Einsatz 
unbemannter Luftfahrtzeuge auch den Luftverkehrsvorschriften genügen, die in den 
gemeinsamen Luftverkehrsregeln festgelegt sind4. 

2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITÄT UND 
VERHÄLTNISMÄSSIGKEIT 

• Rechtsgrundlage 
Rechtsgrundlage für die Annahme von Maßnahmen der Union im Bereich des Luftverkehrs 
ist Artikel 100 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, auf den 
sich der Vorschlag stützt.  

• Subsidiarität (bei nicht ausschließlicher Zuständigkeit)  
Gemäß den Verordnungen (EG) Nr. 1592/2002 und (EG) Nr. 216/2008 ist die Union für 
Aufgaben in den Bereichen Lufttüchtigkeit und Umweltverträglichkeit von 
luftfahrttechnischen Erzeugnissen, Flugbetrieb, Lizenzierung des fliegenden Personals, 
Flugplätze, Flugverkehrsmanagement und Flugsicherungsdienste (ATM/ANS) sowie 
Sicherheit von Drittlandbetreibern zuständig. Damit ist die Flugsicherheit in der Zivilluftfahrt 
seit über zehn Jahren auf Unionsebene geregelt. Grund hierfür ist die Tatsache, dass der 
Luftverkehr und die Produktion luftfahrttechnischer Erzeugnisse größtenteils Tätigkeiten 
transnationalen Charakters sind, die besser auf Unionsebene behandelt werden können.  

                                                 
4 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 923/2012 der Kommission vom 26. September 2012 zur Festlegung gemeinsamer 

Luftverkehrsregeln und Betriebsvorschriften für Dienste und Verfahren der Flugsicherung. 
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Mit dieser Initiative werden einige besondere Bereiche vorgeschlagen, die diesem 
Gesamtrahmen der Union zur Regelung der Flugsicherheit hinzugefügt werden sollen, d. h. 
unbemannte Luftfahrzeuge, die Sicherheit bei der Bodenabfertigung sowie Aspekte der 
Gefahrenabwehr bei Luftfahrzeugen und bei der Auslegung von Systemen, einschließlich der 
Cybersicherheit. 

Die Herstellung unbemannter Luftfahrzeuge hat eine grenzüberschreitende Dimension, da 
viele unbemannte Luftfahrzeuge über das Internet gekauft oder importiert werden oder 
zumindest aus importierten Teilen bestehen. Solange bis ins Detail gehende und voneinander 
abweichende nationale Standards und Vorschriften bestehen, ist die gegenseitige 
Anerkennung im Binnenmarkt ein schwieriges Unterfangen. Auch im Hinblick auf die 
Dienstleistungen für unbenannte Luftfahrzeuge entwickeln viele Betreiber 
grenzüberschreitende Aktivitäten. So werden die Inspektionen von Infrastrukturen – von 
Ölplattformen bis zu Bahngleisen – beispielsweise international organisiert. Selbst bei 
Einsätzen in kleinem Maßstab sollten die Betreiber, vor allem, wenn sie in Marktnischen tätig 
sind, unionsweit dasselbe unbemannte Luftfahrzeug mit demselben Piloten auf der Grundlage 
derselben betrieblichen Anforderungen einsetzen können, um ihr Unternehmen aufzubauen. 
Große Lieferunternehmen haben ihre Absicht bekundet, sich europaweit aufstellen zu wollen, 
was gemeinsame Vorschriften voraussetzt. Der Subsidiarität wird in dem Moment Rechnung 
getragen, in dem die gemeinsamen betrieblichen Vorschriften umgesetzt werden, d. h. wenn 
die Mitgliedstaaten das Risiko in Abhängigkeit von den örtlichen Gegebenheiten bewerten 
und dann entscheiden, ob und unter welchen Bedingungen ein Luftraum für den Einsatz 
unbemannter Luftfahrzeuge geöffnet oder gesperrt wird. Der Einsatz leichter unbemannter 
Luftfahrzeuge ist in den meisten Fällen örtlich begrenzt, weshalb es den lokalen Behörden 
überlassen bleiben sollte, das Risiko einzustufen und die jeweilige Art des Einsatzes zu 
genehmigen. 

Bei den Bodenabfertigungsdiensten besteht Handlungsbedarf auf Unionsebene, da Unfälle im 
Zusammenhang mit der Bodenabfertigung in den letzten zehn Jahren zur viertgrößten 
Unfallkategorie gehörten und freiwillige Initiativen auf Ebene der Mitgliedstaaten bislang 
noch keine befriedigenden Ergebnisse zur Eindämmung dieses Risikos erbracht haben. Bisher 
gibt es auf Unionsebene noch keine Sicherheitsanforderungen, die sich direkt an die Anbieter 
von Bodenabfertigungsdiensten richten. Da die Bodenabfertigung Teil des gesamten 
Luftfahrtsystems und mit anderen Bereichen verflochten ist, die unter die Zuständigkeit der 
Union fallen (wie Flugplätze und der Flugbetrieb), dürfte ihre Regulierung auf EU-Ebene ein 
in sich schlüssiges Konzept in allen Mitgliedstaaten gewährleisten. Im Sinne der 
Verhältnismäßigkeit wird es in dem Vorschlag nicht für notwendig erachtet, 
Dienstleistungsanbieter als Voraussetzung für die Aufnahme ihrer Tätigkeit zu zertifizieren. 
Die Kommission ist zudem der Ansicht, dass sich die gemeinsamen Anforderungen an die 
Bodenabfertigung auf anerkannte Industriestandards und bewährte Verfahren stützen sollten. 
Zugleich sollten die Mitgliedstaaten über die notwendigen regulatorischen Instrumente 
verfügen, um eine wirksame Aufsicht über die Anbieter dieser Dienste sicherzustellen. 

Hinsichtlich der Aspekte der Gefahrenabwehr bei Luftfahrzeugen und bei der Auslegung von 
Systemen sei darauf hingewiesen, dass die Union bereits jetzt in einige dieser Fragen 
einbezogen ist. Das Zusammenspiel zwischen der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2008 über gemeinsame Vorschriften 
für die Sicherheit in der Zivilluftfahrt und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
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Nr. 2320/20025 und der Verordnung (EG) Nr. 216/2008, auch im Zusammenhang mit der 
Frage, welche Aufgabe der Agentur der Europäischen Union für Flugsicherheit zukommt, ist 
allerdings nicht immer klar. Mit dieser Initiative soll die Rolle der Union vor dem 
Hintergrund geklärt werden, dass diese Aspekte der Gefahrenabwehr eng mit der Sicherheit 
der Konstruktion von Luftfahrzeugen und der Sicherheit des Flugbetriebs verknüpft sind, also 
mit Bereichen, für die die Union gemäß der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 bereits zuständig 
ist. 

• Verhältnismäßigkeit 
Die Wahrung der Verhältnismäßigkeit ist eines der vorrangigen Ziele dieser Initiative und die 
Maßnahmen, mit denen dies für den geltenden Rechtsrahmen für die Flugsicherheit erreicht 
werden soll, sind Bestandteil der für das Paket vorgeschlagenen endgültigen Maßnahmen 
(siehe hierzu auch der beiliegende Bericht über die Folgenabschätzung, Kapitel 6.6). 
Vorgeschlagen wird ein Konzept für die risikoabhängige Regulierung der Flugsicherheit, das 
dem gesamten Luftfahrtsektor zugutekommen dürfte und sich besonders für kleine und 
mittlere Unternehmen eignet. 

• Wahl des Instruments 
Mit diesem Vorschlag wird die Art des Instruments nicht geändert. Seit der Verabschiedung 
der Verordnung (EG) Nr. 1592/2002 im Jahr 2002 wurde die Flugsicherheit der Zivilluftfahrt 
in der Union durch Verordnungen geregelt. Die Kommission sieht keinen Grund, dies zu 
ändern. 

3. ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER 
INTERESSENTRÄGER UND DER FOLGENABSCHÄTZUNG 

• Ex-post-Bewertung/Eignungsprüfungen bestehender Rechtsvorschriften 
Nicht zutreffend. 

• Konsultation der Interessenträger 
Die interessierten Kreise wurden von der Kommission und der Europäischen Agentur für 
Flugsicherheit parallel konsultiert. Die beiden Konsultationen ergänzten sich. Zudem haben 
die Kommissionsdienststellen Sitzungen mit den Mitgliedstaaten und den interessierten 
Kreisen des Luftfahrtsektors veranstaltet, um zusätzliche Informationen zu den öffentlichen 
Konsultationen einzuholen. Die Zusammenfassung der Ergebnisse der öffentlichen 
Konsultation der Kommission wurde auf der Europa-Website veröffentlicht. Im Wesentlichen 
ergab die öffentliche Konsultation folgende Ergebnisse: 

– Großes Einvernehmen herrscht darüber, dass die Union ein sehr hohes Maß an 
Sicherheit erreicht hat. Über 90 % der Teilnehmer an der Konsultation stimmten zu 
bzw. stimmten nachdrücklich zu, dass Reisen mit dem Flugzeug in der Union derzeit 
sicher ist. 

                                                 
5 ABl. L 97 vom 13.8.2008, S. 72. 
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– Es wurde aber auch festgestellt, dass in Fragen der Sicherheit kein Grund zur 
Selbstzufriedenheit besteht. Über 70 % der Mitgliedstaaten und der 
Branchenverbände, die sich an der Online-Umfrage der Kommission beteiligt hatten, 
sind der Auffassung, dass die Fähigkeit, Sicherheitsrisiken zu erkennen und zu 
reduzieren verbessert werden muss. 

– Hauptanliegen der Mitgliedstaaten und der interessierten Kreise sind neben der 
Aufrechterhaltung der aktuellen Sicherheitsleistung die Effizienz und 
Verhältnismäßigkeit des derzeitigen Systems. Die große Mehrheit der 
Organisationen, die sich an der Online-Umfrage der Kommission beteiligten (82 %), 
vor allem die KMU, halten die geltenden Vorschriften für zu detailliert und 
präskriptiv und sind der Auffassung, dass das aktuelle Sicherheitsniveau auch mit 
niedrigeren Nachweiskosten eingehalten werden könnte (83 %). Diese Auffassung 
wird weitestgehend auch von den Mitgliedstaaten geteilt. 

– Die Mitgliedstaaten und die Luftfahrtbranche sind besorgt darüber, dass die Art und 
Weise, wie die technischen Ressourcen derzeit von den Luftfahrtbehörden genutzt 
werden, ineffizient ist und einige nationale Luftfahrtbehörden nur noch über knappe 
Ressourcen verfügen. Die Mehrheit (63 %) der Mitgliedstaaten und der 
Organisationen, die auf die Online-Umfrage der Kommission geantwortet hatten, 
sind überzeugt, dass einige nationale Luftfahrtbehörden nicht über genügende 
finanzielle und personelle Ressourcen verfügen, um ihren Aufsichtsaufgaben 
nachzukommen. 

– Die luftfahrttechnische Industrie setzt sich dafür ein, dass die Union, auch bei der 
Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO), die europäischen Standards für 
die Flugsicherheit in der Zivilluftfahrt international viel aktiver fördern sollte, und 
äußerte Bedenken, inwieweit die Europäische Agentur für Flugsicherheit langfristig 
Ressourcen für die Zertifizierung von Erzeugnissen zur Verfügung haben wird. 

– 73 % Organisationen, die sich an der Online-Umfrage der Kommission beteiligten, 
verwiesen auf mögliche Widersprüche, Lücken und Überschneidungen bei der 
Anwendung der Rechtsvorschriften, die vor allem auf unterschiedliche Auslegungen 
durch die Mitgliedstaaten zurückzuführen sind. 

Die Sozialpartner der Union (sowohl Arbeitnehmer- als auch Arbeitgebervertreter) haben sich 
an den Konsultationen beteiligt, die von der Kommission und der Europäischen Agentur für 
Flugsicherheit durchgeführt wurden. Die Organisationen, die das Luftfahrtpersonal vertreten, 
verwiesen insbesondere darauf, dass das leistungsorientierte Konzept für die Flugsicherheit 
das gegenwärtige System der präskriptiven Bestimmungen ergänzen, jedoch nicht ersetzen 
sollte. Arbeitnehmervertreter warfen zudem die Frage auf, inwieweit die Mitgliedstaaten in 
Zukunft bereit sein werden, Ressourcen für die Aufsicht über die Flugsicherheit 
bereitzustellen, und machten insbesondere geltend, dass das Personal sowohl bei den 
Behörden als auch im Luftfahrtsektor im weitesten Sinne weiterhin sehr gut ausgebildet und 
befähigt sein muss. Die Pilotenvereinigungen äußerten insbesondere Bedenken, dass sich die 
Einstellungspraxis mancher Luftfahrtunternehmen sowie andere innovative Geschäftsmodelle 
möglicherweise nachteilig auf die Sicherheit auswirken könnten. 

Andererseits verwiesen Arbeitnehmervertreter auf die unterschiedliche Anwendung der 
Rechtsvorschriften durch die Mitgliedstaaten sowie auf die Überregulierung und den 
ineffizienten Einsatz der Ressourcen, die für die Zertifizierung und Aufsicht vorgesehen sind. 
So machten die Arbeitgebervertreter vor allem geltend, dass die Luftfahrtbranche innerhalb 
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des Binnenmarkts frei agieren könne, die Aufsicht jedoch nach wie vor dem Grundsatz der 
individuellen Zuständigkeit der Mitgliedstaaten folgt. Für die Arbeitgeber sind gleiche 
Ausgangsbedingungen für alle sowie Standardisierung und Stabilität bei der Umsetzung der 
Vorschriften von besonderer Bedeutung. Einige Organisationen, die Arbeitnehmer vertreten, 
befürworteten die Schaffung einer zentralen Behörde für die Zivilluftfahrt in der Union. 

Die Kommission stimmt im Großen und Ganzen den Ergebnissen der öffentlichen 
Konsultationen zu und hat die Ergebnisse in die Formulierung dieses Vorschlags einfließen 
lassen. Die Fähigkeit der Union, Sicherheitsrisiken zu erkennen und zu reduzieren, dürfte 
durch die Bestimmungen des Vorschlags verbessert werden, die sich mit dem 
Sicherheitsmanagement, dem europäischen Plan für Flugsicherheit und nationalen 
Sicherheitsprogrammen befassen. Die Einführung eines risiko- und leistungsabhängigen 
Regulierungskonzepts dürfte dazu beitragen, die Verhältnismäßigkeit des Rechtsrahmens zu 
erhöhen, da dieser somit den Unterschieden zwischen verschiedenen Arten von 
Luftfahrttätigkeiten und den dabei entstehenden Risiken Rechnung tragen kann. Der 
vorgeschlagene Rechtsrahmen, in dem die nationalen Behörden und die Agentur der 
Europäischen Union für Flugsicherheit Ressourcen bündeln und gemeinsam nutzen können, 
dürfte zu einer größeren Effizienz bei der Nutzung der Ressourcen führen.  

Für unbemannte Luftfahrzeuge wurde eine eigene öffentliche Konsultation durchgeführt, die 
im Ergebnis bestätigte, dass auf Unionsebene dringender Handlungsbedarf besteht, damit das 
Potenzial dieser unbemannten Luftfahrzeuge ausgeschöpft werden kann. Dabei wurde der 
Beitrag unterstrichen, den diese Technologien für Wachstum und Beschäftigung leisten 
können. Die Konsultation bestätigte die Ansicht, dass die gesamte Bandbreite unbemannter 
Luftfahrzeuge nur darauf wartet, ausgeschöpft zu werden, dass jedoch rechtliche und 
technologische Unsicherheiten einen zügigen Ausbau behindern. Einzelgenehmigungen und 
Fragmentierung sind eine erhebliche Belastung. In den Antworten wurden die Sicherheit und 
der Schutz der Privatsphäre als die wichtigsten Aspekte genannt, die es in einem geeigneten 
Rechtsrahmen zu regeln gelte, in dem die Vorschriften im Verhältnis zum Risiko stehen und 
in dem die nationalen Behörden eine wichtige Aufgabe wahrnehmen. 

Die derzeit geltende Aufteilung der Zuständigkeiten für unbemannte Luftfahrzeuge zwischen 
der Union und den Mitgliedstaaten anhand des Gewichtskriteriums von 150 kg gilt allgemein 
als überholt. Die Vorschriften für unbemannte Luftfahrzeuge sollten in Richtung eines 
Konzepts weiterentwickelt werden, bei dem der Einsatz im Mittelpunkt steht und das Risiko 
eines bestimmten Einsatzes von einer Reihe von Faktoren abhängig gemacht wird. Im 
Hinblick auf die Aspekte Sicherheit und Schutz der Privatsphäre beim Einsatz unbemannter 
Luftfahrzeuge wurden bei der Konsultation keine neuen Regeln gefordert, sondern vielmehr 
eine bessere Anwendung der vorhandenen Vorschriften, wobei die nationalen Luftfahrt- und 
Datenschutzbehörden enger zusammenarbeiten sollten. 

• Einholung und Nutzung von Expertenwissen 
Die Kommission hat die Europäische Agentur für Flugsicherheit um eine Stellungnahme 
gebeten, die am 16. März 2015 vorgelegt wurde. Die Stellungnahme stützte sich auf über 
6000 Kommentare, die von den Mitgliedstaaten und den interessierten Kreisen eingereicht 
worden waren, und enthält unterschiedlichste Vorschläge, wie verschiedene Bereiche der 
technischen Regulierung der Luftfahrt innerhalb des europäischen Systems für die 
Flugsicherheit geändert werden könnten, etwa im Bereich der Flugsicherheit, der 
Luftsicherheit, der Forschung, des Umweltschutzes und der effizienten Verwendung von 
Ressourcen. 
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Die Kommission hat darüber hinaus folgende fachliche Unterstützung und Beratung 
hinzugezogen: 

1. Für das Verfahren der Folgenabschätzung wurden zwei Studien in Auftrag gegeben: 

– Die erste Studie untersuchte die Verfügbarkeit, die Effizienz des Einsatzes und die 
Entwicklung der personellen Ressourcen der Luftfahrtbehörden sowie die 
Finanzierung des europäischen Systems der Flugsicherheit. Diese Studie kam zu dem 
Ergebnis, dass sich in den letzten zehn Jahren das Verhältnis zwischen 
Arbeitsbelastung und Ressourcen verschlechtert hat. Zudem zeigte die Studie, dass 
die bestehenden Ressourcen im gesamten System besser eingesetzt werden könnten. 
Mängel wurden auch bei den Qualifikationen des Personals festgestellt. Die Studie 
zieht daraus das Fazit, dass diese Aspekte in ihrer Gesamtheit die Luftfahrtbehörden 
darin behindern, ihr Leistungspotenzial voll auszuschöpfen. Schließlich gelangt die 
Studie zu der Schlussfolgerung, dass sich die Unterschiede in den Arbeitsmethoden 
der nationalen Luftfahrtbehörden und in der Art und Weise, wie diese Behörden 
finanziert werden, darauf auswirken, welche Ausgangsbedingungen auf einem 
gemeinsamen Luftfahrtmarkt herrschen. 

– Die zweite Studie zu den Leistungssystemen und zum Konzept der 
Leistungsabhängigkeit untersuchte, inwieweit Leistungselemente in das 
Flugsicherheitsmanagement eingeführt werden können. Die Studie kam zu dem 
Ergebnis, dass die Einführung eines Systems der Sicherheitsleistungen für die 
Zivilluftfahrt zwar machbar ist, doch aus verschiedenen technischen Gründen nicht 
zu schnell eingeführt werden sollte. Zum Konzept einer leistungsabhängigen 
Regulierung der Flugsicherheit stellte die Studie fest, dass sich dieses zwar positiv 
auf die Flugsicherheit und die Innovation auswirken dürfte, diese Auswirkungen 
jedoch nur qualitativ darstellbar sind und sehr stark davon abhängen werden, wie die 
einzelnen präskriptiven Vorschriften in leistungsabhängige Vorschriften 
umgewandelt werden. Daher ist es unmöglich, die Vorteile eines Konzepts für die 
leistungsabhängige Sicherheitsregulierung im Luftfahrtsektor im Vorfeld zu 
quantifizieren. Diese Studie wurde auch einer Gutachterprüfung durch die 
Luftfahrtbranche und Sachverständige der Mitgliedstaaten unterzogen. 

2. Zudem berücksichtigte die Kommission die Empfehlungen der Untergruppe zur 
Zukunft des EU-Regulierungssystems für die Luftfahrt, die vom Verwaltungsrat der 
Europäischen Agentur für Flugsicherheit eingesetzt wurde und sich aus den Leitern 
der Abteilungen für Zivilluftfahrt der 14 EU/EFTA-Länder sowie Vertretern der 
EASA und der Kommission zusammensetzt6. Schließlich wurden die Ergebnisse der 
unabhängigen externen Bewertung, die gemäß Artikel 62 der Verordnung (EG) 
Nr. 216/2008 über die Durchführung dieser Verordnung vorgenommen wurde, 
berücksichtigt7. Beide Bewertungen empfahlen u. a., die Verordnung (EG) 
Nr. 216/2008 in verschiedenen Punkten zu ändern. Die Zusammenfassung dieser aus 
der Bewertung hervorgegangenen Empfehlungen ist im Bericht über die 
Folgenabschätzung im Anhang zu diesem Vorschlag enthalten. 

                                                 
6 EASA Verwaltungsrat, Untergruppe „Abschlussbericht“ (2015), 
 http://easa.europa.eu/the-agency/governance/management-board/meetings/mb-032014. 
7 Bewertung nach Artikel 62, Abschlussbericht (2013), 
http://easa.europa.eu/system/files/dfu/Article%2062%20Report.pdf.  

http://easa.europa.eu/the-agency/governance/management-board/meetings/mb-032014
http://easa.europa.eu/system/files/dfu/Article%2062%20Report.pdf
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• Folgenabschätzung 
Diesem Vorschlag liegen zwei Folgenabschätzungen bei, die unter [Link] abgerufen werden 
können. Der Bericht über die Folgenabschätzung zur Überprüfung der Verordnung (EG) 
Nr. 216/2008 wurde vom Ausschuss für Folgenabschätzung geprüft, der am 19. Juni 2015 
eine positive Stellungnahme abgab [Link]. Der Ausschuss für Regulierungskontrolle prüfte 
den Bericht über die Folgenabschätzung in Bezug auf die Initiative für die sichere 
Entwicklung und den sicheren Einsatz von Drohnen in der EU und gab am 5. November 2015 
eine positive Stellungnahme ab [Link]. 

• Effizienz der Rechtsetzung und Vereinfachung 
Der Vorschlag schließt bemannte Luftfahrzeuge aus, die von einfacher Bauart sind oder 
hauptsächlich lokal betrieben werden oder selbst gebaut sind oder solche, die besonders selten 
oder nur in geringer Anzahl vorhanden sind. Die Initiative schließt auch Flugplätze aus, die 
nicht zur öffentlichen Nutzung bestimmt sind, die nicht dem gewerblichen Luftverkehr dienen 
oder die bestimmte technische Mindestmerkmale in Bezug auf die Größe oder den Umfang 
des Betriebs nicht erfüllen.  

Kleinstunternehmen und KMU sind vom Anwendungsbereich des Vorschlags nicht 
ausgeschlossen, wie dies bereits jetzt der Fall mit der geltenden Verordnung (EG) 
Nr. 216/2008 ist. Mit dem Vorschlag wird jedoch ein abgestuftes System und damit eine 
größere Verhältnismäßigkeit eingeführt, so dass den Unterschieden zwischen den 
Unternehmensgrößen besser Rechnung getragen werden kann. Die Einführung eines derart 
abgestuften Systems ist eines der Hauptziele des Vorschlags. So dürfte mit einigen 
Maßnahmen der Verwaltungsaufwand für KMU und leichte Luftfahrzeuge verringert werden, 
was für kleine Unternehmen von Vorteil ist. Im Hinblick auf die Konstruktionsgenehmigung 
für Luftfahrzeuge wird ein alternatives Verfahren zur Musterzulassung für Leichtflugzeuge 
vorgeschlagen, die im risikoarmen Betrieb eingesetzt werden. Hersteller ultraleichter 
Luftfahrzeuge, die in der Regel aus den EU-Vorschriften ausgeschlossen sind, könnten auf 
Wunsch ihre Erzeugnisse ebenfalls durch EU-Recht regulieren lassen, um so den freien 
Warenverkehr im Binnenmarkt nutzen zu können. Luftsportvereine und auf leichte 
Luftfahrzeuge spezialisierte Luftsportverbände könnten im Auftrag nationaler 
Luftfahrtbehörden auf der Grundlage festgelegter Bedingungen ermächtigt werden, als 
qualifizierte Rechtspersonen tätig zu werden. 

Der Vorschlag zielt auch auf einen leichteren elektronischen Austausch von Informationen 
und die weitergehende Einführung der Digitaltechnik ab. Insbesondere schlägt die 
Kommission die Einrichtung eines elektronischen Speichers vor, der relevante Informationen 
zur Zertifizierung, Aufsicht und Durchsetzung enthält und für die Luftfahrtbehörden der 
Mitgliedstaaten und die EASA zugänglich ist. Bestimmte, im Speicher erfasste Informationen 
werden auch für die allgemeine Öffentlichkeit zugänglich sein. Es wird vorgeschlagen, dass 
die Agentur ermächtigt wird, mit Unternehmen oder Unternehmensverbänden die Modalitäten 
für die Erfassung, den Austausch und die Auswertung der Daten zu vereinbaren, was den 
Weg für die Einführung von Big-Data-Technologien für die Auswertung der 
Flugsicherheitsdaten ebnen würde. 

• Grundrechte 
Der vorliegende Vorschlag hat keine unmittelbaren Folgen für den Schutz der Grundrechte. 
Ausgenommen hiervon sind die speziell dem Einsatz unbemannter Luftfahrzeuge gewidmeten 
Artikel. Die Vorschriften für den sicheren Einsatz unbemannter Luftfahrzeuge werden zu 
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einer effizienteren Anwendung der vorhandenen Vorschriften für den Schutz der Privatsphäre 
und den Datenschutz beitragen. So wird die Sicherheitsauflage, unbemannte Luftfahrzeuge 
mit einer einem elektronischen Identifizierungschip vergleichbaren Identifizierung 
auszustatten, auch die Identifizierung von Personen unterstützen, die den Schutz der 
Privatsphäre oder die datenschutzrechtlichen Vorschriften nicht beachtet haben.  

4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT 

Der Vorschlag wirkt sich auf den Haushalt der Agentur der Europäischen Union für 
Flugsicherheit aus, der unter Position 06 02 02 im Unionshaushalt erfasst ist (nähere 
Erläuterungen siehe Finanzbogen). 

Der Vorschlag beinhaltet eine Reihe neuer Aufgaben für die Agentur, die aus dem 
Unionsbeitrag zu finanzierende Planstellen erfordern. Der zusätzliche Personalbedarf ergibt 
sich vor allem aus 1) der Koordinierung auf Unionsebene im Zusammenhang mit der 
Erhebung, dem Austausch und der Auswertung von Daten und Informationen („Big Data“), 2) 
der Einrichtung und der Pflege eines Unionsspeichers, in dem die für die Zertifizierung, 
Aufsicht und Durchsetzung relevanten Informationen gespeichert werden, 3) den neuen 
Aufgaben in Bezug auf die Festlegung von Vorschriften und deren Umsetzung in den 
Bereichen Bodenabfertigung, Umweltschutz und Sicherheit, sowie 4) der Schaffung eines 
Rahmens für die Übertragung von Zuständigkeiten innerhalb des europäischen Systems der 
Flugsicherheit, mit dem eine bessere Ausnutzung der unionsweit verfügbaren Ressourcen 
erreicht werden soll. 

Der genannte Personalbedarf wird zum Teil durch die Umsetzung von bereits vorhandenem 
Personal gedeckt, wodurch sich der Bedarf der Agentur an zusätzlichem Personal, das aus 
dem Unionsbeitrag finanziert werden muss, auf 5 Stellen für Zeitbedienstete und 4 Stellen für 
Vertragsbedienstete verringert. 

In Anhang X des Berichts über die Folgenabschätzung wird vorgeschlagen, die 
Gebühreneinnahmen aus den behördlichen ATM/ANS-Aufgaben von Eurocontrol auf die 
Agentur zu verlagern, ohne die Kosten für die Betreiber zu erhöhen. Könnte die Agentur ihre 
Tätigkeiten im Zusammenhang mit ihren behördlichen ATM/ANS-Aufgaben über diese 
Gebühren finanzieren, würden Haushaltsmittel aus dem Unionsbeitrag für die Finanzierung 
zusätzlicher Stellen frei werden. Daher werden in Artikel 109 Absatz 1 Buchstabe f des 
Verordnungsvorschlags Streckengebühren als Einnahmequelle für die Agentur festgelegt. Für 
die Zuweisung von Streckengebühren an die EASA müsste die Durchführungsverordnung 
(EU) Nr. 391/2013 der Kommission vom 3. Mai 2013 zur Festlegung einer gemeinsamen 
Gebührenregelung für Flugsicherungsdienste geändert werden. 

Der Vorschlag zielt darüber hinaus darauf ab, einen Mechanismus einzuführen, mit dem der 
Personalbestand der Agentur, der aus den Gebühren und Entgelten finanziert wird, an den 
festgestellten Bedarf angepasst werden kann. 

Hier sei darauf hingewiesen, dass die Agentur der Europäischen Union für Flugsicherheit eine 
Agentur der Union ist, die sich teilweise aus Gebühren und Entgelten selbst finanziert. Die 
Beiträge der Union und der Drittländer machen etwa ein Drittel ihres Haushalts aus, während 
etwa zwei Drittel aus der Einnahme von Gebühren und Entgelten der Luftfahrtbranche 
stammen, die diese für die Zertifizierung und andere Dienstleistungen entrichtet. Die 
Einnahmen aus dem Unionsbeitrag und die aus den Gebühren und Entgelten werden getrennt 
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erfasst, denn das Buchführungssystem der Agentur trennt strikt zwischen den aus dem 
Unionsbeitrag finanzierten Tätigkeiten und denen, für die Gebühren und Entgelte entrichtet 
werden, um jegliche Querfinanzierung zu vermeiden. Da es der Wunsch des Gesetzgebers 
war, dass die Gebühren und Entgelte die tatsächlichen Kosten widerspiegeln sollen, ist der 
Unionsbeitrag für diese Agentur demnach keine „Ausgleichsleistung“, wie dies bei anderen 
teilweise selbst-finanzierten Agenturen der Fall ist. 

Die Kommission schlägt vor zu prüfen, inwieweit sich eine größere Flexibilität erreichen 
lässt, damit die Agentur entsprechend der schwankenden Dienstleistungsnachfrage der 
Luftfahrtbranche ihren Stellenplan an die von dieser Branche für die Zertifizierung und 
andere Dienstleistungen entrichteten Gebühren und Entgelte anpassen kann. Diese Flexibilität 
lässt sich jedoch nur realisieren, wenn solide Indikatoren zur Messung der Arbeitsbelastung 
und der Effizienz der Agentur entwickelt werden können. Damit soll sichergestellt werden, 
dass eine größere Flexibilität nicht zu zusätzlichen Belastungen für die Luftfahrtbranche führt. 
Die Indikatoren könnten verschiedene Faktoren berücksichtigen, wie beispielsweise die 
durchschnittliche Fristeinhaltung bei Zertifizierungstätigkeiten, die Bearbeitungszeiten für 
Anträge der Branche, der durchschnittliche Aufwand je Zertifizierungstätigkeit und das 
Verhältnis zwischen Gemeinkosten und Tätigkeitskosten insgesamt. Bei rückläufiger 
Nachfrage muss die Agentur ihren gebührenfinanzierten Personalbestand entsprechend nach 
unten korrigieren. Der notwendige Personalabbau könnte durch den Abschluss befristeter 
Verträge und die natürliche Personalfluktuation in Verbindung mit einer soliden Planung 
künftiger Aufgaben realisiert werden. 

Die Notwendigkeit, Personal über Gebühren zu finanzieren, entsteht aufgrund verschiedener 
Faktoren. Faktoren, die die Marktnachfrage in den nächsten fünf Jahren beeinflussen könnten: 

• Die Nachfrage nach neuen Luftfahrzeugen, vor allem im asiatisch-pazifischen Raum, 
wo mit einer Verdreifachung der Flotte zu rechnen ist, wird teilweise mit neuen 
Luftfahrzeugmustern von Herstellern aus dieser Region befriedigt werden, die 
ebenfalls dem EASA-Zulassungsverfahren unterliegen.  

• Der weltweit erwartete Anstieg des Verkehrsaufkommens um jährlich 3 % wird sich 
direkt auf die Tätigkeiten der Agentur auf dem Gebiet der Lufttüchtigkeit auswirken 
(sicherheitskritische Aufsicht), da der Arbeitsanfall pro Musterzulassung im direkten 
Verhältnis zur Nutzung des Luftfahrzeugmusters durch die Luftfahrtunternehmen 
steht. 

• Neue Technologien, beispielsweise im Bereich der Entwicklung unbemannter 
Luftfahrzeuge, elektrischer Luftfahrzeuge oder neuer Luftschiffe. 

Faktoren, die Einfluss auf die Übertragung neuer Aufgaben auf die Agentur haben könnten: 

• Big-Data-Projekt 

• Übertragung von Zuständigkeiten von den Mitgliedstaaten an die Agentur gemäß den 
vorgeschlagenen Artikeln 53, 54 und 55 auf der Grundlage eines gebührenfinanzierten 
Systems.  

• Angesichts der Zunahme von Sicherheitsbedrohungen, auch in Bezug auf die 
Cybersicherheit, könnten neue Zertifizierungskonzepte notwendig werden. 
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Die Kommission plant, die Frage der Einführung eines neuen Modells, mit dem flexibel auf 
schwankende Arbeitsbelastungen infolge der Nachfrage der Luftfahrtbranche reagiert werden 
kann und bei dem mit Hilfe von Indikatoren die Effizienz aufrechterhalten wird, mit dem 
Europäischen Parlament und dem Rat im Rahmen der interinstitutionellen Arbeitsgruppe 
(IIWG) über die Ressourcen der dezentralen Agenturen zu erörtern, dessen nächste Sitzung 
für März 2016 vorgesehen ist. 

Gleichzeitig wird die Kommission gemeinsam mit der Agentur weiter daran arbeiten, 
Indikatoren festzulegen, mit denen sich die Arbeitsbelastung und Effizienz der Agentur 
messen und mit den Gebühren und Entgelten rückkoppeln lassen, um im Einzelnen 
festzustellen, wie ein flexibles System für gebühren- und entgeltabhängige Stellen in der 
Praxis aussehen könnte und welche Auswirkungen dies auf den Stellenplan der Agentur hätte. 

Die Forderung nach einer größeren Flexibilität bei der Anpassung des Personalbestands bei 
gebühren- und entgeltfinanzierten Stellen steht in engem Zusammenhang mit dem 
Schwerpunkt der Kommission für mehr Arbeitsplätze, Wachstum und Investitionen. Von 
gebühren- und entgeltfinanzierten Tätigkeiten erhofft sich die europäische Luftfahrtbranche 
als wesentliche Voraussetzung für ihre Wettbewerbsfähigkeit zeitnahe und marktorientierte 
Reaktionen auf ihre Erfordernisse.  

5. WEITERE ANGABEN 

• Durchführungspläne sowie Monitoring-, Bewertungs- und 
Berichterstattungsmodalitäten 

Die Monitoring-, Bewertungs- und Berichterstattungsmodalitäten für diese Initiative sind in 
Kapitel 7 des beigefügten Berichts über die Folgenabschätzung erläutert. Für das Monitoring 
und die Bewertung stehen bereits umfangreiche Verfahren zur Verfügung, denn die 
Leistungsüberwachung im Bereich der Flugsicherheit ist ein fester Bestandteil des 
Rechtsrahmens der Union. Wie schon bei der noch geltenden Verordnung (EG) Nr. 216/2008 
ist die Wirksamkeit der vorgeschlagenen Maßnahme nach ihrer Verabschiedung alle fünf 
Jahre zwingend einer Bewertung zu unterziehen. 

• Erläuternde Dokumente (bei Richtlinien) 
Nicht zutreffend. 

• Ausführliche Erläuterung einzelner Bestimmungen des Vorschlags  
Der gesamte Wortlaut der vorgeschlagenen Verordnung wurde einer eingehenden 
Qualitätsprüfung der Rechtsvorschriften unterzogen, in deren Folge die Kommission einen 
neuen, klareren Aufbau für die Verordnung mit einem einheitlichen Sprachgebrauch 
vorschlägt, was sich vor allem auf das Kapitel III auswirkt, das sich mit den verschiedenen 
Bereichen der Flugsicherheit befasst.  

Alle Bestimmungen in Bezug auf die Tätigkeiten der nationalen zuständigen Stellen und der 
Agentur in den Bereichen Zertifizierung, Aufsicht und Durchsetzung wurden nunmehr in 
Kapitel IV zusammengefasst. Kapitel III des Verordnungsvorschlags enthält lediglich die 
Bestimmungen, die sich auf die juristischen und natürlichen Personen beziehen, die unter die 
Verordnung fallen (d. h. Piloten, Organisationen, die für die Herstellung von Luftfahrzeugen 
zuständig sind, Betreiber von Flugplätzen, usw.). 
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Kapitel I „Grundsätze“ 

Artikel 1: Gegenüber der geltenden Verordnung (EG) Nr. 216/2008 wurden in den 
Verordnungsvorschlag weitere Ziele sowie die Mittel zu deren Erreichung aufgenommen. 

Artikel 2: Dieser Artikel vereint die Artikel 1 und 4 der Verordnung (EG) Nr. 216/2008. Der 
Wortlaut ist vereinfacht worden. Die wichtigste Änderung besteht darin, dass den 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit eröffnet wird, einige Bestimmungen der neuen Verordnung 
auf die Tätigkeiten und Dienstleistungen anzuwenden, die mit staatlichen Luftfahrzeugen 
erbracht werden, wie beispielsweise mit solchen, die für den Zoll, die Polizei, Such- und 
Rettungsdienste, die Brandbekämpfung, den Küstenschutz oder ähnliche Tätigkeiten oder 
Dienste eingesetzt werden, sowie auf die ATM/ANS-Tätigkeiten des Militärs. Diese Option 
ermöglicht es beispielsweise einem Mitgliedstaat, die Bestimmungen auf eine oder mehrere 
Tätigkeiten oder Dienstleistungen modular anzuwenden. Auch bleibt es dem betreffenden 
Mitgliedstaat überlassen, zu entscheiden, für welche Bereiche der Luftfahrtregulierung 
(Lufttüchtigkeit, fliegendes Personal, Betrieb, usw.) er diese Option nutzen möchte. Greift ein 
Mitgliedstaat für eine Tätigkeit auf diese Option zurück, muss sie den einschlägigen 
Bestimmungen der neuen Verordnung und den auf ihrer Grundlage erlassenen Rechtsakten 
genügen. Zudem werden die Mitgliedstaaten zu jedem Zeitpunkt beschließen können, die 
Anwendung der Bestimmungen der Verordnung auf staatliche Luftfahrzeuge oder die 
ATM/ANS-Tätigkeiten des Militärs zu beenden, sofern ein angemessener Übergangszeitraum 
eingehalten wird. 

Darüber hinaus wurde die Liste der Luftfahrzeuge, die vom Anwendungsbereich der 
Verordnung ausgenommen sind (Anhang I Luftfahrzeuge), überarbeitet (so wurden kleine 
Luftfahrzeuge mit elektrischem Antrieb hinzugefügt). Außerdem wird vorgeschlagen, die 
Kommission zu ermächtigen, auf der Grundlage delegierter Rechtsakte Gewichtsgrenzen und 
andere technische Merkmale der in Anhang I aufgeführten Luftfahrzeuge anzupassen. 
Schließlich wird vorgeschlagen, dass die Hersteller der in Anhang I aufgeführten 
Luftfahrzeuge beantragen können, einzelne Luftfahrzeugmuster durch Bestimmungen der 
Verordnung regulieren zu lassen. Diese Option wurde speziell für die Luftfahrzeuge 
konzipiert, die in Serie hergestellt werden und die vom freien Warenverkehr im Binnenmarkt 
und gemeinsamen Anforderungen profitieren könnten. 

Diese so genannten „Opt-in“- oder „Opt-out“-Optionen unterliegen bestimmten Bedingungen, 
mit denen, beispielsweise durch einen vorherigen Beschluss der Kommission, vor allem die 
ordnungsgemäße Anwendung der neuen Verordnung, die Einhaltung der in ihrem Artikel 1 
genannten Ziele und die Rechtssicherheit für alle Beteiligten gewährleistet werden sollen. 

Artikel 3: Die Änderungen der materiellen Bestimmungen des Verordnungsvorschlags 
machten es notwendig, dass auch einige Begriffsbestimmungen geändert und neue 
aufgenommen werden mussten. Die Begriffsbestimmungen für „technisch komplizierte 
motorgetriebene Luftfahrzeuge“ und „gewerbliche Tätigkeit“ wurden nicht beibehalten, da sie 
mit dem risikogestützten Ansatz nicht mehr vereinbar waren. Die einzelnen Kriterien, auf die 
diese Begriffsbestimmungen Bezug nehmen, lassen sich besser in delegierten Rechtsakten 
festlegen. Am Ende des Verordnungsvorschlags (Artikel 26) wurden Bestimmungen 
aufgenommen, die einen ordnungsgemäßen Übergang in den Fällen gewährleisten sollen, in 
denen eine Begriffsbestimmung geändert oder gestrichen wurde. 

Artikel 4: Gegenüber der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 wird ein neuer Artikel mit 
grundlegenden Prinzipien aufgenommen. Insbesondere wird der Grundsatz der 
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Verhältnismäßigkeit eingeführt und damit auch dem Standpunkt des Rates zu der von der 
Kommission bereits vorgelegten SES-II+-Initiative Rechnung getragen. Außerdem werden 
Kriterien für die Durchführung der Risikobewertungen festgelegt, auf deren Grundlage dann 
Maßnahmen formuliert und durchgeführt werden, die sich auf die neue Verordnung stützen. 

Kapitel II „Flugsicherheitsmanagement“: 

Artikel 5-8: Das neu eingeführte Kapitel zum Flugsicherheitsmanagement setzt die Annahme 
des europäischen Flugsicherheitsprogramms und des europäischen Plans für Flugsicherheit 
voraus und setzt die im ICAO-Anhang 19 genannten Richtlinien und Empfehlungen für 
staatliche Sicherheitsprogramme um. Artikel 6 zum europäischen Plan für Flugsicherheit führt 
das Konzept eines annehmbaren Niveaus der Sicherheitsleistung (Acceptable Level of Safety 
Performance) auf Unionsebene ein. Mit der Einführung dieses Konzepts werden jedoch keine 
verbindlichen Sicherheitsziele für die Union oder ihre Mitgliedstaaten festgelegt. 

Kapitel III „Materielle Anforderungen“ 

Artikel 9-18: Die Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 zur Lufttüchtigkeit 
wurden geändert, um den bisherigen Erfahrungen und dem neuen Begriff der nicht 
eingebauten Ausrüstung Rechnung zu tragen. Auch wird der Anwendungsbereich der 
Bestimmungen für die Ausstellung von Lufttüchtigkeitszeugnissen auf die 
Umweltverträglichkeit von luftfahrttechnischen Erzeugnissen ausgeweitet. Die 
Umweltstandards für Erzeugnisse sollten sich zwar auch weiterhin auf den ICAO-Anhang 16 
stützen, doch hat die Union jetzt genügend Spielraum, die ICAO-Richtlinien an ihre 
besonderen Bedürfnisse anzupassen, so wie dies bereits im Bereich der Flugsicherheit der Fall 
ist. Schließlich wird vorgeschlagen, dass bei einem Betrieb mit geringem Risiko die 
Lufttüchtigkeit und die Umweltverträglichkeit der Konstruktion von Erzeugnissen und Teilen 
bewertet werden können, ohne dass ein Zeugnis ausgestellt werden muss. Von dieser 
Möglichkeit könnte speziell für bestimmte Luftfahrzeuge Gebrauch gemacht werden, die im 
allgemeinen Luftfahrtsektor zum Einsatz kommen. Zudem ist davon auszugehen, dass die in 
Anhang I der Verordnung aufgeführten Hersteller von Luftfahrzeugen diese Flexibilität 
nutzen, wenn sie sich für die in Artikel 2 eröffnete Option für eine Regulierung im Rahmen 
des Unionssystems entscheiden. 

Die Umweltverträglichkeit, die in der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 in Artikel 6 geregelt 
wurde, wird jetzt in den Artikeln 9 bis 18 des Verordnungsvorschlags behandelt 
(Lufttüchtigkeit und Umweltschutz). Weitere Umweltschutzbestimmungen wurden auch in 
Artikel 75 hinzugefügt. 

Artikel 19-25: Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 wurde neu gegliedert in die 
Artikel 19 bis 25 übernommen. Der Anwendungsbereich der Artikel wurde auf die 
Kabinenbesatzung ausgeweitet, weshalb die einschlägigen Bestimmungen aus Artikel 10 der 
Verordnung (EG) Nr. 216/2008 in diesen Abschnitt übernommen wurden. Der Wortlaut in 
Bezug auf die Pilotenlizenz für den Freizeitflugverkehr wurde vereinfacht und die 
Formulierungen in Bezug auf die Ärzte für Allgemeinmedizin nach Kapitel IV verschoben, in 
dem Zertifizierungsfragen geregelt werden. 

Artikel 26-28: Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 wurde neu gegliedert in die 
Artikel 26 bis 28 übernommen. Die Zertifizierungsanforderung ist nun auf den gewerblichen 
Luftverkehrsbetrieb beschränkt. Andere Betriebsarten, für die eine Zertifizierung oder 
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Erklärung vorgelegt werden muss, sind je nach Risikobewertung in delegierten Rechtsakten 
festzulegen. 

Artikel 29-34: Artikel 8a der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 wurde neu gegliedert in die 
Artikel 29 bis 34 übernommen. In den Anwendungsbereich dieses Abschnitts wurde die 
Bodenabfertigung hinzugefügt. Ferner wird vorgeschlagen, dass Anbieter von 
Vorfeldmanagementdiensten zum Nachweis der Einhaltung der geltenden Anforderungen 
eine Erklärung statt einer Zertifizierung vorlegen können.  

Artikel 35-39: Artikel 8b der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 wurde neu gegliedert in die 
Artikel 35 bis 39 übernommen. Der Wortlaut stützt sich auf den im Rat über die SES-II+-
Initiative erzielten Kompromiss. Insbesondere wurden Bestimmungen zu den Erklärungen 
von Organisationen aufgenommen, die mit der Konstruktion, Herstellung und Instandhaltung 
von ATM/ANS-Systemen und -Komponenten befasst sind.  

Artikel 40-44: Artikel 8c der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 wurde neu gegliedert in die 
Artikel 40 bis 44 übernommen. Die Bestimmungen haben sich im Vergleich zur Verordnung 
(EG) Nr. 216/2008 inhaltlich nicht geändert.  

Artikel 45-47: Diese Artikel bilden die Rechtsgrundlage für die aufgrund des erweiterten 
Anwendungsbereichs des Verordnungsvorschlags vertieften Vorschriften für unbemannte 
Luftfahrzeuge.  

Im Einzelnen: 

Artikel 45 bezieht sich auf den einschlägigen Anhang IX, der die grundlegenden 
Anforderungen an die Konstruktion, die Herstellung, den Betrieb und die Instandhaltung 
unbemannter Luftfahrzeuge enthält, die für einen sicheren Einsatz eingehalten werden 
müssen.  

In Artikel 46 werden verschiedene Möglichkeiten aufgezeigt, wie die Einhaltung der 
grundlegenden Anforderungen nachgewiesen werden kann. Da unbemannte Luftfahrzeuge in 
einer Art und Weise eingesetzt werden können, die für bemannte Luftfahrzeuge nicht möglich 
ist, ist der Einsatz unbemannter Luftfahrzeuge mit unterschiedlichsten Risiken behaftet – von 
einem hohen Risiko bei herkömmlichen Einsätzen wie bei bemannten Luftfahrzeugen bis zu 
einem sehr niedrigen Risiko. Damit die Vorschriften und Verfahren im Verhältnis zum 
Einsatzrisiko stehen, sollte zu einem Konzept übergegangen werden, das den Einsatz in den 
Mittelpunkt stellt und bei dem das Risiko eines Einsatzes oder einer Einsatzart genau bewertet 
wird.  

Für die Massenfertigung unbemannter Luftfahrzeuge, die ein geringes Risiko darstellen, wird 
vorgeschlagen, auf die vorhandenen Marktüberwachungsmechanismen zurückzugreifen, die 
in der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 und in dem Beschluss Nr. 768/2008/EG festgelegt sind 
und sich speziell mit der Produktion und Vermarktung dieser Art von Erzeugnissen befassen. 
Allerdings bleiben auch in diesem Fall die Luftfahrtbehörden indirekt einbezogen, da die 
Grenzen, die der Einsatzfähigkeit auferlegt würden (z. B. eine Flughöhe von höchstens 
50 Metern, um das Risiko gering zu halten), direkt aus den herkömmlichen Anforderungen an 
den Luftverkehr abgeleitet werden müssen. Zwar hat die Agentur nicht die Aufgabe, die 
Aufsicht über die Marktüberwachungsmechanismen zu führen, doch die Kommission ist zu 
jedem Zeitpunkt berechtigt zu überprüfen, ob die Mitgliedstaaten ihrer Verantwortung 
nachkommen. Zudem greifen die Marktüberwachungsmechanismen dann, wenn Bürgerinnen 
und Bürger sowie Unternehmen Beschwerden einreichen, in denen zu Recht auf nicht 
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konforme Erzeugnisse hingewiesen wird. Die Feststellung der Nichtkonformität in einem 
bestimmten Mitgliedstaat wird dann anschließend im gesamten Binnenmarkt kommuniziert. 

Artikel 48-50: Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 wurde neu gegliedert in die 
Artikel 48-50 übernommen. Eine Genehmigung wird nunmehr nur noch von im gewerblichen 
Luftverkehr tätigen Drittlandbetreibern verlangt. Andere Kategorien des Drittlandbetriebs, für 
die eine Genehmigung oder Erklärung vorgelegt werden muss, sind je nach Risikobewertung 
in delegierten Rechtsakten festzulegen. Auch wurde entsprechend der gängigen Praxis 
geklärt, dass Überflüge durch Drittlandbetreiber nicht genehmigungspflichtig sind. 

Kapitel IV „System der gemeinsamen Aufsicht und Durchsetzung“ 

Artikel 51: Alle Bestimmungen der geltenden Verordnung (EG) Nr. 216/2008 zu den 
Aufgaben der zuständigen nationalen Stellen und der Agentur in Bezug auf die Zertifizierung, 
Aufsicht und Durchsetzung wurden in diesem Artikel zusammengefasst. Darüber hinaus wird 
vorgeschlagen, eine klare Rechtsgrundlage für die Befugnis der Kommission zu schaffen, 
Anforderungen an die Managementsysteme der Behörden, die Befähigung der Inspektoren, 
die Bedingungen für die Durchführung von Inspektionen und sonstigen Aufsichtstätigkeiten, 
die Vorfeldinspektionen und Startverbote für Luftfahrzeuge bei Verstößen in delegierten 
Rechtsakten festzulegen. 

Artikel 52-54: Gegenüber der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 wurden neue Bestimmungen 
über die Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten, der 
Kommission und der Agentur der Europäischen Union für Flugsicherheit in Fragen der 
Zertifizierung, Aufsicht und Durchsetzung aufgenommen. So wurde ein Mechanismus 
eingeführt, mit dem ein Pool von Luftfahrtinspektoren und sonstigen Sachverständigen 
gebildet werden soll, auf den die Mitgliedstaaten im Zuge ihrer gemeinsamen 
Aufsichtspflichten zurückgreifen können. Auch die Finanzierung dieses Mechanismus ist 
festgelegt. Außerdem wird die Möglichkeit der Mitgliedstaaten, Zuständigkeiten an die 
Agentur zu übertragen (im Bereich der Produktionsanlagen und Flugsimulatoren zu 
Ausbildungszwecken bereits möglich), auf alle Arten von Tätigkeiten erweitert. In gleicher 
Weise werden auch die Grundlagen für die Übertragung von Zuständigkeiten zwischen 
Mitgliedstaaten geschaffen. In Artikel 54 wird die Möglichkeit für multinational tätige 
Organisationen eingeführt, die Agentur als ihre zuständige Behörde zu benennen. Bei den in 
diesen Artikeln vorgeschlagenen Maßnahmen handelt es sich überwiegend um freiwillige 
Maßnahmen. 

Artikel 55: Um bei etwaigen systemischen Defiziten in der Aufsicht eines Mitgliedstaats über 
die Flugsicherheit gegensteuern zu können, wird als neue Bestimmung ein 
Notaufsichtsmechanismus vorgeschlagen, auf den als letztes Mittel und nur befristet 
zurückgegriffen werden kann. Es wird vorgeschlagen, dass die Kommission diesen 
Mechanismus per Beschluss und anhand rechtlich klar festgelegter Kriterien aktivieren bzw. 
beenden kann. 

Artikel 56: In den Anwendungsbereich dieses Artikels werden Erklärungen aufgenommen.  

Artikel 57: In diesen Artikel wird die Möglichkeit aufgenommen, ausländische Zeugnisse 
und ähnliche Bescheinigungen auf der Grundlage von in delegierten Rechtsakten festgelegten 
Bedingungen zu akzeptieren. Ferner wird vorgeschlagen, die Bestimmungen in der geltenden 
Verordnung (EG) Nr. 216/2008 zu bilateralen Abkommen über die Flugsicherheit zu 
streichen. 
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Artikel 58: Die Bestimmungen über die Akkreditierung qualifizierter Stellen wurden geklärt. 
Es wird vorgeschlagen, dass qualifizierten Stellen das Recht erteilt wird, im Namen der 
Agentur oder der nationalen zuständigen Behörde Zeugnisse auszustellen, zu widerrufen oder 
zu suspendieren. Eingeführt wird der Grundsatz der Anerkennung der Akkreditierung 
qualifizierter Stellen. Der neu eingeführte Grundsatz der Anerkennung der Akkreditierung 
qualifizierter Stellen beschränkt nicht das Recht der Mitgliedstaaten, zu entscheiden, welcher 
qualifizierten Stelle sie Zertifizierungs- und Aufsichtsaufgaben zu übertragen gedenken. 
Darüber hinaus wird vorgeschlagen, dass Mitgliedstaaten eine qualifizierte Stelle gemeinsam 
akkreditieren können. 

Artikel 59 und 60: Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 wurde in zwei Artikel 
aufgeteilt. Artikel 59 regelt die Ergreifung von Dringlichkeitsmaßnahmen, während 
Artikel 60 Bestimmungen zu flexiblen Maßnahmen enthält. Entsprechend dem Konzept der 
Risikoabhängigkeit wird vorgeschlagen, dass die Agentur und die Kommission nur solche 
Maßnahmen bewerten, die sich nicht länger als auf eine Flugplanperiode (acht Monate) 
erstrecken. 

Artikel 61-63: Diese Artikel befassen sich mit Informationen (einschließlich Daten), die für 
die Durchführung der vorgeschlagenen neuen Verordnung relevant sind. Neu ist die Rolle der 
Agentur, die Erhebung, den Austausch und die Auswertung der Informationen auf 
Unionsebene zu koordinieren. Die Bestimmungen zum Schutz der Informationen und der 
Informationsquellen wurden der Verordnung (EU) Nr. 376/2014 über die Meldung von 
Ereignissen angeglichen. Für einen neuen Speicher, in dem die für die Zertifizierung, Aufsicht 
und Durchsetzung relevanten Informationen erfasst werden und der von der Agentur verwaltet 
wird, wurde die Rechtsgrundlage geschaffen. Es wird vorgeschlagen, dass auch die 
Mitgliedstaaten diesen Speicher für den Informationsaustausch über die flugmedizinische 
Tauglichkeit von Piloten nutzen können. 

Kapitel V „Die Agentur der Europäischen Union für Flugsicherheit“ 

Artikel 64-65: In Artikel 64 wurden drei neue Aufgaben der Agentur aufgenommen 
(Unterstützung der nationalen zuständigen Behörden, Unterstützung der Kommission bei der 
Umsetzung der Luftfahrtleistungssysteme und die Zusammenarbeit in technischen, die 
Zivilluftfahrt betreffenden Fragen mit anderen Unionsgremien, wie beispielsweise mit der 
Europäischen Chemikalienagentur oder der Europäischen Verteidigungsagentur). Artikel 18 
und 19 der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 wurden in Artikel 65 zusammengefasst.  

Artikel 66-67: Diese Artikel wurden an die Änderungen angepasst, die in den Abschnitten I 
und II von Kapitel III des Verordnungsvorschlags vorgenommen wurden. Die Zuständigkeit 
der Agentur für die Zulassung von Organisationen, die keinen Sitz in der Union haben, wurde 
auf die Organisationen begrenzt, die sich außerhalb des Hoheitsgebiets befinden, für das ein 
Mitgliedstaat nach dem Abkommen von Chicago zuständig ist. Damit wird die Frage geklärt, 
welche Behörde für die Zulassung von Organisationen, die sich in den überseeischen Ländern 
und Gebieten eines Mitgliedstaats befinden, zuständig ist. Vor dem Hintergrund der 
bisherigen Erfahrungen wurden auch im Hinblick auf die Aufgabe der Agentur, 
Flugsimulationsübungsgeräte zuzulassen, Änderungen vorgenommen. 

Artikel 22 der Verordnung (EG) Nr. 216/2008: Die Bestimmungen dieses Artikels zur 
Beschränkung der Flugzeiten wurden Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe f und Artikel 65 
Absatz 7 hinzugefügt, während die Bestimmungen zu den Maßnahmen, die die Agentur in 
dringenden Fällen ergreift, in Artikel 65 Absatz 6 übernommen wurden. 
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Artikel 68: Die Änderungen stützen sich weitestgehend auf den im Rat über die SES-II+-
Initiative erzielten Kompromiss. Vor allem kommt das Konzept der Konformitätserklärung in 
diesem Artikel zum Ausdruck. Aus Gründen der Klarheit wird vorgeschlagen, diesen Artikel 
aufzuteilen und zwar in Absatz 1, der sich auf Organisationen bezieht, und Absatz 2, der sich 
mit Systemen und Komponenten befasst. Für die Zertifizierung von Systemen und 
Komponenten ist die Agentur nur dann zuständig, wenn die Kommission entsprechende 
delegierte Rechtsakte verabschiedet, in denen dies festgelegt ist. 

Artikel 69: Die Zuständigkeit der Agentur für die Zulassung von Organisationen, die keinen 
Sitz in der Union haben, wurde auf die Organisationen begrenzt, die sich außerhalb des 
Hoheitsgebiets befinden, für das ein Mitgliedstaat nach dem Abkommen von Chicago 
zuständig ist. Damit wird die Frage geklärt, welche Behörde für die Zulassung von 
Organisationen, die sich in den überseeischen Ländern und Gebieten eines Mitgliedstaats 
befinden, zuständig ist. 

Artikel 70: Gegenüber der entsprechenden Bestimmung der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 
wurde ein neuer Absatz hinzugefügt, der die Agentur verpflichtet, der Kommission bei der 
Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 Hilfestellung zu leisten. 

Artikel 71: Dieser Artikel entspricht dem Artikel 55 der Verordnung (EG) Nr. 216/2008. Der 
Wortlaut dieses Artikels wurde aktualisiert, um dem aktuell von der Kommission verfolgten 
Konzept für die Untersuchungen Rechnung zu tragen, die von Organen und Gremien der 
Union in den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten durchgeführt werden. So wird deutlicher, 
dass die Untersuchungsbefugnisse der Agentur im Einklang mit den geltenden Bestimmungen 
des einzelstaatlichen Rechts des Mitgliedstaats wahrgenommen werden müssen, in dem die 
Untersuchungen stattfinden.  

Artikel 72: Der Artikel wurde entsprechend den bisher mit der Durchführung gemachten 
Erfahrungen angepasst. So wurde geklärt, dass Geldbußen grundsätzlich nur dann auferlegt 
werden sollen, wenn andere Durchsetzungsmaßnahmen unangemessen oder 
unverhältnismäßig wären. 

Artikel 73: Artikel 24 und 54 der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 wurden in diesem Artikel 
zusammengefasst. Der Wortlaut dieses Artikels wurde aktualisiert, um dem aktuell von der 
Kommission verfolgten Konzept für die Untersuchungen Rechnung zu tragen, die von 
Organen und Gremien der EU in den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten durchgeführt 
werden. So wird deutlicher, dass die Untersuchungsbefugnisse der Agentur im Einklang mit 
den geltenden Bestimmungen des einzelstaatlichen Rechts des Mitgliedstaats wahrgenommen 
werden müssen, in dem die Untersuchungen stattfinden. Hinzugefügt wurde eine 
Bestimmung, mit der die Agentur verpflichtet wird, in ihren jährlichen Sicherheitsbericht eine 
Zusammenfassung der Informationen darüber aufzunehmen, inwieweit jeder Mitgliedstaat die 
Bestimmungen der neuen Verordnung und die auf ihrer Grundlage erlassenen 
Einzelvorschriften angewandt hat. 

Artikel 74: Die bereits vorhandenen Bestimmungen wurden erweitert, indem die Agentur den 
Auftrag erhält, die Kommission bei der Identifizierung der Forschungsthemen zu 
unterstützen, die für die von der Verordnung erfassten Bereiche von zentraler Bedeutung sind. 
Ferner soll die Agentur bei der Vorbereitung und Umsetzung von Forschungsprogrammen der 
Union Unterstützung leisten. Darüber hinaus eröffnet dieser Artikel der Agentur die 
Möglichkeit, sich an Forschungsprojekten in ihrem Kompetenzbereich zu beteiligen und 
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hierfür Ad-hoc-Finanzhilfen aus dem EU-Rahmenprogramm für Forschung und Innovation 
oder aus anderen Förderprogrammen der Union zu erhalten. 

Artikel 75: Ein neuer Artikel wurde hinzugefügt, der sich mit Fragen des Umweltschutzes in 
der Zivilluftfahrt befasst. Mit diesem Artikel soll der gegenwärtige Anwendungsbereich von 
Unionsmaßnahmen nicht ausgeweitet werden, sondern es sollen vielmehr die gegenseitigen 
Abhängigkeiten, die zwischen Umweltschutzmaßnahmen (z. B. dem Verbot bestimmter 
Chemikalien) und anderen technischen Bereichen der Luftfahrtregulierung bestehen können, 
in den Blickpunkt gerückt werden. Zudem wird die Agentur verpflichtet, die Kommission bei 
der Festlegung und Koordinierung von Umweltschutzmaßnahmen in der Luftfahrt zu 
unterstützen und alle drei Jahre einen Umweltbericht vorzulegen, für den dieser Artikel die 
Rechtsgrundlage bildet. 

Artikel 76: Zu den technischen Aspekten der Luftsicherheit, die in direktem Zusammenhang 
mit der Flugsicherheit stehen, wurde ein neuer Artikel hinzugefügt. Der Artikel befasst sich 
vor allem mit dem Zusammenspiel zwischen Maßnahmen der Luftsicherheit (z. B. 
Verschlusssysteme für die Cockpittür) und der Flugsicherheit. Zudem eröffnet dieser Artikel 
der Kommission die Möglichkeit, bei der Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 
auf die Kompetenz der Agentur zurückzugreifen. Schließlich wird vorgeschlagen, in diesem 
Artikel ein Verfahren festzulegen, dass es der Agentur gestattet, im Rahmen ihrer 
Zuständigkeiten Maßnahmen zu ergreifen, um die Zivilluftfahrt gegen widerrechtliche 
Eingriffe zu schützen, indem sie beispielsweise Leitlinien zur Lufttüchtigkeit oder Bulletins 
mit Sicherheitsinformationen herausgeben. Es wird vorgeschlagen, dass die Agentur diese 
Maßnahmen im Einvernehmen mit der Kommission und nach Anhörung der Mitgliedstaaten 
ergreift. Bevor sie den von der Agentur geplanten Maßnahmen zustimmt, kann die 
Kommission die Stellungnahme des gemäß der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 eingesetzten 
Luftsicherheitsausschusses einholen. 

Artikel 77: Mit den neuen Bestimmungen dieses Artikels wird in Absatz 4 vorgeschlagen, 
einen Speicher einzurichten, in dem erfasst wird, inwieweit die ICAO-Richtlinien 
und -Empfehlungen einerseits von den Bestimmungen dieser Verordnung sowie den auf ihrer 
Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten andererseits 
abweichen. In Absatz 5 wird eine Bestimmung zur Zusammenarbeit von Kommission, 
Agentur und nationalen zuständigen Behörden vorgeschlagen, die sich hierfür auf ein Netz 
von Sachverständigen stützen. Schließlich wird in Absatz 6 dargelegt, dass die Agentur in 
technischen Fragen mit Drittländern kooperieren und sich an Hilfsprojekten mit Drittländern 
beteiligen kann, für die Ad-hoc-Finanzhilfen bereitgestellt werden. 

Artikel 78-80: Es wird die Aufnahme von drei neuen Artikeln vorgeschlagen, die die Rolle 
der Agentur bei der Krisenbewältigung, der Luftfahrtausbildung und der Verwirklichung des 
Einheitlichen Europäischen Luftraums zum Gegenstand haben. 

Artikel 81-103: Die im Vergleich zur Verordnung (EG) Nr. 216/2008 vorgeschlagenen 
Änderungen berücksichtigen die bisherigen Erfahrungen und die Standardklauseln für 
Agenturen der Europäischen Union, die auf der Grundlage des Gemeinsamen Konzepts für 
die dezentralen Agenturen 2012 eingeführt wurden. So wird die Einrichtung eines 
Exekutivrats vorgeschlagen, der den Verwaltungsrat unterstützt. Die Einrichtung von 
Außenstellen wurde von der Zustimmung der Kommission, des Verwaltungsrats und der 
betreffenden Mitgliedstaaten abhängig gemacht. Die Regeln für die Beschwerdekammer 
wurden klarer formuliert.  
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Artikel 104-105: Die Bestimmungen über die Arbeitsmethoden der Agentur wurden unter 
Berücksichtigung der bestehenden Praxis überarbeitet.  

Artikel 106-108: Die im Vergleich zur Verordnung (EG) Nr. 216/2008 vorgeschlagenen 
Änderungen berücksichtigen die bisherigen Erfahrungen und die Standardklauseln für 
Agenturen der Europäischen Union, die auf der Grundlage des Gemeinsamen Konzepts für 
die dezentralen Agenturen 2012 eingeführt wurden, sowie die Delegierte Verordnung (EU) 
Nr. 1271/2013 der Kommission vom 30. September 2013 über die Rahmenfinanzregelung für 
Einrichtungen gemäß Artikel 208 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates8. Darüber hinaus wurden die Bestimmungen zur 
Übersetzung von Dokumenten durch die Agentur vereinfacht (Übersetzungen werden je nach 
Sicherheitsrelevanz des Dokuments angefertigt). 

Artikel 109-114: Die im Vergleich zur Verordnung (EG) Nr. 216/2008 vorgeschlagenen 
Änderungen berücksichtigen die bisherigen Erfahrungen und die Standardklauseln für 
Agenturen der Europäischen Union, die auf der Grundlage des Gemeinsamen Konzepts für 
die dezentralen Agenturen 2012 eingeführt wurden, sowie die Delegierte Verordnung (EU) 
Nr. 1271/2013 der Kommission. Zudem wird unter Artikel 109 Absatz 1 vorgeschlagen, der 
Agentur zu gestatten, Ad-hoc-Finanzhilfen entgegenzunehmen, indem Finanzhilfen als 
zusätzliche Einnahmequelle der Agentur aufgenommen werden. Als weitere Einnahmequelle 
werden Flugsicherungsgebühren für behördliche Aufgaben im Zusammenhang mit den 
ATM/ANS-Systemen genannt. Diese beiden zusätzlichen Einnahmequellen sowie die 
Möglichkeit, den gebühren- und entgeltfinanzierten Personalbestand an die Marktnachfrage 
anzupassen, sind weitere Elemente, die vom Europäischen Parlament im Verlauf der 
Erörterungen der SES-II+-Initiative der Kommission vorgeschlagen wurden. Gemäß 
Artikel 109 Absatz 5 passt die Agentur ihre an Gebühren und Entgelte gebundene 
Personalplanung und Mittelverwaltung so an, dass sie rasch auf Schwankungen bei den 
Einnahmen aus Gebühren und Entgelten reagieren kann. Dieser Absatz ist im Zusammenhang 
mit Artikel 109 Absatz 6 zu lesen, in dem festgelegt ist, dass der Stellenplan für das 
gebühren- und entgeltfinanzierte Personal der Agentur, der von der Agentur unter 
Berücksichtigung der Arbeitsbelastung und der Effizienzindikatoren vorgeschlagen wird, die 
Ressourcen enthalten muss, die benötigt werden, um die Nachfrage der Luftfahrtbranche nach 
Zertifizierungs- und sonstigen Diensten in effizienter Weise und fristgerecht zu erfüllen, 
womit ein Beitrag zur Wettbewerbsfähigkeit des europäischen Luftfahrtsektors geleistet wird. 
Dieser Ansatz sollte auch für den Fall gelten, dass Mitgliedstaaten von der in den Artikeln 53 
bis 55 vorgeschlagenen Möglichkeit Gebrauch machen und Zuständigkeiten auf die Agentur 
übertragen. Schließlich sollten die für die Befriedigung der Marktnachfrage benötigten 
Ressourcen auch bei der Aufstellung des Entwurfs des Gesamthaushaltsplans berücksichtigt 
werden. 

Artikel 115: Dieser Artikel enthält die geänderten und nunmehr genaueren Beschreibungen 
der Tätigkeiten, die aus Gebühren und Entgelten finanziert werden. Ferner wird in dem 
Artikel klargestellt, dass, wenn es wiederholt zu einem erheblichen positiven oder negativen 
Haushaltsergebnis kommt, die Höhe der Gebühren und Entgelte überprüft werden muss. 

Kapitel IV – „Schlussbestimmungen“ 

                                                 
8 ABl. L 328 vom 7.12.2013, S. 42. 
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Artikel 116-117: Diese Bestimmungen beziehen sich auf die Befugnis der Kommission, auf 
der Grundlage der neuen Verordnung delegierte Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte zu 
erlassen, und legen die Bedingungen für die Ausübung dieser Delegierungsbefugnisse fest. 

Artikel 118: Dieser Artikel enthält die geänderten und nunmehr klareren Bestimmungen zur 
Beteiligung europäischer Drittländer an der Tätigkeit der Agentur sowie zur Rolle der 
Agentur bei der Festlegung der Modalitäten der Zusammenarbeit mit diesen Ländern. 

Artikel 119: Dieser neue Artikel stammt aus dem „Gemeinsamen Konzept für dezentrale 
Agenturen“ von 2012, in dem die Anforderungen an das Sitzabkommen zwischen der Agentur 
und dem Aufnahmemitgliedstaat festgelegt werden. 

Artikel 120: Dieser Artikel bezieht sich auf die Sanktionen, die von den Mitgliedstaaten für 
Verstöße festgelegt werden und entspricht dem Artikel 68 der Verordnung (EG) 
Nr. 216/2008. 

Artikel 121: Dieser Artikel enthält die für die Verarbeitung von personenbezogenen Daten 
geltenden Vorschriften. 

Artikel 122: Mit diesem Artikel wird die geltende Verordnung (EG) Nr. 216/2008 
aufgehoben. 

Artikel 123: Mit diesem Artikel werden die notwendigen Änderungen der Verordnung (EG) 
Nr. 1008/2008 vorgenommen, damit die Zuständigkeiten für die 
Luftverkehrsbetreiberzeugnisse (AOC) zwischen den Mitgliedstaaten und der Agentur sowie 
zwischen den Mitgliedstaaten übertragen werden können. Zudem wird vorgeschlagen, die 
Anforderung an die vorherige Genehmigung von Wet-Lease-Vereinbarungen, an denen kein 
Drittlandbetreiber beteiligt ist, aufzuheben. Schließlich wird mit der Änderung klargestellt, 
dass ein von einem Luftfahrtunternehmen der Union genutztes Luftfahrzeug im Falle einer 
Vereinbarung über das Ver- oder Anmieten von Luftfahrzeugen ohne Besatzung („Dry-
Lease“) auch in einem Drittland registriert sein kann.  

Artikel 124: Mit diesem Artikel werden die in der Verordnung (EU) Nr. 996/2010 
festgelegten Unionsvorschriften zur Unfalluntersuchung geändert, damit die zuständigen 
Behörden nicht eine vollständige Untersuchung für Unfälle einleiten müssen, die sich 
zwischen kleinen, unbemannten Luftfahrzeugen ereignet und keine Auswirkungen auf das 
gesamte System haben. 

Artikel 125: Mit diesem Artikel werden die in der Verordnung (EU) Nr. 376/2014 
festgelegten Unionsvorschriften für die Meldung von Ereignissen geändert, damit Ereignisse 
unter Beteiligung kleiner, unbemannter Luftfahrzeuge, deren Auswirkungen auf die 
Flugsicherheit des Luftfahrtsystems vernachlässigbar sind, nicht zu einem Engpass in der 
Meldekette von Ereignissen führen.  

Artikel 126: Dieser Artikel enthält die Übergangsbestimmungen für die 
Begriffsbestimmungen, die durch diesen Verordnungsvorschlag aufgehoben oder geändert 
werden, die aber immer noch in den Durchführungsverordnungen enthalten sind, die auf der 
Grundlage der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 erlassen wurden. 

Anhang I: Es wird vorgeschlagen in den Anwendungsbereich des Anhangs leichte elektrische 
Luftfahrzeuge aufzunehmen (Änderung des Antriebssystems durch die Hinzufügung von 
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Batterien erhöht die Masse des Luftfahrzeugs im Vergleich zu einem gleichwertigen 
Luftfahrzeugtyp). Ferner wird vorgeschlagen, aus dem Anwendungsbereich der neuen 
Verordnung kleine Heißluftballons mit einem Platz auszuschließen und die Gewichtsgrenzen 
für Segelflugzeuge anzupassen. Unbemannte Luftfahrzeuge werden in Anhang IX behandelt. 

Anhang II: Die wichtigste Änderung gegenüber der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 besteht 
in der Klarstellung, dass Aspekte der Cybersicherheit bei der Konstruktion des Luftfahrzeugs 
(1.3.5) berücksichtigt werden müssen. Darüber hinaus wird den praktischen Erfahrungen mit 
der Durchführung der geltenden Verordnung Rechnung getragen und der Begriff der nicht 
eingebauten Ausrüstung hinzugefügt (einschließlich der grundlegenden Anforderungen an 
nicht eingebaute Ausrüstung). 

Anhang III: Dieser Anhang mit den grundlegenden Anforderungen an die 
Umweltverträglichkeit von Erzeugnissen wurde, wie in Artikel 9 vorgesehen, hinzugefügt. 

Anhang IV: Die wichtigste Änderung besteht in der Einführung zusätzlicher grundlegender 
Anforderungen für die Kabinenbesatzung. Zudem wird den bei der Durchführung der 
Verordnung (EG) Nr. 216/2008 gewonnenen Erfahrungen Rechnung getragen. 

Anhang V: In Abschnitt 6 wurden Aspekte der Umweltverträglichkeit aufgenommen. Die in 
der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 festgelegten grundlegenden Anforderungen an die 
Kabinenbesatzung wurden gestrichen, da sie in der neuen Verordnung ausführlich in 
Anhang IV behandelt werden. Abschnitt 8, in dem zusätzliche grundlegende Anforderungen 
an komplexere Betriebskategorien genannt werden, wurde dem Wortlaut von Artikel 27 der 
neuen Verordnung angepasst. Aspekte der Cybersicherheit wurden in Abschnitt 8.4 
hinzugefügt. Schließlich wird den bei der Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 
gewonnenen Erfahrungen Rechnung getragen. 

Anhang VI: Hinsichtlich der Bedingungen, unter denen eine mit dem Ziel der Förderung des 
Flugsports oder der Freizeitluftfahrt gegründete Organisation als qualifizierte Stelle 
akkreditiert werden kann, wurde Klarheit geschaffen. Diese Bedingungen beziehen sich auf 
das Management und die Vermeidung von Interessenkonflikten.  

Anhang VII: Hinzugefügt wurden die grundlegenden Anforderungen an die 
Bodenabfertigung (Abschnitt 4). Zudem wird den bei der Durchführung der Verordnung (EG) 
Nr. 216/2008 gewonnenen Erfahrungen Rechnung getragen. 

Anhang VIII: In die grundlegenden Anforderungen, die sich mit den Luftfahrtinformationen 
und Luftraumdaten (Nummer 2.1.3) und der Integrität von Komponenten (Nummer 3.3) 
befassen, wurden Aspekte der Cybersicherheit aufgenommen. Außerdem sind die 
Änderungen Ausdruck des Kompromisses, der im Rat zu dem von der Kommission bereits 
vorgelegten Vorschlag für die SES-II+-Initiative erzielt wurde. 

Anhang IX Dieser Anhang, auf den in den Artikeln 45, 46 und 47 Bezug genommen wird, 
enthält die grundlegenden Anforderungen an unbemannte Luftfahrzeuge im Hinblick auf die 
Lufttüchtigkeit, den Einsatz und die beteiligten Unternehmen. Die grundlegenden 
Anforderungen dienen auch der Ausarbeitung detaillierter Vorschriften, die die 
„Harmonisierungsrechtsvorschriften der Gemeinschaft“ im Sinne von Verordnung (EG) 
NR. 765/2008 bilden würden.  
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Anhang X: Die Entsprechungstabelle stellt die Zusammenhänge zwischen den 
Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 und den Bestimmungen in diesem 
Vorschlag für eine neue Verordnung dar. 
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2015/0277 (COD) 

Vorschlag für eine 

VERORDNUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Zivilluftfahrt und zur Errichtung 
einer Agentur der Europäischen Union für Flugsicherheit sowie zur Aufhebung der 

Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf 
Artikel 100 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses9, 

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen10, 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In der Zivilluftfahrt sollte ein hohes und einheitliches Maß an Flugsicherheit und 
Umweltschutz gewährleistet werden, indem gemeinsame Vorschriften für die 
Flugsicherheit festgelegt und Maßnahmen erlassen werden, mit denen die Einhaltung 
dieser Vorschriften und der Umweltschutzvorschriften durch in der Zivilluftfahrt 
tätige Personen und Organisationen und in Bezug auf Güter gewährleistet wird.  

(2) Darüber hinaus sollten Drittlandluftfahrzeuge, die für Flüge in das und aus dem 
Hoheitsgebiet oder innerhalb des Hoheitsgebiets eingesetzt werden, in dem der 
Vertrag über die Europäische Union (im Folgenden „EUV“) und der Vertrag über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (im Folgenden „AEUV“) (im Folgenden „die 
Verträge“) gelten, im Rahmen des am 7. Dezember 1944 in Chicago unterzeichneten 
Abkommens über die internationale Zivilluftfahrt (im Folgenden „Abkommen von 
Chicago“), dem alle Mitgliedstaaten beigetreten sind, einer angemessenen Aufsicht 
auf Gemeinschaftsebene unterstellt werden. 

                                                 
9 ABl. C, , S. . 
10 ABl. C, , S. . 
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(3) Es wäre nicht sinnvoll, gemeinsame Vorschriften für sämtliche Luftfahrzeuge 
festzulegen. Vor allem Luftfahrzeuge einfacher Bauart oder hauptsächlich lokal 
betriebene oder selbst gebaute oder besonders seltene oder nur in geringer Anzahl 
vorhandene Luftfahrzeuge, die nur ein geringes Risiko für die Zivilluftfahrt darstellen, 
sollten auch weiterhin der rechtlichen Kontrolle der Mitgliedstaaten unterliegen, wobei 
diese Verordnung die übrigen Mitgliedstaaten in keiner Weise verpflichtet, solche 
nationalen Regelungen anzuerkennen.  

(4) Allerdings sollten einige der in dieser Verordnung festgelegten Bestimmungen auf 
solche Luftfahrzeugmuster angewandt werden können, die von den Bestimmungen 
dieser Verordnung zwar ausgeschlossen sind, aber industriell hergestellt werden und 
vom freien Warenverkehr in der Union profitieren könnten. Daher sollten 
Organisationen, die auf dem Gebiet der Konstruktion solcher Luftfahrzeuge tätig sind, 
bei der Kommission beantragen können, dass die Konstruktions-, Herstellungs- und 
Instandhaltungsanforderungen der Union für Luftfahrzeuge auch für die neuen 
Luftfahrzeugmuster gelten, die diese Organisationen in Verkehr zu bringen 
beabsichtigen. 

(5) Es wäre nicht zweckmäßig, alle Flugplätze gemeinsamen Vorschriften zu unterwerfen. 
Flugplätze, die nicht zur öffentlichen Nutzung bestimmt sind, und solche, die 
vorwiegend für den Freizeitflugverkehr genutzt werden oder dem gewerblichen 
Luftverkehr auf andere Weise als nach den Instrumentenflugverfahren dienen und über 
befestigte Pisten von weniger als 800 Meter verfügen, sollten auch weiterhin der 
rechtlichen Kontrolle der Mitgliedstaaten unterliegen, wobei diese Verordnung die 
übrigen Mitgliedstaaten in keiner Weise verpflichtet, solche nationalen Regelungen 
anzuerkennen. 

(6) Die Mitgliedstaaten sollten vorbehaltlich der vorherigen Genehmigung durch die 
Kommission Flugplätze mit geringem Luftverkehrsaufkommen aus dem 
Anwendungsbereich dieser Verordnung herausnehmen können, sofern diese 
Flugplätze die in den einschlägigen grundlegenden Anforderungen festgelegten 
gemeinsamen Mindestziele für die Flugsicherheit einhalten. Gewährt ein Mitgliedstaat 
eine solche Ausnahmeregelung, sollte diese auch für die auf dem betreffenden 
Flugplatz zum Einsatz kommende Ausrüstung gelten sowie für die Dienstleister, die 
für die Bodenabfertigung und das Vorfeldmanagement auf dem betreffenden Flugplatz 
zuständig sind. Ausnahmeregelungen, die Mitgliedstaaten Flugplätzen bereits vor dem 
Inkrafttreten dieser Verordnung erteilt hatten, sollten gültig bleiben, wobei 
gewährleistet sein sollte, dass die Öffentlichkeit Zugang zu den Informationen über 
diese Ausnahmeregelungen hat.  

(7) Aus Gründen der Flugsicherheit, der Interoperabilität oder zur Erzielung von 
Effizienzgewinnen ziehen es Mitgliedstaaten möglicherweise vor, statt ihrer 
einzelstaatlichen Vorschriften die Bestimmungen dieser Verordnung auf staatliche 
Luftfahrzeuge sowie auf Flugverkehrsmanagement- (ATM) und Flugsicherungsdienste 
(ANS), die vom Militär betrieben werden, anzuwenden. Sie sollten diese Möglichkeit 
haben. Die Kommission sollte über die notwendigen Durchführungsbefugnisse 
verfügen, um über solche Anträge entscheiden zu können. Mitgliedstaaten, die auf 
diese Möglichkeit zurückgreifen, sollten mit der Agentur der Europäischen Union für 
Flugsicherheit (im Folgenden die „Agentur“) zusammenarbeiten und insbesondere 
sämtliche Informationen vorlegen, aus denen hervorgeht, dass Luftfahrzeuge und die 



 

DE 3   DE 

betreffenden Tätigkeiten den einschlägigen Bestimmungen dieser Verordnung 
genügen. 

(8) Die Maßnahmen, wie beispielsweise delegierte Rechtsakte und 
Durchführungsrechtsakte, die auf der Grundlage dieser Verordnung zur Regulierung 
der Zivilluftfahrt in der Union ergriffen werden, sollten den Merkmalen der 
verschiedenen Betriebsarten und Tätigkeiten, auf die sie sich beziehen, sowie den mit 
diesen verbundenen Risiken Rechnung tragen. Ferner sollten sie möglichst so 
formuliert werden, dass sie auf die zu erreichenden Ziele ausgerichtet sind und es 
gleichzeitig ermöglichen, diese Ziele auf unterschiedliche Weise zu erreichen. Dies 
dürfte dazu beitragen, dass die geforderten Sicherheitsniveaus kosteneffizienter 
erreicht und Impulse für die technische und betriebliche Innovation gegeben werden. 
Sofern sie nachweislich die Einhaltung der in dieser Verordnung festgelegten 
grundlegenden Anforderungen gewährleisten, sollte auf anerkannte Industriestandards 
und -verfahren zurückgegriffen werden. 

(9) Voraussetzung für eine kontinuierliche Verbesserung der Flugsicherheit in der 
Zivilluftfahrt der Union ist die Anwendung solider Grundsätze für das 
Sicherheitsmanagement, bei dem sich herausbildende Sicherheitsrisiken antizipiert 
und nur begrenzt vorhandene technische Ressourcen optimal eingesetzt werden. Daher 
gilt es, einen gemeinsamen Rahmen für die Planung und Umsetzung von Maßnahmen 
zur Verbesserung der Flugsicherheit festzulegen. Hierzu sollten auf Unionsebene ein 
europäischer Plan für Flugsicherheit und ein europäisches Flugsicherheitsprogramm 
ausgearbeitet werden. Darüber hinaus sollte jeder Mitgliedstaat ein nationales 
Flugsicherheitsprogramm gemäß den in Anhang 19 des Abkommens von Chicago 
genannten Anforderungen festlegen. Parallel zu diesem Programm sollte ein Plan 
ausgearbeitet werden, in dem die Maßnahmen erläutert werden, die der betreffende 
Mitgliedstaat ergreifen muss, um den festgestellten Sicherheitsrisiken zu begegnen. 

(10) Gemäß Anhang 19 des Abkommens von Chicago müssen die Mitgliedstaaten im 
Hinblick auf die ihrer Zuständigkeit unterliegenden Luftfahrttätigkeiten ein 
annehmbares Niveau der Sicherheitsleistung festlegen. Um die Mitgliedstaaten darin 
zu unterstützen, diese Anforderung in koordinierter Weise zu erfüllen, sollte in dem 
europäischen Plan für Flugsicherheit ein annehmbares Niveau der Sicherheitsleistung 
für die Union in Bezug auf verschiedene Kategorien von Luftfahrttätigkeiten 
festgelegt werden. Dieses annehmbare Niveau der Sicherheitsleistung sollte zwar 
unverbindlich sein, jedoch den Anspruch der Union und ihrer Mitgliedstaaten im 
Hinblick auf die Flugsicherheit in der Zivilluftfahrt zum Ausdruck bringen. 

(11) Das Abkommen von Chicago sieht bereits Mindeststandards vor, um die 
Flugsicherheit und den Umweltschutz in der Zivilluftfahrt zu gewährleisten. Mit den 
in dieser Verordnung festgelegten grundlegenden Anforderungen und den weiteren 
Vorschriften für deren Umsetzung sollte sichergestellt werden, dass die 
Mitgliedstaaten ihren Verpflichtungen aus dem Abkommen von Chicago, auch 
gegenüber Drittstaaten, in einheitlicher Weise nachkommen. Weichen 
Unionsvorschriften von den im Abkommen von Chicago festgelegten 
Mindeststandards ab, sollten die Mitgliedstaaten die Internationale Zivilluftfahrt-
Organisation entsprechend unterrichten.  

(12) Entsprechend den Richtlinien und Empfehlungen des Abkommens von Chicago 
sollten für luftfahrttechnische Erzeugnisse, Teile, nicht eingebaute Ausrüstung, 
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Flugplätze und die Bereitstellung von ATM/ANS grundlegende Anforderungen 
festgelegt werden. Darüber hinaus sollten grundlegende Anforderungen für Personen 
und Organisationen festgelegt werden, die mit dem Betrieb von Flugplätzen und der 
Bereitstellung von ATM/ANS befasst sind, sowie für Personen, die bei der 
Ausbildung und medizinischen Untersuchung von fliegendem Personal und Fluglotsen 
mitwirken, und die hierfür eingesetzten Erzeugnisse. 

(13) Die grundlegenden Anforderungen an die Umweltverträglichkeit der Konstruktion von 
luftfahrttechnischen Erzeugnissen sollten sich sowohl auf den Lärm von 
Luftfahrzeugen als auch auf deren Emissionen beziehen und die Union in die Lage 
versetzen, detaillierte technische Standards festzulegen, die für den Schutz der Umwelt 
und der Gesundheit des Menschen vor den schädlichen Auswirkungen des 
Flugbetriebs notwendig sind. Diese Anforderungen sollten sich auf die Richtlinien und 
Empfehlungen des Abkommens von Chicago stützen. 

(14) Ferner sollte die Union grundlegende Anforderungen an die sichere Bereitstellung von 
Bodenabfertigungsdiensten festlegen. 

(15) Angesichts der zunehmenden Abhängigkeit der Zivilluftfahrt von modernen 
Informations- und Kommunikationstechnologien sollten grundlegende Anforderungen 
für die Sicherheit der Informationen festgelegt werden, die vom Sektor der 
Zivilluftfahrt genutzt werden.  

(16) Luftfahrttechnische Erzeugnisse, Teile und nicht eingebaute Ausrüstung, Flugplätze 
und Flugplatzausrüstungen, Luftverkehrs- und Flugplatzbetreiber, ATM/ANS-
Systeme und -Anbieter sowie Piloten, Fluglotsen und an deren Ausbildung und 
medizinischer Untersuchung beteiligte Personen, Erzeugnisse und Organisationen 
sollten zugelassen bzw. lizenziert werden, sobald feststeht, dass sie den einschlägigen 
grundlegenden Anforderungen oder gegebenenfalls anderen Anforderungen genügen, 
die in oder auf der Grundlage dieser Verordnung festgelegt wurden. Die Kommission 
sollte ermächtigt werden, unter Berücksichtigung der Ziele dieser Verordnung sowie 
der Art der betreffenden Tätigkeit und des mit ihr verbundenen Risikos die 
notwendigen detaillierten Vorschriften für die Erteilung dieser Zulassungen/Zeugnisse 
sowie gegebenenfalls für die Abgabe der entsprechenden Erklärungen zu erlassen. 

(17) Die an der Konstruktion und der Herstellung luftfahrttechnischer Erzeugnisse und 
Teile beteiligten Organisationen sollten in den Fällen, in denen ein ausreichendes 
Sicherheitsniveau als gewährleistet gilt, die Einhaltung der einschlägigen 
Industriestandards bei der Konstruktion der Erzeugnisse und Teile in einer Erklärung 
bestätigen können. Diese Möglichkeit sollte auf Erzeugnisse beschränkt sein, die bei 
Leichtflugzeugen und im Flugsport unter geeigneten Sicherheitsbeschränkungen 
und -bedingungen verwendet werden. 

(18) Da unbemannte Luftfahrzeuge im selben Luftraum wie herkömmliche Luftfahrzeuge 
eingesetzt werden, sollte sich diese Verordnung auch auf diese Luftfahrzeuge, 
unabhängig von deren Betriebsgewicht, beziehen. Die Technik für unbemannte 
Luftfahrzeuge ermöglicht mittlerweile ein großes Spektrum an Betriebsmöglichkeiten, 
für die Vorschriften gelten sollten, die im Verhältnis zum Risiko des konkreten 
Betriebs oder der Betriebsart stehen. 
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(19) Die Vorschriften für unbemannte Luftfahrzeuge sollten möglichst dazu beitragen, dass 
die einschlägigen im Unionsrecht verankerten Rechte eingehalten werden, 
insbesondere das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens und das Recht auf 
den Schutz personenbezogener Daten, die in Artikel 7 bzw. Artikel 8 der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union und in Artikel 16 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union festgelegt und in der Richtlinie 95/46/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien 
Datenverkehr11 geregelt sind. 

(20) Die Anwendung der Bestimmungen dieser Verordnung in Bezug auf Zertifizierung, 
Aufsicht und Durchsetzung sowie auf die Agentur ist für einige Muster unbemannter 
Luftfahrzeuge für die Zwecke der Erreichung eines angemessenen Sicherheitsniveaus 
nicht notwendig. Diese Erzeugnisse sollten unter die Harmonisierungsvorschriften für 
die Marktüberwachung in der Union fallen. 

(21) Die Kommission, die Agentur und die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
sollten ein einheitliches europäisches System für die Flugsicherheit bilden, auf dessen 
Grundlage sie die Ressourcen gemeinsam nutzen und zusammenarbeiten, um so die 
Ziele dieser Verordnung zu erreichen. 

(22) Die Agentur und die nationalen zuständigen Behörden sollten partnerschaftlich 
zusammenarbeiten, um Unsicherheitsfaktoren besser zu erkennen und gegebenenfalls 
Abhilfemaßnahmen zu ergreifen. Insbesondere sollten die Mitgliedstaaten die ihnen 
aufgrund der Verordnung obliegenden Zuständigkeiten für die Zertifizierung, Aufsicht 
und Durchsetzung auf andere Mitgliedstaaten oder die Agentur übertragen können und 
zwar insbesondere dann, wenn es zur Erhöhung der Sicherheit oder für eine 
effizientere Ressourcennutzung notwendig ist. Ferner kann es im Einzelfall 
erforderlich sein, die Mitgliedstaaten bei der Durchführung dieser Aufgaben, 
insbesondere bei der gemeinsamen oder grenzüberschreitenden Aufsicht, zu 
unterstützen, indem die Grundlagen für einen effizienten und gemeinsam nutzbaren 
Pool von Luftfahrtinspektoren und sonstigen Sachverständigen auf diesem Gebiet 
geschaffen werden. 

(23) Es sollte ein Notaufsichtsmechanismus geschaffen werden, den die Kommission 
aktivieren kann, wenn ein Mitgliedstaat erwiesenermaßen und anhaltend nicht in der 
Lage ist, einige oder alle seiner ihm aufgrund dieser Verordnung obliegenden 
Zertifizierungs-, Aufsichts- oder Durchsetzungsaufgaben zu erfüllen. Ist in einer 
derartigen Situation die Flugsicherheit gefährdet und wird diese Situation von dem 
betreffenden Mitgliedstaat nicht behoben, sollte die Agentur vorübergehend die 
Zuständigkeit für die fraglichen Aufgaben ausüben können. 

(24) Damit die wichtigsten Ziele dieser Verordnung sowie die Ziele des freien 
Warenverkehrs, der Freizügigkeit sowie des freien Dienstleistungs- und 
Kapitalverkehrs erreicht werden, sollten die Zulassungen/Zeugnisse und Erklärungen, 
die gemäß dieser Verordnung sowie gemäß der auf deren Grundlage erlassenen 

                                                 
11 Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz 

natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr 
(ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31). 
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delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte erteilt wurden, ohne weitere 
Anforderungen oder Bewertung in allen Mitgliedstaaten gelten. 

(25) Bei der Erteilung von Zulassungen/Zeugnissen auf der Grundlage dieser Verordnung 
ist den Zulassungen/Zeugnissen oder sonstigen einschlägigen Bestätigungen der 
Einhaltung Rechnung zu tragen, die entsprechend den Rechtsvorschriften von 
Drittstaaten ausgestellt wurden. Dies sollte für den Fall gelten, dass die zwischen der 
Union und Drittstaaten geschlossenen einschlägigen internationalen Abkommen oder 
die von der Kommission auf der Grundlage dieser Verordnung erlassenen delegierten 
Rechtsakte entsprechende Bestimmungen enthalten und diese Bestimmungen 
eingehalten werden. 

(26) Vor dem Hintergrund der Vorschriften für die Anerkennung von 
Zulassungen/Zeugnissen und anderer einschlägiger Bestätigungen der Einhaltung, die 
gemäß den Rechtsvorschriften von Drittstaaten ausgestellt wurden und die dieser 
Verordnung unterliegen, sollte jedes internationale Abkommen, das zwischen einem 
Mitgliedstaat und Drittländern geschlossen wurde, beendet oder angepasst werden, 
wenn es nicht mit diesen Vorschriften in Einklang steht. 

(27) Bei der Anwendung der in dieser Verordnung festgelegten oder der auf ihrer 
Grundlage erlassenen Vorschriften sollte – vorbehaltlich geeigneter Voraussetzungen, 
mit denen vor allem Verhältnismäßigkeit, objektive Kontrolle und Transparenz 
gewährleistet werden – ein gewisses Maß an Flexibilität gewahrt werden, damit die 
Mitgliedstaaten die notwendigen Maßnahmen ergreifen können, um unmittelbar auf 
Probleme im Zusammenhang mit der Flugsicherheit in der Zivilluftfahrt reagieren 
oder Ausnahmen im Falle dringender und unvorhersehbarer Umstände oder 
dringender betrieblicher Notwendigkeiten gewähren zu können. Unbeschadet der 
Befugnisse der Kommission gemäß Artikel 258 AEUV sollten aus Gründen der 
Verhältnismäßigkeit die Agentur und die Kommission die fraglichen Maßnahmen oder 
Ausnahmeregelungen nur dann im Hinblick auf die Abgabe einer Empfehlung oder 
den Erlass eines Beschlusses bewerten, wenn deren Dauer eine Flugplanperiode, also 
acht Monate, überschreitet. In den Fällen, in denen die Agentur gemäß dieser 
Verordnung die zuständige Behörde für die Erteilung bestimmter 
Zulassungen/Zeugnisse ist, sollte sie ebenfalls ermächtigt sein, solche 
Ausnahmeregelungen zu gewähren und zwar in denselben Situationen und unter 
denselben Bedingungen, wie sie für die Mitgliedstaaten gelten. In diesem 
Zusammenhang sollten Bestimmungen für etwaige Änderungen der einschlägigen 
Vorschriften festgelegt werden, die in den auf der Grundlage dieser Verordnung 
erlassenen delegierten Rechtsakten oder Durchführungsrechtsakten geregelt sind, um 
insbesondere andere Nachweisverfahren unter Einhaltung eines annehmbaren 
Flugsicherheitsniveaus in der Zivilluftfahrt der Union zuzulassen. 

(28) Im Hinblick auf eine ordnungsgemäße Anwendung dieser Verordnung und angesichts 
der Notwendigkeit, die Risiken für die Flugsicherheit in der Zivilluftfahrt zu 
identifizieren, zu bewerten und zu mindern, sollten die Kommission, die Agentur und 
die nationalen zuständigen Behörden sämtliche ihnen im Zusammenhang mit der 
Anwendung dieser Verordnung vorliegenden Informationen austauschen. Hierzu sollte 
die Agentur die Möglichkeit haben, eine strukturierte Zusammenarbeit für die 
Sammlung, den Austausch und die Auswertung sicherheitsrelevanter Informationen zu 
organisieren und die notwendigen Verwaltungsvereinbarungen zu treffen. 
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(29) Um den Austausch der für die Zertifizierung, Aufsicht und Durchsetzung relevanten 
Informationen (darunter auch Daten) zwischen den Mitgliedstaaten, der Kommission 
und der Agentur zu erleichtern, sollte die Agentur in Zusammenarbeit mit den 
Mitgliedstaaten und der Kommission einen elektronischen Speicher für diese 
Informationen einrichten und verwalten. 

(30) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten in Anwendung dieser Verordnung gilt 
die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates. Gemäß dieser 
Richtlinie können die Mitgliedstaaten Ausnahmen und Einschränkungen in Bezug auf 
einige der darin festgelegten Rechte und Pflichten, wie etwa für die Verarbeitung 
medizinischer und gesundheitsbezogener Daten, vorsehen. Die Verarbeitung 
personenbezogener Daten, insbesondere medizinischer und gesundheitsbezogener 
Daten im Zusammenhang mit dem in Artikel 63 dieser Verordnung vorgesehenen 
Speicher, ist für eine wirksame Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten bei der 
Zertifizierung der flugmedizinischen Tauglichkeit von Piloten und die Aufsicht 
hierüber notwendig. Der Austausch personenbezogener Daten sollte strengen 
Bedingungen unterliegen und auf das für die Erreichung der Ziele dieser Verordnung 
absolut Notwendige beschränkt bleiben. Vor diesem Hintergrund sollten die in der 
Richtlinie 95/46/EG verankerten Grundsätze in dieser Verordnung erforderlichenfalls 
ergänzt oder präzisiert werden. 

(31) Für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten durch die Agentur bei der 
Wahrnehmung ihrer Zuständigkeiten in Anwendung dieser Verordnung und vor allem 
bei der Verwaltung des in Artikel 63 dieser Verordnung vorgesehenen Speichers 
gelten die Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates12 
und insbesondere deren Bestimmungen zur Vertraulichkeit und Sicherheit der 
Datenverarbeitung. Vor diesem Hintergrund sollten die in der Verordnung (EG) 
Nr. 45/2001 verankerten Grundsätze in dieser Verordnung erforderlichenfalls ergänzt 
oder präzisiert werden. 

(32) Die Agentur wurde auf der Grundlage der Verordnung (EG) Nr. 1592/2002 des 
Europäischen Parlaments und des Rates13 innerhalb der bestehenden institutionellen 
Struktur der Union und im Rahmen der bestehenden Aufteilung der Befugnisse 
gegründet, ist in technischen Fragen unabhängig und rechtlich, verwaltungstechnisch 
und finanziell autonom. Mit der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 wurde der 
Aufgabenbereich der Agentur erweitert. Angesichts der ihr mit dieser Verordnung neu 
übertragenen Aufgaben sollten gewisse Anpassungen ihres Aufbaus und ihrer 
Funktionsweise vorgenommen werden. 

(33) Im Rahmen des institutionellen Systems der Union ist die Durchführung des EU-
Rechts in erster Linie Sache der Mitgliedstaaten. Die in dieser Verordnung und in den 
auf ihrer Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten 
festgelegten Zertifizierungs-, Aufsichts- und Durchsetzungsaufgaben sollten daher 
grundsätzlich auf einzelstaatlicher Ebene durch eine oder mehrere zuständige 

                                                 
12 Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 

zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und 
Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr (ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1).   

13 Verordnung (EG) Nr. 1592/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2002 zur 
Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Europäischen 
Agentur für Flugsicherheit (ABl. L 240 vom 7.9.2002, S. 1). 
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Behörden der Mitgliedstaaten wahrgenommen werden. In bestimmten, klar 
umrissenen Fällen jedoch sollte die Agentur ebenfalls befugt sein, die in dieser 
Verordnung festgelegten Aufgaben wahrzunehmen. In diesen Fällen sollte es der 
Agentur auch gestattet sein, die notwendigen Maßnahmen in Bezug auf den 
Flugbetrieb, die Befähigung des fliegenden Personals oder den Einsatz von 
Luftfahrzeugen aus Drittländern zu treffen, wenn dies die beste Möglichkeit ist, um für 
Einheitlichkeit zu sorgen und das Funktionieren des Binnenmarkts zu erleichtern. 

(34) Die Agentur sollte mit ihrem technischen Sachverstand die Kommission bei der 
Erarbeitung der erforderlichen Rechtsvorschriften sowie die Mitgliedstaaten und die 
Luftfahrtbranche bei deren Umsetzung unterstützen. Sie sollte in der Lage sein, 
Zertifizierungsspezifikationen und Anleitungen herauszugeben, technische 
Feststellungen zu treffen und gegebenenfalls Zulassungen/Zeugnisse zu erteilen oder 
Erklärungen zu registrieren. 

(35) Die globalen Satellitennavigationssysteme und insbesondere das Galileo-Programm 
der Union werden eine zentrale Rolle bei der Durchführung des europäischen 
Flugverkehrsmanagementsystems spielen. In diesem Zusammenhang sollte die 
Agentur ermächtigt werden, die notwendigen technischen Spezifikationen 
auszuarbeiten und Organisationen zu zertifizieren, die europaweite ATM/ANS-
Dienste anbieten, damit die Flugsicherheit, Interoperabilität und Betriebseffizienz auf 
einheitlich hohem Niveau gewährleistet werden.  

(36) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 des Europäischen Parlaments und des 
Rates14 ist die Agentur verpflichtet, alle Informationen zu übermitteln, die für die 
Aktualisierung der Liste von Luftfahrtunternehmen, gegen die aus Sicherheitsgründen 
eine Betriebsuntersagung in der Union erlassen wurde, von Bedeutung sein können. 
Darüber hinaus sollte die Agentur die Kommission bei der Durchführung der 
Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 unterstützen, indem sie die erforderlichen 
Bewertungen der Drittlandbetreiber und der für die Aufsicht zuständigen Behörden 
vornimmt und der Kommission entsprechende Empfehlungen vorlegt. 

(37) Um die Einhaltung der Verordnung zu gewährleisten, sollten sowohl den Inhabern von 
Zulassungen/Zeugnissen, die die Agentur erteilt hat, als auch den Unternehmen, die 
gegenüber der Agentur Erklärungen abgegeben haben, Geldbußen oder Zwangsgelder 
auferlegt werden können, wenn diese die gemäß der Verordnung für sie geltenden 
Vorschriften verletzt haben. Diese Geldbußen oder Zwangsgelder sollten von der 
Kommission auf Empfehlung der Agentur auferlegt werden. Auf solche Verstöße 
sollte die Kommission nach den Umständen des jeweiligen Einzelfalls 
verhältnismäßig und angemessen reagieren und dabei auch andere potenzielle 
Maßnahmen, wie etwa den Entzug einer Zulassung/eines Zeugnisses, in Betracht 
ziehen. 

(38) Im Hinblick auf eine einheitliche Anwendung dieser Verordnung sollte die Agentur 
ermächtigt werden, diese Anwendung durch die Mitgliedstaaten zu überwachen und 
hierzu auch Inspektionen durchzuführen. 

                                                 
14 Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2005 

über die Erstellung einer gemeinschaftlichen Liste der Luftfahrtunternehmen, gegen die in der 
Gemeinschaft eine Betriebsuntersagung ergangen ist, sowie über die Unterrichtung von Fluggästen über 
die Identität des ausführenden Luftfahrtunternehmens (ABl. L 344 vom 27.12.2005, S. 15). 
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(39) Die Agentur sollte mit ihrem technischen Sachverstand die Kommission bei der 
Festlegung der Forschungspolitik und bei der Durchführung der 
Forschungsprogramme der Union unterstützen. Sie sollte unmittelbar notwendige 
Forschungsarbeiten durchführen und sich an Ad-hoc-Forschungsprojekten des 
Rahmenprogramms der Union für Forschung und Innovation oder an anderen 
Förderprogrammen beteiligen können, die von der Union oder anderen privaten oder 
öffentlichen Stellen in oder außerhalb der Union durchgeführt werden. 

(40) Angesichts der bestehenden Interdependenzen zwischen der Flugsicherheit und der 
Luftsicherheit in der Zivilluftfahrt sollte sich die Agentur an der Zusammenarbeit im 
Bereich der Luftsicherheit, darunter auch der Cybersicherheit, beteiligen. Sie sollte die 
Kommission und die Mitgliedstaaten mit ihrem Sachverstand bei der Durchführung 
der Unionsvorschriften auf diesem Gebiet unterstützen. 

(41) Auf Antrag sollte die Agentur die Mitgliedstaaten und die Kommission auf dem 
Gebiet der internationalen Beziehungen in den Fragen beraten, die sich auf diese 
Verordnung, insbesondere auf die Harmonisierung von Vorschriften und die 
gegenseitige Anerkennung von Zulassungen/Zeugnissen, beziehen. Sie sollte befugt 
sein, nach vorheriger Genehmigung der Kommission mit den Behörden von 
Drittstaaten und internationalen Organisationen, die für unter diese Verordnung 
fallende Fragen zuständig sind, im Rahmen von Arbeitsvereinbarungen geeignete 
Beziehungen aufzubauen. Zur Förderung der weltweiten Flugsicherheit und angesichts 
der in der Union geltenden hohen Standards sollte die Agentur im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit das Recht haben, sich ad hoc an einer technischen Zusammenarbeit 
sowie an Unterstützungsprojekten mit Drittländern und internationalen Organisationen 
zu beteiligen. Darüber hinaus sollte die Agentur die Kommission bei der 
Durchführung des Unionsrechts in anderen technischen Bereichen der Zivilluftfahrt, 
etwa in Fragen der Luftsicherheit oder des einheitlichen europäischen Luftraums, im 
Rahmen ihrer Kompetenzen unterstützen. 

(42) Zur Förderung bewährter Verfahren und einer einheitlichen Durchführung des 
Unionsrechts im Bereich der Flugsicherheit kann die Agentur Schulungsmaßnahmen 
anbieten. 

(43) Für die Leitung und Geschäftstätigkeit der Agentur sollten die Grundsätze der 
Gemeinsamen Erklärung des Europäischen Parlaments, des Rates und der 
Kommission vom 19. Juli 2012 zu den dezentralen Agenturen gelten. 

(44) Die Mitgliedstaaten und die Kommission sollten im Verwaltungsrat der Agentur 
vertreten sein, um dessen Funktionsweise wirksam kontrollieren zu können. Der 
Verwaltungsrat sollte mit den nötigen Befugnissen ausgestattet werden, um den 
Exekutivdirektor zu ernennen und um den konsolidierten Jahresbericht, die 
Programmplanung, den jährlichen Haushalt und die für die Agentur geltende 
Finanzregelung zu verabschieden. 

(45) Im Interesse der Transparenz sollten Interessenträger im Verwaltungsrat der Agentur 
Beobachterstatus erhalten. 

(46) Damit der Verwaltungsrat seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen kann, sollte er von 
einem Exekutivrat unterstützt werden, der vor allem die Entscheidungen des 
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Verwaltungsrats vorbereitet und den Exekutivdirektor der Agentur bei der Umsetzung 
dieser Entscheidungen berät. 

(47) Es liegt im öffentlichen Interesse, dass die Agentur ihre sicherheitsbezogenen 
Maßnahmen ausschließlich auf unabhängigen Sachverstand stützt und dabei diese 
Verordnung sowie die auf deren Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakte und 
Durchführungsrechtsakte strikt anwendet. Um dies zu erreichen, sollten 
sicherheitsbezogene Entscheidungen der Agentur von ihrem Exekutivdirektor 
getroffen werden, dem bei der Einholung von fachlichem Rat und bei der internen 
Organisation der Agentur ein hohes Maß an Flexibilität eingeräumt werden sollte. 

(48) Es muss gewährleistet sein, dass den von Entscheidungen der Agentur Betroffenen die 
erforderlichen und angesichts der Besonderheiten der Luftfahrt geeigneten 
Rechtsbehelfe zur Verfügung stehen. Deshalb sollte ein geeignetes 
Beschwerdeverfahren eingerichtet werden, damit Entscheidungen der Agentur vor 
einer besonderen Beschwerdekammer angefochten werden können, gegen deren 
Entscheidungen gemäß dem AEUV Klage vor dem Gerichtshof der Europäischen 
Union (im Folgenden der „Gerichtshof“) erhoben werden kann. 

(49) Alle auf der Grundlage dieser Verordnung getroffenen Beschlüsse der Kommission 
unterliegen gemäß dem AEUV der Prüfung durch den Gerichtshof. Gemäß Artikel 261 
AEUV sollte der Gerichtshof die Befugnis zur unbeschränkten Ermessensnachprüfung 
im Hinblick auf die Beschlüsse erhalten, mit denen die Kommission Bußgelder oder 
Zwangsgelder auferlegt. 

(50) Erarbeitet die Agentur Entwürfe von Vorschriften allgemeiner Art, die von nationalen 
Behörden umzusetzen sind, sollten die Mitgliedstaaten konsultiert werden. Die 
interessierten Kreise, insbesondere auch die Sozialpartner in der Union, sollten zudem 
angemessen konsultiert werden, wenn die Agentur Entwürfe für Vorschriften 
ausarbeitet, die erhebliche soziale Auswirkungen haben. 

(51) Im Hinblick auf eine wirksame Wahrnehmung der ihr mit dieser Verordnung 
übertragenen Aufgaben sollte die Agentur je nach Bedarf mit anderen Organen, 
Gremien, Ämtern und Agenturen der Union in den Bereichen zusammenarbeiten, die 
technische Aspekte der Zivilluftfahrt betreffen. Insbesondere sollte die Agentur mit 
der Europäischen Chemikalienagentur Informationen über die Sicherheit von 
Chemikalien und deren Auswirkungen auf die Flugsicherheit sowie über 
diesbezügliche wissenschaftliche und technische Fragen austauschen. Ist eine 
Konsultation in Bezug auf militärische Aspekte erforderlich, sollte die Agentur auch 
die Europäische Verteidigungsagentur mit einbeziehen.  

(52) Unter Berücksichtigung der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen 
Parlaments und des Rates und der einschlägigen nationalen Rechtsvorschriften sollten 
der Öffentlichkeit angemessene Informationen über das Niveau der Flugsicherheit in 
der Zivilluftfahrt und des Umweltschutzes auf diesem Gebiet zur Verfügung gestellt 
werden.  

(53) Um die völlige Selbstständigkeit und Unabhängigkeit der Agentur zu gewährleisten, 
sollte der Agentur ein eigenständiger Haushalt zuerkannt werden, dessen Einnahmen 
grundsätzlich aus dem Unionsbeitrag und den Gebühren und Entgelten bestehen, die 
von den Nutzern des europäischen Luftfahrtsystems entrichtet werden. Bei der 



 

DE 11   DE 

Agentur eingehende Finanzbeiträge von Mitgliedstaaten, Drittländern oder anderen 
Einrichtungen oder Personen sollten die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der 
Agentur nicht beeinträchtigen. Das Haushaltsverfahren der Union sollte Anwendung 
finden, soweit der Beitrag der Union und etwaige andere Zuschüsse aus dem 
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union betroffen sind, und die 
Rechnungsprüfung sollte durch den Rechnungshof erfolgen. Damit sich die Agentur in 
Zukunft an allen relevanten Projekten beteiligen kann, sollte sie die Möglichkeit 
haben, Finanzhilfen zu erhalten. Die Einnahmen der Agentur sollten auch die Entgelte 
beinhalten, die gemäß der Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX über die 
Verwirklichung des einheitlichen europäischen Luftraums entrichtet werden, um dem 
Verursacherprinzip Rechnung zu tragen. 

(54) Damit die Agentur auf die Nachfrage nach den von ihr ausgeübten Tätigkeiten, 
insbesondere auf dem Gebiet der Zertifizierung, sowie auf die Nachfrage nach den 
Tätigkeiten, für die sie die Zuständigkeit möglicherweise von einem Mitgliedstaat 
übernommen hat, effizient und fristgerecht und nach den Grundsätzen der soliden 
Haushaltsführung reagieren kann, sollte der Stellenplan die Ressourcen ausweisen, die 
erforderlich sind, um der Nachfrage nach Zertifizierungs- und sonstigen Tätigkeiten 
der Agentur, auch nach solchen, die sich aus der Übertragung von Zuständigkeiten 
gemäß den Artikeln 53, 54 und 55 ergeben, in effizienter und fristgerechter Weise 
gerecht zu werden. Hierzu sollten Indikatoren festgelegt werden, mit denen sich die 
Arbeitsbelastung und Effizienz der Agentur messen und mit den durch Gebühren und 
Entgelte finanzierten Tätigkeiten in Beziehung setzen lassen. Mit Hilfe dieser 
Indikatoren sollte die Agentur ihre gebühren- und entgeltabhängige Personalplanung 
und Ressourcenverwaltung festlegen, um so auf diese Nachfrage und auf 
Einnahmeschwankungen bei den Gebühren und Entgelten reagieren zu können. 

(55) Für den notwendigen Schutz sensibler sicherheitsrelevanter Informationen sollten 
geeignete Maßnahmen festgelegt werden. 

(56) Die von der Agentur erhobenen Gebühren und Entgelte sollten in transparenter, fairer, 
nichtdiskriminierender und einheitlicher Weise festgelegt werden. Sie sollten die 
Wettbewerbsfähigkeit der betroffenen Branche in der EU nicht gefährden. Zudem 
sollten sie so festgelegt werden, dass der Zahlungsfähigkeit der betroffenen 
juristischen und natürlichen Personen, vor allem von kleinen und mittleren 
Unternehmen, gebührend Rechnung getragen wird. 

(57) Zur Gewährleistung einheitlicher Bedingungen für die Durchführung dieser 
Verordnung sollten der Kommission Durchführungsbefugnisse übertragen werden. 
Diese Befugnisse sollten im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des 
Europäischen Parlaments und des Rates15 ausgeübt werden. 

(58) Die Kommission sollte umgehend geltende Durchführungsrechtsakte erlassen, wenn 
dies im Zusammenhang mit Ausnahmeregelungen von dieser Verordnung, dem 
Notaufsichtsmechanismus, Abhilfemaßnahmen und Schutzmaßnahmen in hinreichend 
begründeten Fällen äußerster Dringlichkeit zwingend erforderlich ist. 

                                                 
15 Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur 

Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung 
der Durchführungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren (ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 13). 
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(59) Der Kommission sollte auf der Grundlage von Artikel 290 AEUV die Befugnis 
übertragen werden, Rechtsakte zu erlassen, um die Bestimmungen in Bezug auf 
Lufttüchtigkeit, Umweltschutz, fliegendes Personal, Flugbetrieb, Flugplätze, 
ATM/ANS, Fluglotsen, Drittlandbetreiber, unbemannte Luftfahrzeuge, Aufsicht und 
Durchsetzung, Flexibilitätsbestimmungen, Geldbußen und Zwangsgelder sowie 
Gebühren und Entgelte ändern oder ergänzen zu können, sofern dies aus technischen, 
wissenschaftlichen, betrieblichen oder sicherheitsrelevanten Gründen notwendig ist. 
Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer 
Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf Sachverständigenebene, 
durchführt. Bei der Vorbereitung und Ausarbeitung delegierter Rechtsakte sollte die 
Kommission gewährleisten, dass die einschlägigen Dokumente dem Europäischen 
Parlament und dem Rat gleichzeitig, rechtzeitig und auf angemessene Weise 
übermittelt werden. 

(60) Um die Verbesserung der Flugsicherheit in der Zivilluft in ganz Europa zu 
gewährleisten, sollten europäische Drittländer weiterhin einbezogen werden. 
Diejenigen Länder, die mit der Union internationale Übereinkünfte geschlossen haben, 
wonach sie den Besitzstand der Union in dem von dieser Verordnung erfassten 
Bereich übernehmen und anwenden, sollten an den Arbeiten der Agentur gemäß den 
im Rahmen dieser Übereinkünfte vereinbarten Bedingungen beteiligt werden. 

(61) Mit dieser Verordnung werden gemeinsame Vorschriften für die Zivilluftfahrt 
festgelegt und die Agentur aufrechterhalten. Die Verordnung (EU) Nr. 216/2008 des 
Europäischen Parlaments und des Rates16 sollte daher aufgehoben werden. 

(62) Die durch diese Verordnung herbeigeführten Änderungen wirken sich auch auf die 
Durchführung anderer Rechtsvorschriften der Union aus. Daher sollten die 
Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates17, die 
Verordnung (EU) Nr. 996/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates18 und die 
Verordnung (EU) Nr. 376/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates19 
entsprechend geändert werden. 

(63) Die Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 sollte geändert werden, um die mit dieser 
Verordnung eingeführte Möglichkeit gebührend zu berücksichtigen, dass die Agentur 
zur zuständigen Behörde für die Erteilung von Luftverkehrsbetreiberzeugnissen und 
die Aufsicht hierüber benannt werden kann. Darüber hinaus muss die Überwachung 
der Luftfahrtunternehmen in effizienter Weise gestärkt werden, da immer mehr 

                                                 
16 Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Februar 2008 zur 

Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Europäischen 
Agentur für Flugsicherheit (ABl. L 240 vom 7.9.2002, S. 1). 

17 Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. September 2008 
über gemeinsame Vorschriften für die Durchführung von Luftverkehrsdiensten in der Gemeinschaft 
(ABl. L 293 vom 31.10.2008, S. 3). 

18 Verordnung (EU) Nr. 996/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Oktober 2010 
über die Untersuchung und Verhütung von Unfällen und Störungen in der Zivilluftfahrt und zur 
Aufhebung der Richtlinie 94/56/EG (ABl. L 295 vom 12.11.2010, S. 35). 

19 Verordnung (EU) Nr. 376/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. April 2014 über die 
Meldung, Analyse und Weiterverfolgung von Ereignissen in der Zivilluftfahrt, zur Änderung der 
Verordnung (EU) Nr. 996/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2003/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnungen (EG) 
Nr. 1321/2007 und (EG) Nr. 1330/2007 der Kommission (ABl. L 122 vom 24.4.2014, S. 18). 
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Luftfahrtunternehmen Betriebsstützpunkte in mehreren Mitgliedstaaten haben, was 
dazu führt, dass die für die Betriebsgenehmigung zuständige Behörde nicht mehr mit 
der für das Luftverkehrsbetreiberzeugnis zuständigen Behörde identisch ist. Die 
Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 sollte deshalb dahingehend geändert werden, dass 
eine enge Zusammenarbeit zwischen den für die Aufsicht über das 
Luftverkehrsbetreiberzeugnis bzw. den für die Betriebsgenehmigung zuständigen 
Behörden gewährleistet wird. 

(64) Da die Ziele dieser Verordnung, nämlich die Festlegung und Wahrung eines 
einheitlich hohen Niveaus bei der Flugsicherheit in der Zivilluftfahrt und beim 
Umweltschutz, aufgrund des weitgehend grenzüberschreitenden Charakters der 
Luftfahrt und ihrer Komplexität auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend 
verwirklicht werden können und daher in Anbetracht des unionsweiten 
Anwendungsbereichs dieser Verordnung besser auf Unionsebene zu verwirklichen 
sind, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 EUV niedergelegten 
Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese Verordnung nicht über das zur 
Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus — 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

KAPITEL I 

GRUNDSÄTZE 

Artikel 1 

Gegenstand und Ziele 

1. Das Hauptziel dieser Verordnung besteht darin, in der Union ein hohes einheitliches 
Niveau der Flugsicherheit in der Zivilluftfahrt zu erreichen und aufrechtzuerhalten 
und gleichzeitig ein hohes einheitliches Umweltschutzniveau zu gewährleisten. 

2. Zudem zielt diese Verordnung darauf ab, 

(a) zur Luftfahrtpolitik der Union insgesamt sowie zu einer Verbesserung der 
Gesamtleistung des Zivilluftfahrtsektors beizutragen, 

(b) in den von dieser Verordnung erfassten Bereichen den freien Waren-, Personen-, 
Dienstleistungs- und Kapitalverkehr zu erleichtern, indem gleiche 
Wettbewerbsbedingungen für alle Akteure des Luftfahrtbinnenmarktes geschaffen 
werden, und die Wettbewerbsfähigkeit der Luftfahrtbranche in der Union zu 
erhöhen, 

(c) die Kosteneffizienz und Wirksamkeit der Regulierungs- und Zertifizierungsverfahren 
sowie eine optimale Ressourcennutzung auf nationaler und Unionsebene zu fördern, 
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(d) in den von dieser Verordnung erfassten Bereichen zur Erreichung und 
Aufrechterhaltung eines hohen einheitlichen Niveaus der Flugsicherheit in der 
Zivilluftfahrt beizutragen, 

(e) die Mitgliedstaaten bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen im Rahmen des 
Abkommens von Chicago zu unterstützen, indem eine gemeinsame Auslegung und 
einheitliche Anwendung der Bestimmungen dieses Abkommens gewährleistet wird, 

(f) die Auffassungen der Union hinsichtlich Zivilluftfahrtnormen und -vorschriften 
weltweit zu verbreiten und dazu die Voraussetzungen für eine angemessene 
Zusammenarbeit mit Drittländern und internationalen Organisationen zu schaffen, 

(g) Forschung und Innovation unter anderem im Rahmen von Regulierungs- und 
Zertifizierungsverfahren zu fördern, 

(h) in den von dieser Verordnung erfassten Bereichen die technische und betriebliche 
Interoperabilität zu unterstützen. 

3. Zur Erreichung der in den Absätzen 1 und 2 genannten Ziele ist unter anderem 
Folgendes vorgesehen:  

(a) die Ausarbeitung, Annahme und einheitliche Anwendung aller notwendigen 
Rechtsvorschriften; 

(b) die Gewährleistung, dass die gemäß dieser Verordnung und den auf ihr basierenden 
delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten abgegebenen Erklärungen 
und erteilten Zulassungen/Zeugnisse in der gesamten Union ohne weitere 
Anforderungen gültig sind; 

(c) die Entwicklung detaillierter technischer Normen in Zusammenarbeit mit 
Normungsorganisationen und anderen Industriegremien, um die Einhaltung dieser 
Verordnung und der auf ihrer Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakte und 
Durchführungsrechtsakte gegebenenfalls zu unterstützen; 

(d) die Errichtung einer unabhängigen Agentur der Europäischen Union für 
Flugsicherheit (im Folgenden die „Agentur“); 

(e) die einheitliche Anwendung aller erforderlichen Rechtsvorschriften durch die 
zuständigen nationalen Behörden und die Agentur im Rahmen ihrer jeweiligen 
Aufgabenbereiche; 

(f) Erfassung, Auswertung und Austausch von Informationen im Interesse einer 
nachweisgestützten Entscheidungsfindung; 

(g) Sensibilisierungs- und Fördermaßnahmen, einschließlich Schulungen sowie 
Kommunikation und Verbreitung einschlägiger Sicherheitsinformationen. 

Artikel 2 

Anwendungsbereich 

1. Diese Verordnung gilt für 
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(a) die Konstruktion und Herstellung von Luftfahrzeugen durch natürliche oder 
juristische Personen unter der Aufsicht der Agentur oder eines Mitgliedstaates; 

(b) die Konstruktion, Herstellung, Instandhaltung und den Betrieb von Luftfahrzeugen 
sowie von dazugehörigen Erzeugnissen, Teilen und nicht eingebauter Ausrüstung, 
wenn das Luftfahrzeug 

i) in einem Mitgliedstaat eingetragen ist, soweit dieser Mitgliedstaat seine 
Zuständigkeiten nicht gemäß dem Abkommen von Chicago auf ein 
Drittland übertragen hat und das Luftfahrzeug nicht von einem Betreiber 
eines Drittlands betrieben wird; 

ii) in einem Drittland registriert ist, aber von einem Betreiber betrieben 
wird, der in dem Gebiet, auf das die Verträge Anwendung finden, 
errichtet oder ansässig ist oder dort seine Hauptniederlassung hat; 

(c) von einem Betreiber eines Drittlands durchgeführte Flüge von Luftfahrzeugen im, in 
den oder aus dem einheitlichen europäischen Luftraum; 

(d) die Konstruktion, Herstellung, Instandhaltung und den Betrieb von 
Flugplatzausrüstung, soweit diese auf den unter Buchstabe e genannten Flugplätzen 
und für die Erbringung von Bodenabfertigungs- und Vorfeldmanagementdiensten auf 
diesen Flugplätzen genutzt wird oder werden soll; 

(e) die Auslegung, Instandhaltung und den Betrieb von Flugplätzen, die sich in dem 
Gebiet befinden, auf das die Verträge Anwendung finden, und die 

i) der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, 

ii) für den gewerblichen Luftverkehr genutzt werden, 

iii) für den Betrieb mit Instrumentenanflug- oder -abflugverfahren genutzt 
werden und 

iv) über eine befestigte Start- und Landebahn von mindestens 800 m 
verfügen oder ausschließlich für Hubschrauber bestimmt sind;  

(f) den Schutz der Umgebung der unter Buchstabe e genannten Flugplätze, unbeschadet 
der Rechtsvorschriften der Union und der Mitgliedstaaten zum Umweltschutz und 
zur Flächennutzungsplanung; 

(g) die Erbringung von Flugverkehrsmanagement- (ATM) und Flugsicherungsdiensten 
(ANS) im einheitlichen europäischen Luftraum und die Konstruktion, Herstellung, 
Instandhaltung und den Betrieb von Systemen und Komponenten für die Erbringung 
dieser ATM/ANS; 

(h) die Konstruktion, Herstellung, Instandhaltung und den Betrieb von unbemannten 
Luftfahrzeugen sowie von deren Motoren, Propellern, Teilen und nicht eingebauter 
Ausrüstung sowie der Ausrüstung zur Fernsteuerung von unbemannten 
Luftfahrzeugen, wenn diese Luftfahrzeuge innerhalb des einheitlichen europäischen 
Luftraums von einem Betreiber betrieben werden, der im Gebiet, auf das die 
Verträge Anwendung finden, errichtet oder ansässig ist. 
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2. Zudem gilt diese Verordnung für die an den in Absatz 1 genannten Tätigkeiten 
beteiligten Personen und Organisationen. 

3. Diese Verordnung gilt nicht für 

(a) Staatsluftfahrzeuge, ihre Erzeugnisse, Teile und nicht eingebaute Ausrüstung sowie 
die an den Tätigkeiten und Diensten von Staatsluftfahrzeugen beteiligten Personen 
und Organisationen; 

(b) Flugplätze oder deren Teile sowie Ausrüstungen, Personen und Organisationen, die 
vom Militär kontrolliert und betrieben werden; 

(c) ATM/ANS, einschließlich Systemen und Komponenten, Personen und 
Organisationen, die vom Militär gestellt oder bereitgestellt werden; 

(d) die Konstruktion, Herstellung, Instandhaltung und den Betrieb der in Anhang I 
genannten Luftfahrzeuge, deren Betrieb mit einem geringen Risiko für die 
Flugsicherheit verbunden ist, und die an diesen Tätigkeiten beteiligten Personen und 
Organisationen. 

Hinsichtlich Buchstabe a müssen die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass die Ziele der 
vorliegenden Verordnung bei der Durchführung von Tätigkeiten und Diensten mit 
den unter diesem Buchstaben genannten Staatsluftfahrzeugen angemessen 
berücksichtigt werden. Zudem müssen die Mitgliedstaaten gegebenenfalls den 
nötigen Abstand zwischen Staatsluftfahrzeugen und anderen Luftfahrzeugen 
gewährleisten. 

Hinsichtlich Buchstabe d wird der Kommission die Befugnis übertragen, delegierte 
Rechtsakte gemäß Artikel 117 zu erlassen, um die folgenden, in Anhang I 
aufgeführten Kriterien anzupassen, wenn dies aufgrund technischer oder 
betrieblicher Entwicklungen, insbesondere der Einführung neuer 
Produktionsmethoden oder Technologien, erforderlich ist und soweit dies angesichts 
des mit dem Betrieb des betreffenden Luftfahrzeugs verbundenen geringen Risikos 
vertretbar ist: 

 i) die in Buchstabe a Ziffer i dieses Anhangs genannten Daten; 

ii) die unter den Buchstaben e, f, g, h, i und j dieses Anhangs genannten 
Grenzwerte für Gewicht, Geschwindigkeit und Heißluftvolumen.  

4. Für die Konstruktion eines Luftfahrzeugmusters zuständige Organisationen können 
die Kommission um einen Beschluss ersuchen, die Bestimmungen des Kapitels III 
Abschnitt I auf die Konstruktion, Herstellung und Instandhaltung dieses 
Luftfahrzeugmusters und auf die an diesen Tätigkeiten beteiligten Personen und 
Organisationen anzuwenden, wenn 

(a) das betreffende Luftfahrzeugmuster in den Anwendungsbereich des 
Buchstaben e, f, g, h, i oder j des Anhangs I fällt, 

(b) das Luftfahrzeugmuster in Serie hergestellt werden soll und  
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(c) die Konstruktion dieses Luftfahrzeugmusters nicht nach den nationalen 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates genehmigt wurde. 

Auf der Grundlage eines solchen Ersuchens beschließt die Kommission nach 
Konsultation der Agentur und des Mitgliedstaates, in dem die betreffende 
Organisation ihre Hauptniederlassung hat, ob die Kriterien von Unterabsatz 1 erfüllt 
sind. Der Beschluss wird in Form eines Durchführungsrechtsakts nach dem in 
Artikel 116 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erlassen und im Amtsblatt der 
Europäischen Union veröffentlicht. Die Agentur nimmt diesen Beschluss zudem in 
den in Artikel 63 genannten Speicher auf.  

Ab dem in diesem Durchführungsbeschluss angegebenen Datum unterliegen die 
Konstruktion, Herstellung und Instandhaltung des betreffenden Luftfahrzeugtyps 
sowie die an diesen Tätigkeiten beteiligten Personen und Organisationen 
ausschließlich den Bestimmungen des Kapitels III Abschnitt I und den auf der 
Grundlage dieser Bestimmungen erlassenen delegierten Rechtsakten und 
Durchführungsrechtsakten. In diesem Fall finden die Bestimmungen der Kapitel IV 
und V, die sich auf die Anwendung der Bestimmungen des Kapitels III Abschnitt I 
beziehen, auch auf das betreffenden Luftfahrzeugmuster Anwendung. 

5. Unbeschadet Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX über die 
Verwirklichung des einheitlichen europäischen Luftraums (Neufassung) stellen die 
Mitgliedstaaten sicher, dass die in Absatz 3 Buchstabe b des vorliegenden Artikels 
genannten Militäreinrichtungen, die für den allgemeinen Luftverkehr zur Verfügung 
stehen, und die in Absatz 3 Buchstabe c des vorliegenden Artikels genannten 
ATM/ANS, die vom Militär für den allgemeinen Luftverkehr erbracht oder 
bereitgestellt werden, ein Sicherheitsniveau aufweisen, das dem mit der Anwendung 
der grundlegenden Anforderungen der Anhänge VII und VIII verbundenen 
Sicherheitsniveau gleichwertig ist. 

6. Die Mitgliedstaaten können entscheiden, Bestimmungen des Kapitels III 
Abschnitte I, II, III, V, VI oder VII auf einige oder alle der in Absatz 3 Buchstaben a 
und c genannten Tätigkeiten und die an diesen Tätigkeiten beteiligten Personen und 
Organisationen anzuwenden.  

In diesem Fall teilt der betreffende Mitgliedstaat der Kommission und der Agentur 
seine Absicht mit. Diese Mitteilung muss alle relevanten Informationen enthalten, 
insbesondere 

(a) den anzuwendenden Abschnitt oder die anzuwendenden Abschnitte; 

(b) die betreffenden Tätigkeiten, Personen und Organisationen; 

(c) die Gründe für die beabsichtigte Entscheidung und 

(d) das Datum, an dem die beabsichtigte Entscheidung anwendbar werden 
soll. 

Die Kommission beschließt nach Konsultation der Agentur, ob und gegebenenfalls 
unter welchen Bedingungen die betreffenden Bestimmungen tatsächlich angewandt 
werden können, wobei sie die Merkmale der betreffenden Tätigkeiten, Personen und 
Organisationen und den Zweck und Inhalt des ihr mitgeteilten Abschnitts/der ihr 
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mitgeteilten Abschnitte berücksichtigt. Der Beschluss der Kommission wird in Form 
eines Durchführungsrechtsakts nach dem in Artikel 116 Absatz 2 genannten 
Beratungsverfahren erlassen und im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht. Die Agentur nimmt diesen Beschluss zudem in den in Artikel 63 
genannten Speicher auf. 

Der betreffende Mitgliedstaat wendet die Bestimmungen des der Kommission 
mitgeteilten Abschnitts/der der Kommission mitgeteilten Abschnitte erst an, wenn 
die Kommission einen positiven Beschluss erlassen hat und etwaige damit 
verbundene Bedingungen erfüllt sind. In diesem Fall unterliegen die betreffenden 
Tätigkeiten, Personen und Organisationen ab dem in der Entscheidung des 
Mitgliedstaates angegebenen Datum ausschließlich diesen Bestimmungen und den 
Bestimmungen der auf dieser Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakte und 
Durchführungsrechtsakte. In diesem Fall finden auch die Bestimmungen der 
Kapitel IV und V, die sich auf die Anwendung der Bestimmungen des mitgeteilten 
Abschnitts oder der mitgeteilten Abschnitte beziehen, auf die betreffenden 
Tätigkeiten, Personen und Organisationen Anwendung. 

Die Kommission, die Agentur und die zuständigen Behörden des betreffenden 
Mitgliedstaates arbeiten bei der Anwendung des vorliegenden Absatzes zusammen. 

Die Mitgliedstaaten können entscheiden, ihre nach dem vorliegenden Absatz 
getroffenen Entscheidungen aufzuheben. In diesem Fall unterrichtet der betreffende 
Mitgliedstaat die Kommission und die Agentur. Diese Mitteilung wird im Amtsblatt 
der Europäischen Union veröffentlicht und in den in Artikel 63 genannten Speicher 
der Agentur aufgenommen. Der betreffende Mitgliedstaat muss eine angemessene 
Übergangsfrist vorsehen. 

7. Die Mitgliedstaaten können entscheiden, die Auslegung, Instandhaltung und den 
Betrieb von Flugplätzen und der dort genutzten Ausrüstung von den Bestimmungen 
dieser Verordnung auszunehmen, wenn an diesem Flugplatz jährlich höchstens 
10 000 Fluggäste und höchstens 850 Bewegungen im Zusammenhang mit dem 
Frachtbetrieb abgefertigt werden, soweit eine solche Ausnahme die Erfüllung der in 
Artikel 29 genannten grundlegenden Anforderungen nicht gefährdet.  

In diesem Fall teilt der Mitgliedstat der Kommission und der Agentur die 
beabsichtigte Entscheidung unter Angabe von Gründen mit. Die Mitteilung muss alle 
relevanten Informationen zu der beabsichtigten Entscheidung enthalten. 

Die Kommission beschließt nach Konsultation der Agentur, ob die Bedingungen von 
Unterabsatz 1 erfüllt sind. Der Beschluss der Kommission wird in Form eines 
Durchführungsrechtsakts nach dem in Artikel 116 Absatz 2 genannten 
Beratungsverfahren erlassen und im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht. Die Agentur nimmt diesen Beschluss zudem in den in Artikel 63 
genannten Speicher auf. 

Der Mitgliedstaat erlässt die beabsichtigte Entscheidung erst nach einem positiven 
Beschluss der Kommission. In diesem Fall unterliegen die Auslegung, die 
Instandhaltung und der Betrieb des betreffenden Flugplatzes und von dessen 
Ausrüstung ab dem in der Entscheidung des Mitgliedstaates angegebenen Datum 
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nicht mehr den Bestimmungen dieser Verordnung und den Bestimmungen der auf 
deren Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte. 

Die Mitgliedstaaten prüfen jährlich das Verkehrsaufkommen der Flugplätze, die sie 
gemäß diesem Absatz von den Bestimmungen dieser Verordnung ausgenommen 
haben. Ergibt diese Prüfung, dass an einem dieser Flugplätze jährlich mehr als 
10 000 Fluggäste und mehr als 850 Bewegungen im Zusammenhang mit dem 
Frachtbetrieb abgefertigt werden, hebt der betreffende Mitgliedstaat die 
Ausnahmeregelung für diesen Flugplatz auf. In diesem Fall informiert der 
Mitgliedstaat die Kommission und die Behörde entsprechend. Die Entscheidung zur 
Aufhebung der Ausnahmeregelung wird im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht und in den in Artikel 63 genannten Speicher der Agentur 
aufgenommen. 

Die Bestimmungen dieses Absatzes lassen Ausnahmeregelungen der Mitgliedstaaten 
unberührt, die auf Artikel 4 Absatz 3b der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 beruhen. 
Die Entscheidungen zur Gewährung dieser Ausnahmen werden im Amtsblatt der 
Europäischen Union veröffentlicht und in den in Artikel 63 genannten Speicher der 
Agentur aufgenommen. 

Artikel 3 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

(1) „Aufsicht“ bezeichnet die von der zuständigen Behörde oder in deren Namen 
vorgenommene kontinuierliche Prüfung, ob die Anforderungen, auf die sich eine 
Zulassung/ein Zeugnis oder eine Erklärung bezieht, weiterhin erfüllt sind; 

(2) „Abkommen von Chicago“ bezeichnet das am 7. Dezember 1944 in Chicago 
unterzeichnete Abkommen über die Internationale Zivilluftfahrt und seine Anhänge; 

(3) „Erzeugnis“ bezeichnet ein Luftfahrzeug, einen Motor oder einen Propeller; 

(4) „Teil“ bezeichnet jeden Teil eines Luftfahrzeugs mit Ausnahme von Motoren und 
Propellern; 

(5) „ATM/ANS-Komponente“ bezeichnet jede Komponente im Sinne des Artikels 2 
Nummer 19 der Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX20; 

(6) „Zertifizierung“ bezeichnet jede auf einer angemessenen Prüfung im Rahmen dieser 
Verordnung beruhende Form der Anerkennung, dass eine Organisation oder Person, 
ein Erzeugnis, ein Teil, eine nicht eingebaute Ausrüstung, ein Flugplatz, 
Flugplatzausrüstung, ein ATM/ANS-System, eine ATM/ANS-Komponente oder ein 
Flugsimulationsübungsgerät die anwendbaren Anforderungen dieser Verordnung und 
der auf deren Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakte und 

                                                 
20 Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX des Europäischen Parlaments und des Rates vom [.......] über die 

Verwirklichung des einheitlichen europäischen Luftraums ................ (ABl. ........, S. ...). 
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Durchführungsrechtsakte erfüllt, was durch Erteilung einer entsprechenden 
Zulassung/eines entsprechenden Zeugnisses bestätigt wird; 

(7) „Erklärung“ bezeichnet jede unter der alleinigen Verantwortung einer dieser 
Verordnung unterliegenden natürlichen oder juristischen Person gemäß dieser 
Verordnung getroffene schriftliche Aussage, die bestätigt, dass die anwendbaren 
Anforderungen dieser Verordnung sowie der auf deren Grundlage erlassenen 
delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte, die sich auf eine Organisation 
oder Person, ein Erzeugnis, ein Teil, eine nicht eingebaute Ausrüstung, 
Flugplatzausrüstung, ein ATM/ANS-System oder eine ATM/ANS-Komponente 
beziehen, erfüllt sind; 

(8) „qualifizierte Stelle“ bezeichnet eine akkreditierte juristische oder natürliche Person, 
der unter der Kontrolle und Verantwortung der Agentur oder einer zuständigen 
nationalen Behörde bestimmte Zertifizierungs- oder Aufsichtsaufgaben gemäß dieser 
Verordnung übertragen werden dürfen; 

(9) „Zulassung/Zeugnis“ bezeichnet jede Zulassung sowie jedes Zeugnis, jede 
Genehmigung, Lizenz, Ermächtigung, Bescheinigung und jedes sonstige Dokument, 
die/das aufgrund einer Zertifizierung erteilt wird, um die Erfüllung der anwendbaren 
Anforderungen zu bestätigen; 

(10) „Betreiber“ bezeichnet eine juristische oder natürliche Person, die ein oder mehrere 
Luftfahrzeuge oder einen oder mehrere Flugplätze betreibt oder zu betreiben 
beabsichtigt; 

(11) „Flugsimulationsübungsgerät“ bezeichnet jede Art von Gerät, mit dem 
Flugbedingungen am Boden simuliert werden, einschließlich Flugsimulatoren, 
Flugübungsgeräten, Flug- und Navigationsverfahrens-Übungsgeräten sowie 
Basisinstrumentenübungsgeräten; 

(12) „Flugplatz“ bezeichnet eine abgegrenzte Fläche an Land oder auf dem Wasser, die 
sich auf einer festen Struktur, einer festen Offshore-Struktur oder einer 
schwimmenden Struktur befindet, einschließlich der darauf befindlichen Gebäude, 
Anlagen und Ausrüstungen, und die ganz oder teilweise für Starts, Landungen und 
Bodenbewegungen von Luftfahrzeugen genutzt wird; 

(13) „Flugplatzausrüstung“ bezeichnet eine Ausrüstung, ein Gerät, ein Zubehörteil, eine 
Software oder ein Zusatzteil, die/das dazu verwendet wird oder verwendet werden 
soll, zum Betrieb von Luftfahrzeugen auf einem Flugplatz beizutragen; 

(14) „Vorfeld“ bezeichnet eine abgegrenzte Fläche eines Flugplatzes, die für die 
Aufnahme von Luftfahrzeugen zum Ein- oder Aussteigen von Fluggästen, Ein- oder 
Ausladen von Post oder Fracht, Betanken, Abstellen oder zur Instandhaltung 
bestimmt ist; 

(15) „Vorfeldmanagementdienst“ bezeichnet einen zur Leitung der Tätigkeiten und 
Bewegungen von Luftfahrzeugen und sonstigen Fahrzeugen auf dem Vorfeld 
erbrachten Dienst; 

(16) „ATM/ANS“ bezeichnet die Flugverkehrsmanagementfunktionen und -dienste im 
Sinne des Artikels 2 Nummer 10 der Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX, die 
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Flugsicherungsdienste im Sinne des Artikels 2 Nummer 4 der genannten 
Verordnung, einschließlich Netzmanagementfunktionen und -diensten im Sinne des 
Artikels 17 der genannten Verordnung, sowie Dienste, die in der Erzeugung, 
Verarbeitung und Formatierung von Daten sowie deren Übermittlung an den 
allgemeinen Luftverkehr zum Zweck der Flugsicherung mit kritischer Bedeutung für 
die Flugsicherheit bestehen; 

(17) „ATM/ANS-System“ bezeichnet jede Kombination von Systemen im Sinne des 
Artikels 2 Nummer 33 der Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX; 

(18) „ATM-Masterplan“ bezeichnet das in Artikel 2 Nummer 14 der Verordnung (EU) 
Nr. XXX/XXXX genannte Dokument; 

(19) „Fluginformationsdienst“ bezeichnet einen Dienst zur Erteilung von Hinweisen und 
Informationen, die für die sichere und effiziente Durchführung von Flügen 
zweckdienlich sind; 

(20) „allgemeiner Luftverkehr“ bezeichnet alle im Einklang mit den Verfahren der 
Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) durchgeführten Bewegungen von 
zivilen und Staatsluftfahrzeugen; 

(21) „internationale Richtlinien und Empfehlungen“ bezeichnet internationale Richtlinien 
und Empfehlungen, die gemäß Artikel 37 des Abkommens von Chicago über die 
internationale Zivilluftfahrt von der ICAO angenommen wurden; 

(22) „Bodenabfertigungsdienst“ bezeichnet jeden an Flugplätzen erbrachten Dienst, der 
sicherheitsrelevante Tätigkeiten in den Bereichen administrative Abfertigung und 
Überwachung am Boden, Fluggastabfertigung, Gepäckabfertigung, Fracht- und 
Postabfertigung, Vorfelddienste, Luftfahrzeugservice, Betankungsdienste, 
Instandhaltung, Flugbetriebs- und Besatzungsdienste, Transportdienste am Boden 
sowie Bordverpflegungsdienste (Catering) umfasst; 

(23) „gewerblicher Luftverkehr“ bezeichnet den Betrieb von Luftfahrzeugen zur 
Beförderung von Fluggästen, Fracht oder Post zwischen zwei verschiedenen 
Flugplätzen gegen Entgelt oder sonstige geldwerte Leistungen; 

(24) „Sicherheitsleistung“ bezeichnet die Sicherheitsbilanz eines Mitgliedstaates, der 
Union oder einer Organisation gemäß seinen/ihren Sicherheitsleistungszielen 
und -indikatoren; 

(25) „Sicherheitsleistungsindikator“ bezeichnet einen Parameter zur Überwachung und 
Bewertung der Sicherheitsleistung; 

(26) „Sicherheitsleistungsziel“ bezeichnet ein geplantes oder angestrebtes Ziel für die 
Einhaltung der Sicherheitsleistungsindikatoren während eines bestimmten Zeitraums;  

(27) „Luftfahrzeug“ bezeichnet eine Maschine, die sich aufgrund von Reaktionen der 
Luft, mit Ausnahme von Reaktionen der Luft gegenüber der Erdoberfläche, in der 
Atmosphäre halten kann; 
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(28) „nicht eingebaute Ausrüstung“ bezeichnet jede an Bord eines Luftfahrzeugs 
befindliche Ausrüstung, die nicht in das Luftfahrzeug eingebaut ist und 
Auswirkungen auf die Sicherheit haben kann; 

(29) „unbemanntes Luftfahrzeug“ bezeichnet ein Luftfahrzeug, das ohne einen an Bord 
befindlichen Piloten betrieben wird oder werden soll; 

(30) „Ausrüstung zur Fernsteuerung von unbemannten Luftfahrzeugen“ bezeichnet eine 
Ausrüstung, ein Gerät, ein Zubehörteil, eine Software oder ein Zusatzteil, die/das für 
den sicheren Betrieb eines unbemannten Luftfahrzeugs erforderlich ist;  

(31) „in einem Mitgliedstaat eingetragenes Luftfahrzeug“ bzw. „in einem Drittland 
eingetragenes Luftfahrzeug“ bezeichnet ein gemäß den internationalen Richtlinien 
und Empfehlungen zu Anhang 7 des Abkommens von Chicago (Staatszugehörigkeit 
und Eintragungszeichen von Luftfahrzeugen) eingetragenes Luftfahrzeug; 

(32) „Staatsluftfahrzeug“ bezeichnet ein Luftfahrzeug, das für die Durchführung von 
Tätigkeiten oder Diensten für das Militär, den Zoll, die Polizei, Such- und 
Rettungsdienste, die Brandbekämpfung, die Küstenwache oder ähnliche Tätigkeiten 
oder Dienste eingesetzt wird, die unter der Kontrolle und Verantwortung eines 
Mitgliedstaates im öffentlichen Interesse von einer mit hoheitlichen Befugnissen 
ausgestatteten Stelle durchgeführt werden; 

(33) „einheitlicher europäischer Luftraum“ bezeichnet den Luftraum des Gebiets, auf das 
die Verträge Anwendung finden, sowie jeden anderen Luftraum, in dem 
Mitgliedstaaten die Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX gemäß Artikel 1 Absatz 4 der 
genannten Verordnung anwenden; 

(34) „zuständige nationale Behörde“ bezeichnet eine oder mehrere von einem 
Mitgliedstaat benannte Stelle(n), die über die erforderlichen Befugnisse und 
übertragenen Zuständigkeiten verfügt/verfügen, um gemäß dieser Verordnung und 
den auf deren Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakten und 
Durchführungsrechtsakten Aufgaben im Zusammenhang mit der Zertifizierung, 
Aufsicht und Durchsetzung zu erfüllen. 

Artikel 4 

Grundsätze für Maßnahmen im Rahmen dieser Verordnung 

1. Die Mitgliedstaaten, die Kommission und die Agentur müssen, wenn sie 
Maßnahmen im Rahmen dieser Verordnung treffen, 

(a) den Stand der Technik und empfehlenswerte Verfahren in der Luftfahrt 
berücksichtigen und den weltweiten Erfahrungen in der Luftfahrt sowie dem 
wissenschaftlichen und technischen Fortschritt auf den jeweiligen Gebieten 
Rechnung tragen; 

(b) sich auf die besten verfügbaren Nachweise und Analysen stützen; 
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(c) eine unmittelbare Reaktion auf ermittelte Ursachen von Unfällen, schweren 
Störungen und absichtlichen Verstößen gegen Sicherheitsbestimmungen 
ermöglichen; 

(d) gegenseitige Abhängigkeiten zwischen den verschiedenen Bereichen der 
Flugsicherheit sowie zwischen der Flugsicherheit und anderen technischen Gebieten 
der Luftfahrtregulierung berücksichtigen; 

(e) soweit möglich, Anforderungen auf eine Weise festlegen, die auf die zu erreichenden 
Ziele ausgerichtet ist und es ermöglicht, diese Ziele auf unterschiedlichen Wegen zu 
erreichen; 

(f) die Zusammenarbeit und eine effiziente Ressourcennutzung durch die Behörden auf 
Unionsebene und der Ebene der Mitgliedstaaten fördern; 

(g) soweit möglich, rechtlich nicht bindende Maßnahmen treffen, einschließlich 
Aktionen zur Förderung der Sicherheit; 

(h) die internationalen Verpflichtungen der Union und der Mitgliedstaaten im Bereich 
der Zivilluftfahrt berücksichtigen. 

2. Die gemäß dieser Verordnung getroffenen Maßnahmen müssen Art und Risiko der 
Tätigkeit widerspiegeln, auf die sie sich beziehen, und in einem angemessen 
Verhältnis zu Art und Risiko dieser Tätigkeit stehen. Soweit für die betreffende 
Tätigkeit erforderlich, berücksichtigen die Mitgliedstaaten, die Kommission und die 
Agentur bei der Ausarbeitung und Verabschiedung dieser Maßnahmen 

(a) die Frage, ob neben der Flugbesatzung weitere Personen an Bord befördert werden, 
insbesondere ob der Betrieb öffentlich zugänglich ist; 

(b) die Frage, inwieweit Dritte oder Gegenstände am Boden durch die Tätigkeit 
gefährdet werden könnten; 

(c) die Komplexität und Leistungsfähigkeit des betreffenden Luftfahrzeugs; 

(d) den Zweck des Flugs und die Art des genutzten Luftraums; 

(e) Art, Umfang und Komplexität des Betriebs oder der Tätigkeit, darunter 
gegebenenfalls Umfang und Art des von der zuständigen Organisation oder Person 
abgefertigten Verkehrs; 

(f) die Frage, inwieweit Personen, die die mit dem Betrieb verbundenen Risiken 
betreffen könnten, diese Risiken bewerten und begrenzen können; 

(g) die Ergebnisse früherer Zertifizierungs- und Aufsichtstätigkeiten. 
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KAPITEL II 

FLUGSICHERHEITSMANAGEMENT 

Artikel 5 

Europäisches Flugsicherheitsprogramm 

1. Nach Konsultation der Agentur verabschiedet und veröffentlicht die Kommission ein 
Dokument, in dem sie die Funktionsweise des europäischen Flugsicherheitssystems 
beschreibt und die Vorschriften, Tätigkeiten und Verfahren aufführt, die zum 
Management der Flugsicherheit in der Zivilluftfahrt der Union gemäß dieser 
Verordnung angewandt werden (das „europäische Flugsicherheitsprogramm“), und 
aktualisiert dieses erforderlichenfalls. 

2. Das europäische Flugsicherheitsprogramm umfasst mindestens eine Beschreibung 

(a) der Strategien, Ziele und Ressourcen im Bereich der europäischen 
Flugsicherheit; 

(b) des Risikomanagements im Bereich der europäischen Flugsicherheit; 

(c) der Gewährleistung der europäischen Flugsicherheit;  

(d) der Förderung der europäischen Flugsicherheit. 

Zudem muss das europäische Flugsicherheitsprogramm das Verfahren zur 
Entwicklung, Verabschiedung, Aktualisierung und Durchführung des in Artikel 6 
genannten europäischen Plans für Flugsicherheit enthalten, bei dem eine enge 
Beteiligung der Mitgliedstaaten und relevanten Interessengruppen sicherzustellen ist. 

Artikel 6 

Europäischer Plan für Flugsicherheit 

1. Die Agentur entwickelt, verabschiedet und veröffentlicht einen europäischen Plan für 
Flugsicherheit und aktualisiert diesen anschließend mindestens einmal jährlich. Auf 
der Grundlage einer Prüfung der einschlägigen Sicherheitsinformationen sind in dem 
europäischen Plan für Flugsicherheit die wichtigsten Sicherheitsrisiken für das 
europäische Flugsicherheitssystem zu nennen und die erforderlichen Maßnahmen zur 
Minderung dieser Risiken darzulegen. 

2. Die Agentur dokumentiert in einem speziellen Sicherheitsrisikoportfolio die in 
Absatz 1 genannten Sicherheitsrisiken und überwacht die Umsetzung der jeweiligen 
Abhilfemaßnahmen durch die betreffenden Parteien, wobei sie bei Bedarf auch 
Sicherheitsleistungsindikatoren festlegt. 

3. In dem europäischen Plan für Flugsicherheit wird unter Berücksichtigung der in 
Artikel 1 genannten Ziele ein annehmbares Niveau der Sicherheitsleistung in der 
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Union bestimmt, dessen Erreichung die Mitgliedstaaten, die Kommission und die 
Agentur gemeinsam anstreben müssen. 

Artikel 7 

Nationales Flugsicherheitsprogramm  

1. Jeder Mitgliedstaat erstellt in Bezug auf die seiner Verantwortung unterliegenden 
Luftfahrttätigkeiten ein nationales Flugsicherheitsprogramm für das 
Flugsicherheitsmanagement in der Zivilluftfahrt (das „nationale 
Flugsicherheitsprogramm“). Dieses Programm muss in einem angemessenen 
Verhältnis zu Umfang und Komplexität dieser Tätigkeiten stehen und mit dem 
europäischen Flugsicherheitsprogramm vereinbar sein.  

2. Das nationale Flugsicherheitsprogramm umfasst mindestens die folgenden 
Bestandteile: 

(a) Strategien, Ziele und Ressourcen im Bereich der Flugsicherheit; 

(b) das Risikomanagement im Bereich der Flugsicherheit; 

(c) die Gewährleistung der Flugsicherheit;  

(d) die Förderung der Flugsicherheit. 

3. In dem nationalen Flugsicherheitsprogramm wird unter Berücksichtigung der in 
Artikel 1 genannten Ziele und des in Artikel 6 Absatz 3 genannten annehmbaren 
Niveaus der Sicherheitsleistung ein annehmbares Niveau der Sicherheitsleistung 
bestimmt, das bei den Luftfahrttätigkeiten unter der Verantwortung des betreffenden 
Mitgliedstaates auf nationaler Ebene zu erreichen ist. 

Artikel 8 

Nationaler Plan für Flugsicherheit  

1. Dem nationalen Flugsicherheitsprogramm wird ein nationaler Plan für Flugsicherheit 
beigefügt. Auf der Grundlage einer Prüfung der einschlägigen 
Sicherheitsinformationen nennt jeder Mitgliedstaat in dem Plan die wichtigsten 
Sicherheitsrisiken für sein nationales Flugsicherheitssystem in der Zivilluftfahrt und 
legt die erforderlichen Maßnahmen zur Minderung dieser Risiken dar. 

2. Der nationale Plan für Flugsicherheit muss die im europäischen Plan für 
Flugsicherheit genannten Risiken und Maßnahmen umfassen, soweit sie für den 
betreffenden Mitgliedstaat relevant sind. Der Mitgliedstaat informiert die Agentur, 
welche der im europäischen Plan für Flugsicherheit genannten Risiken und 
Maßnahmen seiner Ansicht nach für das nationale Flugsicherheitssystem nicht 
relevant sind, und begründet dies. 

 



 

DE 26   DE 

KAPITEL III 

MATERIELLE ANFORDERUNGEN 

ABSCHNITT I 

Lufttüchtigkeit und Umweltschutz 

Artikel 9 

Grundlegende Anforderungen 

Die in Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a und b genannten Luftfahrzeuge sowie ihre 
Motoren, Propeller, Teile und nicht eingebauten Ausrüstungen müssen die in 
Anhang II genannten grundlegenden Anforderungen an die Lufttüchtigkeit und 
hinsichtlich ihrer Lärmentwicklung und Emissionen die in Anhang III genannten 
grundlegenden Anforderungen an die Umweltverträglichkeit von Erzeugnissen 
erfüllen. 

Artikel 10 

Konformität 

1. Bei den in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i genannten Luftfahrzeugen sowie 
ihren Motoren, Propellern, Teilen und nicht eingebauten Ausrüstungen wird die 
Einhaltung des Artikels 9 gemäß den Artikeln 11 bis 16 sichergestellt. 

2. Bei den in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a genannten Luftfahrzeugen sowie ihren 
Motoren, Propellern und Teilen wird die Einhaltung des Artikels 9 gemäß den 
Artikeln 11 und 12 sowie Artikel 15 Absatz 1 sichergestellt. 

Artikel 11 

Konstruktion von Erzeugnissen 

Für die Konstruktion von Erzeugnissen ist eine Zertifizierung erforderlich, aufgrund 
deren eine Musterzulassung erteilt wird. Änderungen an der Musterzulassung 
bedürfen ebenfalls der Zertifizierung, wozu eine Änderungszulassung einschließlich 
ergänzender Musterzulassungen erteilt wird. Auch für Reparaturverfahren ist eine 
Zertifizierung erforderlich, aufgrund deren eine Genehmigung erteilt wird.  

Eine solche Musterzulassung, Änderungszulassung oder Genehmigung von 
Reparaturverfahren wird auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller nachgewiesen hat, 
dass die Konstruktion des Erzeugnisses der gemäß dem in Artikel 18 Absatz 1 
Buchstabe a Ziffer i genannten delegierten Rechtsakt festgelegten 
Musterzulassungsbasis entspricht und die Konstruktion des Erzeugnisses keine 
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Merkmale oder Eigenschaften aufweist, aufgrund deren das Erzeugnis nicht auf 
umweltverträgliche oder sichere Weise betrieben werden kann. 

Eine solche Musterzulassung, Änderungszulassung oder Genehmigung von 
Reparaturverfahren kann von einer gemäß Artikel 15 genehmigten Organisation, die 
gemäß dem in Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe k genannten delegierten Rechtsakt zur 
Erteilung dieser Zulassungen oder Genehmigungen berechtigt ist, auch ohne einen 
solchen Antrag erteilt werden, sofern sie sich davon überzeugt hat, dass die 
Konstruktion des Erzeugnisses die in Unterabsatz 2 genannten Bedingungen erfüllt. 

Für die Konstruktion von Motoren und Propellern, die als Teil der Konstruktion 
eines Luftfahrzeugs gemäß diesem Artikel zertifiziert sind, ist keine eigene 
Musterzulassung erforderlich. 

Artikel 12 

Konstruktion von Teilen 

Soweit in den gemäß Artikel 18 erlassenen delegierten Rechtsakten nichts anderes 
festgelegt ist, bedarf die Konstruktion von Teilen der Zertifizierung, aufgrund deren 
eine Zulassung/ein Zeugnis erteilt wird. 

Diese Zulassung/dieses Zeugnis wird auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller 
nachgewiesen hat, dass die Konstruktion des Teils der gemäß Artikel 18 Absatz 1 
Buchstabe a Ziffer ii festgelegten Zertifizierungsgrundlage entspricht. 

Diese Zulassung/dieses Zeugnis kann von einer gemäß Artikel 15 zugelassenen 
Organisation, die gemäß dem in Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe k genannten 
delegierten Rechtsakt zur Erteilung dieser Zulassungen/Zeugnisse berechtigt ist, auch 
ohne einen solchen Antrag erteilt werden, sofern sie sich davon überzeugt hat, dass 
die Konstruktion des Teils der gemäß Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii 
festgelegten Zertifizierungsgrundlage entspricht. 

Für die Konstruktion von Teilen, die als Teil der Konstruktion eines Erzeugnisses 
gemäß Artikel 11 zertifiziert sind, ist keine eigene Zulassung/kein eigenes Zeugnis 
erforderlich. 

Artikel 13 

Konstruktion von nicht eingebauter Ausrüstung 

Soweit in den gemäß Artikel 18 erlassenen delegierten Rechtsakten vorgesehen, 
bedarf die Konstruktion nicht eingebauter Ausrüstungen einer Zertifizierung, 
aufgrund deren eine Zulassung/ein Zeugnis erteilt wird.  

Diese Zulassung/dieses Zeugnis wird auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller 
nachgewiesen hat, dass die Konstruktion der nicht eingebauten Ausrüstung der 
gemäß Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii festgelegten 
Zertifizierungsgrundlage entspricht. 
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Diese Zulassung/dieses Zeugnis kann von einer gemäß Artikel 15 zugelassenen 
Organisation, die gemäß dem in Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe k genannten 
delegierten Rechtsakt zur Erteilung dieser Zulassungen/Zeugnisse oder 
Genehmigungen berechtigt ist, auch ohne einen solchen Antrag erteilt werden, sofern 
sie sich davon überzeugt hat, dass die Konstruktion der nicht eingebauten 
Ausrüstung der gemäß Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii festgelegten 
Zertifizierungsgrundlage entspricht. 

Artikel 14 

Einzelne Luftfahrzeuge 

Einzelne Luftfahrzeuge bedürfen einer Zertifizierung, aufgrund deren ein 
Lufttüchtigkeitszeugnis und, soweit dies in den gemäß Artikel 18 erlassenen 
delegierten Rechtsakten vorgesehen ist, ein Lärmzeugnis erteilt wird.  

Diese Zeugnisse werden auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller nachgewiesen hat, 
dass das Luftfahrzeug der gemäß Artikel 11 zertifizierten Konstruktion entspricht 
und den für einen sicheren und umweltverträglichen Betrieb erforderlichen Zustand 
aufweist.  

Artikel 15 

Organisationen 

1. Soweit die gemäß Artikel 18 erlassenen delegierten Rechtsakte nichts anderes 
vorsehen, bedürfen Organisationen, die für die Konstruktion und Herstellung von 
Erzeugnissen, Teilen und nicht eingebauter Ausrüstung verantwortlich sind, der 
Zertifizierung, aufgrund deren eine Genehmigung erteilt wird.  

Diese Genehmigung wird auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller nachgewiesen 
hat, dass er die Vorschriften erfüllt, die in den gemäß Artikel 18 erlassenen 
delegierten Rechtsakten festgelegt wurden, um die Einhaltung der in Artikel 9 
genannten grundlegenden Anforderungen sicherzustellen. In der Genehmigung 
werden die der Organisation gewährten Rechte und der Umfang der Genehmigung 
vermerkt. 

2. Soweit die gemäß Artikel 18 erlassenen delegierten Rechtsakte nichts anderes 
vorsehen, bedürfen Organisationen, die für die Instandhaltung und die Führung der 
Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von Erzeugnissen, Teilen und nicht 
eingebauter Ausrüstung verantwortlich sind, der Zertifizierung, aufgrund deren eine 
Genehmigung erteilt wird.  

Diese Genehmigung wird auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller nachgewiesen 
hat, dass er die Vorschriften erfüllt, die in den gemäß Artikel 18 erlassenen 
delegierten Rechtsakten festgelegt wurden, um die Einhaltung der in Artikel 9 
genannten grundlegenden Anforderungen sicherzustellen. In der Genehmigung 
werden die der Organisation gewährten Rechte und der Umfang der Genehmigung 
vermerkt. 
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3. Soweit in den gemäß Artikel 18 erlassenen delegierten Rechtsakten vorgesehen, 
bedürfen die an der Schulung des Personals gemäß Artikel 16 beteiligten 
Organisationen der Zertifizierung, aufgrund deren eine Genehmigung erteilt wird.  

Diese Genehmigung wird auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller nachgewiesen 
hat, dass er die Vorschriften erfüllt, die in den gemäß Artikel 18 erlassenen 
delegierten Rechtsakte festgelegt wurden, um die Einhaltung der in Artikel 9 
genannten grundlegenden Anforderungen sicherzustellen. In der Genehmigung 
werden die der Organisation gewährten Rechte und der Umfang der Genehmigung 
vermerkt. 

Artikel 16 

Personal 

Soweit in den gemäß Artikel 18 erlassenen delegierten Rechtsakten vorgesehen, 
bedarf das Personal, das für die Freigabe eines Erzeugnisses, eines Teils oder nicht 
eingebauter Ausrüstung nach der Instandhaltung verantwortlich ist, der 
Zertifizierung, aufgrund deren eine Lizenz erteilt wird.  

Diese Lizenz wird auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller nachgewiesen hat, dass 
er in der Lage ist, die mit seinen Rechten verbundenen Pflichten gemäß den in 
Artikel 9 genannten grundlegenden Anforderungen zu erfüllen. In der Lizenz werden 
die dem Personal gewährten Rechte sowie der Umfang der Lizenz vermerkt. 

Artikel 17 

Ausnahmeregelungen 

1. Abweichend von den Artikeln 9, 10, 11 bzw. 12 gilt: 

(a) Die Konformität der Konstruktion von Erzeugnissen und Teilen mit den in Artikel 9 
genannten anwendbaren grundlegenden Anforderungen kann ohne Erteilung einer 
Zulassung/eines Zeugnisses geprüft werden, wenn die gemäß Artikel 18 erlassenen 
delegierten Rechtsakte dies vorsehen. In diesem Fall sind in diesen delegierten 
Rechtsakten die Bedingungen und Verfahren für eine solche Prüfung festzulegen. 
Diese delegierten Rechtsakte können vorsehen, dass die für die Konstruktion und 
Herstellung dieser Erzeugnisse und Teile verantwortliche Organisation eine 
Erklärung darüber abgeben kann, dass die Konstruktion der Erzeugnisse und der 
Teile die grundlegenden Anforderungen sowie die Einzelspezifikationen erfüllt, die 
gemäß den nach Artikel 18 Absatz 1 Ziffer i erlassenen delegierten Rechtsakten 
festgelegt wurden, um die Konformität der Konstruktion mit den grundlegenden 
Anforderungen sicherzustellen; 

(b) wenn die Konstruktion eines Luftfahrzeugs den in Artikel 9 genannten 
grundlegenden Anforderungen nicht entspricht, kann eine eingeschränkte 
Musterzulassung erteilt werden. In diesem Fall wird die Musterzulassung auf Antrag 
erteilt, wenn der Antragsteller nachgewiesen hat, dass die Konstruktion des 
Luftfahrzeugs besonderen Spezifikationen für die Lufttüchtigkeit entspricht, die im 
Einklang mit den gemäß Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer iii erlassenen 
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delegierten Rechtsakten festgelegt wurden, und angesichts der beabsichtigten 
Nutzung des Luftfahrzeugs hinsichtlich der Lufttüchtigkeit und 
Umweltverträglichkeit angemessen ist. 

2. Abweichend von den Artikeln 9, 10 bzw. 14 gilt: 

(a) Im Einklang mit den gemäß Artikel 18 erlassenen delegierten Rechtsakten wird ein 
eingeschränktes Lufttüchtigkeitszeugnis oder ein eingeschränktes Lärmzeugnis für 
Luftfahrzeuge erteilt, deren Konstruktion Gegenstand einer Erklärung gemäß 
Absatz 1 Buchstabe a ist oder die im Einklang mit Absatz 1 Buchstabe b eine 
eingeschränkte Musterzulassung erhalten haben. In diesem Fall werden die 
Zeugnisse auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller nachgewiesen hat, dass das 
Luftfahrzeug dieser Konstruktion entspricht und den für einen sicheren und 
umweltverträglichen Betrieb erforderlichen Zustand aufweist; 

(b) im Einklang mit den gemäß Artikel 18 erlassenen delegierten Rechtsakten kann eine 
Fluggenehmigung erteilt werden, um den Betrieb von Luftfahrzeugen zu gestatten, 
die weder über ein gültiges Lufttüchtigkeitszeugnis noch über ein gültiges 
eingeschränktes Lufttüchtigkeitszeugnis verfügen. In diesem Fall wird die 
Fluggenehmigung auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller nachgewiesen hat, dass 
mit dem Luftfahrzeug Flüge unter Normalbedingungen sicher durchgeführt werden 
können.  

Die Fluggenehmigung kann von einer gemäß Artikel 15 zugelassenen Organisation, 
die gemäß dem in Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe k genannten delegierten Rechtsakt 
zur Erteilung dieser Fluggenehmigungen berechtigt ist, auch ohne einen solchen 
Antrag erteilt werden, sofern sie sich davon überzeugt hat, dass mit dem 
Luftfahrzeug Flüge unter Normalbedingungen sicher durchgeführt werden können. 

Die Fluggenehmigung ist im Einklang mit diesen delegierten Rechtsakten 
angemessen zu beschränken, um insbesondere die Sicherheit Dritter zu 
gewährleisten. 

Artikel 18 

Befugnisübertragung 

1. Hinsichtlich der in Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a und b genannten Luftfahrzeuge 
sowie deren Motoren, Propellern, Teilen und nicht eingebauter Ausrüstung wird der 
Kommission die Befugnis übertragen, delegierte Rechtsakte nach Artikel 117 zu 
erlassen, um folgende Aspekte detailliert zu regeln: 

(a) die Bedingungen, unter denen die Agentur gemäß Artikel 66 Folgendes festlegt und 
dem Antragsteller mitteilt: 

i) die Musterzulassungsbasis, die auf ein Erzeugnis hinsichtlich der 
Erteilung der Musterzulassung gemäß Artikel 11 und Artikel 17 Absatz 1 
Buchstabe b anzuwenden ist; 
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ii) die Zertifizierungsgrundlage, die auf ein Teil oder eine nicht eingebaute 
Ausrüstung hinsichtlich der Zertifizierung gemäß den Artikeln 12 und 13 
anzuwenden ist;  

iii) die besonderen Spezifikationen für die Lufttüchtigkeit und 
Umweltverträglichkeit von Luftfahrzeugen, die gemäß Artikel 17 
Absatz 2 Buchstabe a für ein eingeschränktes Lufttüchtigkeitszeugnis 
oder ein eingeschränktes Lärmzeugnis in Frage kommen; 

(b) die Bedingungen für die Heraus- und Weitergabe der verbindlichen Informationen 
der Agentur gemäß Artikel 66, mit der die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit und 
Umweltverträglichkeit von Erzeugnissen sichergestellt werden soll, sowie 
Bedingungen für die Genehmigung von Nachweisverfahren als Alternative zu diesen 
verbindlichen Informationen; 

(c) die besonderen Bedingungen für die Konformität der in Artikel 2 Absatz 1 
Buchstabe b Ziffer ii genannten Luftfahrzeuge mit den in Artikel 9 genannten 
grundlegenden Anforderungen; 

(d) die Bedingungen für die Erteilung, Beibehaltung, Änderung, Aussetzung oder den 
Widerruf der Zeugnisse nach den Artikeln 11, 12, 13 und 14 sowie Artikel 17 
Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 17 Absatz 2, darunter 

i) die Bedingungen für Situationen, in denen im Hinblick auf die 
Erreichung der in Artikel 1 genannten Ziele und unter 
Berücksichtigung der Art der betreffenden Tätigkeit und des mit ihr 
verbundenen Risikos solche Zulassungen/Zeugnisse erforderlich bzw. 
nicht erforderlich sind; 

ii) die Bedingungen für die Geltungsdauer dieser Zulassungen/Zeugnisse 
sowie für die Verlängerung dieser Zulassungen/Zeugnisse im Falle 
einer Befristung; 

iii) die Bedingungen für die Ausstellung und Verwendung von 
eingeschränkten Lufttüchtigkeitszeugnissen und eingeschränkten 
Lärmzeugnissen gemäß Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe a;  

iv) die Bedingungen für die Ausstellung und Verwendung von 
Fluggenehmigungen gemäß Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe b; 

v) die betrieblichen Eignungsdaten, darunter 

– der Mindestlehrplan für die Ausbildung des 
freigabeberechtigten Personals zur Erlangung der 
Musterberechtigung; 

– der Mindestlehrplan für die Pilotenausbildung zur Erlangung 
der Musterberechtigung und die Referenzdaten für den 
Nachweis der objektiven Qualifizierung bezüglich der 
betreffenden Simulatoren; 

– gegebenenfalls die Basis-Mindestausrüstungsliste; 
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– die für die Flugbegleiter relevanten Daten zum 
Luftfahrzeugmuster; 

– zusätzliche Spezifikationen zur Gewährleistung der Einhaltung 
des Abschnitts III dieses Kapitels; 

vi) die Bedingungen für die Instandhaltung von Erzeugnissen, Teilen und 
nicht eingebauter Ausrüstung; 

vii) die Bedingungen für die Führung der Aufrechterhaltung der 
Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen; 

(e) zusätzliche Anforderungen hinsichtlich der Lufttüchtigkeit von Erzeugnissen, Teilen 
und nicht eingebauter Ausrüstung, deren Konstruktion bereits zertifiziert ist, soweit 
diese erforderlich sind, um die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit und 
Verbesserungen der Sicherheit zu unterstützen; 

(f) die Bedingungen für die Erteilung, Beibehaltung, Änderung, Aussetzung oder den 
Widerruf der Genehmigungen nach Artikel 15, einschließlich Bedingungen für 
Situationen, in denen im Hinblick auf die Erreichung der in Artikel 1 genannten 
Ziele und unter Berücksichtigung der Art der betreffenden Tätigkeit und des mit ihr 
verbundenen Risikos solche Genehmigungen erforderlich bzw. nicht erforderlich 
sind;  

(g) die Bedingungen für die Erteilung, Beibehaltung, Änderung, Aussetzung oder den 
Widerruf der Lizenzen nach Artikel 16, einschließlich Bedingungen für Situationen, 
in denen im Hinblick auf die Erreichung der in Artikel 1 genannten Ziele und unter 
Berücksichtigung der Art der betreffenden Tätigkeit und des mit ihr verbundenen 
Risikos solche Lizenzen erforderlich sind; 

(h) die Rechte und Pflichten der Inhaber von Zulassungen/Zeugnissen, die gemäß 
diesem Abschnitt erteilt wurden, sowie der Organisationen, die Erklärungen gemäß 
Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe a abgegeben haben; 

(i) die Bedingungen für die Festlegung der Einzelspezifikationen für die Konstruktion 
von Erzeugnissen und Teilen, die Gegenstand einer Erklärung gemäß Artikel 17 
Absatz 1 Buchstabe a sind; 

(j) die Bedingungen und Verfahren für die Prüfung der Lufttüchtigkeit und 
Umweltverträglichkeit der Konstruktion von Erzeugnissen und Teilen gemäß 
Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe a, ohne dass dabei eine Zulassung/ein Zeugnis erteilt 
wird, einschließlich der Bedingungen und Beschränkungen für den Betrieb;  

(k) die Bedingungen, unter denen Organisationen, die eine Genehmigung gemäß 
Artikel 15 erhalten haben, ermächtigt werden können, Zulassungen/Zeugnisse gemäß 
den Artikeln 11, 12 und 13 sowie Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe b zu erteilen; 

(l) die Bedingungen für die Anerkennung von Zulassungen/Zeugnissen, Informationen 
über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit und anderer die Lufttüchtigkeit 
betreffender Unterlagen, die nach dem Recht eines Drittlandes erteilt wurden, für die 
Zwecke des Artikels 57. 
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2. Hinsichtlich der Lufttüchtigkeit und Umweltverträglichkeit von Luftfahrzeugen 
gemäß Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a und b sowie ihrer Motoren, Propeller, Teile 
und nicht eingebauten Ausrüstungen wird der Kommission die Befugnis übertragen, 
die Anhänge II und III zu ändern oder zu ergänzen und hierzu delegierte Rechtsakte 
gemäß Artikel 117 zu erlassen, wenn und soweit dies aufgrund technischer, 
betrieblicher oder wissenschaftlicher Entwicklungen oder Nachweise im Bereich der 
Lufttüchtigkeit oder Umweltverträglichkeit erforderlich ist, um die in Artikel 1 
festgelegten Ziele zu erreichen. 

Abschnitt II 

Fliegendes Personal 

Artikel 19 

Grundlegende Anforderungen 

Piloten und Flugbegleiter, die mit dem Betrieb von Luftfahrzeugen im Sinne von 
Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b befasst sind, sowie Flugsimulationsübungsgeräte, 
Personen und Organisationen, die bei der Ausbildung, Prüfung, Überprüfung und 
flugmedizinischen Untersuchung dieser Piloten und Flugbegleiter eingesetzt werden 
bzw. mitwirken, müssen den in Anhang IV festgelegten grundlegenden 
Anforderungen entsprechen. 

Artikel 20 

Piloten 

1. Soweit durch gemäß Artikel 25 erlassene delegierte Rechtsakte nichts anderes 
festgelegt ist, unterliegen Piloten der Zertifizierung und erhalten eine Pilotenlizenz 
und ein ärztliches Zeugnis, die dem durchzuführenden Flugbetrieb entsprechen. 

2. Eine Pilotenlizenz wird auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller nachgewiesen hat, 
dass er die Vorschriften erfüllt, die durch die gemäß Artikel 25 erlassenen 
delegierten Rechtsakte festgelegt wurden, um die Einhaltung der in Artikel 19 
genannten grundlegenden Anforderungen betreffend theoretische Kenntnisse, 
praktische Fertigkeiten, Sprachkenntnisse und Erfahrung sicherzustellen. 

3. Ein ärztliches Zeugnis für Piloten wird auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller 
nachgewiesen hat, dass er die Vorschriften erfüllt, die durch die gemäß Artikel 25 
erlassenen delegierten Rechtsakte festgelegt wurden, um die Einhaltung der in 
Artikel 19 genannten grundlegenden Anforderungen betreffend medizinische 
Tauglichkeit sicherzustellen. 

4. In den Pilotenlizenzen und ärztlichen Zeugnissen für Piloten werden die dem Piloten 
gewährten Rechte vermerkt. 
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Artikel 21 

Flugbegleiter 

Im gewerblichen Luftverkehr eingesetzte Flugbegleiter unterliegen der Zertifizierung 
und erhalten eine Bescheinigung.  

Wenn in gemäß Artikel 25 erlassenen delegierten Rechtsakten entsprechendes 
festgelegt ist, unterliegen auch Flugbegleiter, die nicht im gewerblichen Luftverkehr 
eingesetzt werden, der Zertifizierung und erhalten eine Bescheinigung.  

Diese Bescheinigungen werden auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller 
nachgewiesen hat, dass er die Vorschriften erfüllt, die durch die gemäß Artikel 25 
erlassenen delegierten Rechtsakte festgelegt wurden, um die Einhaltung der in 
Artikel 19 genannten grundlegenden Anforderungen betreffend theoretische 
Kenntnisse, praktische Fertigkeiten und medizinische Tauglichkeit sicherzustellen. 

Artikel 22 

Ausbildungsorganisationen und flugmedizinische Zentren 

Soweit durch gemäß Artikel 25 erlassene delegierte Rechtsakte nichts anderes 
festgelegt ist, unterliegen Ausbildungsorganisationen und flugmedizinische Zentren 
für Piloten und Flugbegleiter der Zertifizierung und erhalten eine Genehmigung. 

Diese Genehmigung wird auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller nachgewiesen 
hat, dass er die Vorschriften erfüllt, die durch die gemäß Artikel 25 erlassenen 
delegierten Rechtsakte festgelegt wurden, um die Einhaltung der in Artikel 19 
genannten grundlegenden Anforderungen sicherzustellen. 

In der Genehmigung werden die der Organisation gewährten Rechte vermerkt. 

Artikel 23 

Flugsimulationsübungsgeräte 

Soweit durch gemäß Artikel 25 erlassene delegierte Rechtsakte nichts anderes 
festgelegt ist, unterliegen alle für die Ausbildung von Piloten verwendeten 
Flugsimulationsübungsgeräte der Zertifizierung und erhalten eine Zulassung.  

Diese Zulassung wird auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller nachgewiesen hat, 
dass das Gerät die Vorschriften erfüllt, die durch die gemäß Artikel 25 erlassenen 
delegierten Rechtsakte festgelegt wurden, um die Einhaltung der in Artikel 19 
genannten grundlegenden Anforderungen sicherzustellen. 

Artikel 24 

Lehrberechtigte und Prüfer 
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Soweit durch gemäß Artikel 25 erlassene delegierte Rechtsakte nichts anderes 
festgelegt ist, unterliegen Personen, die für die Flugausbildung oder die 
Flugsimulatorausbildung, die Ausbildung von Flugbegleitern oder die Bewertung der 
Befähigung eines Piloten oder Flugbegleiters verantwortlich sind, sowie 
flugmedizinische Sachverständige der Zertifizierung und erhalten ein Zeugnis.  

Dieses Zeugnis wird auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller nachgewiesen hat, 
dass er die Vorschriften erfüllt, die durch die gemäß Artikel 25 erlassenen 
delegierten Rechtsakte festgelegt wurden, um die Einhaltung der in Artikel 19 
genannten grundlegenden Anforderungen sicherzustellen. 

In dem Zeugnis werden die gewährten Rechte vermerkt. 

Artikel 25 

Befugnisübertragung 

1. Für Piloten und Flugbegleiter, die mit dem Betrieb von Luftfahrzeugen im Sinne von 
Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b befasst sind, sowie für Flugsimulationsübungsgeräte, 
Personen und Organisationen, die bei der Ausbildung, Prüfung, Überprüfung und 
flugmedizinischen Untersuchung dieser Piloten und Flugbegleiter eingesetzt werden 
bzw. mitwirken, ist die Kommission aufgrund von Artikel 117 befugt, delegierte 
Rechtsakte zu erlassen, um detaillierte Vorschriften für Folgendes festzulegen: 

(a) die verschiedenen Berechtigungen für die in Artikel 20 genannten für die 
unterschiedlichen Arten von Tätigkeiten geeigneten Pilotenlizenzen und ärztlichen 
Zeugnisse für Piloten; 

(b) die Bedingungen für die Anerkennung der Ausbildung und Erfahrung mit 
Luftfahrzeugen, die nicht dieser Verordnung unterliegen, für die Zwecke des 
Erwerbs der in Artikel 20 Absatz 2 genannten Pilotenlizenzen; 

(c) die Bedingungen für die Umwandlung von auf der Grundlage der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten erteilten nationalen Pilotenlizenzen und nationalen 
Flugingenieurlizenzen in die in Artikel 20 Absatz 2 genannten Pilotenlizenzen sowie 
die Bedingungen für die Umwandlung von auf der Grundlage der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten ausgestellten nationalen ärztlichen Zeugnissen in die in 
Artikel 20 Absatz 3 genannten ärztlichen Zeugnisse für Piloten; 

(d) die Rechte und Verantwortlichkeiten der Inhaber der Lizenzen, Berechtigungen für 
Lizenzen, ärztlichen Zeugnisse, Genehmigungen, Bescheinigungen und 
Zulassungen/Zeugnisse im Sinne der Artikel 20, 21, 22, 23 und 24; 

(e) die Bedingungen für die Erteilung, Aufrechterhaltung, Änderung, Aussetzung oder 
den Widerruf der Lizenzen, Berechtigungen, ärztlichen Zeugnisse, Genehmigungen, 
Bescheinigungen und Zulassungen/Zeugnisse im Sinne der Artikel 20, 21, 22, 23 und 
24, einschließlich der Bedingungen für Situationen, in denen im Hinblick auf die 
Erreichung der in Artikel 1 genannten Ziele und unter Berücksichtigung der Art der 
betreffenden Tätigkeit und des mit ihr verbundenen Risikos solche Lizenzen, 
Berechtigungen, ärztlichen Zeugnisse, Genehmigungen, Bescheinigungen und 
Zulassungen/Zeugnisse jeweils erforderlich sind bzw. nicht erforderlich sind;  
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(f) die Bedingungen für die Anerkennung von Pilotenlizenzen, ärztlichen Zeugnissen für 
Piloten und Flugbegleiterbescheinigungen, die gemäß den Rechtsvorschriften eines 
Drittlandes erteilt wurden, für die Zwecke des Artikel 57; 

(g) die Bedingungen für die Anordnung eines Verbots, einer Einschränkung oder 
bestimmter Auflagen aus Sicherheitsgründen für die in diesem Abschnitt geregelten 
Tätigkeiten. 

2. Für Piloten und Flugbegleiter, die mit dem Betrieb von Luftfahrzeugen im Sinne von 
Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b befasst sind, sowie für Flugsimulationsübungsgeräte, 
Personen und Organisationen, die bei der Ausbildung, Prüfung, Überprüfung und 
flugmedizinischen Untersuchung dieser Piloten und Flugbegleiter eingesetzt werden 
bzw. mitwirken, ist die Kommission befugt, Anhang IV zu ändern oder zu ergänzen 
und hierzu delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 117 zu erlassen, wenn und soweit 
dies aufgrund technischer, betrieblicher oder wissenschaftlicher Entwicklungen oder 
der Sicherheitsnachweise in Bezug auf das fliegende Personal erforderlich ist, um die 
in Artikel 1 festgelegten Ziele zu erreichen. 

3. Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Vorschriften umfassen erforderlichenfalls 
auch Bestimmungen für die Erteilung aller Arten von Pilotenlizenzen und 
Berechtigungen, die nach dem Abkommen von Chicago erforderlich sind. Diese 
Vorschriften können auch Bestimmungen für die Erteilung anderer Arten von 
Lizenzen und Berechtigungen umfassen. 

 

ABSCHNITT III 

Flugbetrieb 

Artikel 26 

Grundlegende Anforderungen 

Der Betrieb von Luftfahrzeugen im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b muss 
den grundlegenden Anforderungen nach Anhang V und, falls anwendbar, Anhang 
VII und VIII entsprechen. 

Artikel 27 

Betreiber 

1. Im gewerblichen Luftverkehr tätige Betreiber mit einer Hauptniederlassung in dem 
Gebiet, auf das die Verträge Anwendung finden, unterliegen der Zertifizierung und 
erhalten eine Zulassung/ein Zeugnis. 

Diese Zulassung/dieses Zeugnis wird auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller 
nachgewiesen hat, dass er die Vorschriften erfüllt, die durch die gemäß Artikel 28 
erlassenen delegierten Rechtsakte festgelegt wurden, um die Einhaltung der in 
Artikel 26 genannten grundlegenden Anforderungen sicherzustellen. In dieser 
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Zulassung/diesem Zeugnis werden die dem Betreiber gewährten Rechte sowie der 
Umfang des Betriebs vermerkt. 

2. Wenn in gemäß Artikel 28 erlassenen delegierten Rechtsakten entsprechendes 
festgelegt ist, unterliegen auch Betreiber, die in dem Gebiet, auf das die Verträge 
Anwendung finden, niedergelassen oder ansässig sind oder eine Hauptniederlassung 
haben und nicht im gewerblichen Luftverkehr tätig sind, der Zertifizierung und 
erhalten eine Zulassung/ein Zeugnis. 

Diese Zulassung/dieses Zeugnis wird auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller 
nachgewiesen hat, dass er die Vorschriften erfüllt, die durch die gemäß Artikel 28 
erlassenen delegierten Rechtsakte festgelegt wurden, um die Einhaltung der in 
Artikel 26 genannten grundlegenden Anforderungen sicherzustellen. In dieser 
Zulassung/diesem Zeugnis werden die dem Betreiber gewährten Rechte sowie der 
Umfang des Betriebs vermerkt. 

Abweichend von Unterabsatz 1 und wenn in gemäß Artikel 28 erlassenen delegierten 
Rechtsakten entsprechendes festgelegt ist, können Betreiber, die im Hoheitsgebiet 
der Mitgliedstaaten, auf das die Verträge Anwendung finden, niedergelassen oder 
ansässig sind oder eine Hauptniederlassung haben und nicht im gewerblichen 
Luftverkehr tätig sind, erklären, dass sie über die Befähigung und die Mittel zur 
Wahrnehmung der Verantwortlichkeiten verfügen, die mit dem Betrieb unter 
Einhaltung der in Artikel 26 genannten grundlegenden Anforderungen verbunden 
sind. 

3. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Betrieb von Luftfahrzeugen im 
einheitlichen europäischen Luftraum durch einen Betreiber, der außerhalb des 
Gebiets, in dem die Verträge Anwendung finden, niedergelassen oder ansässig ist 
oder eine Hauptniederlassung hat, für den jedoch Mitgliedstaaten die Funktionen und 
Aufgaben des Betreiberstaats im Sinne des Abkommens von Chicago wahrnehmen, 
sowie das an diesem Betrieb beteiligte Personal und die diesem Betrieb beteiligten 
Organisationen ein Sicherheitsniveau erreichen, das dem der durch diese Verordnung 
festgelegten gleichwertig ist. 

Artikel 28 

Befugnisübertragung 

1. Für den Betrieb von Luftfahrzeugen im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b ist 
die Kommission aufgrund von Artikel 117 befugt, delegierte Rechtsakte zu erlassen, 
um detaillierte Vorschriften für Folgendes festzulegen: 

(a) die spezifischen Bedingungen für den Betrieb von Luftfahrzeugen gemäß den in 
Artikel 26 genannten grundlegenden Anforderungen; 

(b) die Bedingungen für die Erteilung, Aufrechterhaltung, Änderung, Aussetzung oder 
den Widerruf der Zulassungen/Zeugnisse nach Artikel 27 Absätze 1 und 2, 
einschließlich der Bedingungen für Situationen, in denen im Hinblick auf die 
Erreichung der in Artikel 1 genannten Ziele und unter Berücksichtigung der Art der 
betreffenden Tätigkeit und des mit ihr verbundenen Risikos je nach Gegebenheit 
solche Zulassungen/Zeugnisse erforderlich oder Erklärungen zulässig sind; 
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(c) die Rechte und Verantwortlichkeiten der Inhaber der in Artikel 27 Absätze 1 und 2 
genannten Zulassungen/Zeugnisse und der Betreiber, die Erklärungen aufgrund der 
in Buchstabe b genannten detaillierten Vorschriften abgeben; 

(d) die von den in Artikel 27 Absätze 1 und 2 genannten Betreibern und den 
Angehörigen ihres fliegenden Personals zu erfüllenden Bedingungen im Hinblick auf 
Beschränkungen der Flug- und Dienstzeiten sowie im Hinblick auf Ruhezeiten für 
Angehörige des fliegenden Personals; 

(e) die zusätzlichen Anforderungen zur Gewährleistung der Einhaltung der in Artikel 26 
genannten grundlegenden Anforderungen, die Anwendung finden auf Betreiber, die 
in dem Gebiet, auf das die Verträge Anwendung finden, niedergelassen oder ansässig 
sind oder eine Hauptniederlassung haben, wenn diese Betreiber Code-Sharing- oder 
Wet-Lease-Vereinbarungen mit Betreibern schließen, die außerhalb dieses Gebiets 
niedergelassen oder ansässig sind oder eine Hauptniederlassung haben; 

(f) die zur Einhaltung der in Artikel 26 genannten grundlegenden Anforderungen 
erforderlichen Bedingungen und Verfahren im Hinblick auf die Genehmigung 
einzelner Flugzeitspezifikationsregelungen durch die zuständigen nationalen 
Behörden und die Abgabe von Stellungnahmen der Agentur zu diesen Regelungen 
gemäß Artikel 65 Absatz 7; 

(g) die Bedingungen für die Anordnung eines Verbots, einer Einschränkung oder 
bestimmter Auflagen aus Sicherheitsgründen für den Betrieb von Luftfahrzeugen. 

2. Für den Betrieb von Luftfahrzeugen im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b ist 
die Kommission befugt, Anhang V und gegebenenfalls die Anhänge VII und VIII zu 
ändern oder zu ergänzen und hierzu gemäß Artikel 117 delegierte Rechtsakte zu 
erlassen, wenn und soweit dies aufgrund technischer, betrieblicher und 
wissenschaftlicher Entwicklungen oder der Sicherheitsnachweise in Bezug auf den 
Flugbetrieb erforderlich ist, um die in Artikel 1 festgelegten Ziele zu erreichen. 

Abschnitt IV 

Flugplätze 

Artikel 29 

Grundlegende Anforderungen 

Flugplätze, Flugplatzausrüstungen, der Flugplatzbetrieb und die Erbringung von 
Bodenabfertigungs- und Vorfeldmanagementdiensten auf Flugplätzen müssen den in 
Anhang VII und, falls anwendbar, den in Anhang VIII festgelegten grundlegenden 
Anforderungen entsprechen. 

Artikel 30 

Zertifizierung von Flugplätzen 



 

DE 39   DE 

1. Flugplätze unterliegen der Zertifizierung und erhalten eine Zulassung/ein Zeugnis. 
Änderungen dieser Zulassung/dieses Zeugnisses bedürfen ebenfalls der 
Zertifizierung, wobei ein Änderungszeugnis erteilt wird.  

Die Zulassung/das Zeugnis und das Änderungszeugnis werden auf Antrag erteilt, 
wenn der Antragsteller nachgewiesen hat, dass der Flugplatz der 
Zertifizierungsgrundlage nach Absatz 2 entspricht und dass der Flugplatz keine 
Merkmale oder Eigenschaften aufweist, die die Betriebssicherheit beeinträchtigen.  

Die Zulassungen/Zeugnisse erstrecken sich auf den Flugplatz und seine 
Sicherheitsausrüstung. 

2. Die Zertifizierungsgrundlage für einen Flugplatz umfasst: 

(a) die für die Flugplatzart geltenden Zertifizierungsspezifikationen, 

(b) die Bestimmungen, für die ein gleichwertiges Sicherheitsniveau 
anerkannt wurde, 

(c) die besonderen technischen Einzelspezifikationen, die erforderlich sind, 
wenn aufgrund der Gestaltungsmerkmale eines bestimmten Flugplatzes 
oder aufgrund der Betriebspraxis Bestimmungen der in Buchstabe a 
genannten Zertifizierungsspezifikationen nicht mehr angemessen oder 
nicht mehr geeignet sind, um die Erfüllung der grundlegenden 
Anforderungen nach Artikel 29 zu gewährleisten. 

Artikel 31 

Sicherheitskritische Flugplatzausrüstungen 

1. Soweit dies in den aufgrund von Artikel 34 erlassenen delegierten Rechtsakten 
vorgesehen ist, bedürfen sicherheitskritische Flugplatzausrüstungen, die auf 
Flugplätzen, die dieser Verordnung unterliegen, eingesetzt werden oder eingesetzt 
werden sollen, der Zertifizierung und erhalten eine Zulassung/ein Zeugnis.  

Die Zulassung/das Zeugnis für solche Ausrüstungen wird erteilt, wenn der 
Antragsteller nachgewiesen hat, dass die Ausrüstungen die Einzelspezifikationen 
erfüllen, die aufgrund von Artikel 34 festgelegt wurden, um die Einhaltung der 
grundlegenden Anforderungen gemäß Absatz 29 sicherzustellen; 

2. Abweichend von Absatz 1 und wenn in aufgrund von Artikel 34 erlassenen 
delegierten Rechtsakten entsprechendes festgelegt ist, können Organisationen, die 
mit der Konstruktion, Herstellung und Instandhaltung von sicherheitskritischen 
Flugplatzausrüstungen befasst sind, erklären, dass diese sicherheitskritischen 
Flugplatzausrüstungen den in Artikel 29 genannten grundlegenden Anforderungen 
entsprechen. 

Artikel 32 

Organisationen 
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1. Für den Betrieb von Flugplätzen zuständige Organisationen unterliegen der 
Zertifizierung und erhalten eine Zulassung/ein Zeugnis.  

Diese Zulassung/dieses Zeugnis wird auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller 
nachgewiesen hat, dass er die Vorschriften erfüllt, die durch die aufgrund von 
Artikel 34 erlassenen delegierten Rechtsakte festgelegt wurden, um die Einhaltung 
der in Artikel 29 genannten grundlegenden Anforderungen sicherzustellen. 

In dieser Zulassung/diesem Zeugnis werden die der zugelassenen Organisation 
gewährten Rechte sowie der Umfang der Zulassung/des Zeugnisses vermerkt. 

2. Organisationen, die für die Erbringung von Bodenabfertigungs- und 
Vorfeldmanagementdiensten auf Flugplätzen zuständig sind, die dieser Verordnung 
unterliegen, haben zu erklären, dass sie über die Befähigung und die Mittel zur 
Wahrnehmung der Verantwortlichkeiten verfügen, die mit den Diensten unter 
Einhaltung der in Artikel 29 genannten grundlegenden Anforderungen verbunden 
sind. 

Artikel 33 

Schutz der Flugplatzumgebung  

1. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass 
Flugplätze in ihrem Hoheitsgebiet vor Handlungen und Entwicklungen in deren 
Umgebung geschützt sind, die unannehmbare Gefahren für Luftfahrzeuge, die den 
Flugplatz nutzen, hervorrufen können. 

2. Die in Artikel 32 Absatz 1 genannten Organisationen überwachen Handlungen und 
Entwicklungen, die unannehmbare Gefahren für die Sicherheit der Luftfahrt in der 
Umgebung des Flugplatzes, für dessen Betrieb sie verantwortlich sind, verursachen 
können. Sie treffen, soweit dies ihrem Einfluss unterliegt, die erforderlichen 
Maßnahmen zur Minderung dieser Gefahren, und weisen, wo dies nicht der Fall ist, 
die zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, in dem der Flugplatz gelegen ist, auf 
diese Gefahren hin. 

Artikel 34 

Befugnisübertragung 

1. Für Flugplätze, sicherheitskritische Flugplatzausrüstungen, den Betrieb von 
Flugplätzen und die Erbringung von Bodenabfertigungs- und 
Vorfeldmanagementdiensten auf Flugplätzen ist die Kommission aufgrund von 
Artikel 117 befugt, delegierte Rechtsakte zu erlassen, um detaillierte Vorschriften für 
Folgendes festzulegen: 

(a) besondere Bedingungen für den Betrieb von Flugplätzen unter Einhaltung der in 
Artikel 29 genannten grundlegenden Anforderungen, 

(b) die Bedingungen für die Festlegung der für einen Flugplatz geltenden 
Zertifizierungsgrundlage gemäß Artikel 30 Absatz 2 für die Zwecke der 
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Zertifizierung gemäß Artikel 30 Absatz 1 und deren Mitteilung an einen 
Antragsteller, 

(c) die Bedingungen für die Festlegung der für sicherheitskritische 
Flugplatzausrüstungen geltenden Einzelspezifikationen für die Zwecke der 
Zertifizierung gemäß Artikel 31 Absatz 1 und deren Mitteilung an einen 
Antragsteller, 

(d) die Bedingungen für die Erteilung, Aufrechterhaltung, Änderung, Aussetzung oder 
den Widerruf der in Artikel 30 genannten Zulassungen/Zeugnisse für Flugplätze, 
einschließlich Betriebsgrenzen aufgrund der spezifischen Flugplatzgestaltung; 

(e) die Bedingungen für die Erteilung, Aufrechterhaltung, Änderung, Aussetzung oder 
den Widerruf der in Artikel 31 genannten Zulassungen/Zeugnisse für 
sicherheitskritische Flugplatzausrüstungen, einschließlich der Bedingungen für 
Situationen, in denen im Hinblick auf die Erreichung der in Artikel 1 genannten 
Ziele und unter Berücksichtigung der Art der betreffenden Tätigkeit und des mit ihr 
verbundenen Risikos je nach Gegebenheit solche Zulassungen/Zeugnisse erforderlich 
oder Erklärungen zulässig sind, 

(f) die Bedingungen für die Erteilung, Aufrechterhaltung, Änderung, Aussetzung oder 
den Widerruf der in Artikel 32 Absatz 1 genannten Zulassungen/Zeugnisse, 

(g) die Rechte und Verantwortlichkeiten der Inhaber der in Artikel 30, Artikel 31 
Absatz 1 und Artikel 32 Absatz 1 genannten Zeugnisse und der Organisationen, die 
Erklärungen gemäß Artikel 31 Absatz 2 abgeben; 

(h) die Bedingungen und Verfahren für Erklärungen gemäß Artikel 32 Absatz 2 von 
Organisationen, die Bodenabfertigungsdienste und Vorfeldmanagementdienste 
erbringen, 

(i) die Rechte und Verantwortlichkeiten der Organisationen, die 
Bodenabfertigungsdienste und Vorfeldmanagementdienste erbringen und 
Erklärungen gemäß Artikel 32 Absatz 2 abgegeben haben, 

(j) die Bedingungen für die Anerkennung und für die Umwandlung nationaler 
Zulassungen/Zeugnisse für Flugplätze, die auf der Grundlage der nationalen 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten erteilt wurden, in die in Artikel 30 genannten 
Zulassungen/Zeugnisse für Flugplätze, einschließlich von Maßnahmen, die von dem 
betreffenden Mitgliedstaat bereits auf der Grundlage gemeldeter Abweichungen von 
Anhang 14 des Abkommens von Chicago genehmigt wurden, 

(k) die Bedingungen, unter denen der Betrieb von Flugplätzen oder die Tätigkeiten der 
in Artikel 32 Absatz 2 genannten Organisationen aus Sicherheitsgründen untersagt, 
beschränkt oder bestimmten Auflagen unterworfen werden können, 

(l) die Bedingungen für die Heraus- und Weitergabe der verbindlichen Informationen 
gemäß Artikel 65 Absatz 6 durch die Agentur und die zuständigen nationalen 
Behörden zur Gewährleistung der Sicherheit des Flugplatzbetriebs und der 
Flugplatzausrüstungen. 
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2. Für Flugplätze, Flugplatzausrüstungen, den Flugplatzbetrieb sowie 
Bodenabfertigungs- und Vorfeldmanagementdienste ist die Kommission befugt, 
Anhang VII und gegebenenfalls Anhang VIII zu ändern oder zu ergänzen und hierzu 
gemäß Artikel 117 delegierte Rechtsakte zu erlassen, wenn und soweit dies aufgrund 
technischer, betrieblicher und wissenschaftlicher Entwicklungen oder der 
Sicherheitsnachweise in Bezug auf die Flugplätze erforderlich ist, um die in Artikel 1 
festgelegten Ziele zu erreichen. 

 

ABSCHNITT V 

ATM/ANS 

Artikel 35 

Grundlegende Anforderungen 

Die Erbringung von ATM/ANS muss den grundlegenden Anforderungen nach Anhang VIII 
und, falls anwendbar, Anhang VII entsprechen. 

Artikel 36 

ATM/ANS-Anbieter 

1. Anbieter von ATM/ANS unterliegen der Zertifizierung und erhalten eine 
Zulassung/ein Zeugnis. 

Diese Zulassung/dieses Zeugnis wird auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller 
nachgewiesen hat, dass er die Vorschriften erfüllt, die durch die aufgrund von 
Artikel 39 erlassenen delegierten Rechtsakte festgelegt wurden, um die Einhaltung 
der in Artikel 35 genannten grundlegenden Anforderungen sicherzustellen.  

In dieser Zulassung/diesem Zeugnis werden die gewährten Rechte sowie der Umfang 
der erbrachten Dienste vermerkt. 

2. Abweichend von Absatz 1 können Mitgliedstaaten in Übereinstimmung mit den 
aufgrund von Artikel 39 erlassenen delegierten Rechtsakten beschließen, dass 
Anbieter von Fluginformationsdiensten erklären dürfen, dass sie über die Befähigung 
und die Mittel zur Wahrnehmung der Verantwortlichkeiten verfügen, die mit den 
unter Einhaltung der in Artikel 35 genannten grundlegenden Anforderungen 
erbrachten Diensten verbunden sind.  

In diesem Fall teilt der betreffende Mitgliedstaat der Kommission und der Agentur 
seinen Beschluss mit. Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht und in den in Artikel 63 genannten Speicher der Agentur 
aufgenommen. 
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Artikel 37 

Organisationen, die an der Konstruktion, der Herstellung und der Instandhaltung von 
ATM/ANS-Systemen und -Komponenten beteiligt sind 

1. Soweit in den aufgrund von Artikel 39 erlassenen delegierten Rechtsakten 
vorgesehen, unterliegen Organisationen, die an der Konstruktion, der Herstellung 
und der Instandhaltung von ATM/ANS-Systemen und -Komponenten, von denen die 
Sicherheit oder die Interoperabilität abhängt, beteiligt sind, der Zertifizierung und 
erhalten eine Zulassung/ein Zeugnis.  

Diese Zulassung/dieses Zeugnis wird auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller 
nachgewiesen hat, dass er die Vorschriften erfüllt, die durch die aufgrund von 
Artikel 39 erlassenen delegierten Rechtsakte festgelegt wurden, um die Einhaltung 
der in Artikel 35 genannten grundlegenden Anforderungen sicherzustellen.  

In der Zulassung/dem Zeugnis werden die gewährten Rechte vermerkt.  

2. Abweichend von Absatz 1 und wenn in aufgrund von Artikel 39 erlassenen 
delegierten Rechtsakten entsprechendes festgelegt ist, dürfen Organisationen, die an 
der Konstruktion, der Herstellung und der Instandhaltung von ATM/ANS-Systemen 
und -Komponenten, von denen die Sicherheit oder die Interoperabilität abhängt, 
beteiligt sind, erklären, dass sie über die Befähigung und die Mittel zur 
Wahrnehmung der Verantwortlichkeiten verfügen, die mit den unter Einhaltung der 
in Artikel 35 genannten grundlegenden Anforderungen durchgeführten Tätigkeiten 
verbunden sind. 

Artikel 38 

ATM/ANS-Systeme und -Komponenten 

1. Soweit in den aufgrund von Artikel 39 erlassenen delegierten Rechtsakten 
vorgesehen, müssen die in Artikel 36 genannten Anbieter von ATM/ANS erklären, 
dass die ATM-/ANS-Systeme und -Komponenten, von denen die Sicherheit oder die 
Interoperabilität abhängt und die von diesen Diensteanbietern in Betrieb genommen 
werden sollen, den durch die aufgrund von Artikel 39 erlassenen delegierten 
Rechtsakte festgelegten Einzelspezifikationen entsprechen, um die Einhaltung der in 
Artikel 35 genannten grundlegenden Anforderungen sicherzustellen. 

2. Soweit in den aufgrund von Artikel 39 erlassenen delegierten Rechtsakten 
vorgesehen, unterliegen die ATM/ANS-Systeme und -Komponenten, von denen die 
Sicherheit oder die Interoperabilität abhängt, der Zertifizierung und erhalten eine 
Zulassung/ein Zeugnis.  

Diese Zulassung/dieses Zeugnis wird auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller 
nachgewiesen hat, dass die Systeme und Komponenten den durch die aufgrund von 
Artikel 39 erlassenen delegierten Rechtsakte festgelegten Einzelspezifikationen 
entsprechen, um die Einhaltung der in Artikel 35 genannten grundlegenden 
Anforderungen sicherzustellen. 
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Abweichend von Absatz 1 und wenn in den aufgrund von Artikel 39 erlassenen 
delegierten Rechtsakten entsprechendes festgelegt ist, dürfen Organisationen, die an 
der Konstruktion, der Herstellung und der Instandhaltung von ATM-/ANS-Systemen 
und -Komponenten, von denen die Sicherheit oder die Interoperabilität abhängt, 
beteiligt sind, erklären, dass diese Systeme und Komponenten den durch die 
aufgrund von Artikel 39 erlassenen delegierten Rechtsakte festgelegten 
Einzelspezifikationen entsprechen, um die Einhaltung der in Artikel 35 genannten 
grundlegenden Anforderungen sicherzustellen, und dass diese Systeme und 
Komponenten für den Einsatz geeignet sind. 

Artikel 39 

Befugnisübertragung 

1. Für die Erbringung von ATM/ANS ist die Kommission befugt, delegierte Rechtsakte 
gemäß Artikel 117 zu erlassen, um detaillierte Vorschriften für Folgendes 
festzulegen: 

(a) die spezifischen Bedingungen für die Erbringung von ATM/ANS gemäß den in 
Artikel 35 genannten grundlegenden Anforderungen, 

(b) die Bedingungen für die Festlegung der für ATM/ANS-Systeme und -Komponenten 
geltenden Einzelspezifikationen für die Zwecke der Zertifizierung gemäß Artikel 38 
Absatz 2 und deren Mitteilung an einen Antragsteller, 

(c) die Bedingungen für die Erteilung, Aufrechterhaltung, Änderung, Aussetzung oder 
den Widerruf der Zulassungen/Zeugnisse nach Artikel 36, einschließlich der 
Bedingungen für Situationen, in denen im Hinblick auf die Erreichung der in 
Artikel 1 genannten Ziele und unter Berücksichtigung der Art der betreffenden 
Tätigkeit und des mit ihr verbundenen Risikos je nach Gegebenheit solche 
Zulassungen/Zeugnisse erforderlich oder Erklärungen zulässig sind, 

(d) die Bedingungen für die Erteilung, Aufrechterhaltung, Änderung, Aussetzung oder 
den Widerruf der Zulassungen/Zeugnisse nach Artikel 37 Absatz 1 und Artikel 38 
Absatz 2, einschließlich der Bedingungen für Situationen, in denen im Hinblick auf 
die Erreichung der in Artikel 1 genannten Ziele und unter Berücksichtigung der Art 
der betreffenden Tätigkeit und des mit ihr verbundenen Risikos je nach Gegebenheit 
solche Zulassungen/Zeugnisse erforderlich oder Erklärungen zulässig sind; 

(e) die Rechte und Verantwortlichkeiten der Inhaber der in Artikel 36 und 
gegebenenfalls in den Artikeln 37 und 38 genannten Zulassungen/Zeugnisse; 

(f) die Rechte und Verantwortlichkeiten der Organisationen, die Erklärungen gemäß den 
Artikeln 36 Absatz 2, 37 Absatz 2 und 38 Absatz 2 abgeben, 

(g) die Bedingungen und Verfahren für Erklärungen von ATM/ANS-Anbietern gemäß 
Artikel 38 Absatz 1, einschließlich der Bedingungen für Situationen, in denen im 
Hinblick auf die Erreichung der in Artikel 1 genannten Ziele und unter 
Berücksichtigung der Art der betreffenden Tätigkeit und des mit ihr verbundenen 
Risikos solche Erklärungen erforderlich sind; 
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(h) die Bedingungen, unter denen die Erbringung von ATM/ANS aus 
Sicherheitsgründen untersagt, beschränkt oder bestimmten Auflagen unterworfen 
wird, 

(i) die Bedingungen für die Heraus- und Weitergabe der verbindlichen Informationen 
gemäß Artikel 65 Absatz 6 durch die Agentur und die zuständigen nationalen 
Behörden zur Gewährleistung der Sicherheit bei der Erbringung von ATM/ANS, 

(j) die Betriebsvorschriften betreffend die Nutzung des Luftraums und den Einsatz der 
für die Nutzung des Luftraums erforderlichen ATM-/ANS-Systeme und -
Komponenten. 

2. Für die Erbringung von ATM/ANS ist die Kommission befugt, Anhang VIII und 
gegebenenfalls Anhang VII zu ändern oder zu ergänzen und hierzu delegierte 
Rechtsakte gemäß Artikel 117 zu erlassen, wenn und soweit dies aufgrund 
technischer, betrieblicher und wissenschaftlicher Entwicklungen oder der 
Sicherheitsnachweise in Bezug auf ATM/ANS erforderlich ist, um die in Artikel 1 
festgelegten Ziele zu erreichen. 

3. Die in Absatz 1 genannten Vorschriften müssen, soweit zutreffend 

(a) in Übereinstimmung mit dem ATM-Masterplan stehen,  

(b) auf der Grundlage der einschlägigen Bestimmungen der Verordnung (EU) 
Nr. XXX/XXXX entwickelt werden und Übergangsmechanismen vorsehen, um die 
Kontinuität der aufgrund dieser Verordnung bereits erteilten Zulassungen und 
Zeugnisse zu gewährleisten. 

Abschnitt VI 

Fluglotsen 

Artikel 40 

Grundlegende Anforderungen 

Fluglotsen, Personen und Organisationen, die an der Ausbildung, Prüfung, 
Überprüfung und medizinischen Untersuchung von Fluglotsen mitwirken, sowie 
synthetische Übungsgeräte müssen den grundlegenden Anforderungen nach 
Anhang VIII entsprechen. 

Artikel 41 

Fluglotsen 

1. Fluglotsen unterliegen der Zertifizierung und erhalten eine Fluglotsenlizenz sowie 
ein der ausgeführten Tätigkeit entsprechendes ärztliches Zeugnis. 

2. Die in Absatz 1 genannte Fluglotsenlizenz wird auf Antrag erteilt, wenn der 
Antragsteller nachgewiesen hat, dass er die Vorschriften erfüllt, die durch die 
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aufgrund von Artikel 44 erlassenen delegierten Rechtsakte festgelegt wurden, um die 
Einhaltung der in Artikel 40 genannten grundlegenden Anforderungen betreffend 
theoretische Kenntnisse, praktische Fertigkeiten, Sprachkenntnisse und Erfahrung 
sicherzustellen. 

3. Das in Absatz 1 genannte ärztliche Zeugnis wird auf Antrag erteilt, wenn der 
Fluglotse nachgewiesen hat, dass er die Vorschriften erfüllt, die durch die aufgrund 
von Artikel 44 erlassenen delegierten Rechtsakte festgelegt wurden, um die 
Einhaltung der in Artikel 40 genannten grundlegenden Anforderungen betreffend die 
medizinische Tauglichkeit sicherzustellen.  

4. In der Fluglotsenlizenz sowie in dem ärztlichen Zeugnis werden die dem Fluglotsen 
gewährten Rechte sowie der Umfang der Lizenz und des ärztlichen Zeugnisses 
vermerkt. 

Artikel 42 

Organisationen zur Fluglotsenausbildung, flugmedizinische Sachverständige und 
flugmedizinische Zentren 

Organisationen zur Fluglotsenausbildung, flugmedizinische Sachverständige und 
flugmedizinische Zentren unterliegen der Zertifizierung und erhalten eine 
Zulassung/ein Zeugnis. 

Diese Zulassung/dieses Zeugnis wird auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller 
nachgewiesen hat, dass er die Vorschriften erfüllt, die durch gemäß Artikel 44 
erlassene delegierte Rechtsakte festgelegt wurden, um die Einhaltung der in 
Artikel 40 genannten grundlegenden Anforderungen sicherzustellen.  

In dem Zeugnis werden die gewährten Rechte vermerkt. 

Artikel 43 

Lehrberechtigte und Prüfer 

Für die praktische Ausbildung oder für die Beurteilung der praktischen Fertigkeiten 
von Fluglotsen zuständige Personen unterliegen der Zertifizierung und erhalten eine 
Zulassung/ein Zeugnis.  

Diese Zulassung/dieses Zeugnis wird auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller 
nachgewiesen hat, dass er die Vorschriften erfüllt, die durch aufgrund von Artikel 44 
erlassene delegierte Rechtsakte festgelegt wurden, um die Einhaltung der in 
Artikel 40 genannten grundlegenden Anforderungen sicherzustellen.  

In der Zulassung/dem Zeugnis werden die gewährten Rechte vermerkt. 

Artikel 44 

Befugnisübertragung 
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1. Für Fluglotsen sowie für Personen und Organisationen, die an der Ausbildung, 
Prüfung, Kontrolle und medizinischen Untersuchung von Fluglotsen mitwirken, ist 
die Kommission aufgrund von Artikel 117 befugt, delegierte Rechtsakte zu erlassen, 
um detaillierte Vorschriften für Folgendes festzulegen: 

(a) die verschiedenen Berechtigungen und Vermerke für die in Artikel 41 genannten 
Fluglotsenlizenzen, 

(b) die Bedingungen für die Erteilung, Aufrechterhaltung, Änderung, Aussetzung oder 
den Widerruf der Lizenzen, Berechtigungen und Vermerke für die in Artikel 41 
genannten Lizenzen und ärztlichen Zeugnisse von Fluglotsen sowie die in den 
Artikeln 42 und 43 genannten Zulassungen/Zeugnisse, 

(c) die Rechte und Verantwortlichkeiten der Inhaber der in den Artikeln 41, 42 und 43 
genannten Fluglotsenlizenzen, Berechtigungen und Vermerke für die Lizenzen, 
ärztlichen Zeugnisse und Zulassungen/Zeugnisse, 

(d) die Bedingungen für die Anerkennung und für die Umwandlung von auf der 
Grundlage der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten ausgestellten 
Fluglotsenlizenzen und nationalen ärztlichen Zeugnisse in die in Artikel 41 
genannten Fluglotsenlizenzen und ärztlichen Zeugnisse, 

(e) die Bedingungen für die Anerkennung von Fluglotsenlizenzen, die gemäß den 
Rechtsvorschriften eines Drittlandes erteilt wurden, für die Zwecke des Artikel 57; 

(f) die Bedingungen, unter denen die Ausbildung am Arbeitsplatz aus 
Sicherheitsgründen untersagt, beschränkt oder bestimmten Auflagen unterworfen 
wird, 

(g) die Bedingungen für die Heraus- und Weitergabe der verbindlichen Informationen 
gemäß Artikel 65 Absatz 6 durch die Agentur und die zuständigen nationalen 
Behörden zur Gewährleistung der Sicherheit bei der Ausbildung am Arbeitsplatz. 

2. Für Fluglotsen sowie für Personen und Organisationen, die an der Ausbildung, 
Prüfung, Kontrolle und medizinischen Untersuchung von Fluglotsen mitwirken, 
sowie für synthetische Übungsgeräte ist die Kommission befugt, Anhang VIII zu 
ändern oder zu ergänzen und hierzu delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 117 zu 
erlassen, wenn und soweit dies aufgrund technischer, betrieblicher und 
wissenschaftlicher Entwicklungen oder der Sicherheitsnachweise in Bezug auf die 
Ausbildungsorganisationen und die Fluglotsen erforderlich ist, um die in Artikel 1 
festgelegten Ziele zu erreichen. 

Abschnitt VII 

Unbemannte Luftfahrzeuge 
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Artikel 45 

Grundlegende Anforderungen für unbemannte Luftfahrzeuge 

Die Konstruktion, die Herstellung, die Instandhaltung und der Betrieb von 
unbemannten Luftfahrzeugen sowie deren Motoren, Propellern, Teilen und nicht 
eingebauten installierte Ausrüstungen sowie Ausrüstungen zu ihrer Fernsteuerung 
müssen den grundlegenden Anforderungen nach Anhang IX entsprechen. 

Artikel 46 

Einhaltung der Vorschriften durch unbemannte Luftfahrzeuge 

1. Wenn in den aufgrund von Artikel 47 erlassenen delegierten Rechtsakten hinsichtlich 
der Erreichung angemessener Sicherheitsniveaus entsprechendes festgelegt ist, 
unterliegen in Anbetracht der Grundsätze des Artikels 4 Absatz 2 die Konstruktion, 
die Herstellung, die Instandhaltung und der Betrieb von unbemannten 
Luftfahrzeugen der Zertifizierung. Zulassungen/Zeugnisse werden auf Antrag erteilt, 
wenn der Antragsteller nachgewiesen hat, dass er die Vorschriften erfüllt, die durch 
die aufgrund von Artikel 47 erlassenen delegierten Rechtsakte festgelegt wurden, um 
die Einhaltung der in Artikel 45 genannten grundlegenden Anforderungen 
sicherzustellen. In der Zulassung/dem Zeugnis werden die sicherheitsbezogenen 
Beschränkungen, Betriebsbedingungen und Rechte vermerkt. 

2. Wenn in den aufgrund von Artikel 47 erlassenen delegierten Rechtsakten hinsichtlich 
der Erreichung angemessener Sicherheitsniveaus entsprechendes festgelegt ist, 
unterliegen in Anbetracht der Grundsätze des Artikels 4 Absatz 2 die Konstruktion, 
die Herstellung, die Instandhaltung und der Betrieb von unbemannten 
Luftfahrzeugen einer Erklärung. Die Erklärung ist abzugeben, wenn die in Artikel 45 
genannten grundlegenden Anforderungen und die entsprechenden zu ihrer 
Einhaltung gemäß Artikel 47 festgelegten detaillierten Vorschriften erfüllt werden. 

3. Wenn in den aufgrund von Artikel 47 erlassenen delegierten Rechtsakten 
entsprechendes festgelegt ist, da angemessene Sicherheitsniveaus ohne die 
Anwendung der Kapitel IV und V dieser Verordnung erreicht werden können, finden 
diese Kapitel keine Anwendung auf die in Artikel 45 genannten grundlegenden 
Anforderungen und die entsprechenden zu ihrer Einhaltung gemäß Artikel 47 
festgelegten detaillierten Vorschriften angewendet. In solchen Fällen sind diese 
Anforderungen und Vorschriften „Harmonisierungsrechtsvorschriften der 
Gemeinschaft“ im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 über die Vorschriften für die 
Akkreditierung und Marktüberwachung im Zusammenhang mit der Vermarktung 
von Produkten und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates, 
und des Beschlusses Nr. 768/2008/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 9. Juli 2008 über einen gemeinsamen Rechtsrahmen für die Vermarktung von 
Produkten und zur Aufhebung des Beschlusses 93/465/EWG des Rates. 
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Artikel 47 

Befugnisübertragung 

1. Für die Konstruktion, die Herstellung, die Instandhaltung und den Betrieb von 
unbemannten Luftfahrzeugen sowie deren Motoren, Propellern, Teilen, nicht 
eingebauten Ausrüstungen sowie Ausrüstungen zu ihrer Fernsteuerung ist die 
Kommission aufgrund von Artikel 117 befugt, delegierte Rechtsakte zu erlassen, um 
detaillierte Vorschriften für Folgendes festzulegen: 

(a) die Bedingungen für die Erteilung, Aufrechterhaltung, Änderung, Aussetzung 
oder den Widerruf der in Artikel 46 Absätze 1 und 2 genannten 
Zulassungen/Zeugnisse für die Konstruktion, die Herstellung, die 
Instandhaltung und den Betrieb von unbemannten Luftfahrzeugen, 
einschließlich der Bedingungen für Situationen, in denen im Hinblick auf die 
Erreichung der in Artikel 1 genannten Ziele und unter Berücksichtigung der 
Art der betreffenden Tätigkeit und des mit ihr verbundenen Risikos je nach 
Gegebenheit solche Zulassungen/Zeugnisse erforderlich oder Erklärungen 
zulässig sind; 

(b) die Bedingungen und Verfahren, nach denen der Betreiber eines unbemannten 
Luftfahrzeugs auf die in Übereinstimmung mit den Abschnitten I, II, III und 
VIII erteilten Zulassungen/Zeugnisse und abgegebenen Erklärungen 
zurückgreift, 

(c) die Bedingungen, unter denen die Anforderungen für Konstruktion, 
Herstellung und Instandhaltung unbemannter Luftfahrzeuge und ihrer Motoren, 
Propeller, Teile, nicht eingebauten Ausrüstungen sowie Ausrüstungen zu ihrer 
Fernsteuerung für die Zwecke von Artikel 46 Absatz 3 nicht den Kapiteln IV 
und V unterliegen, 

(d) die Rechte und Verantwortlichkeiten der Inhaber von Zulassungen/Zeugnissen 
und der Betreiber, die Erklärungen abgeben, 

(e) die Kennzeichnung und Identifizierung unbemannter Luftfahrzeuge, 

(f) die Bedingungen, unter denen der Betrieb unbemannter Luftfahrzeuge aus 
Sicherheitsgründen untersagt, beschränkt oder bestimmten Auflagen 
unterworfen wird. 

2. Für die Konstruktion, die Herstellung, die Instandhaltung und den Betrieb von 
unbemannten Luftfahrzeugen sowie deren Motoren, Propellern, Teilen, nicht 
eingebauten Ausrüstungen sowie Ausrüstungen zu ihrer Fernsteuerung ist die 
Kommission befugt, Anhang IX und gegebenenfalls Anhang III zu ändern oder zu 
ergänzen und hierzu delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 117 zu erlassen, wenn und 
soweit dies aufgrund technischer, betrieblicher und wissenschaftlicher 
Entwicklungen oder der Sicherheitsnachweise in Bezug auf den Flugbetrieb 
erforderlich ist, um die in Artikel 1 festgelegten Ziele zu erreichen. 

 

ABSCHNITT VIII 
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Von einem Drittlandsbetreiber auf Flügen in die, innerhalb der oder aus der Union 
eingesetzte Luftfahrzeuge 

Artikel 48 

Anwendbare Vorschriften 

In Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c genannte Luftfahrzeuge sowie ihre Besatzung und 
ihr Betrieb müssen die geltenden ICAO-Richtlinien erfüllen. Sind diesbezügliche 
Richtlinien nicht vorhanden, müssen diese Luftfahrzeuge und ihre Besatzung sowie 
ihr Betrieb die in den Anhängen II, IV und V, und, falls anwendbar, Anhang VIII 
festgelegten grundlegenden Anforderungen erfüllen, sofern diese Anforderungen den 
Rechten von Drittländern aufgrund internationaler Übereinkünfte nicht 
zuwiderlaufen. 

Artikel 49 

Einhaltung der Vorschriften 

1. Der Betrieb der in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c genannten Luftfahrzeuge im 
gewerblichen Luftverkehr unterliegt der Zertifizierung und erhält eine Genehmigung. 

Diese Genehmigung wird auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller nachgewiesen 
hat, dass er über die Befähigung und die Mittel zur Wahrnehmung der 
Verantwortlichkeiten verfügt, die mit dem Betrieb dieser Luftfahrzeuge unter 
Einhaltung der in Artikel 48 genannten Anforderungen verbunden sind.  

In dieser Genehmigung werden die dem Betreiber gewährten Rechte sowie der 
Umfang des Betriebs vermerkt.  

2. Wenn in aufgrund von Artikel 50 erlassenen delegierten Rechtsakten entsprechendes 
festgelegt ist, unterliegt der Betrieb der in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c genannten 
Luftfahrzeuge, die nicht im gewerblichen Luftverkehr eingesetzt werden, der 
Zertifizierung und erhält eine Genehmigung. 

Diese Genehmigung wird auf Antrag erteilt, wenn der Antragsteller nachgewiesen 
hat, dass er über die Befähigung und die Mittel zur Wahrnehmung der 
Verantwortlichkeiten verfügt, die mit dem Betrieb dieser Luftfahrzeuge unter 
Einhaltung der in Artikel 48 genannten Anforderungen verbunden sind.  

In dieser Genehmigung werden die dem Betreiber gewährten Rechte sowie der 
Umfang des Betriebs vermerkt. 

Abweichend von Unterabsatz 1 und wenn in gemäß Artikel 50 erlassenen delegierten 
Rechtsakten entsprechendes festgelegt ist, dürfen Betreiber der in Artikel 2 Absatz 1 
Buchstabe c genannten Luftfahrzeuge, die nicht im gewerblichen Luftverkehr 
eingesetzt werden, erklären, dass sie über die Befähigung und die Mittel zur 
Wahrnehmung der Verantwortlichkeiten verfügen, die mit dem Betrieb dieser 
Luftfahrzeuge unter Einhaltung der in Artikel 48 genannten Anforderungen 
verbunden sind.  
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3. Die in den Absätzen 1und 2 genannten Genehmigungen und Erklärungen sind nur 
erforderlich für Luftfahrzeuge auf Flügen in das und aus dem Gebiet oder innerhalb 
des Gebiets, in dem die Verträge Anwendung finden, mit Ausnahme des Betriebs 
von Luftfahrzeugen, die dieses Gebiet lediglich überfliegen. 

Artikel 50 

Befugnisübertragung 

1. Für die in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c genannten Luftfahrzeuge sowie deren 
Besatzung und Betrieb ist die Kommission befugt, delegierte Rechtsakte gemäß 
Artikel 117 zu erlassen, um detaillierte Vorschriften für Folgendes festzulegen: 

(a) die Genehmigung von Luftfahrzeugen, für die kein den ICAO-Richtlinien 
entsprechendes Lufttüchtigkeitszeugnis besteht, oder die Genehmigung von Piloten, 
die nicht über eine den ICAO-Richtlinien entsprechende Lizenz verfügen, für Flüge 
in das und aus dem Gebiet oder innerhalb des Gebiets, in dem die Verträge 
Anwendung finden, 

(b) die spezifischen Bedingungen für den Betrieb eines Luftfahrzeugs gemäß den 
Bestimmungen des Artikels 48, 

(c) Alternativbedingungen für Fälle, in denen die Einhaltung der in Artikel 48 genannten 
Richtlinien und Anforderungen nicht möglich ist oder für den Betreiber einen 
unverhältnismäßigen Aufwand bedeutet, und die sicherstellen, dass die Ziele der 
Richtlinien und Anforderungen eingehalten werden, 

(d) die Bedingungen für die Erteilung, Aufrechterhaltung, Änderung, Aussetzung oder 
den Widerruf der in Artikel 49 genannten Genehmigungen, einschließlich der 
Bedingungen für Situationen, in denen im Hinblick auf die Erreichung der in 
Artikel 1 genannten Ziele und unter Berücksichtigung der Art der betreffenden 
Tätigkeit und des mit ihr verbundenen Risikos je nach Gegebenheit solche 
Genehmigungen erforderlich oder Erklärungen zulässig sind. Diese Bedingungen 
berücksichtigen die vom Eintragungsstaat oder vom Betreiberstaat ausgestellten 
Zulassungen/ Zeugnisse und lassen die Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 und ihre 
Durchführungsrechtsakte unberührt, 

(e) die Rechte und Verantwortlichkeiten der Inhaber der in Artikel 49 Absätze 1 und 2 
genannten Genehmigungen und gegebenenfalls der Betreiber, die Erklärungen 
gemäß Artikel 49 Absatz 2 abgegeben haben, 

(f) die Bedingungen, unter denen der Betrieb der in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c 
genannten Luftfahrzeuge aus Sicherheitsgründen untersagt, beschränkt oder 
bestimmten Auflagen unterworfen wird. 

2. Bei der Annahme der in Absatz 1 genannten Vorschriften gewährleistet die 
Kommission insbesondere, dass 

(a) gegebenenfalls Empfehlungen und Anleitungen der ICAO angewandt werden, 
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(b) die Anforderungen nicht über die Anforderungen hinausgehen, die aufgrund dieser 
Verordnung an die in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i genannten 
Luftfahrzeuge und die Besatzung und Betreiber derartiger Luftfahrzeuge gestellt 
werden, 

(c) das Verfahren zur Erlangung der in Artikel 49 Absätze 1 und 2 genannten 
Genehmigungen einfach, angemessen, effektiv und kosteneffizient ist und 
Nachweise der Einhaltung vorsieht, die der Komplexität des Betriebs und dem damit 
verbundenen Risiko angemessen sind. Die Kommission gewährleistet insbesondere, 
dass folgende Elemente berücksichtigt werden: 

i) die Ergebnisse des ICAO-Programms zur universellen Bewertung der 
Sicherheitsaufsicht (USOAP), 

ii) Informationen aus den Vorfeldinspektionsprogrammen, die aufgrund der 
gemäß Artikel 51 Absatz 10 angenommenen delegierten Rechtsakte 
eingerichtet wurden,  

iii) sonstige anerkannte Informationen über Sicherheitsaspekte in Bezug auf 
den betreffenden Betreiber, 

iv) Zulassungen/Zeugnisse, die gemäß den Rechtsvorschriften eines 
Drittlandes erteilt wurden.  

(d) Sicherheitsaspekten im Zusammenhang mit ATM/ANS Rechnung getragen wird.  

KAPITEL IV 

GEMEINSAMES SYSTEM FÜR ZERTIFIZIERUNG, AUFSICHT UND 
DURCHSETZUNG 

Artikel 51 

Zertifizierung, Aufsicht und Durchsetzung 

1. Die Mitgliedstaaten, die Kommission und die Agentur arbeiten im Rahmen eines 
einheitlichen europäischen Flugsicherheitssystems zusammen, um die Einhaltung 
dieser Verordnung und der auf ihrer Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakte 
und Durchführungsrechtsakte zu gewährleisten. 

2. Um die Einhaltung der Bestimmungen dieser Verordnung und der auf ihrer 
Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte zu 
gewährleisten, nehmen die Agentur und die zuständigen nationalen Behörden gemäß 
dieser Verordnung folgende Aufgaben wahr: 

(a) Sie nehmen die an sie gerichteten Anträge entgegen und prüfen diese, erteilen je 
nach Sachlage neue Zulassungen/Zeugnisse oder verlängern diese und nehmen an sie 
gerichtete Erklärungen gemäß den Bestimmungen von Kapitel III entgegen; 
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(b) sie führen die Aufsicht über die Inhaber von Zulassungen/Zeugnissen, juristische und 
natürliche Personen, die Erklärungen abgegeben haben, sowie über Erzeugnisse, 
Teile, Ausrüstungen, ATM/ANS-Systeme, ATM/ANS-Komponenten, 
Flugsimulationsübungsgeräte und Flugplätze gemäß den Bestimmungen von 
Kapitel III; 

(c) sie führen die erforderlichen Untersuchungen, Inspektionen, Prüfungen und andere 
Überwachungstätigkeiten durch, um etwaige Verstöße seitens der in Buchstabe b 
genannten Personen gegen die Anforderungen dieser Verordnung sowie der auf ihrer 
Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte, die auf 
sie Anwendung finden, festzustellen; 

(d) sie treffen alle erforderlichen Durchsetzungsmaßnahmen, einschließlich Änderung, 
Aussetzung oder Widerruf der von ihnen erteilten Zulassungen/Zeugnisse, 
Startverboten für Luftfahrzeuge und Verhängung von Sanktionen mit dem Ziel, die 
festgestellten Verstöße zu beenden. 

3. Die Zuständigkeiten für die in Absatz 2 genannten Aufgaben bezüglich 
Zertifizierung, Aufsicht und Durchsetzung werden in Einklang mit den 
nachstehenden Bestimmungen festgelegt. 

Die Agentur ist zuständig für die Aufgaben, die ihr aufgrund der Artikel 53, 54, 55, 
66, 67, 68, 69 und 70 zugewiesen wurden. 

Die zuständige nationale Behörde des Mitgliedstaates, in dem der Flugplatz gelegen 
ist, ist zuständig für die Aufgaben betreffend die/das in Artikel 30 Absatz 1 genannte 
Zulassung/Zeugnis für den Flugplatz und betreffend die/das in Artikel 32 Absatz 1 
genannte Zulassung/Zeugnis für Organisationen, die für den Betrieb eines 
Flugplatzes zuständig sind. Die Zulassung/das Zeugnis für eine Organisation, die für 
den Betrieb eines Flugplatzes zuständig ist, kann entweder mit der Zulassung/dem 
Zeugnis für einen Flugplatz kombiniert oder separat erteilt werden. 

In allen anderen Fällen ist die zuständige nationale Behörde des Mitgliedstaats, in 
dem die die Zulassung/das Zeugnis beantragende oder die Erklärung abgebende 
natürliche Person ansässig ist bzw. in dem die betreffende juristische Person ihre 
Hauptniederlassung hat, zuständig für diese Aufgaben, soweit in den aufgrund von 
Absatz 10 erlassenen delegierten Rechtsakten nichts anderes festlegt ist. 

Wenn jedoch in den aufgrund von Absatz 14 erlassenen delegierten Rechtsakten 
entsprechendes festgelegt ist, 

(a) sind flugmedizinische Sachverständige, flugmedizinische Zentren und 
Ärzte für Allgemeinmedizin zuständig für die Erteilung der in Artikel 20 
Absatz 3 genannten ärztlichen Zeugnisse für Piloten und der in Artikel 41 
Absatz 1 genannten ärztlichen Zeugnisse für Fluglotsen; 

(b) sind Ausbildungsorganisationen für Piloten und Flugbegleiter, die gemäß 
Artikel 22 ihre Genehmigung erhalten haben, und Betreiber, denen 
gemäß Artikel 27 eine Zulassung/Sein Zeugnis erteilt wurde, zuständig 
für die Erteilung der in Artikel 21 genannten 
Flugbegleiterbescheinigungen. 
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4. Die Agentur und die zuständigen nationalen Behörden führen die Aufsicht 
kontinuierlich und auf der Grundlage von auf die Risiken für die Zivilluftfahrt 
abgestimmten Prioritäten.  

5. Die Agentur ist zuständig für Management und Anwendung der erforderlichen 
Instrumente und Verfahren für die Sammlung, den Austausch und die Auswertung 
von sicherheitsbezogenen Informationen aus Vorfeldinspektionsprogrammen, die 
aufgrund von gemäß Absatz 10 erlassenen delegierten Rechtsakten eingerichtet 
wurden. 

6. Zur Erleichterung der Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Zusammenhang mit 
Zertifizierung, Aufsicht und Durchsetzung tauschen die Kommission, die Agentur 
und die zuständigen nationalen Behörden Informationen aus, auch über etwaige oder 
festgestellte Verstöße. 

7. Die Agentur fördert eine gemeinsame Auslegung und Anwendung der in dieser 
Verordnung sowie in den auf ihrer Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakten 
und Durchführungsrechtsakten enthaltenen Anforderungen, unter anderem durch 
Entwicklung der in Artikel 65 Absatz 3 genannten Anleitungen in Abstimmung mit 
den zuständigen nationalen Behörden.  

8. Jede juristische oder natürliche Person, die dieser Verordnung unterliegt, kann die 
Agentur über mutmaßliche Unterschiede bei der Anwendung der Vorschriften 
zwischen den Mitgliedstaaten unterrichten. Beeinträchtigen solche Unterschiede den 
Betrieb dieser Personen ernsthaft oder führen anderweitig zu erheblichen 
Schwierigkeiten, arbeiten die Agentur und die zuständigen nationalen Behörden der 
betroffenen Mitgliedstaaten zusammen, um die Unterschiede ohne unangemessene 
Verzögerung zu beseitigen. Lassen sich die Unterschiede nicht ausräumen, legt die 
Agentur die Angelegenheit der Kommission vor. 

9. Die Agentur und die zuständigen nationalen Behörden treffen die erforderlichen 
Maßnahmen zur Steigerung und Förderung des Bewusstseins für die Sicherheit in der 
Zivilluftfahrt und verbreiten die zur Verhütung von Unfällen und Störungen 
relevanten sicherheitsbezogenen Informationen. 

10. Für die Aufgaben der Agentur und der zuständigen nationalen Behörden im 
Zusammenhang mit Zertifizierung, Aufsicht und Durchsetzung im Rahmen dieser 
Verordnung ist die Kommission aufgrund von Artikel 117 befugt, delegierte 
Rechtsakte zu erlassen, um detaillierte Vorschriften für Folgendes festzulegen: 

(a) Bedingungen für die Sammlung, den Austausch und die Verbreitung von 
Informationen zwischen der Agentur und den zuständigen nationalen Behörden für 
die Durchführung ihrer jeweiligen Aufgaben, 

(b) Bedingungen für die Durchführung der Zertifizierung und der Untersuchungen, 
Inspektionen, Prüfungen und anderen Überwachungstätigkeiten, die zur 
Gewährleistung einer effektiven Aufsicht über die dieser Verordnung unterliegenden 
juristischen und natürlichen Personen, Erzeugnisse, Teile, Ausrüstungen, 
ATM/ANS-Systeme, ATM/ANS-Komponenten, Flugsimulationsübungsgeräte und 
Flugplätze erforderlich sind, 
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(c) Bedingungen für die Befähigung der Inspektoren und der an ihrer Ausbildung 
beteiligten Organisationen, 

(d) Bedingungen für die Durchführung der Vorfeldinspektionen und für die Verhängung 
von Startverboten, wenn das Luftfahrzeug, sein Betreiber oder seine Besatzung nicht 
den Anforderungen dieser Verordnung oder den auf ihrer Grundlage erlassenen 
delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten entsprechen,  

(e) Bedingungen für die Verwaltungs- und Managementsysteme der Agentur und der 
zuständigen nationalen Behörden betreffend die Wahrnehmung ihrer Aufgaben im 
Zusammenhang mit Zertifizierung, Aufsicht und Durchsetzung, 

(f) in Bezug auf Absatz 3 Bedingungen für die Verteilung der Zuständigkeiten unter den 
zuständigen nationalen Behörden zur Gewährleistung einer effektiven Durchführung 
der Aufgaben im Zusammenhang mit Zertifizierung, Aufsicht und Durchsetzung, 

(g) in Bezug auf Absatz 3 Bedingungen für die Verteilung der Zuständigkeiten auf die 
flugmedizinischen Sachverständigen und flugmedizinischen Zentren zwecks 
Erteilung der ärztlichen Zeugnisse für Piloten und für Fluglotsen, sowie 
Bedingungen, unter denen Ärzte für Allgemeinmedizin diese Zuständigkeiten 
erhalten, um eine effektive Durchführung der Aufgaben im Zusammenhang mit der 
Erteilung ärztlicher Zeugnisse für Piloten und Fluglotsen zu gewährleisten, 

(h) in Bezug auf Absatz 3 Bedingungen für die Verteilung der Zuständigkeiten auf 
Ausbildungsorganisationen für Piloten und Flugbegleiter zwecks Erteilung der 
Flugbegleiterbescheinigungen, um eine effektive Durchführung der Aufgaben im 
Zusammenhang mit der Zertifizierung von Flugbegleitern zu gewährleisten. 

Artikel 52 

Europäische Luftfahrtinspektoren 

1. Die Agentur entwickelt in Zusammenarbeit mit den zuständigen nationalen Behörden 
einen Mechanismus für die Schaffung eines gemeinsam zu nutzenden Pools von 
Inspektoren und anderem Personal mit relevanten Fachkenntnissen für die 
Wahrnehmung von Zertifizierungs- und Aufsichtsaufgaben im Rahmen dieser 
Verordnung. Zu diesem Zweck übermittelt die Agentur den zuständigen nationalen 
Behörden die erforderlichen Qualifikations- und Erfahrungsprofile, anhand deren 
diese Behörden je nach Verfügbarkeit Kandidaten für eine Einbeziehung in den 
Mechanismus zur Schaffung eines gemeinsam zu nutzenden Pools von europäischen 
Luftfahrtinspektoren benennen.  

2. Die Agentur und jede zuständige nationale Behörde kann Unterstützung durch 
europäische Luftfahrtinspektoren bei Aufsichts- und Zertifizierungstätigkeiten 
beantragen. Die Agentur koordiniert diese Anträge und entwickelt zu diesem Zweck 
geeignete Verfahren in Abstimmung mit den zuständigen nationalen Behörden. 

3. Die europäischen Luftfahrtinspektoren verrichten ihre Tätigkeiten im Bereich von 
Aufsicht und Zertifizierung unter der Kontrolle, Anleitung und Zuständigkeit der 
Agentur oder der zuständigen nationalen Behörde, die Unterstützung beantragt hat. 
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4. Die Kosten der Unterstützung durch die von den zuständigen nationalen Behörden 
benannten europäischen Luftfahrtinspektoren werden durch Entgelte gedeckt. Zu 
diesem Zweck richtet die Agentur im Namen der zuständigen nationalen Behörde, 
der die Kosten entstanden sind, eine entsprechende Forderung an die juristische oder 
natürliche Person, bei der die von den Inspektoren durchgeführten Zertifizierungs- 
und Aufsichtstätigkeiten stattgefunden haben. Die Agentur überweist den bei der 
genannten Person erhobenen Betrag an die betroffene zuständige nationale Behörde. 

5. Für den in Absatz 1 genannten Mechanismus zur Schaffung eines gemeinsam zu 
nutzenden Pool ist die Kommission aufgrund von Artikel 117 befugt, delegierte 
Rechtsakte zu erlassen, um detaillierte Vorschriften für Folgendes festzulegen: 

(a) Rechte und Pflichten der Agentur und der zuständigen nationalen Behörden, die 
Unterstützung über diesen Mechanismus beantragen, empfangen oder bereitstellen, 

(b) Genehmigungen der europäischen Luftfahrtinspektoren und für sie bei der Leistung 
dieser Unterstützung geltende Vorschriften, 

(c) Festlegung und Erhebung der in Absatz 4 genannten Entgelte. 

Artikel 53 

Übertragung von Zuständigkeiten  

1. Die Mitgliedstaaten können der Agentur die Zuständigkeit für Zertifizierung, 
Aufsicht und Durchsetzung übertragen in Bezug auf bestimmte oder alle 
Organisationen, Betreiber, Personalkategorien, Luftfahrzeuge, 
Flugsimulationsübungsgeräte oder Flugplätze, für die der betreffende Mitgliedstaat 
aufgrund dieser Verordnung zuständig ist.  

Durch eine solche Übertragung wird die Agentur die zuständige Behörde für die 
Zwecke der übertragenen Zuständigkeit, der betreffende Mitgliedstaat wird davon 
befreit. Für die Wahrnehmung dieser Zuständigkeit durch die Agentur gelten die 
Bestimmungen der Kapitel IV und V. 

2. Die Mitgliedstaaten können einem anderem Mitgliedstaat auf der Grundlage 
gegenseitigen Einvernehmens die Zuständigkeit für Zertifizierung, Aufsicht und 
Durchsetzung übertragen in Bezug auf bestimmte oder alle Organisationen, 
Betreiber, Personalkategorien, Luftfahrzeuge, Flugsimulationsübungsgeräte oder 
Flugplätze, für die sie aufgrund dieser Verordnung zuständig sind.  

Durch eine solche Übertragung wird die zuständige nationale Behörde des 
Mitgliedstaats, auf den die Zuständigkeit übergeht, die zuständige Behörde für die 
Zwecke der übertragenen Zuständigkeit, der die Zuständigkeit übertragende 
Mitgliedstaat wird davon befreit.  

Für die Wahrnehmung dieser Zuständigkeit gelten die Bestimmungen der Kapitel II 
und IV und die Artikel 120 und 121 sowie die anwendbaren Bestimmungen des 
nationalen Rechts des Mitgliedstaats, auf den die Zuständigkeit übertragen wird. 
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3. Je nach Gegebenheit stimmen die Agentur oder ein Mitgliedstaat der Übertragung 
von Zuständigkeiten gemäß den Absätzen 1 und 2 nur zu, wenn sie sich überzeugt 
haben, dass sie die übertragene Zuständigkeit effektiv und in Übereinstimmung mit 
dieser Verordnung und den auf ihrer Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakten 
und Durchführungsrechtsakten wahrnehmen können.  

4. Wenn ein Mitgliedstaat die Absicht hat, bestimmte Zuständigkeiten gemäß den 
Absätzen 1 oder 2 zu übertragen, erstellt er gemeinsam mit der Agentur oder dem 
anderen Mitgliedstaat einen Übergangsplan, der eine geordnete Übertragung dieser 
Zuständigkeiten gewährleistet. Die von der Übertragung betroffenen juristischen und 
natürlichen Personen und im Falle der in Absatz 2 genannten Übertragung die 
Agentur werden zu dem Übertragungsplan angehört, bevor dieser verabschiedet 
wird. 

Die Agentur und der betroffene Mitgliedstaat bzw. die betroffenen Mitgliedstaaten 
gewährleisten im jeweiligen Fall, dass die Übertragung der Zuständigkeiten in 
Übereinstimmung mit dem Übergangsplan erfolgt. 

5. Die Agentur macht über den gemäß Artikel 63 eingerichteten Speicher eine Liste der 
Mitgliedstaaten zugänglich, die bestimmte Zuständigkeiten aufgrund dieses Artikels 
übertragen haben. Diese Liste enthält Angaben zu den übertragenen Zuständigkeiten 
und ermöglicht es, dass auch nach der Übertragung genau zu verfolgen ist, um 
welche Zuständigkeiten es sich handelt und welche Organisationen, Betreiber, 
Personalkategorien, Luftfahrzeuge, Flugsimulationsübungsgeräte oder Flugplätze 
betroffen sind.  

Die Agentur berücksichtigt die übertragenen Zuständigkeiten bei der Durchführung 
von Inspektionen und anderen Überwachungstätigkeiten gemäß Artikel 73. 

6. Dieser Artikel gilt unbeschadet der Rechte und Pflichten der Mitgliedstaaten im 
Rahmen des Abkommens von Chicago. Wenn ein Mitgliedstaat aufgrund dieses 
Artikels Zuständigkeiten überträgt, die ihm aus dem Abkommen von Chicago 
erwachsen, unterrichtet er die ICAO, dass die Agentur oder ein anderer Mitgliedstaat 
bei der Erfüllung seiner Verpflichtungen im Rahmen des Abkommens von Chicago 
als sein bevollmächtigter Vertreter handelt. 

Artikel 54 

Organisationen mit multinationaler Tätigkeit 

1. Eine Organisation kann abweichend von Artikel 51 Absatz 3 die Agentur ersuchen, 
ihr gegenüber als zuständige Behörde für Zertifizierung, Aufsicht und Durchsetzung 
zu handeln, wenn diese Organisation Inhaber einer Zulassung/eines Zeugnisses 
gemäß den Bestimmungen von Kapitel III oder berechtigt ist, ein solches bei der 
zuständigen nationalen Behörde eines Mitgliedstaats zu beantragen, jedoch in 
erheblichem Umfang über Einrichtungen und Personal verfügt oder zu verfügen 
beabsichtigt, die unter diese Zulassung/dieses Zeugnis fallen, sich aber in einem oder 
mehreren anderen Mitgliedstaaten befinden. 

Ein solches Ersuchen können auch zwei oder mehr Organisationen stellen, die 
jeweils eine Hauptniederlassung in einem anderen Mitgliedstaat haben und für die 
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gleiche Art von Luftfahrttätigkeit Inhaber einer Zulassung/eines Zeugnisses gemäß 
den Bestimmungen von Kapitel III oder berechtigt sind, ein solches zu beantragen. 

Wenn die in den Unterabsätzen 1 und 2 genannten Organisationen ein solches 
Ersuchen stellen, unterrichten sie die zuständige nationale Behörde der 
Mitgliedstaaten, in denen sie ihre Hauptniederlassungen haben.  

2. Ist die Agentur der Auffassung, dass sie die Zuständigkeiten für Zertifizierung, 
Aufsicht und Durchsetzung dem Ersuchen entsprechend und in Übereinstimmung 
mit dieser Verordnung und den auf ihrer Grundlage erlassenen delegierten 
Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten effektiv wahrnehmen kann, erstellt sie 
gemeinsam mit dem betroffenen Mitgliedstaat bzw. den betroffenen Mitgliedstaaten 
einen Übergangsplan, der eine geordnete Übertragung dieser Zuständigkeiten 
gewährleistet. Die Organisationen, die um die Übertragung ersucht haben, werden zu 
dem Übertragungsplan angehört, bevor dieser verabschiedet wird. 

Die Agentur und der betroffene Mitgliedstaat bzw. die betroffenen Mitgliedstaaten 
gewährleisten im jeweiligen Fall, dass die Übertragung der Zuständigkeiten in 
Übereinstimmung mit dem Übergangsplan erfolgt. 

3. Durch die Übertragung der Zuständigkeit gemäß den Absätzen 1 und 2 wird die 
Agentur die zuständige Behörde für die Zwecke der übertragenen Zuständigkeit, der 
betreffende Mitgliedstaat bzw. die betreffenden Mitgliedstaaten werden davon 
befreit. Für die Wahrnehmung dieser Zuständigkeit durch die Agentur gelten die 
Bestimmungen der Kapitel IV und V.  

4. Die Bestimmungen des Artikels 53 Absätze 5 und 6 gelten entsprechend für jede 
Zuständigkeitsübertragung aufgrund dieses Artikels.  

Artikel 55 

Notaufsichtsmechanismus 

1. Die Agentur empfiehlt einem Mitgliedstaat die Übertragung von Zuständigkeiten 
gemäß Artikel 53, wenn alle folgenden Bedingungen erfüllt sind: 

(a) die Ergebnisse der von der Agentur durchgeführten Inspektionen und 
anderen Überwachungstätigkeiten gemäß Artikel 73 lassen erkennen, 
dass ein Mitgliedstaat in schwerwiegender Weise und dauerhaft nicht in 
der Lage ist, einige oder alle der ihm aufgrund dieser Verordnung 
obliegenden Zertifizierungs-, Aufsichts- oder Durchsetzungsaufgaben zu 
erfüllen,  

(b) die Kommission hat den betreffenden Mitgliedstaat aufgefordert, die 
gemäß Buchstabe a festgestellten Mängel zu beheben, 

(c) der Mitgliedstaat hat die Mängel nicht zufriedenstellend behoben und die 
daraus entstehende Situation gefährdet die Flugsicherheit in der 
Zivilluftfahrt. 



 

DE 59   DE 

2. Kommt der betroffene Mitgliedstaat entweder der Empfehlung der Agentur nicht 
nach oder behebt er die Mängel nicht binnen 3 Monaten ab dem Datum dieser 
Empfehlung, kann die Kommission, wenn sie der Auffassung ist, dass die 
Bedingungen von Absatz 1 erfüllt sind, die vorübergehende Übertragung der 
Zuständigkeiten für die betroffenen Zertifizierungs-, Aufsichts- oder 
Durchsetzungsaufgaben an die Agentur beschließen. Dieser Beschluss erfolgt im 
Wege von Durchführungsrechtsakten, die nach dem in Artikel 116 Absatz 2 
genannten Beratungsverfahren erlassen werden. In hinreichend begründeten Fällen 
äußerster Dringlichkeit im Hinblick auf die Flugsicherheit erlässt die Kommission 
unmittelbar anwendbare Durchführungsrechtsakte gemäß dem Verfahren nach 
Artikel 116 Absatz 4. 

3. Ab dem Datum, an dem der in Absatz 2 genannte Durchführungsbeschluss in Kraft 
tritt, prüft die Agentur regelmäßig, ob die Bedingung von Absatz 1 Buchstabe c noch 
erfüllt ist. Wenn sie der Auffassung ist, dass dies nicht mehr zutrifft, richtet sie eine 
Empfehlung an die Kommission, die vorübergehende Übertragung der 
Zuständigkeiten zu beenden.  

4. Gelangt die Kommission unter Berücksichtigung dieser Empfehlung zu der 
Auffassung, dass die Bedingung von Absatz 1 Buchstabe c nicht mehr erfüllt ist, 
beschließt sie die Beendigung der vorübergehenden Übertragung der 
Zuständigkeiten.  

Dieser Beschluss erfolgt im Wege von Durchführungsrechtsakten, die nach dem in 
Artikel 116 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erlassen werden. In hinreichend 
begründeten Fällen äußerster Dringlichkeit im Hinblick auf die Flugsicherheit erlässt 
die Kommission unmittelbar anwendbare Durchführungsrechtsakte gemäß dem 
Verfahren nach Artikel 116 Absatz 4. 

5. Durch die Übertragung der Zuständigkeit gemäß Absatz 2 wird die Agentur die 
zuständige Behörde für die Zwecke der übertragenen Zuständigkeit, der betreffende 
Mitgliedstaat wird davon befreit. Für die Wahrnehmung dieser Zuständigkeit durch 
die Agentur gelten die Bestimmungen der Kapitel IV und V.  

6. Die Bestimmungen des Artikels 53 Absätze 5 und 6 gelten entsprechend für jede 
Zuständigkeitsübertragung aufgrund dieses Artikels. Die Agentur nimmt auch die in 
den Absätzen 2 und 4 genannten Durchführungsbeschlüsse der Kommission in den 
gemäß Artikel 63 eingerichteten Speicher auf. 

Artikel 56 

Gültigkeit der Zulassungen/Zeugnisse und Erklärungen 

1. Die gemäß dieser Verordnung erteilten Zulassungen/Zeugnisse und abgegebenen 
Erklärungen sowie die auf ihrer Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakte und 
Durchführungsrechtsakte gelten in allen Mitgliedstaaten ohne weitere Anforderungen 
oder Prüfungen. 

2. Ist die Kommission der Auffassung, dass eine juristische oder natürliche Person, der 
eine Zulassung/ein Zeugnis erteilt wurde oder die eine Erklärung abgegeben hat, die 
geltenden Anforderungen dieser Verordnung oder der auf ihrer Grundlage erlassenen 
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delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte nicht mehr erfüllt, fordert die 
Kommission auf der Grundlage einer Empfehlung der Agentur den für die Aufsicht 
über diese Person zuständigen Mitgliedstaat auf, geeignete Abhilfemaßnahmen und 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen, einschließlich der Einschränkung oder Aussetzung 
der Zulassung/des Zeugnisses.  

Dieser Beschluss erfolgt im Wege von Durchführungsrechtsakten, die nach dem in 
Artikel 116 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erlassen werden. In hinreichend 
begründeten Fällen äußerster Dringlichkeit im Hinblick auf die Flugsicherheit erlässt 
die Kommission unmittelbar anwendbare Durchführungsrechtsakte gemäß dem 
Verfahren nach Artikel 116 Absatz 4.  

Ab dem Datum, an dem dieser Durchführungsbeschluss in Kraft tritt, ist die 
betreffende Zulassung/das betreffende Zeugnis oder die betreffende Erklärung 
abweichend von Absatz 1 nicht mehr in allen Mitgliedstaaten gültig. 

3. Ist die Kommission der Auffassung, dass der in Absatz 2 genannte Mitgliedstaat 
geeignete Abhilfemaßnahmen und Schutzmaßnahmen ergriffen hat, beschließt sie 
aufgrund einer Empfehlung der Agentur, dass die betreffende Zulassung/das 
betreffende Zeugnis oder die betreffende Erklärung gemäß Absatz 1 wieder in allen 
Mitgliedstaaten gilt. Dieser Beschluss erfolgt im Wege von 
Durchführungsrechtsakten, die nach dem in Artikel 116 Absatz 2 genannten 
Beratungsverfahren erlassen werden. In hinreichend begründeten Fällen äußerster 
Dringlichkeit im Hinblick auf die Flugsicherheit erlässt die Kommission unmittelbar 
anwendbare Durchführungsrechtsakte gemäß dem Verfahren nach Artikel 116 
Absatz 4. 

4. Dieser Artikel gilt unbeschadet der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005. 

Artikel 57 

Anerkennung von Drittlandszertifizierungen 

Die Agentur und die zuständigen nationalen Behörden können entweder 
Zulassungen/Zeugnisse gemäß dieser Verordnung und der auf ihrer Grundlage erlassenen 
delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte auf der Grundlage von Bescheinigungen 
gemäß den Rechtsvorschriften eines Drittlands erteilen oder Zulassungen/Zeugnisse und 
andere einschlägige Unterlagen als Nachweis für die Einhaltung der Zivilluftfahrtvorschriften, 
die gemäß dem Recht eines Drittlandes erteilt wurden, anerkennen, sofern diese Möglichkeit 
vorgesehen ist in 

(a) internationalen Übereinkommen über die Anerkennung von Zulassungen/Zeugnissen 
zwischen der Union und einem Drittland oder 

(b) delegierten Rechtsakten, die auf der Grundlage von Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe l, 
Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe f und Artikel 44 Absatz 1 Buchstabe e erlassen 
wurden. 
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Artikel 58 

Qualifizierte Stellen 

1. Die Agentur und die zuständigen nationalen Behörden können ihre Aufgaben im 
Zusammenhang mit der Zertifizierung und Aufsicht gemäß dieser Verordnung an 
qualifizierte Stellen übertragen, die im Einklang mit den Kriterien in Anhang VI 
akkreditiert wurden. Die Agentur und die zuständigen nationalen Behörden, die 
qualifizierte Stellen nutzen, schaffen ein System für die Akkreditierung und 
Beurteilung der Erfüllung der Kriterien durch die qualifizierten Stellen sowohl zum 
Zeitpunkt der Akkreditierung aber auch fortlaufend danach. 

Eine qualifizierte Stelle wird entweder einzeln von der Agentur oder einer nationalen 
zuständigen Behörde akkreditiert oder von zwei oder mehreren zuständigen 
nationalen Behörden oder von der Agentur und einer oder mehreren zuständigen 
nationalen Behörden gemeinsam.  

2. Die Agentur oder die zuständige nationale Behörde bzw. die zuständigen nationalen 
Behörden widerrufen die Akkreditierung oder setzen sie aus, wenn die qualifizierte 
Stelle, der sie erteilt wurde, nicht mehr die Kriterien des Anhangs VI erfüllt.  

3. Die Agentur oder die zuständige nationale Behörde bzw. die zuständigen nationalen 
Behörden, die eine qualifizierte Stelle akkreditieren, können ihr das Recht erteilen, 
im Namen der Agentur oder der zuständigen nationalen Behörde 
Zulassungen/Zeugnisse zu erteilen, zu ändern, auszusetzen und zu widerrufen oder 
Erklärungen entgegenzunehmen. Dieses Recht wird in den Umfang der 
Akkreditierung aufgenommen. 

4. Die Agentur und die zuständigen nationalen Behörden erkennen ohne weitere 
technische Anforderungen oder Bewertungen Akkreditierungen qualifizierter Stellen, 
die von der Agentur und von anderen nationalen zuständigen Behörden gemäß 
Absatz 1 erteilt wurden, an.  

Die Agentur und die zuständigen nationalen Behörden sind jedoch nicht verpflichtet, 
den vollen Umfang der von einer anderen nationalen zuständige Behörde oder von 
der Agentur erteilten Akkreditierung zu nutzen oder die Rechte anzuerkennen, die 
einer qualifizierten Stelle von einer anderen zuständigen Behörde gemäß Absatz 3 
gewährt wurden. 

5. Die Agentur und die zuständigen nationalen Behörden tauschen Informationen über 
die erteilten, ausgesetzten oder widerrufenen Akkreditierungen aus. Die Agentur 
stellt diese Informationen in dem in Artikel 63 genannten Speicher zur Verfügung. 

Artikel 59 

Schutzbestimmungen 

1. Diese Verordnung und die auf ihrer Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakte und 
Durchführungsrechtsakte hindern einen Mitgliedstaat nicht daran, bei einem 
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Problem, das die Flugsicherheit in der Zivilluftfahrt betrifft, unverzüglich tätig zu 
werden, wenn alle folgenden Bedingungen erfüllt sind: 

(a) Das Problem stellt ein ernstes Risiko für die Flugsicherheit dar und 
erfordert sofortiges Handeln des Mitgliedstaates, um Abhilfe zu schaffen; 

(b) es ist dem Mitgliedstaat nicht möglich, das Problem auf angemessene 
Weise unter Einhaltung dieser Verordnung und der auf ihrer Grundlage 
erlassenen delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte zu lösen; 

(c) die getroffenen Maßnahmen stehen in einem angemessenen Verhältnis 
zur Schwere des Problems. 

In einem solchen Fall unterrichtet der betreffende Mitgliedstaat unverzüglich die 
Kommission, die Agentur und die anderen Mitgliedstaaten über den gemäß 
Artikel 63 eingerichteten Speicher von den getroffenen Maßnahmen unter Angabe 
der Gründe. 

2. Wenn die Dauer der in Absatz 1 genannten Maßnahmen acht aufeinanderfolgende 
Monaten überschreitet oder wenn ein Mitgliedstaat wiederholt dieselben Maßnahmen 
getroffen hat, und deren gesamte Laufzeit acht Monate überschreitet, prüft die 
Agentur, ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt sind, und erlässt innerhalb 
von drei Monaten nach Eingang der in Absatz 1 genannten Mitteilung eine 
Empfehlung an die Kommission zum Ergebnis dieser Prüfung. Die Agentur nimmt 
diesen Beschluss in den gemäß Artikel 63 eingerichteten Speicher auf. 

In diesem Fall prüft die Kommission unter Berücksichtigung dieser Empfehlung, ob 
die genannten Bedingungen erfüllt sind. Ist die Kommission der Auffassung, dass 
diese nicht erfüllt sind oder stimmt sie mit dem Ergebnis der Bewertung durch die 
Agentur nicht überein, erlässt sie innerhalb von drei Monaten nach dem Zeitpunkt 
der Annahme dieser Empfehlung einen entsprechenden Durchführungsbeschluss, der 
im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht und in den gemäß Artikel 63 
eingerichteten Speicher aufgenommen wird. 

Der betreffende Mitgliedstaat stellt die Maßnahmen nach Absatz 1 unverzüglich 
nach Bekanntgabe dieses Durchführungsbeschlusses ein. 

3. Darüber hinaus prüft die Agentur unverzüglich nach Erhalt der in Absatz 1 
genannten Mitteilung auch, ob das von dem Mitgliedstaat ermittelte Problem von der 
Agentur im Rahmen von Beschlüssen nach Artikel 65 Absatz 4 Unterabsatz 1 gelöst 
werden kann, so dass die von dem Mitgliedstaat getroffenen Maßnahmen nicht mehr 
erforderlich sind. Ist nach Auffassung der Agentur eine Lösung des Problems auf 
diese Weise möglich, fasst sie einen entsprechenden Beschluss. Gelangt sie zu der 
Auffassung, dass eine Lösung auf diesem Weg nicht möglich ist, übermittelt sie der 
Kommission eine Empfehlung für eine Änderung der auf der Grundlage dieser 
Verordnung erlassenen delegierten Rechtsakte oder Durchführungsrechtsakte, die sie 
im Hinblick auf die Anwendung von Absatz 1 für notwendig erachtet.  

4. Sollte dies für die Anwendung von Absatz 1 erforderlich sein, prüft die Kommission 
unverzüglich und unter Berücksichtigung der Empfehlung der Agentur eine 
Änderung der delegierten Rechtsakte, die gemäß Artikel 18 Absatz 1, Artikel 25 
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Absatz 1, Artikel 28 Absatz 1, Artikel 34 Absatz1, Artikel 39 Absatz 1, Artikel 44 
Absatz 1, Artikel 47 Absatz 1 und Artikel 50 Absatz 1 erlassen wurden.  

Artikel 60 

Flexibilitätsbestimmungen 

1. Die Mitgliedstaaten können jeder natürlichen oder juristischen Person, die dieser 
Verordnung unterliegt, im Falle dringender unvorhersehbarer Umstände, die diese 
Person betreffen oder dringender betrieblicher Bedürfnisse dieser Person, 
Ausnahmen von den für sie geltenden Anforderungen gemäß Kapitel III, mit 
Ausnahme der dort festgelegten grundlegenden Anforderungen, oder gemäß den auf 
der Grundlage dieser Vorschriften erlassenen delegierten Rechtsakten und 
Durchführungsrechtsakten gewähren, wenn alle folgenden Bedingungen erfüllt sind:  

(a) Diesen Umständen oder Bedürfnissen kann nicht auf angemessene Weise 
unter Einhaltung der anwendbaren Anforderungen Rechnung getragen 
werden,  

(b) ein ausreichendes Maß an Sicherheit und Umweltschutz und die 
Einhaltung der anwendbaren grundlegenden Anforderungen ist 
gewährleistet, erforderlichenfalls durch die Anwendung von 
Minderungsmaßnahmen;  

(c) der Mitgliedstaat hat jegliche Gefahr einer Verzerrung der 
Marktbedingungen infolge der Gewährung der Ausnahme so weit wie 
möglich verringert; und 

(d) Anwendungsbereich und Dauer der Ausnahme sind auf das unbedingt 
erforderliche Maß beschränkt und sie wird auf nicht diskriminierende 
Weise angewandt.  

In einem solchen Fall unterrichtet der betreffende Mitgliedstaat unverzüglich die 
Kommission, die Agentur und die anderen Mitgliedstaaten über den gemäß 
Artikel 63 eingerichteten Speicher von der gewährten Ausnahme und die Gründe 
dafür und gibt gegebenenfalls an, welche erforderlichen Minderungsmaßnahmen 
getroffen wurden.  

2. Wenn die Dauer der in Absatz 1 genannten Ausnahmen acht aufeinanderfolgende 
Monaten überschreitet oder wenn ein Mitgliedstaat wiederholt dieselben Ausnahmen 
gewährt hat und deren gesamte Laufzeit acht Monate überschreitet, prüft die 
Agentur, ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt sind, und übermittelt der 
Kommission innerhalb von drei Monaten nach Eingang der in Absatz 1 genannten 
Mitteilung eine Empfehlung in Bezug auf das Ergebnis der Prüfung. Die Agentur 
nimmt diesen Beschluss in den gemäß Artikel 63 eingerichteten Speicher auf. 

In diesem Fall prüft die Kommission unter Berücksichtigung der Empfehlung, ob die 
genannten Bedingungen erfüllt sind. Ist die Kommission der Auffassung, dass diese 
Bedingungen nicht erfüllt sind oder stimmt sie mit dem Ergebnis der Bewertung 
durch die Agentur nicht überein, erlässt sie innerhalb von drei Monaten nach dem 
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Zeitpunkt der Annahme dieser Empfehlung einen entsprechenden 
Durchführungsbeschluss, der im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht 
und in den gemäß Artikel 63 eingerichteten Speicher aufgenommen wird.  

Nach der Notifizierung des Durchführungsbeschlusses widerruft der betreffende 
Mitgliedstaat die nach Absatz 1 gewährte Ausnahme unverzüglich. 

3. Ist ein Mitgliedstaat der Auffassung, dass die Erfüllung der anwendbaren 
grundlegenden Anforderungen der Anhänge mit anderen Mitteln nachgewiesen 
werden kann, als denjenigen, die in den auf der Grundlage dieser Verordnung 
erlassenen delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten festgelegt sind, 
und diese Mittel maßgebliche Vorteile für die Flugsicherheit in der Zivilluftfahrt und 
Effizienzgewinne für die Personen, die dieser Verordnung unterliegen, oder für die 
betreffenden Behörden bieten, so kann er der Kommission und der Agentur über den 
gemäß Artikel 63 eingerichteten Speicher einen begründeten Antrag auf Änderung 
des betreffenden delegierten Rechtsakts oder Durchführungsrechtsakts vorlegen, 
damit die Verwendung dieser anderen Mittel gestattet wird. 

In diesem Fall wird die Agentur unverzüglich eine Empfehlung an die Kommission 
richten, ob der Antrag des Mitgliedstaats die Bedingungen von Unterabsatz 1 erfüllt.  

Im Hinblick auf die Anwendung dieses Absatzes wird die Kommission unverzüglich 
und unter Berücksichtigung dieser Empfehlung eine Änderung des betreffenden 
delegierten Rechtsakts oder Durchführungsrechtsakts prüfen.  

Artikel 61 

Sammlung, Austausch und Analyse von Informationen 

1. Die Kommission, die Agentur und die zuständigen nationalen Behörden tauschen 
alle Informationen aus, die ihnen im Rahmen der Durchführung dieser Verordnung 
und der auf ihrer Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakte und 
Durchführungsrechtsakte zur Verfügung stehen und für die anderen Parteien zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben im Rahmen dieser Verordnung relevant sind. Auch die 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten, die mit der Untersuchung von Unfällen 
und Störungen oder mit der Analyse von Vorfällen in der Zivilluftfahrt betraut sind, 
haben das Recht auf Zugang zu diesen Informationen, um ihre Aufgaben 
wahrzunehmen. Im Einklang mit den delegierten Rechtsakten gemäß Absatz 4 
können diese Informationen auch an interessierte Kreise weitergeleitet werden.  

2. Die Agentur koordiniert auf europäischer Ebene die Sammlung, den Austausch und 
die Analyse von Informationen über Fragen, die in den Anwendungsbereich dieser 
Verordnung fallen. Zu diesem Zweck kann die Agentur mit natürlichen und 
juristischen Personen, für die diese Verordnung gilt, oder Vereinigungen solcher 
Personen Verwaltungsvereinbarungen über die Sammlung, den Austausch und die 
Analyse von Informationen schließen. 

3. Auf Ersuchen der Kommission prüft die Agentur dringende oder wichtige Fragen, 
die in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen. Gegebenenfalls arbeiten 
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die zuständigen nationalen Behörden bei der Durchführung solcher Analysen mit der 
Agentur zusammen.  

4. Die Kommission erlässt detaillierte Vorschriften über die Modalitäten des 
Informationsaustauschs zwischen der Kommission, der Agentur und den nationalen 
zuständigen Behörden nach Absatz 1 und die Weiterleitung dieser Informationen an 
interessierte Kreise. Diese Vorschriften sind Gegenstand von 
Durchführungsrechtsakten, die nach dem in Artikel 116 Absatz 3 genannten 
Prüfverfahren erlassen werden.  

Die in Unterabsatz 1 genannten detaillierten Vorschriften berücksichtigen  

(a) die Notwendigkeit, den juristischen und natürlichen Personen, die dieser 
Verordnung unterliegen, die Informationen zur Verfügung zu stellen, die 
sie benötigen, um die Einhaltung und die Förderung der in Artikel 1 
genannten Ziele zu gewährleisten;  

(b) die Notwendigkeit, die Informationsweitergabe und -nutzung strikt auf 
das zur Erreichung dieser Ziele notwendige Maß zu beschränken;  

(c) die Notwendigkeit, die Bereitstellung oder Nutzung von Informationen 
zur Klärung von Schuld- oder Haftungsfragen zu verhindern. 

5. Die Kommission, die Agentur und die zuständigen nationalen Behörden sowie die 
natürlichen und juristischen Personen und deren Vereinigungen im Sinne des 
Absatzes 2 ergreifen die erforderlichen Maßnahmen zur Gewährleistung einer 
angemessenen Vertraulichkeit der von ihnen gemäß diesem Artikel erhaltenen 
Informationen, unbeschadet strengerer Vertraulichkeitserfordernisse gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. 996/2010, der Verordnung (EU) Nr. 376/2014 oder anderer 
Rechtsvorschriften der Union. 

6. Um die Öffentlichkeit über das Sicherheitsniveau in der Zivilluftfahrt zu informieren, 
veröffentlicht die Agentur jährlich einen Flugsicherheitsbericht. Der Bericht umfasst 
eine Analyse, die einfach und leicht verständlich abgefasst ist und aus der 
hervorgeht, ob ein erhöhtes Flugsicherheitsrisiko vorliegt. 

Artikel 62 

Schutz der Informationsquellen 

1. Werden die in Artikel 61 Absätze 1 und 2 genannten Informationen an eine 
zuständige nationale Behörde weitergegeben, so genießt die Quelle dieser 
Informationen Schutz nach den geltenden Rechtsvorschriften der Union und den 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften über den Schutz der Quelle von Informationen, 
die für die Flugsicherheit in der Zivilluftfahrt relevant sind. Werden solche 
Informationen von einer natürlichen Person an die Kommission oder die Agentur 
weitergegeben, so wird die Quelle dieser Informationen nicht offen gelegt und ihre 
persönlichen Daten werden nicht zusammen mit den Informationen gespeichert. 

2. Unbeschadet der geltenden nationalen Strafrechtsvorschriften verzichten die 
Mitgliedstaaten auf die Einleitung von Verfahren in Fällen eines nicht vorsätzlichen 
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oder versehentlichen Verstoßes gegen Rechtsvorschriften, von denen sie 
ausschließlich aufgrund der gemäß dieser Verordnung und den auf ihrer Grundlage 
erlassenen delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten vorgelegten 
Informationen Kenntnis erlangt haben.  

Die Bestimmungen von Unterabsatz 1 gelten nicht im Falle vorsätzlicher Verstöße 
oder in Situationen, in denen es zu einer offenkundigen und schwerwiegenden, 
ernsten Missachtung eines offensichtlichen Risikos gekommen ist und ein 
gravierender Mangel an beruflicher Verantwortung hinsichtlich der Wahrnehmung 
der unter den Umständen ersichtlich erforderlichen Sorgfalt vorliegt, wodurch eine 
Person oder Sache vorhersehbar geschädigt oder das Flugsicherheitsniveau ernsthaft 
gefährdet worden ist. 

3. Die Mitgliedstaaten können Maßnahmen zur Stärkung des Schutzes der in Absatz 1 
genannten Informationsquellen aufrechterhalten oder erlassen.  

4. Arbeitnehmer und Vertragspersonal, die in Anwendung dieser Verordnung und der 
auf ihrer Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte 
Informationen weitergegeben haben, dürfen keine Nachteile seitens ihres 
Arbeitgebers oder der Organisation, für die sie Dienstleistungen erbringen, aufgrund 
der Übermittlung der Informationen erfahren. 

Die Bestimmungen von Unterabsatz 1 gelten nicht im Falle vorsätzlicher Verstöße 
oder in Fällen, in denen es zu einer offenkundigen und schwerwiegenden, ernsten 
Missachtung eines offensichtlichen Risikos gekommen ist und ein gravierender 
Mangel an beruflicher Verantwortung hinsichtlich der Wahrnehmung der unter den 
Umständen ersichtlich erforderlichen Sorgfalt vorliegt, wodurch eine Person oder 
Sache vorhersehbar geschädigt oder die Flugsicherheit ernsthaft gefährdet worden 
ist. 

5. Die Bestimmungen dieses Artikels hindern die Mitgliedstaaten, die Kommission und 
die Agentur nicht daran, notwendige Maßnahmen zur Aufrechterhaltung oder 
Verbesserung der Flugsicherheit in der Zivilluftfahrt zu ergreifen.  

6. Die Bestimmungen dieses Artikels gelten unbeschadet der Bestimmungen betreffend 
den Schutz der Informationsquelle, die in der Verordnung (EG) Nr. 996/2010 und in 
der Verordnung (EG) Nr. 376/2014 festgelegt sind.  

Artikel 63 

Informationsspeicher 

1. Die Agentur richtet in Zusammenarbeit mit der Kommission und den zuständigen 
nationalen Behörden einen Informationsspeicher ein und verwaltet diesen, der eine 
wirksame Zusammenarbeit zwischen der Agentur und den zuständigen nationalen 
Behörden bei der Wahrnehmung ihrer Zertifizierungs-, Aufsichts- und 
Durchsetzungsaufgaben im Rahmen der vorliegenden Verordnung gewährleistet.  

Im Speicher erfasst werden Informationen über 
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(a) von der Agentur und den zuständigen nationalen Behörden gemäß den 
Bestimmungen des Kapitels III und den Artikeln 53, 54, 55, 66, 67, 68, 
69 und 70 erteilte Zulassungen/Zeugnisse und entgegengenommene 
Erklärungen; 

(b) von den qualifizierten Stellen im Namen der Agentur und der 
zuständigen nationalen Behörden gemäß Artikel 58 Absatz 3 erteilte 
Zulassungen/Zeugnisse und entgegengenommene Erklärungen; 

(c) Akkreditierungen, die qualifizierten Stellen von der Agentur und den 
zuständigen nationalen Behörden gemäß Artikel 58 erteilt wurden, 
einschließlich Informationen über den Umfang der Akkreditierung; 

(d) die Maßnahmen, die von den Mitgliedstaaten nach Artikel 2 Absatz 6 
und 7 ergriffen wurden, sowie die entsprechenden Beschlüsse der 
Kommission;  

(e) Beschlüsse der Kommission nach Artikel 2 Absatz 4; 

(f) Beschlüsse der Mitgliedstaaten nach Artikel 36 Absatz 2; 

(g) die Übertragung von Zuständigkeiten von den Mitgliedstaaten auf die 
Agentur oder einen anderen Mitgliedstaat nach den Artikeln 53 und 54, 
einschließlich Einzelheiten zu den übertragenen Zuständigkeiten; 

(h) Beschlüsse der Kommission nach Artikel 55, einschließlich Einzelheiten 
zu den gemäß diesen Beschlüssen auf die Agentur übertragenen 
Zuständigkeiten; 

(i) Beschlüsse der Kommission nach Artikel 56; 

(j) Mitteilungen einzelner Flugzeitspezifikationsregelungen durch die 
zuständigen nationalen Behörden, die der Agentur auf der Grundlage der 
nach Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe f angenommenen delegierten 
Rechtsakte vorgelegt wurden und der entsprechenden Stellungnahmen 
der Agentur nach Artikel 65 Absatz 7;  

(k) Mitteilungen der Maßnahmen zur unmittelbaren Reaktion auf ein 
Problem im Zusammenhang mit der Flugsicherheit in der Zivilluftfahrt 
und der gewährten Ausnahmen sowie der entsprechenden Empfehlungen 
der Agentur und Beschlüsse der Kommission nach Artikel 59 Absatz 1 
und Artikel 60 Absatz 1 durch die Mitgliedstaaten; 

(l) Anträge der Mitgliedstaaten bezüglich anderer Nachweisverfahren und 
die entsprechenden Empfehlungen der Agentur nach Artikel 60 Absatz 3;  

(m) Mitteilungen der Agentur und die entsprechenden Beschlüsse der 
Kommission nach Artikel 65 Absatz 4;  

(n) sonstige Angaben, die erforderlich sind, um eine wirksame 
Zusammenarbeit nach Unterabsatz 1 zu gewährleisten. 
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2. Die zuständigen nationalen Behörden tauschen über den Speicher auch mit den 
flugmedizinischen Sachverständigen und flugmedizinischen Zentren Informationen 
über die medizinische Tauglichkeit von Piloten aus. Alle solche personenbezogenen 
Daten, einschließlich gesundheitsbezogener Daten, werden gemäß Artikel 20 strikt 
auf das erforderliche Maß zur Gewährleistung einer wirksamen Zertifizierung von 
Piloten und der Aufsicht hierüber beschränkt. 

3. Alle im Speicher erfassten personenbezogenen Daten, einschließlich 
gesundheitsbezogener Daten, dürfen nur so lange gespeichert werden, wie es für den 
Zweck, für den sie erhoben wurden oder weiterverarbeitet werden, erforderlich ist. 

4. Die Mitgliedstaaten und die Agentur sorgen dafür, dass die Personen, deren 
personenbezogene Daten im Speicher verarbeitet werden, davon im Voraus Kenntnis 
erhalten. 

5. Nach Artikel 13 der Richtlinie 95/46/EG und Artikel 20 der Verordnung (EG) 
Nr. 45/2001 können die Mitgliedstaaten und die Agentur die Rechte der betroffenen 
Person auf Zugang zu und Berichtigung und Löschung personenbezogener Daten, die 
im Speicher erfasst sind, strikt auf das zur Gewährleistung der Flugsicherheit in der 
Zivilluftfahrt erforderliche Maß beschränken. 

6. Unbeschadet des Absatzes 7 erhalten die Kommission, die Agentur, die zuständigen 
nationalen Behörden und die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten, die mit der 
Untersuchung von Unfällen und Störungen in der Zivilluftfahrt betraut sind, für die 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben sicheren Online-Zugang zu allen im Speicher 
erfassten Informationen. 

Die Kommission und die Agentur können gegebenenfalls bestimmte im Speicher 
erfasste, nicht in Absatz 2 genannte Informationen interessierten Kreisen oder der 
Öffentlichkeit zugänglich machen. 

7. Die im Speicher erfassten Informationen werden durch geeignete Instrumente und 
Protokolle vor unbefugtem Zugriff geschützt. Der Zugang zu und die Weitergabe 
von Informationen nach Absatz 2 wird auf die für die Zertifizierung der 
medizinischen Tauglichkeit von Piloten und die Aufsicht hierüber zuständigen 
Personen zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Rahmen dieser Verordnung beschränkt. 
Begrenzter Zugang zu diesen Informationen kann auch anderen Befugten gewährt 
werden, um das ordnungsgemäße Funktionieren des Speichers zu gewährleisten, 
insbesondere für die Zwecke der technischen Wartung. Personen, denen der Zugang 
zu Informationen mit personenbezogenen Daten gestattet ist, erhalten zuvor eine 
Schulung zu den geltenden Rechtsvorschriften über den Schutz personenbezogener 
Daten und diesbezügliche Sicherungsmaßnahmen. 

8. Die Kommission erlässt die erforderlichen Vorschriften über die Funktionsweise und 
Verwaltung des Speichers. Diese Vorschriften sind Gegenstand von 
Durchführungsrechtsakten, die nach dem in Artikel 116 Absatz 3 genannten 
Prüfverfahren erlassen werden und in denen detaillierte Anforderungen festgelegt 
sind in Bezug auf  

(a) die technischen Aspekte der Einrichtung und Pflege des Speichers; 
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(b) die Klassifizierung der von der Kommission, der Agentur und den zuständigen 
nationalen Behörden für die Erfassung im Speicher zu übermittelnden 
Informationen, einschließlich der Art und Weise der Übermittlung solcher 
Informationen; 

(c) die regelmäßige und standardisierte Aktualisierung der im Speicher erfassten 
Informationen; 

(d) die Modalitäten der Weitergabe und der Veröffentlichung bestimmter im 
Speicher erfasster Informationen nach Absatz 6;  

(e) die Klassifizierung der von den zuständigen nationalen Behörden, 
flugmedizinischen Sachverständigen und flugmedizinischen Zentren für die 
Erfassung im Speicher zu übermittelnden Informationen über die medizinische 
Tauglichkeit von Piloten einschließlich der Art und Weise der Übermittlung 
dieser Informationen; 

(f) die Modalitäten für den Schutz der im Speicher erfassten Informationen vor 
unbefugtem Zugriff, die Beschränkung des Zugangs zu den Informationen und 
den Schutz aller im Speicher erfassten personenbezogenen Daten im Einklang 
mit den geltenden Rechtsvorschriften der Union über den Schutz 
personenbezogener Daten, insbesondere vor Löschung, Verlust, Änderung oder 
Weitergabe, die zufällig oder widerrechtlich erfolgen; 

(g) die zulässige Höchstspeicherdauer für die im Speicher erfassten 
personenbezogenen Daten, einschließlich der Informationen über die 
medizinische Tauglichkeit von Piloten, die personenbezogene Daten darstellen; 

(h) die detaillierten Bedingungen, unter denen die Mitgliedstaaten und die Agentur 
die Rechte der betroffenen Person auf Zugang, Berichtigung und Löschung 
personenbezogener Daten aus dem Speicher für die Zwecke des Absatzes 5 
einschränken können. 

 

KAPITEL V 

AGENTUR DER EUROPÄISCHEN UNION FÜR FLUGSICHERHEIT  

ABSCHNITT I 

AUFGABEN 

Artikel 64 

Errichtung und Funktionen der Agentur 
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1. Hiermit wird eine Agentur der Europäischen Union für Flugsicherheit errichtet. 

2. Um die ordnungsgemäße Aufrechterhaltung und Weiterentwicklung der 
Zivilluftfahrt im Einklang mit den Zielen nach Artikel 1 zu gewährleisten, erfüllt die 
Agentur folgende Funktionen: 

(a) Sie nimmt alle unter diese Verordnung fallenden Aufgaben wahr und gibt 
Stellungnahmen zu allen einschlägigen Angelegenheiten ab; 

(b) sie unterstützt die Kommission durch die Ausarbeitung von Maßnahmen, die im 
Rahmen dieser Verordnung zu treffen sind. Handelt es sich hierbei um technische 
Vorschriften, darf die Kommission deren Inhalt nicht ohne vorherige Koordinierung 
mit der Agentur ändern; 

(c) sie leistet der Kommission die erforderliche technische, wissenschaftliche und 
verwaltungstechnische Unterstützung zur Erfüllung ihrer Aufgaben;  

(d) sie ergreift die erforderlichen Maßnahmen im Rahmen der Befugnisse, die ihr durch 
diese Verordnung oder andere Rechtsvorschriften der Union übertragen werden; 

(e) sie führt die zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dieser Verordnung nötigen 
Inspektionen, Überwachungstätigkeiten und Untersuchungen durch oder führt diese 
auf Ersuchen der Kommission durch; 

(f) sie nimmt in ihrem Zuständigkeitsbereich im Namen der Mitgliedstaaten Funktionen 
und Aufgaben wahr, die ihnen durch geltende internationale Übereinkünfte, 
insbesondere durch das Abkommen von Chicago, zugewiesen werden; 

(g) sie unterstützt die zuständigen nationalen Behörden der Mitgliedstaaten bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben, insbesondere indem sie ein Forum für den Austausch 
von Informationen und Fachkenntnissen bietet; 

(h) sind in den Rechtsvorschriften der Union Leistungssysteme für die Zivilluftfahrt 
vorgesehen, wirkt sie auf Anfrage an der Festlegung, Messung, Meldung und 
Analyse von Leistungsindikatoren mit;  

(i) sie arbeitet mit anderen Organen, Gremien, Ämtern und Agenturen der Union in den 
Bereichen zusammen, die technische Aspekte der Zivilluftfahrt betreffen. 

Artikel 65 

Maßnahmen der Agentur 

1. Die Agentur unterstützt die Kommission auf deren Verlangen bei der Ausarbeitung 
von Vorschlägen für Änderungen der Verordnung und der auf der Grundlage dieser 
Verordnung zu erlassenden delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte. Zu 
diesem Zweck legt die Agentur der Kommission schriftliche Stellungnahmen vor. 

2. Die Agentur gibt zur Anwendung der Artikel 59 und 60 Empfehlungen ab, die an die 
Kommission gerichtet sind. 
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3. Im Einklang mit Artikel 104 und den anwendbaren, auf der Grundlage dieser 
Verordnung erlassenen delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten 
erarbeitet die Agentur Zertifizierungsspezifikationen und zulässige 
Nachweisverfahren sowie Anleitungen für die Anwendung dieser Verordnung und 
der auf ihrer Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakte und 
Durchführungsrechtsakte. 

4. Die Agentur trifft die jeweiligen Entscheidungen zur Anwendung der Artikel 53, 54, 
55, 66, 67, 68, 69, 70, 71 und 73. Die Agentur kann jeder natürlichen oder 
juristischen Person, der sie eine Zulassung/ein Zeugnis erteilt hat, unter den 
Umständen und Bedingungen nach Artikel 60 Absatz 1 Ausnahmen gewähren. In 
einem solchen Fall unterrichtet die Agentur unverzüglich die Kommission und die 
anderen Mitgliedstaaten über den gemäß Artikel 63 eingerichteten Speicher von der 
gewährten Ausnahme, den Gründen und gegebenenfalls von den erforderlichen 
Minderungsmaßnahmen, die getroffen wurden. Überschreitet die Geltungsdauer 
einer Ausnahme acht aufeinanderfolgende Monate oder hat die Agentur wiederholt 
dieselben Ausnahmen gewährt und überschreitet deren gesamte Geltungsdauer acht 
Monate, so prüft die Kommission ob die genannten Bedingungen erfüllt sind und 
erlässt, wenn dies ihrer Ansicht nach nicht zutrifft, einen Durchführungsbeschluss, 
der im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht und im gemäß Artikel 63 
eingerichteten Speicher erfasst wird. Nach der Notifizierung des 
Durchführungsbeschlusses widerruft die Agentur diese Ausnahme unverzüglich.  

5. Die Agentur erstellt Berichte über die Inspektionen und sonstigen 
Überwachungstätigkeiten gemäß Artikel 73. 

6. Die Agentur reagiert unverzüglich auf ein die Sicherheit betreffendes Problem, das in 
den Anwendungsbereich diese Verordnung fällt, indem sie festlegt, welche 
Abhilfemaßnahmen von den zuständigen nationalen Behörden oder den juristischen 
und natürlichen Personen, die unter die Verordnung fallen, zu ergreifen sind, und die 
entsprechenden Informationen einschließlich Anweisungen und Empfehlungen, 
wenn dies zur Wahrung der Ziele nach Artikel 1 erforderlich ist, übermittelt.  

7. Die Agentur gibt Stellungnahmen zu den einzelnen Flugzeitspezifikationsregelungen 
ab, die von den Mitgliedstaaten im Einklang mit den nach Artikel 28 Absatz 1 
Buchstabe f erlassenen delegierten Rechtsakten vorgeschlagen wurden und die von 
den von der Agentur festgelegten Zertifizierungsspezifikationen abweichen.  

Artikel 66 

Lufttüchtigkeits- und Umweltzertfizierung 

1. In Bezug auf die in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a und Buchstabe b Ziffer i 
genannten Erzeugnisse, Teile und nicht eingebaute Ausrüstung nimmt die Agentur 
gegebenenfalls und nach den Vorgaben des Abkommens von Chicago oder seiner 
Anhänge im Namen der Mitgliedstaaten die Funktionen und Aufgaben des Entwurfs-
, Herstellungs- oder Eintragungsstaats wahr, soweit diese die 
Konstruktionszertifizierung und verbindliche Informationen über die 
Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit betreffen. Zu diesem Zweck wird sie 
insbesondere 



 

DE 72   DE 

(a) für jede Konstruktion eines Erzeugnisses, für das eine Musterzulassung, 
Änderungszulassung, einschließlich einer ergänzenden Musterzulassung oder eine 
Genehmigung von Reparaturverfahren gemäß Artikel 11 beantragt wurde, die 
Musterzulassungsgrundlage festlegen und dem Antragsteller mitteilen. 

(b) für jedes Erzeugnis, für das ein eingeschränktes Lufttüchtigkeitszeugnis oder ein 
eingeschränktes Lärmzeugnis nach Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe a beantragt wurde, 
die besonderen Lufttüchtigkeitspezifikationen oder die besonderen Bestimmungen 
für die Umweltverträglichkeit von Erzeugnissen festlegen und diese dem 
Antragsteller mitteilen; 

(c) für jede Konstruktion von Teilen oder nicht eingebauter Ausrüstung, für die ein 
Zeugnis/eine Zulassung nach Artikel 12 bzw. Artikel 13 beantragt wurde, die 
Zertifizierungsgrundlage festlegen und diese dem Antragsteller mitteilen; 

(d) für Luftfahrzeuge, für die eine Fluggenehmigung nach Artikel 17 Absatz 2 
Buchstabe b beantragt wurde, die Genehmigung für die zugehörigen 
Flugbedingungen entsprechend der Konstruktion erteilen;  

(e) Spezifikationen für die Lufttüchtigkeit und Umweltverträglichkeit festlegen und 
zugänglich machen, die für die Konstruktion von Erzeugnissen und Teilen gelten, die 
Gegenstand einer Erklärung gemäß Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe a sind; 

(f) gemäß Artikel 51 Absatz 3 die Verantwortung für Zertifizierungs-, Aufsichts- und 
Durchsetzungsaufgaben in Bezug auf Musterzulassungen, eingeschränkte 
Musterzulassungen, Änderungszulassungen, einschließlich ergänzender 
Musterzulassungen, und Genehmigungen von Reparaturverfahren für die 
Konstruktion von Erzeugnissen im Einklang mit Artikel 11 und Artikel 17 Absatz 1 
Buchstabe b übernehmen; 

(g) gemäß Artikel 51 Absatz 3 die Verantwortung für Zertifizierungs-, Aufsichts- und 
Durchsetzungsaufgaben in Bezug auf Zulassungen/Zeugnisse für Konstruktionen von 
Teilen oder nicht eingebauter Ausrüstung im Einklang mir den Artikeln 12 und 13 
übernehmen; 

(h) Umweltdatenblätter zur Konstruktion von Erzeugnissen, die sie zertifiziert, im 
Einklang mit Artikel 11 ausstellen; 

(i) die Funktionen zur Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit im Zusammenhang mit der 
von ihr zertifizierten Konstruktion von Erzeugnissen, Teilen und nicht eingebauter 
Ausrüstung bezüglich der Aufsicht, die sie ausübt, gewährleisten; einschließlich der 
unverzüglichen Reaktion auf ein Sicherheitsproblem und der Heraus- und 
Weitergabe einschlägiger verbindlicher Informationen; 

2. Gemäß Artikel 51 Absatz 3 ist die Agentur für Aufgaben im Zusammenhang mit der 
Zertifizierung, Aufsicht und Durchsetzung zuständig in Bezug auf:  

(a) die Genehmigung von Organisationen, die für die Konstruktion von Erzeugnissen, 
Teilen und nicht eingebauter Ausrüstung verantwortlich sind, nach Artikel 15 Absatz 
1; 
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(b) die Genehmigung von Organisationen, die für die Herstellung, Instandhaltung und 
Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von Erzeugnissen, Teilen und nicht 
eingebauter Ausrüstung verantwortlich sind und von Organisationen, die an der 
Ausbildung von Personal beteiligt sind, nach Artikel 15, wenn diese Organisationen 
ihre Hauptniederlassung außerhalb des Gebiets haben, für das ein Mitgliedstaat nach 
dem Abkommens von Chicago zuständig ist. 

3. Gemäß Artikel 54 Absatz 3 ist die Agentur zuständig für Aufgaben im 
Zusammenhang mit der Aufsicht und Durchsetzung in Bezug auf Erklärungen, die 
Organisationen gemäß Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe a abgegeben haben. 

Artikel 67 

Zertifizierung des fliegenden Personals  

1. Gemäß Artikel 51 Absatz 3 ist die Agentur zuständig für Aufgaben im 
Zusammenhang mit der Zertifizierung, Aufsicht und Durchsetzung in Bezug auf die 
Genehmigungen von Ausbildungsorganisationen für Piloten und Flugbegleiter sowie 
flugmedizinischen Zentren nach Artikel 22, wenn diese Organisationen und Zentren 
ihre Hauptniederlassung außerhalb des Gebiets haben, für das ein Mitgliedstaat nach 
dem Abkommens von Chicago zuständig ist. 

2. Gemäß Artikel 51 Absatz 3 ist die Agentur in jedem der folgenden Fälle zuständig 
für Aufgaben im Zusammenhang mit der Zertifizierung, Aufsicht und Durchsetzung 
in Bezug auf Zulassungen/Zeugnisse von Flugsimulationsübungsgeräten gemäß 
Artikel 23: 

(a) Das Gerät wird von einer Organisation betrieben, der die Agentur im 
Einklang mit Absatz 1 eine Zulassung/ein Zeugnis erteilt hat; 

(b) das Gerät befindet sich innerhalb des Gebiets, für das ein Mitgliedstaat 
nach dem Abkommen von Chicago zuständig ist und wird von einer 
Organisation betrieben, die im Einklang mit Absatz 1 von der Agentur 
zertifiziert wurde und ihre Hauptniederlassung außerhalb dieses Gebiets 
hat; 

(c) das Gerät befindet sich außerhalb des Gebiets, für das ein Mitgliedstaat 
nach dem Abkommen von Chicago zuständig ist, es sei denn, es wird von 
einer Organisation betrieben, der keine Zulassung/kein Zeugnis im 
Einklang mit Absatz 1 von der Agentur erteilt wurde und die ihre 
Hauptniederlassung innerhalb dieses Gebiets hat. 

Artikel 68 

ATM/ANS  

1. Gemäß Artikel 51 Absatz 3 ist die Agentur zuständig für Aufgaben im 
Zusammenhang mit der Zertifizierung, Aufsicht und Durchsetzung in Bezug auf:  
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(a) Zulassungen/Zeugnisse für ATM/ANS-Anbieter nach Artikel 36, wenn diese 
Anbieter ihre Hauptniederlassung außerhalb des Gebiets, auf das die Verträge 
Anwendung finden, haben und sie für die Erbringung von ATM/ANS im Luftraum 
über diesem Gebiet zuständig sind;  

(b) Zulassungen/Zeugnisse für ATM/ANS-Anbieter nach Artikel 36, wenn diese 
Anbieter europaweit ATM/ANS-Dienste anbieten; 

(c) Zulassungen/Zeugnisse für und Erklärungen von Organisationen nach Artikel 37, 
wenn diese Organisationen an der Konstruktion, Herstellung oder Instandhaltung von 
europaweiten ATM/ANS-Systemen und -Komponenten beteiligt sind; 

(d) Erklärungen von ATM/ANS-Anbietern, denen die Agentur im Einklang mit Artikel 
38 Absatz 1 eine Zulassung/ein Zeugnis nach den Buchstaben a und b in Bezug auf 
die von ihnen betriebenen ATM/ANS-Systeme und -Komponenten erteilt hat.  

2. In Bezug auf die in Artikel 38 genannten Systeme und Komponenten wird die 
Agentur  

(a) wenn in gemäß Artikel 39 erlassenen delegierten Rechtsakten entsprechendes 
festgelegt ist, genaue Spezifikationen für die ATM/ANS-Systeme 
und -Komponenten festlegen und dem Antragsteller mitteilen, von denen die 
Sicherheit oder Interoperabilität abhängt und die gemäß Artikel 38 Absatz 2 
Gegenstand einer Zulassung/eines Zeugnisses oder einer Erklärung sind;  

(b) wenn in gemäß Artikel 39 erlassenen delegierten Rechtsakten entsprechendes 
festgelegt ist, gemäß Artikel 51 Absatz 3 die Zuständigkeit für Aufgaben im 
Zusammenhang mit der Zertifizierung, Aufsicht und Durchsetzung in Bezug auf 
Zulassungen/Zeugnisse für und Erklärungen betreffend ATM/ANS-Systeme 
und -Komponenten übernehmen, von denen die Sicherheit oder die Interoperabilität 
abhängt, gemäß Artikel 38 Absatz 2. 

Artikel 69 

Zertifizierung von Fluglotsen 

Gemäß Artikel 51 Absatz 3 ist die Agentur zuständig für Aufgaben im 
Zusammenhang mit der Zertifizierung, Aufsicht und Durchsetzung in Bezug auf die 
Zulassungen/Zeugnisse von Ausbildungsorganisationen für Fluglotsen nach Artikel 
42, wenn diese Organisationen ihre Hauptniederlassung außerhalb des Gebiets 
haben, für das ein Mitgliedstaat nach dem Abkommens von Chicago zuständig ist, 
und gegebenenfalls deren Personal. 

Artikel 70 

Drittlandsbetreiber und internationale Sicherheitsaufsicht 

1. Gemäß Artikel 51 Absatz 3 ist die Agentur zuständig für Aufgaben im 
Zusammenhang mit der Zertifizierung, Aufsicht und Durchsetzung in Bezug auf 
Genehmigungen von Tätigkeiten gemäß Artikel 49 Absätze 1 und 2 und von den 
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Betreibern nach Artikel 49 Absatz 2 abgegebene Erklärungen, es sei denn, ein 
Mitgliedstaat nimmt die Funktionen und Aufgaben des Betreiberstaats bezüglich 
dieser Betreiber wahr. 

2. Gemäß Artikel 51 Absatz 3 ist die Agentur zuständig für Aufgaben im 
Zusammenhang mit der Zertifizierung, Aufsicht und Durchsetzung in Bezug auf 
Genehmigungen für Luftfahrzeuge und Piloten nach Artikel 50 Absatz 1 
Buchstabe a.  

3. Die Agentur unterstützt auf entsprechenden Antrag die Kommission bei der 
Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 durch die Durchführung der 
notwendigen Beurteilungen von Drittlandsbetreibern und den für ihre 
Beaufsichtigung zuständigen Behörden, einschließlich Kontrollen vor Ort. Sie 
übermittelt die Ergebnisse dieser Beurteilungen mit entsprechenden Empfehlungen 
an die Kommission. 

Artikel 71  

Untersuchungen der Agentur 

1. Die Agentur führt selbst oder durch zuständige nationale Behörden oder qualifizierte 
Stellen Untersuchungen durch, die für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben im 
Zusammenhang mit der Zertifizierung, Aufsicht und Durchsetzung gemäß Artikel 51 
Absatz 3 erforderlich sind. 

2. Für die Zwecke der Durchführung der in Absatz 1 genannten Untersuchungen wird 
die Agentur ermächtigt: 

(a) von den natürlichen oder juristischen Personen, denen sie eine Zulassung/ein Zeugnis 
erteilt hat oder die ihr gegenüber eine Erklärung abgegeben haben, zu verlangen, alle 
erforderlichen Informationen zur Verfügung zu stellen; 

(b) von diesen Personen die Abgabe mündlicher Erklärungen zu Tatsachen, 
Dokumenten, Gegenständen, Verfahren oder sonstigen Sachverhalten zu verlangen, 
die für die Feststellung relevant sind, ob die Person die Bestimmungen dieser 
Verordnung und der auf ihrer Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakte und 
Durchführungsrechtsakte erfüllt; 

(c) alle Räumlichkeiten, Grundstücke und Transportmittel dieser Personen zu betreten; 

(d) alle Unterlagen, Aufzeichnungen oder Daten, die sich im Besitz dieser Personen 
befinden oder ihnen zugänglich sind, zu prüfen, zu kopieren oder Auszüge daraus 
anzufertigen, unabhängig von dem Medium, auf dem die Informationen gespeichert 
sind. 

Soweit dies erforderlich ist, um festzustellen, ob eine Person, der sie eine 
Zulassung/ein Zeugnis erteilt hat, oder die ihr gegenüber eine Erklärung abgegeben 
hat, die Bestimmungen dieser Verordnung und der auf ihrer Grundlage erlassenen 
delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte erfüllt, wird die Agentur 
ermächtigt, die Befugnisse nach Unterabsatz 1 in Bezug auf jede andere juristische 
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oder natürliche Person auszuüben, die nach vernünftigem Ermessen über für diese 
Zwecke relevante Informationen verfügt oder Zugang zu solchen Informationen hat.  

Die Befugnisse nach Unterabsatz 1 werden im Einklang mit den nationalen 
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats oder des Drittlandes ausgeübt, in dem die 
Untersuchung durchgeführt wird, unter Wahrung der Rechte und berechtigten 
Interessen der betroffenen Personen und im Einklang mit dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit. Wenn nach dem geltenden nationalen Recht eine vorherige 
Genehmigung der zuständigen Justizbehörde des betreffenden Mitgliedstaats oder 
Drittlands erforderlich ist, um Zugang zu den Räumlichkeiten, Grundstücken und 
Transportmitteln nach Unterabsatz 1 Buchstabe c zu erhalten, werden diese 
Befugnisse erst nach der Erteilung der vorherigen Genehmigung ausgeübt. 

3. Die Agentur stellt sicher, dass ihr Personal und gegebenenfalls jeder andere 
Sachverständige, der an der Untersuchung teilnimmt, hinreichend qualifiziert ist, 
angemessen eingewiesen wurde und ordnungsgemäß bevollmächtigt ist. Diese 
Personen üben ihre Befugnisse unter Vorlage einer schriftlichen Vollmacht aus. 

4. Auf Antrag der Agentur unterstützen die Bediensteten der zuständigen Behörde des 
Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Untersuchung erfolgen soll, sie bei der 
Durchführung der Untersuchung. Ist solche Unterstützung erforderlich, wird die 
Agentur rechtzeitig vor Beginn der Untersuchung den Mitgliedstaat, in dem die 
Untersuchung durchgeführt wird, davon in Kenntnis setzen und angeben, welche 
Unterstützung benötigt wird. 

Artikel 72 

Geldbußen und Zwangsgelder 

1. Gemäß dieser Verordnung kann die Kommission auf Ersuchen der Agentur gegen 
eine juristische oder natürliche Person, der die Agentur eine Zulassung/ein Zeugnis 
erteilt hat oder die ihr gegenüber eine Erklärung abgegeben hat, eine der folgenden 
beiden oder beide Maßnahmen verhängen:  

(a) eine Geldbuße, wenn die Person vorsätzlich oder fahrlässig gegen eine 
Bestimmung dieser Verordnung oder der auf ihrer Grundlage erlassenen 
delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte verstoßen hat;  

(b) ein Zwangsgeld, wenn die Person gegen eine dieser Bestimmungen 
verstoßen hat oder zu verstoßen droht, um sie zur Einhaltung der 
Bestimmungen zu zwingen. 

2. Die Geldbußen und Zwangsgelder nach Absatz 1 müssen wirksam, verhältnismäßig 
und abschreckend sein. Sie werden unter Berücksichtigung der Schwere des Falles 
und insbesondere des Ausmaßes des Sicherheits- oder Umweltrisikos sowie der 
wirtschaftlichen Kapazität der betreffenden natürlichen oder juristischen Person 
festgesetzt.  

Die Höhe der Geldbußen beträgt höchstens 4 % der Jahreseinnahmen oder des 
Umsatzes der betreffenden natürlichen oder juristischen Person. Die Höhe der 
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Zwangsgelder beträgt höchstens 2,5 % der Tagesdurchschnittseinnahmen oder des 
Umsatzes der betreffenden natürlichen oder juristischen Person. 

3. Die Kommission verhängt nur dann Geldbußen und Zwangsgelder gemäß Absatz 1, 
wenn andere in dieser Verordnung und den auf ihrer Grundlage erlassenen 
delegierten Rechtsakten vorgesehene Maßnahmen unverhältnismäßig oder 
unangemessen sind, um solche Verstöße abzustellen. 

4. Für die Verhängung von Geldbußen und Zwangsgeldern gemäß den Bestimmungen 
dieses Artikels legt die Kommission im Wege von delegierten Rechtsakten nach 
Artikel 117 Folgendes fest: 

(a) detaillierte Kriterien und eine detaillierte Methodik für die Festsetzung 
der Höhe der Geldbußen und Zwangsgelder;  

(b) detaillierte Regeln für Untersuchungen, damit verbundene Maßnahmen 
und die Berichterstattung sowie die Beschlussfassung einschließlich 
Bestimmungen zum Recht auf Verteidigung, Akteneinsicht, 
Rechtsvertretung und Vertraulichkeit sowie Fristenregelungen und 

(c) Verfahren für die Einziehung von Geldbußen und Zwangsgeldern. 

5. Der Gerichtshof der Europäischen Union hat die unbeschränkte Befugnis zur 
Überprüfung der nach Absatz 1 erlassenen Beschlüsse der Kommission. Er kann die 
verhängten Geldbußen oder Zwangsgelder aufheben, herabsetzen oder erhöhen. 

6. Beschlüsse nach Absatz 1 sind nicht strafrechtlicher Art. 

Artikel 73 

Monitoring der Mitgliedstaaten 

1. Die Agentur unterstützt die Kommission bei der Überwachung der Anwendung der 
Bestimmungen dieser Verordnung und der auf ihrer Grundlage erlassenen 
delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte durch die Mitgliedstaaten und 
führt dazu Inspektionen und sonstige Überwachungstätigkeiten durch. Diese 
Inspektionen und sonstigen Überwachungstätigkeiten sollen die Mitgliedstaaten auch 
bei der Gewährleistung einer einheitlichen Anwendung dieser Bestimmungen 
unterstützen.  

Die Agentur legt der Kommission Berichte über die gemäß diesem Absatz 
durchgeführten Inspektionen und sonstigen Überwachungstätigkeiten vor. 

2. Für die Zwecke der Durchführung der in Absatz 1 genannten Inspektionen und 
sonstigen Überwachungstätigkeiten wird die Agentur ermächtigt: 

(a) von den zuständigen nationalen Behörden sowie den natürlichen und 
juristischen Personen, die dieser Verordnung unterliegen, die Vorlage 
aller erforderlichen Informationen zu verlangen; 
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(b) von diesen Behörden und Personen die Abgabe mündlicher Erklärungen 
zu Tatsachen, Dokumenten, Gegenständen, Verfahren oder sonstigen 
Sachverhalten zu verlangen, die für die Feststellung relevant sind, ob ein 
Mitgliedstaat die Bestimmungen dieser Verordnung und der auf ihrer 
Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakte und 
Durchführungsrechtsakte erfüllt; 

(c) alle Räumlichkeiten, Grundstücke und Transportmittel dieser Behörden 
und Personen zu betreten; 

(d) alle Unterlagen, Aufzeichnungen oder Daten, die sich im Besitz dieser 
Behörden und Personen befinden oder ihnen zugänglich sind, zu prüfen, 
kopieren oder Auszüge daraus anzufertigen, unabhängig von dem 
Medium, auf dem die Informationen gespeichert sind. 

Soweit dies erforderlich ist, um festzustellen, ob ein Mitgliedstaat die Bestimmungen 
dieser Verordnung und der auf ihrer Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakte 
und Durchführungsrechtsakte erfüllt, wird die Agentur auch ermächtigt, die 
Befugnisse nach Unterabsatz 1 in Bezug auf jede andere juristische oder natürliche 
Person auszuüben, die nach vernünftigem Ermessen über für diese Zwecke relevante 
Informationen verfügt oder Zugang zu solchen Informationen hat. 

Die Befugnisse nach diesem Absatz werden im Einklang mit den nationalen 
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats ausgeübt, in dem die Inspektionen oder 
sonstige Überwachungstätigkeiten durchgeführt werden, unter Wahrung der Rechte 
und berechtigten Interessen der betroffenen Personen und im Einklang mit dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Wenn nach dem geltenden nationalen Recht eine 
vorherige Genehmigung der zuständigen Justizbehörde des betreffenden 
Mitgliedstaats erforderlich ist, um Zugang zu den Räumlichkeiten, Grundstücken und 
Transportmitteln gemäß Unterabsatz 1 Buchstabe c zu erhalten, werden diese 
Befugnisse erst nach der Erteilung der vorherigen Genehmigung ausgeübt. 

3. Die Agentur stellt sicher, dass ihr Personal und gegebenenfalls jeder andere 
Sachverständige, der an den Inspektionen oder sonstigen Überwachungstätigkeiten 
teilnimmt, hinreichend qualifiziert ist, angemessen eingewiesen wurde und 
ordnungsgemäß bevollmächtigt ist. Diese Personen üben ihre Befugnisse unter 
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht aus.  

Rechtzeitig vor einer Inspektion oder sonstigen Überwachungstätigkeit unterrichtet 
die Agentur den betreffenden Mitgliedstaat über die Maßnahme und die Identität der 
Mitglieder ihres Personals und anderer Sachverständiger, die diese Tätigkeit 
durchführen. 

4. Der betreffende Mitgliedstaat erleichtert die Durchführung der Inspektion oder 
sonstigen Überwachungstätigkeit. Er trägt dafür Sorge, dass die Behörden und die 
betroffenen Personen mit der Agentur zusammenarbeiten. 

Wenn eine natürliche oder juristische Person nicht mit der Agentur 
zusammenarbeitet, stellen die zuständigen Behörden des betreffenden Mitgliedstaats 
die erforderliche Unterstützung für die Agentur bereit, damit diese die Inspektion 
oder sonstige Überwachungstätigkeit durchführen kann. 
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5. Wird wegen einer Inspektion oder sonstigen Überwachungstätigkeit gemäß diesem 
Artikel eine Inspektion oder sonstige Überwachungstätigkeit in Bezug auf eine 
natürliche oder eine juristische Person, die dieser Verordnung unterliegt, 
erforderlich, gelten die Bestimmungen des Artikels 71 Absätze 2, 3 und 4. 

6. Auf Anfrage des Mitgliedstaats werden ihm die von der Agentur nach Absatz 1 
erstellten Berichte in der EU-Amtssprache oder den EU-Amtssprachen des 
Mitgliedstaats, in dem die Inspektion stattgefunden hat, zur Verfügung gestellt. 

7. Die Agentur veröffentlicht eine Zusammenfassung der Informationen über die 
Anwendung der Bestimmungen dieser Verordnung und der auf ihrer Grundlage 
erlassenen delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte durch die einzelnen 
Mitgliedstaaten. Sie nimmt diese Informationen in den jährlichen Sicherheitsbericht 
nach Artikel 61 Absatz 6 auf. 

8. Die Agentur leistet einen Beitrag zur Bewertung der Auswirkungen der Anwendung 
dieser Verordnung und der auf ihrer Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakte 
und Durchführungsrechtsakte, unbeschadet der Bewertung durch die Kommission 
nach Artikel 113, und trägt dabei den in Artikel 1 genannten Zielen Rechnung.  

9. Die Kommission erlässt detaillierte Regeln für die Arbeitsweise der Agentur bei der 
Wahrnehmung der Aufgaben gemäß diesem Artikel. Diese Vorschriften sind 
Gegenstand von Durchführungsrechtsakten, die nach dem Beratungsverfahren gemäß 
Artikel 116 Absatz 2 erlassen werden. 

Artikel 74 

Forschung und Innovation 

1. Die Agentur unterstützt die Mitgliedstaaten und die Kommission bei der Ermittlung 
der wichtigsten Forschungsthemen im Bereich der Zivilluftfahrt im Hinblick auf die 
Gewährleistung der Kohärenz und Koordinierung zwischen öffentlich finanzierter 
Forschung und Entwicklung und den Maßnahmen, die unter diese Verordnung fallen. 

2. Die Agentur unterstützt die Kommission bei der Festlegung und Durchführung der 
einschlägigen EU-Rahmenprogramme für Forschung und Innovation und der 
jährlichen und mehrjährigen Arbeitsprogramme, einschließlich der Durchführung 
von Bewertungsverfahren, der Überprüfung der finanzierten Projekte und der 
Auswertung der Ergebnisse von Projekten im Bereich Forschung und Innovation. 

3. Die Agentur kann Forschungstätigkeiten entwickeln und finanzieren, soweit sie sich 
ausschließlich auf die Verbesserung hinsichtlich Tätigkeiten in ihrem 
Zuständigkeitsbereich beziehen. Der Forschungsbedarf und die Tätigkeiten der 
Agentur werden in ihrem jährlichen Arbeitsprogramm aufgeführt. 

4. Die Ergebnisse der von der Agentur finanzierten Forschung werden veröffentlicht, 
sofern die anwendbaren Vorschriften des Rechts des geistigen Eigentums oder die 
Sicherheitsvorschriften der Agentur gemäß Artikel 112 eine solche Veröffentlichung 
nicht ausschließen. 
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5. Zusätzlich zu den Aufgaben nach den Absätzen 1 bis 4 und nach Artikel 64 kann die 
Agentur sich auch ad hoc an Forschungstätigkeiten beteiligen, sofern diese 
Tätigkeiten im Einklang mit den Aufgaben der Agentur und den Zielen dieser 
Verordnung stehen. 

Artikel 75 

Umweltschutz 

1. Die für den Zweck der Zertifizierung der Konstruktion von Erzeugnissen gemäß 
Artikel 11 von der Agentur getroffenen Emissions- und Lärmschutzmaßnahmen, 
sollen maßgebliche schädliche Auswirkungen auf die Umwelt und die menschliche 
Gesundheit durch die betreffenden Aktivitäten im Bereich der Zivilluftfahrt 
verhindern. 

2. Die Mitgliedstaaten, die Kommission, die Agentur und die anderen EU-Organe, 
Einrichtungen, Büros und Agenturen arbeiten im Rahmen ihres jeweiligen 
Zuständigkeitsbereichs in Umweltfragen einschließlich jener, die Gegenstand der 
Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates21 sind, 
zusammen, um zu gewährleisten, dass den Zusammenhängen zwischen 
Umweltschutz, menschlicher Gesundheit und anderen technischen Bereichen der 
Zivilluftfahrt Rechnung getragen wird. 

3. Die Agentur unterstützt die Kommission bei der Festlegung und Koordinierung von 
Umweltschutzstrategien und -maßnahmen in der Zivilluftfahrt insbesondere durch 
die Durchführung von Studien und Simulationsentwürfen und durch technische 
Beratung. 

4. Zur Information der Fachkreise und der breiten Öffentlichkeit veröffentlicht die 
Agentur alle drei Jahre einen Umweltbericht mit einer objektiven Beurteilung des 
Umweltschutzes in der Zivilluftfahrt in der Union. 

Artikel 76 

Luftsicherheit 

1. Die Mitgliedstaaten, die Kommission und die Agentur arbeiten bei Fragen, die die 
Gefahrenabwehr (Luftsicherheit) in der Zivilluftfahrt, einschließlich Cybersicherheit, 
betreffen, zusammen, um zu gewährleisten, dass den Zusammenhängen zwischen 
Flugsicherheit und Luftsicherheit in der Zivilluftfahrt Rechnung getragen wird. 

2. Die Agentur leistet der Kommission auf deren Verlangen technische Hilfe bei der 
Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 des Europäischen Parlaments und 

                                                 
21 Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 

zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH), zur 
Schaffung einer Europäischen Agentur für chemische Stoffe, zur Änderung der Richtlinie 1999/45/EG 
und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 
der Kommission, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates sowie der Richtlinien 91/155/EWG, 
93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG der Kommission (ABl. L 396 vom 30.12.2006, S. 1). 
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des Rates22 einschließlich der Luftsicherheitsinspektionen und bei der Ausarbeitung 
von Maßnahmen, die im Rahmen dieser Verordnung zu erlassen sind. 

3. Zum Schutz der Zivilluftfahrt vor unrechtmäßigen Eingriffen kann die Agentur die 
erforderlichen Maßnahmen nach Artikel 65 Absatz 6 und Artikel 66 Absatz 1 
Buchstabe i ergreifen. Bevor sie solche Maßnahmen ergreift, holt die Agentur die 
Zustimmung der Kommission ein und konsultiert die Mitgliedstaaten. 

Artikel 77 

Internationale Zusammenarbeit 

1. Die Agentur unterstützt die Kommission auf deren Verlangen bei ihren Beziehungen 
zu Drittländern und internationalen Organisationen im Zusammenhang mit 
Angelegenheiten, die unter diese Verordnung fallen. Diese Unterstützung soll 
insbesondere zur Harmonisierung von Vorschriften und zur gegenseitigen 
Anerkennung von Zulassungen/Zeugnissen beitragen. 

2. Die Agentur kann mit den zuständigen Behörden von Drittländern und 
internationalen Organisationen, die für die unter diese Verordnung fallenden Fragen 
zuständig sind, zusammenarbeiten. Zu diesem Zweck kann die Agentur nach 
vorheriger Genehmigung durch die Kommission, Arbeitsbeziehungen zu diesen 
Behörden und internationalen Organisationen aufnehmen. 

3. Die Agentur unterstützt die Mitgliedstaaten bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen 
aus internationalen Vereinbarungen in Bezug auf Angelegenheiten, die unter diese 
Verordnung fallen, insbesondere bezüglich ihrer Verpflichtungen aufgrund des 
Abkommens von Chicago. 

4. Die Agentur erstellt und aktualisiert erforderlichenfalls in Zusammenarbeit mit den 
Mitgliedstaaten und der Kommission einen Speicher, der Folgendes umfasst: 

(a) Informationen darüber, in wieweit die Verordnung und die auf ihrer 
Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakte und 
Durchführungsrechtsakte sowie die von der Agentur im Rahmen der 
vorliegenden Verordnung ergriffenen Maßnahmen mit den 
internationalen Richtlinien und Empfehlungen im Einklang stehen;  

(b) sonstige Informationen im Zusammenhang mit der Durchführung dieser 
Verordnung, die für alle Mitgliedstaaten erfasst werden und die für die 
von der ICAO vorgenommene Überwachung der Einhaltung des 
Abkommens von Chicago und der internationalen Richtlinien und 
Empfehlungen durch die Mitgliedstaaten relevant sind. 

Die Mitgliedstaaten verwenden die in diesem Speicher enthaltenen Informationen, 
um ihren Verpflichtungen nach Artikel 38 des Abkommens von Chicago 

                                                 
22 Verordnung (EG) Nr. 300/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2008 über 

gemeinsame Vorschriften für die Sicherheit in der Zivilluftfahrt und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 2320/2002 (ABl. L 97 vom 9.4.2008, S. 72). 
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nachzukommen und für die Bereitstellung von Informationen für die ICAO im 
Rahmen ihres Programms zur universellen Bewertung der Sicherheitsaufsicht 
(USOAP). 

5. Unbeschadet der einschlägigen Bestimmungen des Vertrags arbeiten die 
Kommission, die Agentur und die zuständigen nationalen Behörden bei technischen 
Fragen, die in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen und für die Arbeit 
der ICAO relevant sind, über ein Netz von Sachverständigen zusammen.  

Die Agentur stellt diesem Netz die erforderliche verwaltungstechnische 
Unterstützung, einschließlich Hilfe bei der Vorbereitung und Organisation seiner 
Sitzungen, zur Verfügung. 

6. Zusätzlich zu den Aufgaben nach den Absätzen 1 bis 5 und nach Artikel 64 kann sich 
die Agentur auch ad hoc an einer technischen Zusammenarbeit sowie an Forschungs- 
und Unterstützungsprojekten mit Drittländern und internationalen Organisationen 
beteiligen, sofern diese Tätigkeiten mit den Aufgaben der Agentur und den Zielen 
gemäß Artikel 1 im Einklang stehen. 

Artikel 78 

Krisenmanagement 

1. Die Agentur leistet im Rahmen ihrer Zuständigkeiten einen Beitrag zur raschen 
Reaktion auf und Begrenzung von Krisensituationen im Luftverkehr. 

2. Die Agentur beteiligt sich an der europäischen Koordinierungszelle für 
Luftfahrtkrisensituationen, (EACCC), die gemäß Artikel 18 der Verordnung (EU) 
Nr. 677/2011 der Kommission23 eingesetzt wurde. 

Artikel 79 

Luftfahrtschulungen 

Zur Förderung bewährter Verfahren und einer einheitlichen Durchführung dieser 
Verordnung und der auf ihrer Grundlage erlassenen Maßnahmen kann die Agentur 
den zuständigen nationalen Behörden, zuständigen Behörden von Drittländern, 
internationalen Organisationen, juristischen und natürlichen Personen, die unter diese 
Verordnung fallen sowie anderen interessierten Kreisen Schulungen, auch durch 
externe Dienstleister, anbieten. Die Agentur legt in ihrer amtlichen Veröffentlichung 
die Zulassungsvoraussetzungen für die von ihr für die Zwecke dieses Artikels 
eingesetzten externen Schulungsanbieter fest und veröffentlicht diese.  

                                                 
23 Verordnung (EU) Nr. 677/2011 der Kommission vom 7. Juli 2011 zur Festlegung von 

Durchführungsbestimmungen für die Funktionen des Flugverkehrsmanagementnetzes und zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 691/2010 (ABl. L 185 vom 15.7.2011, S. 1). 
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Artikel 80 

Verwirklichung des einheitlichen europäischen Luftraums 

Die Agentur leistet der Kommission auf deren Verlangen - sofern sie über die 
entsprechende Fachkenntnis verfügt - technische Hilfe bei der Verwirklichung des 
einheitlichen europäischen Luftraums und übernimmt insbesondere:  

(a) die Durchführung technischer Inspektionen, technischer Untersuchungen 
und Studien; 

(b) die Mitwirkung an der Umsetzung eines Leistungssystems für 
Flugsicherungsdienste und Netzfunktionen,  

(c) die Mitwirkung an der Umsetzung des ATM-Masterplans, einschließlich 
der Entwicklung und Umsetzung des Programms zur 
Flugsicherungsforschung für den einheitlichen europäischen Luftraum 
(Single European Sky ATM Research, SESAR). 

ABSCHNITT II 

INNERER AUFBAU 

Artikel 81 

Rechtsstellung, Sitz und Außenstellen 

1. Die Agentur ist eine Einrichtung der Union. Sie besitzt Rechtspersönlichkeit. 

2. Die Agentur besitzt in jedem Mitgliedstaat die weitestgehende Rechts- und 
Geschäftsfähigkeit, die juristischen Personen nach dessen Rechtsvorschriften 
zuerkannt ist. Sie kann insbesondere bewegliches und unbewegliches Vermögen 
erwerben und veräußern und ist vor Gericht parteifähig. 

3. Sitz der Agentur ist Köln (Bundesrepublik Deutschland). 

4. Die Agentur kann in den Mitgliedstaaten mit deren Zustimmung und in 
Übereinstimmung mit Artikel 91 Absatz 4 Außenstellen einrichten. 

5. Die Agentur wird von ihrem Exekutivdirektor rechtlich vertreten. 

Artikel 82 

Personal 

1. Für das von der Agentur beschäftigte Personal gelten das Statut der Beamten der 
Europäischen Union, die Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten 
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der Europäischen Union24 und die im gegenseitigen Einvernehmen der Organe der 
Union erlassenen Regelungen zur Durchführung dieser Bestimmungen. 

2. Die Agentur kann auf abgeordnete nationale Sachverständige oder sonstiges Personal 
zurückgreifen, das nicht von der Agentur selbst beschäftigt wird. Der Verwaltungsrat 
beschließt eine Regelung für die Abordnung nationaler Sachverständiger zur 
Agentur. 

Artikel 83 

Vorrechte und Befreiungen 

Das Protokoll über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Union findet auf die 
Agentur und ihr Personal Anwendung. 

Artikel 84 

Haftung 

1. Die vertragliche Haftung der Agentur bestimmt sich nach dem für den betreffenden 
Vertrag geltenden Recht. 

2. Für Entscheidungen aufgrund einer Schiedsklausel in einem von der Agentur 
geschlossenen Vertrag ist der Gerichtshof der Europäischen Union zuständig. 

3. Im Bereich der außervertraglichen Haftung ersetzt die Agentur einen durch ihre 
Dienststellen oder Bediensteten in Ausübung ihrer dienstlichen Tätigkeit 
verursachten Schaden nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen, die den 
Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten gemeinsam sind. 

4. Für Streitsachen über den Schadensersatz nach Absatz 3 ist der Gerichtshof der 
Europäischen Union zuständig. 

5. Die persönliche Haftung der Bediensteten gegenüber der Agentur bestimmt sich nach 
den Vorschriften des Statuts bzw. der für sie geltenden Beschäftigungsbedingungen. 

Artikel 85 

Aufgaben des Verwaltungsrats 

1. Die Agentur verfügt über einen Verwaltungsrat. 

2. Der Verwaltungsrat 

                                                 
24 Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 259/68 des Rates vom 29. Februar 1968 zur Festlegung des 

Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften und der Beschäftigungsbedingungen für die 
sonstigen Bediensteten dieser Gemeinschaften sowie zur Einführung von Sondermaßnahmen, die 
vorübergehend auf die Beamten der Kommission anwendbar sind (ABl. L 56 vom 4.3.1968, S. 1). 
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(a) ernennt den Exekutivdirektor und verlängert gegebenenfalls dessen Amtszeit oder 
enthebt ihn seines Amtes gemäß Artikel 92; 

(b) nimmt einen konsolidierten Jahresbericht über die Tätigkeiten der Agentur an und 
übermittelt ihn spätestens am 1. Juli jedes Jahres dem Europäischen Parlament, dem 
Rat, der Kommission und dem Rechnungshof. Der konsolidierte Jahresbericht wird 
veröffentlicht; 

(c) beschließt jedes Jahr mit Zweidrittelmehrheit seiner stimmberechtigten Mitglieder 
das Programmplanungsdokument der Agentur gemäß Artikel 106; 

(d) beschließt jedes Jahr mit Zweidrittelmehrheit seiner stimmberechtigten Mitglieder 
den jährlichen Haushaltsplan der Agentur gemäß Artikel 109 Absatz 11; 

(e) legt Verfahren für die Entscheidungen des Exekutivdirektors gemäß den 
Artikeln 104 und 105 fest; 

(f) nimmt seine Aufgaben im Zusammenhang mit dem Haushalt der Agentur gemäß den 
Artikeln 109, 110 und 114 wahr; 

(g) ernennt die Mitglieder der Beschwerdekammer(n) gemäß Artikel 94; 

(h) übt die Disziplinargewalt über den Exekutivdirektor aus; 

(i) nimmt zu den in Artikel 115 Absatz 2 genannten Vorschriften für Gebühren und 
Entgelte Stellung; 

(j) gibt sich eine Geschäftsordnung und beschließt die Geschäftsordnung des 
Exekutivrats; 

(k) beschließt über die für die Agentur geltende Sprachenregelung; 

(l) fasst sämtliche Beschlüsse über die Schaffung sowie, falls notwendig, Änderung des 
internen Aufbaus der Agentur; 

(m) übt gemäß Absatz 6 in Bezug auf das Personal der Agentur die Befugnisse aus, die 
der Anstellungsbehörde im Beamtenstatut und der zum Abschluss von 
Dienstverträgen ermächtigten Behörde in den Beschäftigungsbedingungen für die 
sonstigen Bediensteten übertragen werden („Befugnisse der Anstellungsbehörde“); 

(n) beschließt geeignete Durchführungsbestimmungen zum Statut der Beamten und zu 
den Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten gemäß Artikel 110 
des Statuts; 

(o) ergreift angemessene Folgemaßnahmen zu den Feststellungen und Empfehlungen der 
internen oder externen Auditberichte und Bewertungen sowie der 
Untersuchungsberichte des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF); 

(p) beschließt Bestimmungen zur Vermeidung und Bewältigung von 
Interessenkonflikten seiner Mitglieder sowie der Mitglieder der 
Beschwerdekammer(n); 

(q) beschließt die für die Agentur geltende Finanzregelung gemäß Artikel 114; 
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(r) ernennt einen Rechnungsführer, der dem Statut der Beamten und den 
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten unterliegt und in der 
Wahrnehmung seiner Aufgaben völlig unabhängig ist; 

(s) beschließt eine Betrugsbekämpfungsstrategie, die in einem angemessenen Verhältnis 
zu den Betrugsrisiken steht und das Kosten-Nutzen-Verhältnis der durchzuführenden 
Maßnahmen berücksichtigt; 

(t) nimmt zu dem Entwurf des europäischen Flugsicherheitsprogramms gemäß Artikel 5 
Stellung; 

(u) beschließt den europäischen Plan für Flugsicherheit gemäß Artikel 6. 

3. Der Verwaltungsrat kann den Exekutivdirektor in allen Fragen beraten, die von 
dieser Verordnung erfasste Bereiche betreffen. 

4. Der Verwaltungsrat setzt ein beratendes Gremium ein, das die Gesamtheit der 
interessierten Kreise repräsentiert, die von der Tätigkeit der Agentur betroffen sind, 
und das anzuhören ist, bevor er Entscheidungen in den in Absatz 2 Buchstaben c, e, f 
und i genannten Bereichen trifft. Er kann auch beschließen, das beratende Gremium 
zu anderen in den Absätzen 2 und 3 genannten Fragen anzuhören. Stellungnahmen 
des beratenden Gremiums sind für den Verwaltungsrat nicht bindend. 

5. Der Verwaltungsrat kann Arbeitsgremien einsetzen, die ihn bei der Wahrnehmung 
seiner Aufgaben, einschließlich der Vorbereitung seiner Entscheidungen und der 
Überwachung ihrer Durchführung, unterstützen. 

6. Der Verwaltungsrat erlässt gemäß Artikel 110 des Statuts der Beamten einen 
Beschluss auf der Grundlage von Artikel 2 Absatz 1 des Statuts der Beamten und 
Artikel 6 der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten, mit dem er 
dem Exekutivdirektor die entsprechenden Befugnisse der Anstellungsbehörde 
überträgt und die Bedingungen festlegt, unter denen die Befugnisübertragung 
ausgesetzt werden kann. Der Exekutivdirektor kann diese Befugnisse weiter 
übertragen. 

Bei Vorliegen außergewöhnlicher Umstände kann der Verwaltungsrat die 
Übertragung der Befugnisse der Anstellungsbehörde auf den Exekutivdirektor sowie 
die von diesem weiter übertragenen Befugnisse durch einen Beschluss 
vorübergehend aussetzen und die Befugnisse selbst ausüben oder sie einem seiner 
Mitglieder oder einem anderen Bediensteten als dem Exekutivdirektor übertragen. 

Artikel 86 

Zusammensetzung des Verwaltungsrats 

1. Der Verwaltungsrat setzt sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten und der 
Kommission zusammen, die alle stimmberechtigt sind. Jeder Mitgliedstaat ernennt 
ein Mitglied des Verwaltungsrats und einen Stellvertreter, der das Mitglied in dessen 
Abwesenheit vertritt. Die Kommission benennt zwei Vertreter und deren 
Stellvertreter. Die Amtszeit der Mitglieder und ihrer Stellvertreter beträgt vier Jahre. 
Sie kann verlängert werden. 
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2. Die Mitglieder des Verwaltungsrats und ihre Stellvertreter werden im Hinblick auf 
ihre Sachkenntnis, ihre anerkannten Erfahrungen und ihr Engagement im Bereich der 
Zivilluftfahrt sowie unter Berücksichtigung ihrer einschlägigen Führungs-, 
Verwaltungs- und Haushaltskompetenzen, die für die weitere Förderung der in dieser 
Verordnung festgesetzten Ziele erforderlich sind, ernannt. Sie müssen in ihren 
jeweiligen Mitgliedstaaten eine Gesamtverantwortung zumindest für die Grundsätze 
der Flugsicherheit in der Zivilluftfahrt tragen. 

3. Alle im Verwaltungsrat vertretenen Parteien bemühen sich um eine Begrenzung der 
Fluktuation ihrer Vertreter, um die Kontinuität der Arbeit des Verwaltungsrats zu 
gewährleisten. Alle Parteien streben eine ausgewogene Vertretung von Männern und 
Frauen im Verwaltungsrat an. 

4. Die Teilnahme von Vertretern europäischer Drittländer an der Arbeit des 
Verwaltungsrats als Beobachter und die Bedingungen einer solchen Teilnahme 
werden gegebenenfalls in den in Artikel 118 genannten Vereinbarungen geregelt. 

5. Das in Artikel 85 Absatz 4 genannte beratende Gremium entsendet vier seiner 
Mitglieder als Beobachter in den Verwaltungsrat. Sie stellen eine möglichst breite 
Vertretung der in diesem beratenden Gremium vertretenen unterschiedlichen 
Auffassungen sicher. Ihre Amtszeit beträgt 24 Monate und kann einmal um weitere 
24 Monate verlängert werden. 

Artikel 87 

Vorsitz des Verwaltungsrats 

1. Der Verwaltungsrat wählt aus dem Kreis seiner stimmberechtigten Mitglieder einen 
Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden. Der stellvertretende 
Vorsitzende tritt im Fall der Verhinderung des Vorsitzenden von Amts wegen an 
dessen Stelle. 

2. Die Amtszeit des Vorsitzenden und des stellvertretenden Vorsitzenden beträgt vier 
Jahre und kann einmal um weitere vier Jahre verlängert werden. Mit dem Ende ihrer 
Mitgliedschaft im Verwaltungsrat endet auch ihre Amtszeit automatisch am selben 
Tag. 

Artikel 88 

Sitzungen des Verwaltungsrats 

1. Der Verwaltungsrat wird von seinem Vorsitzenden einberufen. 

2. Der Verwaltungsrat hält jährlich mindestens zwei ordentliche Sitzungen ab. Darüber 
hinaus tritt er auf Veranlassung des Vorsitzenden, auf Antrag der Kommission oder 
auf Antrag mindestens eines Drittels seiner Mitglieder zusammen. 

3. Der Exekutivdirektor der Agentur nimmt an den Beratungen teil, hat jedoch kein 
Stimmrecht. 
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4. Der Verwaltungsrat kann alle Personen, deren Stellungnahme von Interesse sein 
kann, als Beobachter zur Teilnahme an den Sitzungen einladen. 

5. Die Sekretariatsgeschäfte des Verwaltungsrats werden von der Agentur geführt. 

Artikel 89 

Abstimmungsregeln des Verwaltungsrats 

1. Unbeschadet des Artikels 85 Absatz 2 Buchstaben c und d und Artikel 92 Absatz 7 
fasst der Verwaltungsrat seine Beschlüsse mit der Mehrheit seiner stimmberechtigten 
Mitglieder. Auf Antrag eines Mitglieds des Verwaltungsrats wird der in Artikel 85 
Absatz 2 Buchstabe k genannte Beschluss einstimmig gefasst. 

2. Jedes gemäß Artikel 86 Absatz 1 ernannte Mitglied hat eine Stimme. Bei 
Abwesenheit eines Mitglieds ist sein Stellvertreter berechtigt, dessen Stimmrecht 
auszuüben. Weder die Beobachter noch der Exekutivdirektor der Agentur nehmen an 
Abstimmungen teil. 

3. In der Geschäftsordnung des Verwaltungsrats werden die Abstimmungsmodalitäten 
genauer festgelegt, insbesondere die Bedingungen, unter denen ein Mitglied im 
Namen eines anderen handeln kann, sowie gegebenenfalls Bestimmungen über die 
Beschlussfähigkeit. 

4. Beschlüsse in Haushalts- und Personalangelegenheiten bedürfen eines zustimmenden 
Votums der Kommission. 

Artikel 90 

Exekutivrat 

1. Der Verwaltungsrat wird von einem Exekutivrat unterstützt. 

2. Der Exekutivrat 

(a) bereitet die Beschlussvorlagen für den Verwaltungsrat vor; 

(b) ergreift zusammen mit dem Verwaltungsrat angemessene Folgemaßnahmen zu den 
Feststellungen und Empfehlungen der internen oder externen Auditberichte und 
Bewertungen sowie der Untersuchungsberichte des Europäischen Amtes für 
Betrugsbekämpfung (OLAF); 

(c) berät und unterstützt den Exekutivdirektor, unbeschadet dessen Zuständigkeiten 
gemäß Artikel 91, bei der Umsetzung der Beschlüsse des Verwaltungsrats im 
Hinblick auf eine verstärkte Aufsicht über die Verwaltung und Haushaltsführung. 

3. In dringenden Fällen kann der Exekutivrat erforderlichenfalls im Namen des 
Verwaltungsrats bestimmte vorläufige Beschlüsse fassen, vor allem in 
Verwaltungsangelegenheiten, einschließlich der Aussetzung der Übertragung der 
Befugnisse der Anstellungsbehörde und in Haushaltsfragen. Solche Beschlüsse 
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müssen dem Verwaltungsrat auf seiner nächsten Sitzung zur Bestätigung vorgelegt 
werden. 

4. Der Exekutivrat setzt sich aus dem Vorsitzenden des Verwaltungsrats, zwei 
Vertretern der Kommission und sechs weiteren Mitgliedern zusammen, die der 
Verwaltungsrat aus dem Kreis seiner stimmberechtigten Mitglieder bestimmt. Der 
Vorsitzende des Verwaltungsrats ist auch der Vorsitzende des Exekutivrats. Der 
Exekutivdirektor nimmt an den Sitzungen des Exekutivrats teil, hat jedoch kein 
Stimmrecht. Das beratende Gremium kann eines seiner Mitglieder als Beobachter 
entsenden. 

5. Die Amtszeit der Mitglieder des Exekutivrats entspricht der der Mitglieder des 
Verwaltungsrats. Die Amtszeit der Mitglieder des Exekutivrats endet mit dem Ende 
ihrer Mitgliedschaft im Verwaltungsrat. 

6. Der Exekutivrat hält mindestens alle drei Monate eine ordentliche Sitzung ab. 
Darüber hinaus tritt er auf Veranlassung seines Vorsitzenden oder auf Antrag seiner 
Mitglieder zusammen. 

7. Der Verwaltungsrat legt die Geschäftsordnung des Exekutivrats fest. 

Artikel 91 

Zuständigkeiten des Exekutivdirektors 

1. Der Exekutivdirektor leitet die Agentur. Der Exekutivdirektor ist gegenüber dem 
Verwaltungsrat rechenschaftspflichtig. Unbeschadet der Befugnisse der 
Kommission, des Verwaltungsrats und des Exekutivrats übt der Exekutivdirektor 
sein Amt unabhängig aus und darf Weisungen von Regierungen oder sonstigen 
Stellen weder anfordern noch entgegennehmen. 

2. Der Exekutivdirektor erstattet dem Europäischen Parlament über seine Tätigkeit 
Bericht, wenn er dazu aufgefordert wird. Der Rat kann den Exekutivdirektor 
auffordern, über seine Tätigkeit Bericht zu erstatten. 

3. Der Exekutivdirektor ist für die Durchführung der Aufgaben verantwortlich, die der 
Agentur durch diese Verordnung oder andere Rechtsakte der Union zugewiesen sind. 
Der Exekutivdirektor ist insbesondere verantwortlich für: 

(a) die Billigung der Maßnahmen der Agentur nach Artikel 65 innerhalb der in dieser 
Verordnung sowie in den auf ihrer Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakten 
und Durchführungsrechtsakten festgelegten Grenzen; 

(b) die Entscheidung über Untersuchungen, Inspektionen und sonstige 
Überwachungstätigkeiten gemäß den Artikeln 71 und 73; 

(c) die Entscheidung über die Zuweisung von Aufgaben an qualifizierte Stellen gemäß 
Artikel 58 Absatz 1 und über die Durchführung von Untersuchungen im Namen der 
Agentur durch zuständige nationale Behörden oder qualifizierte Stellen gemäß 
Artikel 71 Absatz 1; 
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(d) die Ergreifung der erforderlichen Maßnahmen bezüglich der Tätigkeiten der Agentur 
in Bezug auf die internationale Zusammenarbeit gemäß Artikel 77; 

(e) die Durchführung aller erforderlichen Schritte, einschließlich des Erlasses interner 
Verwaltungsanweisungen und der Veröffentlichung von Mitteilungen, um das 
Funktionieren der Agentur gemäß dieser Verordnung zu gewährleisten; 

(f) die Durchführung der Beschlüsse des Verwaltungsrats; 

(g) die Ausarbeitung des konsolidierten Jahresberichts über die Tätigkeiten der Agentur 
und dessen Vorlage beim Verwaltungsrat zur Annahme; 

(h) die Ausarbeitung eines Entwurfs des Voranschlags der Einnahmen und Ausgaben 
gemäß Artikel 109 und die Ausführung des Haushaltsplans gemäß Artikel 110; 

(i) die Übertragung seiner Befugnisse auf andere Bedienstete der Agentur. Die 
Kommission legt die Modalitäten solcher Befugnisübertragungen in 
Durchführungsrechtsakten fest, die nach dem in Artikel 116 Absatz 2 genannten 
Beratungsverfahren erlassen werden; 

(j) die Ausarbeitung des in Artikel 106 Absatz 1 genannten 
Programmplanungsdokuments und – nach Einholung der Stellungnahme der 
Kommission – dessen Vorlage beim Verwaltungsrat zur Annahme; 

(k) die Umsetzung des in Artikel 106 Absatz 1 genannten Programmplanungsdokuments 
und die Berichterstattung über diese Umsetzung an den Verwaltungsrat; 

(l) die Ausarbeitung eines Aktionsplans auf der Grundlage der Schlussfolgerungen der 
internen und externen Auditberichte und Bewertungen und der Untersuchungen des 
OLAF sowie die zweimal jährlich erfolgende Berichterstattung an die Kommission 
und die regelmäßige Berichterstattung an den Verwaltungsrat und den Exekutivrat 
über die erzielten Fortschritte; 

(m) den Schutz der finanziellen Interessen der Union durch vorbeugende Maßnahmen 
gegen Betrug, Korruption und sonstige rechtswidrige Handlungen, durch wirksame 
Kontrollen sowie, falls Unregelmäßigkeiten festgestellt werden, durch Einziehung 
rechtsgrundlos gezahlter Beträge und gegebenenfalls durch Verhängung wirksamer, 
verhältnismäßiger und abschreckender verwaltungsrechtlicher und finanzieller 
Sanktionen; 

(n) die Ausarbeitung einer Betrugsbekämpfungsstrategie der Agentur und deren Vorlage 
beim Verwaltungsrat zur Annahme; 

(o) die Ausarbeitung des Entwurfs der für die Agentur geltenden Finanzregelung; 

(p) die Ausarbeitung des europäischen Plans für Flugsicherheit und seiner 
anschließenden Überarbeitungen und dessen Vorlage beim Verwaltungsrat zur 
Annahme; 

(q) die Berichterstattung über die Durchführung des europäischen Plans für 
Flugsicherheit an den Verwaltungsrat; 
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(r) die Beantwortung von Unterstützungsersuchen der Kommission gemäß dieser 
Verordnung; 

(s) die Annahme der Übertragung von Zuständigkeiten auf die Agentur gemäß den 
Artikeln 53 und 54; 

(t) die laufende Verwaltung der Agentur. 

4. Der Exekutivdirektor entscheidet auch darüber, ob es erforderlich ist, eine oder 
mehrere Außenstellen in einem oder mehreren Mitgliedstaaten einzurichten, damit 
die Agentur ihre Aufgaben in effizienter und wirksamer Weise wahrnehmen kann. 
Diese Entscheidung bedarf der vorherigen Zustimmung der Kommission, des 
Verwaltungsrats und des Mitgliedstaats, in dem die Außenstelle eingerichtet werden 
soll. In der Entscheidung wird der Umfang der in dieser Außenstelle 
durchzuführenden Tätigkeiten so festgelegt, dass unnötige Kosten und eine 
Überschneidung der Verwaltungsfunktionen mit denen der Agentur vermieden 
werden. 

Artikel 92 

Exekutivdirektor 

1. Der Exekutivdirektor wird als Zeitbediensteter der Agentur gemäß Artikel 2 
Buchstabe a der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten 
eingestellt. 

2. Der Exekutivdirektor wird aufgrund seiner Leistung und nachgewiesener, für die 
Zivilluftfahrt relevanter Befähigung und Erfahrung vom Verwaltungsrat aus einer 
Liste von Kandidaten, die die Kommission im Anschluss an ein offenes und 
transparentes Auswahlverfahren vorgeschlagen hat, ernannt. 

Für den Abschluss des Vertrags mit dem Exekutivdirektor wird die Agentur durch 
den Vorsitzenden des Verwaltungsrats vertreten. 

Vor der Ernennung kann der vom Verwaltungsrat ausgewählte Bewerber 
aufgefordert werden, vor dem zuständigen Ausschuss des Europäischen Parlaments 
eine Erklärung abzugeben und Fragen der Ausschussmitglieder zu beantworten. 

3. Die Amtszeit des Exekutivdirektors beträgt fünf Jahre. Am Ende dieses Zeitraums 
bewertet die Kommission die Leistung des Exekutivdirektors mit Blick auf die 
künftigen Aufgaben und Herausforderungen der Agentur. 

4. Der Verwaltungsrat kann auf Vorschlag der Kommission unter Berücksichtigung der 
Bewertung nach Absatz 3 die Amtszeit des Exekutivdirektors einmal um höchstens 
fünf Jahre verlängern. Vor einer Verlängerung der Amtszeit des Exekutivdirektors 
unterrichtet der Verwaltungsrat das Europäische Parlament von seiner Absicht, die 
Amtszeit des Exekutivdirektors zu verlängern. Innerhalb eines Monats vor der 
Verlängerung der Amtszeit kann der Exekutivdirektor aufgefordert werden, vor dem 
zuständigen Ausschuss des Europäischen Parlaments eine Erklärung abzugeben und 
Fragen der Ausschussmitglieder zu beantworten. 
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5. Ein Exekutivdirektor, dessen Amtszeit verlängert wurde, darf am Ende seiner 
gesamten Amtszeit nicht an einem anderen Auswahlverfahren für dieselbe Stelle 
teilnehmen. 

6. Der Exekutivdirektor kann nur mit Beschluss des Verwaltungsrats auf Vorschlag der 
Kommission seines Amtes enthoben werden. 

7. Der Verwaltungsrat beschließt über die Ernennung, die Verlängerung der Amtszeit 
und die Amtsenthebung des Exekutivdirektors mit Zweidrittelmehrheit seiner 
stimmberechtigten Mitglieder. 

8. Der Exekutivdirektor kann von einem oder mehreren Direktoren unterstützt werden. 
Bei Abwesenheit oder Verhinderung des Exekutivdirektors tritt einer der Direktoren 
an seine Stelle. 

Artikel 93 

Befugnisse der Beschwerdekammern 

1. Innerhalb der Verwaltungsstruktur der Agentur werden eine oder mehrere 
Beschwerdekammern eingerichtet. Die Kommission legt die Zahl der 
Beschwerdekammern und deren Arbeitsaufteilung in Durchführungsrechtsakten fest, 
die nach dem in Artikel 116 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erlassen 
werden. 

2. Die Beschwerdekammern entscheiden über Beschwerden gegen die in Artikel 97 
genannten Entscheidungen. Die Beschwerdekammern werden bei Bedarf einberufen. 

Artikel 94 

Zusammensetzung der Beschwerdekammern 

1. Eine Beschwerdekammer besteht aus einem Vorsitzenden und zwei weiteren 
Mitgliedern. 

2. Dem Vorsitzenden und den weiteren Mitgliedern sind Stellvertreter beigegeben, die 
sie bei Abwesenheit vertreten. 

3. Der Vorsitzende, die weiteren Mitglieder und deren Stellvertreter werden vom 
Verwaltungsrat aufgrund einer von der Kommission aufgestellten Liste qualifizierter 
Bewerber ernannt. 

4. Die Beschwerdekammer kann den Verwaltungsrat ersuchen, bis zu zwei zusätzliche 
Mitglieder und deren Stellvertreter von der in Absatz 3 genannten Liste zu ernennen, 
wenn sie der Ansicht ist, dass die Art der Beschwerde dies erfordert. 

5. Die Kommission legt die erforderlichen Qualifikationen der Mitglieder jeder 
Beschwerdekammer, deren Stellung und Vertragsbeziehung zur Agentur, die 
Befugnisse der einzelnen Mitglieder in der Vorphase der Entscheidungen sowie die 
Abstimmungsmodalitäten fest. Hierzu erlässt die Kommission 
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Durchführungsrechtsakte nach dem in Artikel 116 Absatz 2 genannten 
Beratungsverfahren. 

Artikel 95 

Mitglieder der Beschwerdekammern 

1. Die Amtszeit der Mitglieder der Beschwerdekammern einschließlich der 
Vorsitzenden und der Stellvertreter beträgt fünf Jahre und kann um weitere fünf 
Jahre verlängert werden. 

2. Die Mitglieder der Beschwerdekammern genießen Unabhängigkeit. Bei ihren 
Entscheidungen dürfen sie Weisungen von Regierungen oder sonstigen Stellen weder 
anfordern noch entgegennehmen. 

3. Die Mitglieder der Beschwerdekammern dürfen in der Agentur keine sonstigen 
Tätigkeiten ausüben. Die Tätigkeit als Mitglied einer Beschwerdekammer kann 
nebenberuflich ausgeübt werden. 

4. Die Mitglieder der Beschwerdekammern dürfen während ihrer jeweiligen Amtszeit 
nur aus schwerwiegenden Gründen von der Kommission nach Stellungnahme des 
Verwaltungsrats mit einem entsprechenden Beschluss ihres Amtes enthoben oder aus 
der Liste qualifizierter Bewerber gestrichen werden. 

Artikel 96 

Ausschluss und Ablehnung 

1. Die Mitglieder der Beschwerdekammern dürfen nicht an einem 
Beschwerdeverfahren mitwirken, das ihre persönlichen Interessen berührt oder wenn 
sie zuvor als Vertreter eines Verfahrensbeteiligten tätig gewesen sind oder an der 
fraglichen Entscheidung mitgewirkt haben. 

2. Ist ein Mitglied einer Beschwerdekammer aus einem der in Absatz 1 aufgeführten 
Gründe oder aus einem sonstigen Grund der Ansicht, an einem Beschwerdeverfahren 
nicht mitwirken zu können, so teilt es dies der Beschwerdekammer mit. 

3. Jeder am Beschwerdeverfahren Beteiligte kann ein Mitglied einer 
Beschwerdekammer aus einem der in Absatz 1 genannten Gründe oder wegen des 
Verdachts der Befangenheit ablehnen. Die Ablehnung ist nicht zulässig, wenn der am 
Beschwerdeverfahren Beteiligte Verfahrenshandlungen vorgenommen hat, obwohl er 
den Ablehnungsgrund kannte. Die Ablehnung darf nicht mit der Staatsangehörigkeit 
der Mitglieder begründet werden. 

4. Die Beschwerdekammer entscheidet über das Vorgehen in den Fällen der Absätze 2 
und 3 ohne Mitwirkung des betreffenden Mitglieds. Das betreffende Mitglied wird 
bei dieser Entscheidung durch seinen Stellvertreter in der Beschwerdekammer 
ersetzt. 
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Artikel 97 

Beschwerdefähige Entscheidungen 

1. Entscheidungen der Agentur nach den Artikeln 53, 54, 55, 66, 67, 68, 69, 70, 71 oder 
115 sind mit einer Beschwerde anfechtbar. 

2. Eine Beschwerde nach Absatz 1 hat keine aufschiebende Wirkung. Die Agentur kann 
jedoch, wenn die Umstände dies nach ihrer Auffassung gestatten, den Vollzug der 
angefochtenen Entscheidung aussetzen. 

3. Eine Entscheidung, die ein Verfahren gegenüber einem Beteiligten nicht abschließt, 
ist nur dann beschwerdefähig, wenn auch gegen die Endentscheidung Beschwerde 
eingelegt wird, sofern nicht in der Entscheidung eine gesonderte 
Beschwerdemöglichkeit vorgesehen ist. 

Artikel 98 

Beschwerdeberechtigte 

Jede natürliche oder juristische Person kann gegen eine an sie ergangene Entscheidung sowie 
gegen eine Entscheidung Beschwerde einlegen, die zwar förmlich an eine andere Person 
gerichtet ist, sie aber unmittelbar und individuell betrifft. Die Verfahrensbeteiligten sind in 
dem Beschwerdeverfahren parteifähig. 

Artikel 99 

Frist und Form 

Die Beschwerde ist zusammen mit einer ordnungsgemäßen Begründung innerhalb von zwei 
Monaten nach Bekanntgabe der Maßnahme an die betreffende Person oder, falls keine 
Bekanntgabe erfolgt ist, innerhalb von zwei Monaten ab dem Zeitpunkt, zu dem die 
betreffende Person von der Maßnahme Kenntnis erlangt hat, schriftlich beim Sekretariat der 
Beschwerdekammer einzulegen. 

Artikel 100 

Abhilfe 

1. Vor der Prüfung der Beschwerde gibt die Beschwerdekammer der Agentur 
Gelegenheit, ihre Entscheidung zu überprüfen. Hält der Exekutivdirektor die 
Beschwerde für begründet, so hat er die Entscheidung innerhalb von zwei Monaten 
ab der Benachrichtigung zu korrigieren. Dies gilt nicht, wenn sich der 
Beschwerdeführer gegen einen anderen Verfahrensbeteiligten richtet. 

2. Wird die Entscheidung nicht korrigiert, so entscheidet die Agentur umgehend, ob sie 
den Vollzug der angefochtenen Entscheidung gemäß Artikel 97 Absatz 2 aussetzt. 
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Artikel 101 

Prüfung der Beschwerde 

1. Die Beschwerdekammer prüft, ob die Beschwerde zulässig und begründet ist. 

2. Bei der Prüfung der Beschwerde nach Absatz 1 geht die Beschwerdekammer zügig 
vor. Sie fordert die am Beschwerdeverfahren Beteiligten so oft wie erforderlich auf, 
innerhalb bestimmter Fristen schriftliche Stellungnahmen zu ihren Bescheiden oder 
zu den Schriftsätzen der anderen am Beschwerdeverfahren Beteiligten einzureichen. 
Die Beschwerdekammer kann von Amts wegen oder auf begründeten Antrag eines 
Beteiligten des Beschwerdeverfahrens beschließen, eine mündliche Anhörung 
abzuhalten. 

Artikel 102 

Beschwerdeentscheidungen 

Kommt die Beschwerdekammer zu dem Schluss, dass eine Beschwerde unzulässig oder 
unbegründet ist, so weist sie die Beschwerde ab. Kommt die Beschwerdekammer zu dem 
Schluss, dass eine Beschwerde zulässig und begründet ist, so verweist sie die Sache an die 
Agentur zurück. Die Agentur trifft eine neue begründete Entscheidung, bei der sie die 
Entscheidung der Beschwerdekammer berücksichtigt. 

Artikel 103 

Klagen vor dem Gerichtshof der Europäischen Union 

1. Beim Gerichtshof der Europäischen Union kann Klage erhoben werden, um die 
Nichtigerklärung von rechtsverbindlichen Handlungen der Agentur zu erwirken, um 
eine Untätigkeit feststellen zu lassen sowie um für Schäden, die die Agentur in 
Ausübung ihrer Tätigkeiten verursacht hat, im Rahmen der außervertraglichen 
Haftung und, aufgrund einer Schiedsklausel, der vertraglichen Haftung gemäß 
Artikel 84 Schadenersatz zu erlangen. 

2. Nichtigkeitsklagen beim Gerichtshof der Europäischen Union gegen Entscheidungen 
der Agentur gemäß den Artikeln 53, 54, 55, 66, 67, 68, 69, 70, 71 oder 115 sind erst 
zulässig, nachdem alle internen Beschwerdeverfahren der Agentur ausgeschöpft 
wurden. 

3. Die Mitgliedstaaten und Unionsorgane können gegen Entscheidungen der Agentur 
direkt beim Gerichtshof der Europäischen Union Klage erheben, ohne die internen 
Beschwerdeverfahren der Agentur ausschöpfen zu müssen. 

4. Die Agentur hat alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um dem Urteil des 
Gerichtshofs der Europäischen Union nachzukommen. 
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ABSCHNITT III 

ARBEITSWEISE 

Artikel 104 

Verfahren für die Ausarbeitung von Stellungnahmen, Zertifizierungsspezifikationen, 
annehmbaren Nachweisverfahren und Anleitungen 

1. Der Verwaltungsrat legt transparente Verfahren für die Ausarbeitung von 
Stellungnahmen, Zertifizierungsspezifikationen, annehmbaren Nachweisverfahren 
und Anleitungen nach Artikel 65 Absätze 1 und 3 fest. 

Im Rahmen dieser Verfahren 

(a) wird der in den zuständigen nationalen Behörden vorhandene Sachverstand 
herangezogen; 

(b) werden, soweit erforderlich, Sachverständige aus den interessierten Kreisen 
einbezogen und wird der Sachverstand der einschlägigen europäischen 
Normungsgremien oder sonstiger Fachgremien herangezogen; 

(c) wird gewährleistet, dass die Agentur Unterlagen veröffentlicht und die interessierten 
Kreise auf breiter Grundlage nach einem Zeitplan und einem Verfahren anhört, das 
die Agentur auch dazu verpflichtet, schriftlich zum Anhörungsprozess Stellung zu 
nehmen. 

2. Arbeitet die Agentur nach Artikel 65 Absätze 1 und 3 Stellungnahmen, 
Zertifizierungsspezifikationen, annehmbare Nachweisverfahren und Anleitungen aus, 
so sieht sie dazu ein Verfahren für die vorherige Konsultation der Mitgliedstaaten 
vor. Zu diesem Zweck kann sie eine Arbeitsgruppe einrichten, in die jeder 
Mitgliedstaat einen Sachverständigen entsenden kann. Ist eine Konsultation in Bezug 
auf militärische Aspekte erforderlich, so bezieht die Agentur auch die Europäische 
Verteidigungsagentur mit ein. Ist eine Konsultation in Bezug auf die möglichen 
sozialen Auswirkungen der Maßnahmen der Agentur erforderlich, so bezieht die 
Agentur auch Interessengruppen und insbesondere die EU-Sozialpartner mit ein. 

3. Die Agentur veröffentlicht die nach Artikel 65 Absätze 1 und 3 ausgearbeiteten 
Stellungnahmen, Zertifizierungsspezifikationen, annehmbaren Nachweisverfahren 
und Anleitungen sowie die nach Absatz 1 festgelegten Verfahren in der amtlichen 
Veröffentlichung der Agentur. 

Artikel 105 

Verfahren für Einzelentscheidungen 

1. Der Verwaltungsrat legt transparente Verfahren für Einzelentscheidungen nach 
Artikel 65 Absatz 4 fest. 

Insbesondere wird im Rahmen dieser Verfahren 
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(a) gewährleistet, dass natürliche oder juristische Personen, an die sich die Entscheidung 
richten soll, und sonstige Personen, die unmittelbar und individuell betroffen sind, 
angehört werden; 

(b) geregelt, dass die Entscheidung an natürliche oder juristische Personen bekannt 
gegeben und vorbehaltlich des Artikels 112 und des Artikels 121 Absatz 2 
veröffentlicht wird; 

(c) geregelt, dass die natürliche oder juristische Person, an die die Entscheidung 
gerichtet ist, und andere an dem Verfahren Beteiligte über die der betreffenden 
Person nach dieser Verordnung zur Verfügung stehenden Rechtsbehelfe unterrichtet 
werden; 

(d) gewährleistet, dass die Entscheidung begründet wird. 

2. Der Verwaltungsrat legt Verfahren fest, die die Einzelheiten der Bekanntgabe von 
Entscheidungen an die betreffenden Personen und die Hinweise auf die nach dieser 
Verordnung offenstehenden Beschwerdeverfahren regeln. 

Artikel 106 

Jährliche und mehrjährige Programmplanung 

1. Zum 31. Dezember jedes Jahres nimmt der Verwaltungsrat gemäß Artikel 85 
Absatz 2 Buchstabe c aufgrund eines vom Exekutivdirektor unterbreiteten Entwurfs 
unter Berücksichtigung der Stellungnahme der Kommission und in Verbindung mit 
der mehrjährigen Programmplanung nach Konsultation des Europäischen Parlaments 
ein Programmplanungsdokument für das mehrjährige und das jährliche 
Arbeitsprogramm an. Er übermittelt dieses Dokument dem Europäischen Parlament, 
dem Rat und der Kommission. 

Nach der endgültigen Annahme des Gesamthaushaltsplans wird das 
Programmplanungsdokument endgültig und wird erforderlichenfalls entsprechend 
angepasst. 

2. Das jährliche Arbeitsprogramm enthält detailliert beschriebene Ziele und erwartete 
Ergebnisse sowie Leistungsindikatoren. Es enthält ferner eine Beschreibung der zu 
finanzierenden Maßnahmen und Angaben zu den jeder Maßnahme entsprechend den 
Grundsätzen der tätigkeitsbezogenen Aufstellung des Haushaltsplans und des 
maßnahmenbezogenen Managements zugewiesenen Finanzmitteln und 
Humanressourcen, aus denen auch hervorgeht, welche Tätigkeiten aus dem 
Regulierungshaushalt und welche Tätigkeiten aus von der Agentur vereinnahmten 
Gebühren und Entgelten zu finanzieren sind. Das jährliche Arbeitsprogramm steht 
mit dem mehrjährigen Arbeitsprogramm nach Absatz 4 im Einklang. Im jährlichen 
Arbeitsprogramm wird klar angegeben, welche Aufgaben im Vergleich zum 
vorangegangenen Haushaltsjahr hinzugefügt, verändert oder gestrichen wurden. Die 
jährliche Programmplanung enthält die Strategie der Agentur für ihre Tätigkeiten in 
Bezug auf die internationale Zusammenarbeit gemäß Artikel 77 und die Maßnahmen 
der Agentur im Zusammenhang mit dieser Strategie. 
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3. Der Verwaltungsrat ändert das angenommene jährliche Arbeitsprogramm, wenn der 
Agentur eine neue Aufgabe übertragen wird. 

Substanzielle Änderungen des jährlichen Arbeitsprogramms werden nach demselben 
Verfahren wie das ursprüngliche jährliche Arbeitsprogramm angenommen. Der 
Verwaltungsrat kann die Befugnis für die Vornahme nicht substanzieller Änderungen 
dem Exekutivdirektor übertragen. 

4. Im mehrjährigen Arbeitsprogramm wird die strategische Gesamtplanung 
einschließlich Zielen, erwarteten Ergebnissen und Leistungsindikatoren festgelegt. 
Es enthält ferner die Ressourcenplanung einschließlich der mehrjährigen Haushalts- 
und Personalplanung. 

Die Ressourcenplanung wird jährlich aktualisiert. Die strategische Programmplanung 
wird erforderlichenfalls aktualisiert, insbesondere hinsichtlich der Ergebnisse der in 
Artikel 113 genannten Bewertung. 

Artikel 107 

Konsolidierter Jahresbericht 

1. Im konsolidierten Jahresbericht wird dargelegt, wie die Agentur ihr jährliches 
Arbeitsprogramm umgesetzt, ihre Haushaltsmittel verwendet und ihr Personal 
eingesetzt hat. Es wird klar angegeben, welche Aufträge und Aufgaben der Agentur 
im Vergleich zum Vorjahr hinzugefügt, geändert oder zurückgenommen worden 
sind. 

2. In dem Bericht werden die von der Agentur durchgeführten Tätigkeiten dargelegt 
und deren Ergebnisse im Hinblick auf die vorgegebenen Ziele, die 
Leitungsindikatoren und den festgelegten Zeitplan, die mit diesen Tätigkeiten 
verbundenen Risiken, den Ressourceneinsatz, die allgemeine Arbeitsweise der 
Agentur und die Effizienz und Wirksamkeit der Systeme der internen Kontrolle 
bewertet. Ferner wird angegeben, welche Tätigkeiten aus dem Regulierungshaushalt 
und welche Tätigkeiten aus von der Agentur vereinnahmten Gebühren und Entgelten 
finanziert wurden. 

Artikel 108 

Transparenz und Kommunikation 

1. Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 findet auf die Dokumente der Agentur 
Anwendung. Dies gilt unbeschadet der Regelungen für den Zugang zu Daten und 
Informationen, die in der Verordnung (EU) Nr. 376/2014 und in den gemäß 
Artikel 61 Absatz 4 und Artikel 63 Absatz 8 erlassenen Durchführungsrechtsakten 
festgelegt sind. 

2. Die Agentur kann von sich aus Kommunikationstätigkeiten in ihren 
Zuständigkeitsbereichen durchführen. Sie stellt insbesondere sicher, dass zusätzlich 
zu der Veröffentlichung nach Artikel 104 Absatz 3 die Öffentlichkeit und 
interessierte Kreise rasch objektive, zuverlässige und leicht verständliche 
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Informationen über ihre Arbeit erhalten. Die Agentur stellt sicher, dass sich die 
Zuweisung ihrer Mittel für Kommunikationstätigkeiten nicht nachteilig auf die 
wirksame Erfüllung der in Artikel 64 aufgeführten Aufgaben auswirkt. 

3. Die Agentur übersetzt sicherheitsrelevantes Material in die Amtssprachen der Union, 
soweit dies angemessen ist. Die zuständigen nationalen Behörden leisten der Agentur 
wirksame Unterstützung bei der Bekanntmachung sicherheitsrelevanter 
Informationen in ihren jeweiligen Hoheitsgebieten und jeweiligen Sprachen. 

4. Jede natürliche oder juristische Person kann sich in einer Amtssprache der Union 
schriftlich an die Agentur wenden und hat Anspruch auf eine Antwort in derselben 
Sprache. 

5. Die für die Arbeit der Agentur erforderlichen Übersetzungen werden vom 
Übersetzungszentrum für die Einrichtungen der Europäischen Union angefertigt. 

ABSCHNITT IV 

FINANZVORSCHRIFTEN 

Artikel 109 

Haushalt 

1. Unbeschadet sonstiger Einnahmen setzen sich die Einnahmen der Agentur 
zusammen aus 

(a) einem Beitrag der Union; 

(b) Beiträgen europäischer Drittländer, mit denen die Union internationale 
Übereinkünfte nach Artikel 118 geschlossen hat; 

(c) den Gebühren, die von Antragstellern und Zulassungs-/Zeugnisinhabern für die 
Erteilung von Zulassungen/Zeugnissen sowie von Personen, die Erklärungen 
registrieren lassen, an die Agentur entrichtet werden; 

(d) Entgelten für Veröffentlichungen, Ausbildungsmaßnahmen und sonstige von der 
Agentur erbrachte Dienstleistungen sowie für die Bearbeitung von Beschwerden 
durch die Agentur; 

(e) freiwilligen Finanzbeiträgen von Mitgliedstaaten, Drittländern oder sonstigen 
Stellen, sofern diese Beiträge die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der Agentur 
nicht beeinträchtigen; 

(f) Entgelten, die gemäß der Verordnung (EU) Nr. (XXXX/XXX) über die 
Verwirklichung des einheitlichen europäischen Luftraums für einschlägige 
behördliche ATM/ANS-Aufgaben gezahlt werden; 

(g) Finanzhilfen. 
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2. Die Ausgaben der Agentur umfassen Ausgaben für Personal, Verwaltung, 
Infrastruktur und Betrieb. In Bezug auf Betriebsausgaben können Mittelbindungen 
für Maßnahmen, deren Durchführung sich über mehrere Haushaltsjahre erstreckt, 
erforderlichenfalls über mehrere Jahre in Jahrestranchen erfolgen. 

3. Einnahmen und Ausgaben müssen ausgeglichen sein. 

4. Der Regulierungshaushalt, die für Zertifizierungstätigkeiten erhobenen und 
eingezogenen Gebühren und die von der Agentur vereinnahmten Entgelte werden in 
der Rechnungsführung der Agentur getrennt ausgewiesen. 

5. Die Agentur passt ihre an Gebühren und Entgelte gebundene Personalplanung und 
Mittelverwaltung so an, dass sie rasch auf Schwankungen bei den Einnahmen aus 
Gebühren und Entgelten reagieren kann. 

6. Der Exekutivdirektor erstellt jedes Jahr einen Entwurf des Voranschlags der 
Einnahmen und Ausgaben der Agentur für das folgende Haushaltsjahr, einschließlich 
eines Entwurfs des Stellenplans, und übermittelt ihn dem Verwaltungsrat. Dieser 
Entwurf des Stellenplans beruht bezüglich der aus Gebühren und Entgelten 
finanzierten Stellen auf einer begrenzten Zahl von der Kommission genehmigter 
Indikatoren zur Messung der Arbeitsbelastung und Effizienz der Agentur und weist 
die Mittel aus, die erforderlich sind, um der Nachfrage nach Zertifizierungs- und 
sonstigen Tätigkeiten der Agentur, auch nach solchen, die sich aus der Übertragung 
von Zuständigkeiten gemäß den Artikeln 53, 54 und 55 ergeben, in effizienter und 
fristgerechter Weise gerecht zu werden. Auf der Grundlage dieses Entwurfs nimmt 
der Verwaltungsrat einen vorläufigen Entwurf des Voranschlags der Einnahmen und 
Ausgaben der Agentur für das folgende Haushaltsjahr an. Der vorläufige Entwurf des 
Voranschlags der Einnahmen und Ausgaben der Agentur wird der Kommission jedes 
Jahr bis zum 31. Januar übermittelt. 

7. Der endgültige Entwurf des Voranschlags der Einnahmen und Ausgaben der 
Agentur, der auch den Entwurf des Stellenplans und das vorläufige Arbeitsprogramm 
enthält, wird der Kommission und den europäischen Drittländern, mit denen die 
Union internationale Übereinkünfte nach Artikel 118 geschlossen hat, spätestens am 
31. März vom Verwaltungsrat übermittelt. 

8. Die Kommission übermittelt den Voranschlag zusammen mit dem Entwurf des 
Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union der Haushaltsbehörde. 

9. Auf der Grundlage des Voranschlags setzt die Kommission die von ihr für den 
Stellenplan für erforderlich erachteten Mittelansätze und die Höhe des Beitrags aus 
dem Gesamthaushaltsplan in den Entwurf des Gesamthaushaltsplans der 
Europäischen Union ein, den sie gemäß Artikel 313 und 314 AEUV der 
Haushaltsbehörde vorlegt. 

10. Die Haushaltsbehörde bewilligt die Mittel für den Beitrag zur Agentur und stellt den 
Stellenplan der Agentur fest. 

11. Der Haushaltsplan wird vom Verwaltungsrat festgestellt. Er wird endgültig, wenn 
der Gesamthaushaltsplan der Union endgültig festgestellt ist. Gegebenenfalls wird er 
entsprechend angepasst. 



 

DE 101   DE 

12. Der Verwaltungsrat unterrichtet die Haushaltsbehörde schnellstmöglich über alle von 
ihm geplanten Vorhaben, die erhebliche finanzielle Auswirkungen auf die 
Haushaltsfinanzierung haben könnten, was insbesondere für Immobilienvorhaben 
wie die Anmietung oder den Erwerb von Gebäuden gilt, und teilt dies der 
Kommission mit. Für Immobilienvorhaben, die voraussichtlich erhebliche 
Auswirkungen auf den Haushalt der Agentur haben, gelten die Bestimmungen der 
Delegierten Verordnung (EU) Nr. 1271/201325 der Kommission. 

Hat ein Teil der Haushaltsbehörde mitgeteilt, dass er eine Stellungnahme abgeben 
will, so übermittelt er diese Stellungnahme dem Verwaltungsrat innerhalb von sechs 
Wochen nach der Unterrichtung über das Vorhaben. 

Artikel 110 

Ausführung und Kontrolle des Haushaltsplans 

1. Der Exekutivdirektor führt den Haushaltsplan der Agentur aus. 

2. Spätestens am 1. März nach dem Ende jedes Haushaltsjahres übermittelt der 
Rechnungsführer der Agentur dem Rechnungsführer der Kommission und dem 
Rechnungshof den vorläufigen Rechnungsabschluss. Außerdem übermittelt der 
Rechnungsführer der Agentur dem Rechnungsführer der Kommission bis zum 
1. März nach dem Ende jedes Haushaltsjahrs einen Bericht über die 
Haushaltsführung und das Finanzmanagement in dem Haushaltsjahr. Der 
Rechnungsführer der Kommission konsolidiert die vorläufigen Rechnungsabschlüsse 
der Organe und dezentralisierten Einrichtungen gemäß Artikel 147 der Verordnung 
(EG, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates26. 

3. Spätestens am 31. März nach dem Ende jedes Haushaltsjahrs übermittelt der 
Exekutivdirektor den Bericht über die Haushaltsführung und das Finanzmanagement 
in dem Haushaltsjahr der Kommission, dem Rechnungshof, dem Europäischen 
Parlament und dem Rat. 

4. Gemäß Artikel 148 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 stellt der 
Rechnungsführer nach Eingang der Bemerkungen des Rechnungshofes zum 
vorläufigen Rechnungsabschluss der Agentur in eigener Verantwortung den 
endgültigen Jahresabschluss der Agentur auf, den der Exekutivdirektor sodann dem 
Verwaltungsrat zur Stellungnahme vorlegt. 

5. Der Verwaltungsrat gibt eine Stellungnahme zum endgültigen Jahresabschluss der 
Agentur ab. 

6. Der Rechnungsführer übermittelt den endgültigen Jahresabschluss zusammen mit der 
Stellungnahme des Verwaltungsrats spätestens am 1. Juli nach dem Ende jedes 

                                                 
25 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1271/2013 der Kommission vom 30. September 2013 über die 

Rahmenfinanzregelung für Einrichtungen gemäß Artikel 208 der Verordnung (EU, Euratom) 
Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 328 vom 7.12.2013, S. 42). 

26 Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 
2012 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union (ABl. L 298 vom 26.10.2012, 
S. 1). 
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Haushaltsjahrs dem Europäischen Parlament, dem Rat, der Kommission und dem 
Rechnungshof. 

7. Der endgültige Jahresabschluss wird bis zum 15. November des folgenden Jahres im 
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

8. Der Exekutivdirektor übermittelt dem Rechnungshof spätestens am 30. September 
eine Antwort auf dessen Bemerkungen. Er übermittelt diese Antwort auch dem 
Verwaltungsrat und der Kommission. 

9. Der Exekutivdirektor übermittelt dem Europäischen Parlament auf dessen Anfrage 
gemäß Artikel 165 Absatz 3 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 alle 
Informationen, die für die ordnungsgemäße Abwicklung des Entlastungsverfahrens 
für das betreffende Haushaltsjahr erforderlich sind. 

10. Auf Empfehlung des Rates, der mit qualifizierter Mehrheit beschließt, erteilt das 
Europäische Parlament dem Exekutivdirektor vor dem 15. Mai des Jahres N + 2 
Entlastung zur Ausführung des Haushaltsplans für das Jahr N. 

Artikel 111 

Betrugsbekämpfung 

1. Für die Bekämpfung von Betrug, Korruption und sonstigen rechtswidrigen 
Handlungen gilt uneingeschränkt die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates27. 

2. Die Agentur tritt der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 25. Mai 1999 zwischen 
dem Europäischen Parlament, dem Rat der Europäischen Union und der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften über die internen Untersuchungen des 
Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF)28 innerhalb von sechs 
Monaten nach [dem in Artikel 127 genannten Datum – OP please insert the exact 
date] bei und erlässt nach dem Muster in der Anlage der Vereinbarung die 
entsprechenden Bestimmungen, die für ihr Personal gelten. 

3. Der Europäische Rechnungshof ist befugt, bei allen Finanzhilfeempfängern, 
Auftragnehmern und Unterauftragnehmern, die Unionsmittel von der Agentur 
erhalten haben, Rechnungsprüfungen anhand von Unterlagen und vor Ort 
durchzuführen. 

4. Das OLAF kann gemäß den Vorschriften und Verfahren der Verordnung (EU, 
Euratom) Nr. 883/2013 und der Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates29 

                                                 
27 Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. September 2013 über die Untersuchungen des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung 
(OLAF) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des Europäischen Parlaments und des 
Rates und der Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des Rates (ABl. L 248 vom 18.9.2013, S. 1). 

28 ABl. L 136 vom 31.5.1999, S. 15. 
29 Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom 11. November 1996 betreffend die Kontrollen 

und Überprüfungen vor Ort durch die Kommission zum Schutz der finanziellen Interessen der 
Europäischen Gemeinschaften vor Betrug und anderen Unregelmäßigkeiten (ABl. L 292 vom 
15.11.1996, S. 2). 
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Untersuchungen einschließlich Kontrollen und Überprüfungen vor Ort durchführen, 
um festzustellen, ob im Zusammenhang mit von der Agentur finanzierten 
Finanzhilfen oder Verträgen ein Betrugs- oder Korruptionsdelikt oder eine sonstige 
rechtswidrige Handlung zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union vorliegt. 

5. Unbeschadet der Absätze 1, 2, 3 und 4 müssen Kooperationsvereinbarungen mit 
Drittländern und internationalen Organisationen, Verträge, 
Finanzhilfevereinbarungen und Finanzhilfeentscheidungen der Agentur 
Bestimmungen enthalten, die den Europäischen Rechnungshof und das OLAF 
ausdrücklich ermächtigen, derartige Rechnungsprüfungen und Untersuchungen im 
Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten durchzuführen. 

Artikel 112 

Sicherheitsvorschriften für den Schutz von Verschlusssachen und nicht als 
Verschlusssache eingestuften vertraulichen Informationen 

Die Agentur wendet eigene Sicherheitsvorschriften an, die den Sicherheitsvorschriften der 
Kommission zum Schutz von EU-Verschlusssachen und nicht als Verschlusssache 
eingestuften sensiblen Informationen, die den in den Beschlüssen (EU, Euratom) 2015/44330 
und 2015/44431 der Kommission festgelegten gleichwertig sein müssen. Die 
Sicherheitsvorschriften beinhalten unter anderem Bestimmungen über den Austausch, die 
Verarbeitung und die Speicherung solcher Informationen. 

Artikel 113 

Bewertung 

1. Spätestens [fünf Jahre nach dem in Artikel 127 genannten Datum – OP please insert 
the exact date] und danach alle fünf Jahre veranlasst die Kommission eine 
Bewertung entsprechend den Leitlinien der Kommission, um die Leistung der 
Agentur im Verhältnis zu ihren Zielen, ihrem Auftrag und ihren Aufgaben zu 
bewerten. In der Bewertung wird insbesondere darauf eingegangen, inwieweit eine 
Änderung des Auftrags der Agentur notwendig ist und welche finanziellen 
Auswirkungen eine solche Änderung hätte. 

2. Kommt die Kommission zu dem Schluss, dass Ziele, Auftrag und Aufgaben der 
Agentur deren Fortbestehen nicht länger rechtfertigen, kann sie die Änderung oder 
Aufhebung dieser Verordnung vorschlagen. 

3. Die Kommission übermittelt den Bewertungsbericht zusammen mit ihren 
Schlussfolgerungen dem Europäischen Parlament, dem Rat und dem Verwaltungsrat. 
Die Ergebnisse der Bewertung werden veröffentlicht. 

                                                 
30 Beschluss (EU, Euratom) 2015/443 der Kommission vom 13. März 2015 über Sicherheit in der 

Kommission (ABl. L 72 vom 17.3.2015, S. 41). 
31 Beschluss (EU, Euratom) 2015/444 der Kommission vom 13. März 2015 über die 

Sicherheitsvorschriften für den Schutz von EU-Verschlusssachen (ABl. L 72 vom 17.3.2015, S. 53). 
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Artikel 114 

Finanzregelung 

Der Verwaltungsrat erlässt nach Konsultation der Kommission die für die Agentur geltende 
Finanzregelung. Diese darf von der Delegierten Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1271/2013 
nur abweichen, soweit dies speziell für die Funktionsweise der Agentur erforderlich ist und 
nachdem die Kommission dem zugestimmt hat. 

Artikel 115 

Gebühren und Entgelte 

1. Die Kommission wird gemäß Artikel 117 zum Erlass delegierter Rechtsakte 
ermächtigt, um auf der Grundlage der Absätze 3, 4, 5 und 6 detaillierte Vorschriften 
für die von der Agentur erhobenen Gebühren und Entgelte festzulegen. 

2. Die Kommission konsultiert die Agentur, bevor sie die in Absatz 1 genannten 
Vorschriften erlässt. 

3. Die in Absatz 1 genannten Vorschriften bestimmen insbesondere die Tatbestände, für 
die nach Artikel 109 Absatz 1 Buchstaben c und d Gebühren und Entgelte zu 
entrichten sind, die Höhe der Gebühren und Entgelte und die Art der Entrichtung. 

4. Gebühren und Entgelte werden erhoben für 

(a) die Erteilung und Verlängerung von Zulassungen/Zeugnissen und die Registrierung 
von Erklärungen durch die Agentur gemäß dieser Verordnung sowie die Aufsicht 
über die Tätigkeiten, auf die sich diese Zulassungen/Zeugnisse und Erklärungen 
beziehen; 

(b) Veröffentlichungen, Ausbildungsmaßnahmen und sonstige von der Agentur 
erbrachte Dienstleistungen entsprechend den tatsächlichen Kosten der einzelnen 
erbrachten Leistungen; 

(c) die Bearbeitung von Beschwerden. 

Alle Gebühren und Entgelte werden in Euro angegeben und sind in Euro zahlbar. 

5. Die Höhe der Gebühren und Entgelte wird so bemessen, dass die Einnahmen hieraus 
die Kosten der Tätigkeiten im Zusammenhang mit den erbrachten Leistungen 
vollständig decken und eine erhebliche Anhäufung von Überschüssen vermieden 
wird. Alle Ausgaben der Agentur für Personal, das an den in Absatz 3 genannten 
Tätigkeiten beteiligt ist, insbesondere die anteiligen Beiträge des Arbeitgebers zur 
Altersvorsorge, werden bei diesen Kosten berücksichtigt. Die Gebühren und Entgelte 
sind zweckgebundene Einnahmen der Agentur für Tätigkeiten im Zusammenhang 
mit den Leistungen, für die die Gebühren und Entgelte zu entrichten sind. 

6. Haushaltsüberschüsse aus Gebühren und Entgelten werden verwendet, um künftige 
Tätigkeiten im Zusammenhang mit Gebühren und Entgelten zu finanzieren oder um 
Verluste auszugleichen. Kommt es wiederholt zu einem erheblichen positiven oder 
negativen Haushaltsergebnis, so wird die Höhe der Gebühren und Entgelte überprüft. 
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KAPITEL VI 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 116 

Ausschussverfahren 

1. Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. Dieser Ausschuss ist ein 
Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 4 der Verordnung (EU) 
Nr. 182/2011. 

3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) 
Nr. 182/2011. 

4. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 8 der Verordnung (EU) 
Nr. 182/2011 in Verbindung mit deren Artikel 4. 

Artikel 117 

Ausübung der Befugnisübertragung 

1. Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in 
diesem Artikel festgelegten Bedingungen übertragen. 

2. Die Befugnis zum Erlass der in Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe d, Artikel 18, 
Artikel 25, Artikel 28, Artikel 34, Artikel 39, Artikel 44, Artikel 47, Artikel 50, 
Artikel 51 Absatz 10, Artikel 52 Absatz 5, Artikel 72 Absatz 4 und Artikel 115 
Absatz 1 genannten delegierten Rechtsakte wird der Kommission auf unbestimmte 
Zeit übertragen. 

3. Die Befugnisübertragung nach Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe d, Artikel 18, 
Artikel 25, Artikel 28, Artikel 34, Artikel 39, Artikel 44, Artikel 47, Artikel 50, 
Artikel 51 Absatz 10, Artikel 52 Absatz 5, Artikel 72 Absatz 4 und Artikel 115 
Absatz 1 kann vom Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen 
werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet die Übertragung der in diesem 
Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem im Beschluss über den Widerruf 
angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von delegierten 
Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss über den Widerruf 
nicht berührt. 

4. Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt sie ihn 
gleichzeitig dem Europäischen Parlament und dem Rat. 
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5. Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe d, Artikel 18, 
Artikel 25, Artikel 28, Artikel 34, Artikel 39, Artikel 44, Artikel 47, Artikel 50, 
Artikel 51 Absatz 10, Artikel 52 Absatz 5, Artikel 72 Absatz 4 und Artikel 115 
Absatz 1 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europäische Parlament 
noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Übermittlung dieses 
Rechtsakts an das Europäische Parlament und den Rat Einwände erhoben haben oder 
wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäische Parlament und der Rat beide der 
Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände erheben werden. Auf 
Initiative des Europäischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei 
Monate verlängert. 

Artikel 118 

Beteiligung europäischer Drittländer 

Die Agentur steht der Beteiligung europäischer Drittländer offen, die Vertragsparteien des 
Abkommens von Chicago sind und mit der Union internationale Übereinkünfte geschlossen 
haben, nach denen sie das Unionsrecht auf den von dieser Verordnung erfassten Gebieten 
anwenden. 

Diese internationalen Übereinkünfte können Bestimmungen enthalten, die insbesondere Art 
und Umfang der Beteiligung der betreffenden europäischen Drittländer an den Arbeiten der 
Agentur festlegen, sowie Bestimmungen über Finanzbeiträge und Personal. Die Agentur kann 
gemäß Artikel 77 Absatz 2 Arbeitsvereinbarungen mit den zuständigen Behörden der 
betreffenden europäischen Drittländer treffen, damit diese Bestimmungen wirksam werden. 

Artikel 119 

Sitzabkommen und Arbeitsbedingungen 

1. Die notwendigen Bestimmungen über die Unterbringung der Agentur in dem 
Mitgliedstaat, in dem sie ihren Sitz hat, und über die Einrichtungen, die von diesem 
Mitgliedstaat zur Verfügung zu stellen sind, sowie die speziellen Vorschriften, die im 
Sitzmitgliedstaat der Agentur für den Exekutivdirektor, die Mitglieder des 
Verwaltungsrats, das Personal der Agentur und für Familienangehörige dieser 
Personen gelten, werden in einem Sitzabkommen festgelegt, das nach Billigung 
durch den Verwaltungsrat zwischen der Agentur und dem Sitzmitgliedstaat 
spätestens am [OP Please insert the exact date - zwei Jahre nach Inkrafttreten dieser 
Verordnung] geschlossen wird. 

2. Der Sitzmitgliedstaat der Agentur gewährleistet die bestmöglichen Voraussetzungen 
für die Arbeitsweise der Agentur, einschließlich eines mehrsprachigen und 
europäisch ausgerichteten schulischen Angebots und geeigneter 
Verkehrsverbindungen. 
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Artikel 120 

Sanktionen 

Die Mitgliedstaaten legen Sanktionen für Verstöße gegen diese Verordnung und die auf ihrer 
Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte fest. Die 
Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. 

Artikel 121 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

1. In Bezug auf die Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen dieser 
Verordnung nehmen die Mitgliedstaaten ihre Aufgaben aus dieser Verordnung im 
Einklang mit den nationalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften zur Umsetzung 
der Richtlinie 95/46/EG war. 

2. In Bezug auf die Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen dieser 
Verordnung nehmen die Kommission und die Agentur ihre Aufgaben aus dieser 
Verordnung im Einklang mit der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 war. 

 

Artikel 122 

Aufhebung 

Die Verordnung (EG) Nr. 216/2008 wird aufgehoben. 

Bezugnahmen auf die Verordnung (EG) Nr. 216/2008 gelten als Bezugnahmen auf die 
vorliegende Verordnung und sind gemäß der Übereinstimmungstabelle in Anhang X zu lesen. 

Artikel 123 

Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 

Die Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 4 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b) es Inhaber eines gültigen Luftverkehrsbetreiberzeugnisses (AOC) ist, das von 
einer nationalen Behörde eines Mitgliedstaats oder von der Agentur der 
Europäischen Union für Flugsicherheit ausgestellt wurde;“ 

2. Artikel 6 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 6 

Luftverkehrsbetreiberzeugnis (AOC) 
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(1) Voraussetzung für die Erteilung und die Gültigkeit einer Betriebsgenehmigung 
ist stets der Besitz eines gültigen Luftverkehrsbetreiberzeugnisses, in dem die unter 
die Betriebsgenehmigung fallenden Tätigkeiten festgelegt sind. 

(2) Jede Änderung des Luftverkehrsbetreiberzeugnisses eines 
Luftfahrtunternehmens der Gemeinschaft ist gegebenenfalls in der 
Betriebsgenehmigung zu berücksichtigen. 

Handelt es sich um zwei verschiedene Behörden, unterrichtet die für das 
Luftverkehrsbetreiberzeugnis zuständige Behörde die zuständige 
Genehmigungsbehörde unverzüglich über solche Änderungen. 

(3) Handelt es sich um zwei verschiedene Behörden, richten die für das 
Luftverkehrsbetreiberzeugnis zuständige Behörde und die zuständige 
Genehmigungsbehörde Verfahren für den Austausch von Informationen ein, die für 
die Bewertung der finanziellen Lage des Luftfahrtunternehmens der Gemeinschaft 
von Belang sind und dessen Betriebssicherheit beeinträchtigen könnten oder die der 
für das Luftverkehrsbetreiberzeugnis zuständigen Behörde bei der Durchführung 
ihrer Aufsichtstätigkeiten in Bezug auf die Flugsicherheit von Nutzen sein können.“ 

3. Artikel 12 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Unbeschadet des Artikels 13 Absätze 3 und 5 wird ein Luftfahrzeug, das von 
einem Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft eingesetzt wird, je nach Wahl des 
Mitgliedstaats, dessen zuständige Behörde die Betriebsgenehmigung erteilt, entweder 
in dessen nationales Register oder innerhalb der Union eingetragen.“ 

4. Artikel 13 wird wie folgt geändert: 

(a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Eine Dry-Lease-Vereinbarung, der ein Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft 
als Vertragspartei angehört, oder eine Wet-Lease-Vereinbarung, bei der das 
Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft Mieter des betreffenden, von einem 
Drittlandbetreiber betriebenen Luftfahrzeugs ist, bedarf einer vorherigen 
Genehmigung gemäß der Verordnung (EU) Nr. [XX/XXX reference to this 
Regulation to be inserted] und den auf ihrer Grundlage erlassenen delegierten 
Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten.“ 

(b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Ein Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft, das in einem Drittland 
eingetragene Luftfahrzeuge von einem anderen Unternehmen auf Dry-Lease-
Grundlage anmietet, muss hierfür im Voraus die Genehmigung der für sein 
Luftverkehrsbetreiberzeugnis zuständigen Behörde einholen. Die zuständige Behörde 
erteilt eine solche Genehmigung gemäß der Verordnung (EU) Nr. [XX/XXX 
reference to this Regulation to be inserted] und den auf ihrer Grundlage erlassenen 
delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten.“ 
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Artikel 124 

Änderung der Verordnung (EU) Nr. 996/2010 

Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 996/2010 wird wie folgt geändert: 

„(1) Alle Unfälle und schweren Störungen, an denen Luftfahrzeuge beteiligt sind, 
die von der Verordnung (EU) YYYY/N [ref. to new regulation] des Europäischen 
Parlaments und des Rates* erfasst werden, sind in dem Mitgliedstaat, in dem sich der 
Unfall oder die schwere Störung ereignet hat, zum Gegenstand einer 
Sicherheitsuntersuchung zu machen. 

(2) Ist ein von der Verordnung (EU) YYYY/N [ref. to new regulation] erfasstes 
Luftfahrzeug, das in das Luftfahrzeugregister eines Mitgliedstaats eingetragen ist, an 
einem Unfall oder einer schweren Störung beteiligt und lässt sich nicht abschließend 
feststellen, ob sich diese(r) im Hoheitsgebiet eines Staates ereignet hat, wird die 
Sicherheitsuntersuchung von der Sicherheitsuntersuchungsstelle des 
Eintragungsmitgliedstaats durchgeführt. 

(3) Der Umfang der Sicherheitsuntersuchungen nach den Absätzen 1, 2 und 4 und 
das bei Durchführung dieser Sicherheitsuntersuchungen anzuwendende Verfahren 
werden von der Sicherheitsuntersuchungsstelle nach Maßgabe der Erkenntnisse, die 
sie zur Verbesserung der Flugsicherheit aus den Untersuchungen gewinnen will, 
festgelegt. 

(4) Die Sicherheitsuntersuchungsstellen können im Einklang mit den nationalen 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten andere als die in den Absätzen 1 und 2 
genannten Störungen sowie Unfälle und schwere Störungen unter Beteiligung 
anderer Arten von Luftfahrzeugen untersuchen, wenn sie daraus Lehren für die 
Sicherheit erwarten. 

(5) Abweichend von Absatz 1 und Absatz 2 kann die zuständige 
Sicherheitsuntersuchungsstelle unter Berücksichtigung der Erkenntnisse, die zur 
Verbesserung der Flugsicherheit zu erwarten sind, auf die Einleitung einer 
Sicherheitsuntersuchung verzichten, wenn ein Unfall oder eine schwere Störung ein 
unbemanntes Luftfahrzeug, für das gemäß Artikel 46 Absätze 1 und 2 der 
Verordnung (EU) YYYY/N [ref. to new regulation] keine Zulassung/kein Zeugnis 
bzw. keine Erklärung erforderlich ist, oder ein bemanntes Luftfahrzeug mit einer 
höchstzulässigen Startmasse von bis zu 2250 kg betrifft und keine Person tödlich 
oder schwer verletzt wurde. 

(6) Die Sicherheitsuntersuchungen nach den Absätzen 1, 2 und 4 dürfen auf 
keinen Fall bezwecken, die Schuld- oder Haftungsfrage zu klären. Sie sind 
unabhängig und getrennt von Justiz- oder Verwaltungsverfahren und ohne 
Präjudizierung solcher Verfahren zur Feststellung des Verschuldens oder der 
Haftung durchzuführen.“ 
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Artikel 125 

Änderung der Verordnung (EU) Nr. 376/2014 

Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 376/2014 wird wie folgt geändert: 

„(2) Diese Verordnung gilt für Ereignisse und andere sicherheitsbezogene 
Informationen, die von der Verordnung [ref. to new regulation] erfasste zivile 
Luftfahrzeuge betreffen. 

Diese Verordnung gilt jedoch nicht für Ereignisse und andere sicherheitsbezogene 
Informationen, die unbemannte Luftfahrzeuge betreffen, für die gemäß Artikel 46 
Absätze 1 und 2 der Verordnung (EU) YYYY/N [ref. to new regulation] keine 
Zulassung/kein Zeugnis bzw. keine Erklärung erforderlich ist, sofern das Ereignis 
oder die anderen sicherheitsbezogenen Informationen, die diese unbemannten 
Luftfahrzeuge betreffen, keine schwere oder tödliche Verletzung von Personen 
betreffen und keine anderen Luftfahrzeuge als unbemannte Luftfahrzeuge betroffen 
sind. 

Die Mitgliedstaaten können diese Verordnung auch auf Ereignisse und andere 
sicherheitsbezogene Informationen anwenden, die von der Verordnung [ref. to new 
regulation] nicht erfasste Luftfahrzeuge betreffen.“ 

Artikel 126 

Übergangsbestimmungen 

1. Die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 erteilten oder anerkannten 
Zulassungen/Zeugnisse und abgegebenen oder anerkannten Erklärungen bleiben 
gültig und werden behandelt, als seien sie nach den entsprechenden Bestimmungen 
der vorliegenden Verordnung erteilt, abgegeben und anerkannt worden; dies gilt auch 
für die Zwecke des Artikels 56. 

2. Die auf der Grundlage der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 erlassenen 
Durchführungsbestimmungen werden bis spätestens [fünf Jahre nach dem in 
Artikel 127 genannten Datum – OP please insert the exact date] an die 
Bestimmungen der vorliegenden Verordnung angepasst. Bis dahin sind 
Bezugnahmen in den genannten Durchführungsbestimmungen auf 

(a) „gewerbliche Tätigkeit“ als Bezugnahme auf Artikel 3 Buchstabe i der Verordnung 
(EG) Nr. 216/2008 zu verstehen; 

(b) „technisch kompliziertes motorgetriebenes Luftfahrzeug“ als Bezugnahme auf 
Artikel 3 Buchstabe j der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 zu verstehen; 

(c) „Ausrüstungen“ als Bezugnahme auf Artikel 3 Absatz 28 der vorliegenden 
Verordnung zu verstehen; 

(d) „Pilotenlizenz für Freizeitflugverkehr“ als Bezugnahme auf die in Artikel 7 Absatz 7 
der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 genannte Lizenz zu verstehen; 
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(e) „gewerblicher Luftverkehr“ als Bezugnahme auf Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 965/2012 der Kommission32 zu verstehen. 

3. Abweichend von den Artikeln 45 und 46 gelten die einschlägigen Bestimmungen der 
Verordnung (EG) Nr. 216/2008 weiterhin, bis die gemäß Artikel 47 erlassenen 
delegierten Rechtsakte in Kraft treten. 

4. Die Mitgliedstaaten müssen bestehende bilaterale Vereinbarungen, die sie in den von 
dieser Verordnung erfassten Bereichen mit Drittländern geschlossen haben, so bald 
wie möglich nach Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung und jedenfalls vor dem 
[drei Jahre nach dem in Artikel 127 genannten Datum – OP please insert the exact 
date] kündigen oder anpassen. 

Artikel 127 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am  

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates 
Der Präsident Der Präsident 

                                                 
32 Verordnung (EU) Nr. 965/2012 der Kommission vom 5. Oktober 2012 zur Festlegung technischer 

Vorschriften und von Verwaltungsverfahren in Bezug auf den Flugbetrieb gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 296 vom 25.10.2012, S. 1). 
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FINANZBOGEN ZU RECHTSAKTEN 

1. RAHMEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE 

1.1. Bezeichnung des Vorschlags/der Initiative 

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer 
Agentur der Europäischen Union für Flugsicherheit sowie zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates 

1.2. Politikbereich(e) in der ABM/ABB-Struktur33 

06 – Mobilität und Verkehr 

06 02 – Europäische Verkehrspolitik 

06 02 02 – Europäische Agentur für Flugsicherheit 

1.3. Art des Vorschlags/der Initiative 

 Der Vorschlag/Die Initiative betrifft eine neue Maßnahme. 

 Der Vorschlag/Die Initiative betrifft eine neue Maßnahme im Anschluss an 
ein Pilotprojekt/eine vorbereitende Maßnahme34. 

 Der Vorschlag/Die Initiative betrifft die Verlängerung einer bestehenden 
Maßnahme. 

 Der Vorschlag/Die Initiative betrifft eine neu ausgerichtete Maßnahme. 

1.4. Ziel(e) 

1.4.1. Mit dem Vorschlag/der Initiative verfolgte mehrjährige strategische Ziele der 
Kommission 

Ein vertiefter und fairerer Binnenmarkt mit gestärkter industrieller Basis: ein 
wettbewerbsfähiger einheitlicher europäischer Verkehrsraum, der Bürgern und 
Unternehmen einen Rahmen für sichere, effiziente und hochwertige 
Verkehrsleistungen bietet. 

Beschäftigung und Wachstum: Die Initiative soll zu einer wettbewerbsfähigen 
europäischen Luftfahrtbranche beitragen, die hochwertige Arbeitsplätze schafft und 
die technologische Innovation vorantreibt. Sie wird einen wirksamen Rechtsrahmen 
für die Integration neuer Geschäftsmodelle und neu aufkommender Technologien 
schaffen. 

                                                 
33 ABM: Activity Based Management (maßnahmenbezogenes Management); ABB: Activity Based 

Budgeting (tätigkeitsbezogene Aufstellung des Haushaltsplans). 
34 Im Sinne des Artikels 54 Absatz 2 Buchstabe a oder b der Haushaltsordnung. 
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1.4.2. Einzelziel(e) und ABM/ABB-Tätigkeit(en) 

Einzelziel Nr. 

Diese Initiative hat folgende Einzelziele: 

1) Beseitigung unnötiger Anforderungen und Gewährleistung einer Regulierung, 
die gegenüber den mit den verschiedenen Arten von Luftfahrttätigkeiten 
verbundenen Risiken verhältnismäßig ist; 

2) Gewährleistung einer effizienten Integration und wirksamen Beaufsichtigung 
neuer Technologien und Marktentwicklungen; 

3) Einrichtung eines kooperativen Sicherheitsmanagementprozesses zwischen der 
Union und ihren Mitgliedstaaten zur gemeinsamen Erkennung und Minderung 
von Risiken für die Zivilluftfahrt; 

4) Schließung der Lücken im Regulierungssystem und Gewährleistung seiner 
Einheitlichkeit; 

5) Schaffung eines wirksamen Systems für die Bündelung und gemeinsame 
Nutzung der Ressourcen zwischen den Mitgliedstaaten und der Agentur. 

ABM/ABB-Tätigkeit(en): 

06 02 Europäische Verkehrspolitik 

1.4.3. Erwartete Ergebnisse und Auswirkungen 

Bitte geben Sie an, wie sich der Vorschlag/die Initiative auf die Begünstigten/Zielgruppe auswirken 
dürfte. 

Ergebnisse des Einzelziels 1: Rahmen für die Beseitigung unnötiger/übermäßig 
präskriptiver Vorschriften; Einführung leistungsbezogener Vorschriften, die die zu 
erreichenden Ziele festlegen, aber Flexibilität bezüglich der Mittel zu Erreichung der 
Ziele ermöglichen; Rahmen für die Anpassung der Vorschriften an die aus der 
regulierten Tätigkeit erwachsenen Risiken; 

Ergebnisse des Einzelziels 2: Einführung technologieneutraler Vorschriften (soweit 
möglich), Einführung eines Rechtsrahmens für unbemannte Luftfahrzeuge; 
verstärkte Verwendung von Industriestandards; vereinfachter Rechtsrahmen für das 
Anmieten von Luftfahrzeugen mit Besatzung zwischen EU-Betreibern; 

Ergebnisse des Einzelziels 3: Rechtspflicht zur Annahme eines europäischen 
Flugsicherheitsprogramms, eines europäischen Plans für Flugsicherheit und 
staatlicher Sicherheitsprogramme, die aufeinander abgestimmt sind; Verbesserung 
des Austauschs und der Analyse von Informationen und Daten; 

Ergebnisse des Einzelziels 4: Einführung grundlegender Anforderungen für die 
Bodenabfertigung, den Umweltschutz in Bezug auf luftfahrttechnische Erzeugnisse 
sowie die Cybersicherheit; engere Zusammenarbeit zwischen EASA und 
Kommission in Sicherheitsfragen; Rechtsgrundlage für die Überprüfung des 
Umweltschutzes in der Luftfahrt; 
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Ergebnisse des Einzelziels 5: Einrichtung eines Pools aus von der EU akkreditierten 
Inspektoren; Einrichtung eines Notaufsichtsmechanismus; Rechtsrahmen für die 
Übertragung von Regulierungsbefugnissen auf andere Mitgliedstaaten oder die 
EASA; Möglichkeit der Übertragung von Zertifizierungs- und Aufsichtsaufgaben an 
einschlägige Nutzerorganisationen im Bereich der allgemeinen Luftfahrt; Förderung 
risiko- und leistungsbezogener Aufsichtsmethoden; Einrichtung eines europäischen 
Speichers für Informationen, die für die Zusammenarbeit der Behörden bei der 
Zertifizierung, Aufsicht und Durchsetzung von Belang sind; Möglichkeit der 
Einbeziehung von Staatsluftfahrzeugen und in Anhang II aufgeführten 
Luftfahrzeugen in das Unionssystem. 

1.4.4. Leistungs- und Erfolgsindikatoren 

Bitte geben Sie an, anhand welcher Indikatoren sich die Realisierung des Vorschlags/der Initiative 
verfolgen lässt. 

Indikatoren für das Einzelziel 1: 

- Zahl der bei der EASA eingehenden Anfragen zur Auslegung von 
Vorschriften; 

- Zahl der Betreiber, die anhand leistungsbezogener Vorschriften die Einhaltung 
der grundlegenden Anforderungen nachweisen; 

- Zahl der Privatpilotenlizenzen für die allgemeine Luftfahrt; 

- Senkung der Kosten für die Betreiber; 

Indikatoren für das Einzelziel 2: 

- Zahl der Vorschriften, in denen auf Industriestandards Bezug genommen wird; 

- Alter der Flotte in der allgemeinen Luftfahrt in der EU; 

- Senkung der Kosten der Zulassung und Herstellung von Luftfahrzeugen; 

- Zahl der Neuzulassungen; 

Indikatoren für das Einzelziel 3: 

- Unfallhäufigkeit im Verhältnis zur Verkehrszunahme; 

- Ergebnisse der Normungs- und fortlaufenden Überwachungstätigkeiten der 
EASA; 

- Zahl der staatlichen Flugsicherheitsprogramme und deren Umsetzung auf der 
Ebene der Mitgliedstaaten; 

Indikatoren für das Einzelziel 4: 

- Zahl der bei der EASA eingehenden Anfragen zur Auslegung geänderter 
Vorschriften; 
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- Zahl der risikobehafteten Ereignisse im Zusammenhang mit der 
Bodenabfertigung; 

- Rückmeldungen von den Interessenträgern; 

Indikatoren für das Einzelziel 5: 

- Ergebnisse der Normungs- und fortlaufenden Überwachungstätigkeiten der 
EASA in Bezug auf Ressourcen und Zuständigkeiten in den Mitgliedstaaten; 

- Zahl der Mitgliedstaaten, die auf EU-Flugsicherheitsinspektoren und neue 
Instrumente für die Bündelung und gemeinsame Nutzung der Ressourcen 
zurückgreifen (Übertragung von Zuständigkeiten, Einbeziehung von 
Staatsluftfahrzeugen und in Anhang II aufgeführten Luftfahrzeugen); 

- Entwicklung der Ressourcen in den nationalen Luftfahrtbehörden der 
Mitgliedstaaten, gemessen in VZÄ und Haushaltsmitteln. 

1.5. Begründung des Vorschlags/der Initiative 

1.5.1. Kurz- oder langfristig zu deckender Bedarf 

Aufrechterhaltung eines hohen Flugsicherheitsniveaus auch bei wachsendem 
Verkehrsaufkommen. 

Förderung der Wettbewerbsfähigkeit des Luftfahrtsektors, indem das europäische 
Zivilluftfahrtsystem effizienter gemacht und gleichzeitig die Einhaltung hoher 
Sicherheits- und Umweltstandards gewährleistet wird. 

ICAO-Anforderungen an Mitgliedstaaten bezüglich der Annahme staatlicher 
Flugsicherheitsprogramme. 

1.5.2. Mehrwert aufgrund des Tätigwerdens der EU 

Der Luftverkehr hat einen weitgehend grenzüberschreitenden Charakter und bedarf 
daher naturgemäß einer Regulierung auf EU-Ebene. 

Die Mitgliedstaaten sind sich darin einig, dass gemeinsame Vorschriften auf dem 
Gebiet der Flugsicherheit in der Zivilluftfahrt erforderlich sind, damit ein hohes Maß 
an Sicherheit gewährleistet ist. Dies lag schon beim ursprünglichen Erlass der 
Verordnung (EG) Nr. 216/2008 und der ihr vorausgegangenen Verordnung (EG) 
Nr. 1592/2002 auf der Hand. Die Flugsicherheit im europäischen 
Zivilluftfahrtsystem hängt u. a. davon ab, wie gut seine Komponenten miteinander 
verzahnt sind. Jede Schnittstelle zu diesem System stellt ein Risiko dar, das der 
Koordinierung bedarf. Gemeinsame Rechtsvorschriften machen eine Koordinierung 
zwischen den Regulierungssystemen der Mitgliedstaaten überflüssig und tragen 
dadurch zu einer höheren Sicherheit bei. Die Förderung eines gemeinsamen 
europäischen Flugsicherheitssystems kann am wirksamsten nur auf EU-Ebene 
erreicht werden. Desgleichen wirken Effizienzgewinne, die sich aus einem 
einheitlichen europäischen System für die Flugsicherheit in der Zivilluftfahrt 
ergeben, einer teuren Fragmentierung entgegen. 
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1.5.3. Aus früheren ähnlichen Maßnahmen gewonnene Erkenntnisse 

Die Initiative beruht u. a. auf einer gründlichen Analyse der Erfahrungen aus der 
Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 und der ihr vorausgegangenen 
Verordnung (EG) Nr. 1592/2002, einschließlich der Bewertung der Funktionsweise 
der Verordnung (EG) Nr. 216/2008, die im Jahr 2013 gemäß deren Artikel 62 
durchgeführt wurde. 

1.5.4. Vereinbarkeit mit anderen Finanzierungsinstrumenten sowie mögliche 
Synergieeffekte 

Diese Initiative ist eines der Elemente, die im Rahmen des Luftfahrtpakets bis 
Ende 2015 anzunehmen sind, und wird zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit des 
EU-Luftfahrtsektors beitragen. 

Die Initiative steht im Einklang mit dem Verkehrsweißbuch von 2011, mit dem das 
Ziel verfolgt wird, Europa zur sichersten Luftverkehrsregion zu machen. 

Außerdem steht die Initiative im Einklang mit der Strategie Europa 2020 und den 
Prioritäten der Kommission, denn sie dient der Entwicklung des Binnenmarkts und 
fördert die Innovation, so dass sie sich auch positiv auf Beschäftigung und 
Wachstum sowie auf die Wettbewerbsfähigkeit des Luftfahrtsektors insgesamt 
auswirkt. 

Im Hinblick auf die Leitungsstruktur der EASA steht die Initiative im Einklang mit 
den Empfehlungen der Gemeinsamen Erklärung des Europäischen Parlaments, des 
Rates und der Kommission zu den dezentralen Agenturen. 

1.6. Dauer der Maßnahme und ihrer finanziellen Auswirkungen 

 Vorschlag/Initiative mit befristeter Geltungsdauer. 

–  Geltungsdauer: [TT.MM.]JJJJ bis [TT.MM.]JJJJ 

–  Finanzielle Auswirkungen: JJJJ bis JJJJ 

 Vorschlag/Initiative mit unbefristeter Geltungsdauer. 

– Anlaufphase von JJJJ bis JJJJ, 

– anschließend reguläre Umsetzung. 

1.7. Vorgeschlagene Methode(n) der Mittelverwaltung35 

 Direkte Verwaltung durch die Kommission 

–  durch ihre Dienststellen, einschließlich ihres Personals in den Delegationen der 
Union; 

                                                 
35 Erläuterungen zu den Methoden der Mittelverwaltung und Verweise auf die Haushaltsordnung enthält 

die Website BudgWeb (in französischer und englischer Sprache): 
http://www.cc.cec/budg/man/budgmanag/budgmanag_en.html. 

http://www.cc.cec/budg/man/budgmanag/budgmanag_en.html
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–  durch Exekutivagenturen 

 Geteilte Verwaltung mit Mitgliedstaaten. 

 Indirekte Verwaltung durch Übertragung von Haushaltsvollzugsaufgaben an: 

–  Drittländer oder die von ihnen benannten Einrichtungen; 

–  internationale Organisationen und deren Agenturen (bitte angeben); 

–  die EIB und den Europäischen Investitionsfonds; 

–  Einrichtungen im Sinne der Artikel 208 und 209 der Haushaltsordnung; 

–  öffentlich-rechtliche Körperschaften; 

–  privatrechtliche Einrichtungen, die im öffentlichen Auftrag tätig werden, 
sofern sie ausreichende Finanzsicherheiten bieten; 

–  privatrechtliche Einrichtungen eines Mitgliedstaats, die mit der Einrichtung 
einer öffentlich-privaten Partnerschaft betraut werden und die ausreichende 
Finanzsicherheiten bieten; 

–  Personen, die mit der Durchführung bestimmter Maßnahmen im Bereich der 
GASP im Rahmen des Titels V EUV betraut und in dem maßgeblichen 
Basisrechtsakt benannt sind. 

– Falls mehrere Methoden der Mittelverwaltung angegeben werden, ist dies unter „Bemerkungen“ näher zu 
erläutern. 

Bemerkungen 

keine 

2. VERWALTUNGSMASSNAHMEN 

2.1. Monitoring und Berichterstattung 

Bitte geben Sie an, wie oft und unter welchen Bedingungen diese Tätigkeiten erfolgen. 

Für die Überwachung und Bewertung stehen bereits umfangreiche Verfahren zur 
Verfügung, denn die Leistungsüberwachung im Bereich der Flugsicherheit in der 
Zivilluftfahrt ist ein fester Bestandteil des Rechtsrahmens der Union. Wie schon bei 
der derzeit geltenden Verordnung (EG) Nr. 216/2008 ist die Wirksamkeit der 
vorgeschlagenen Maßnahme nach ihrer Verabschiedung alle fünf Jahre zwingend 
einer Bewertung zu unterziehen. 

Zu den jährlichen Berichterstattungspflichten der Agentur gehören auch die 
Ausarbeitung des konsolidierten Jahresberichts und die Aufstellung der endgültigen 
Jahresabschlüsse. 
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2.2. Verwaltungs- und Kontrollsystem 

2.2.1. Ermittelte Risiken 

keine 

2.2.2. Angaben zum Aufbau des Systems der internen Kontrolle 

Als EU-Agentur unterliegt die EASA den für dezentrale Agenturen geltenden 
Kontrollverfahren, die bereits in der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 festgelegt 
wurden. 

Die Finanzregelung der EASA, die auf der Rahmenfinanzregelung für Agenturen 
beruht, sieht die Ernennung eines internen Prüfers vor und enthält Anforderungen an 
die interne Prüfung. 

2.2.3. Abschätzung der Kosten und des Nutzens der Kontrollen sowie Bewertung des 
voraussichtlichen Fehlerrisikos 

entfällt 

2.3. Prävention von Betrug und Unregelmäßigkeiten 

Bitte geben Sie an, welche Präventions- und Schutzmaßnahmen vorhanden oder vorgesehen sind. 

Artikel 111 der vorgeschlagenen Verordnung betrifft die Betrugsbekämpfung. Er 
macht die Verordnung Nr. 883/2013 über die Untersuchungen des Europäischen 
Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF) auf die EASA anwendbar und ermächtigt 
das OLAF und den Rechnungshof zur Durchführung weiterer Prüfungen und 
Untersuchungen. Der Artikel entspricht dem Musterwortlaut für dezentrale 
Agenturen. 

Außerdem hat die EASA am 9. Dezember 2014 eine Betrugsbekämpfungsstrategie 
beschlossen. 
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3. GESCHÄTZTE FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN DES 
VORSCHLAGS/DER INITIATIVE 

3.1. Betroffene Rubrik(en) des Mehrjährigen Finanzrahmens und Ausgabenlinie(n) 

• Bestehende Haushaltslinien 

In der Reihenfolge der Rubriken des Mehrjährigen Finanzrahmens und der 
Haushaltslinien 

Rubrik des 
Mehrjährigen 

Finanzrahmens 

Haushaltslinie Art der 
Ausgaben Finanzierungsbeiträge 

Nummer  
Rubrik………………………………… 

GM/NGM
36 

von 
EFTA-

Ländern37 

von 
Kandidaten-

ländern38 

von Dritt-
ländern 

nach Artikel 21 
Absatz 2 

Buchstabe b der 
Haushaltsordnung 

1 Intelligentes 
und inklusives 

Wachstum 

a) 
Wettbewerbs-
fähigkeit für 
Wachstum 

und 
Beschäftigung 

06 02 02 Europäische Agentur für 
Flugsicherheit GM Ja Nein Ja* Nein 

* Beitrag der Schweiz nach Beschluss Nr. 1/2007 (2008/100/EG) 

 

• Neu zu schaffende Haushaltslinien: entfällt 

In der Reihenfolge der Rubriken des Mehrjährigen Finanzrahmens und der 
Haushaltslinien 

Rubrik des 
Mehrjährigen 

Finanzrahmens 

Haushaltslinie Art der 
Ausgaben Finanzierungsbeiträge 

Nummer  
Rubrik………………………………… GM/NGM 

von 
EFTA-
Ländern 

von 
Kandidaten-

ländern 

von Dritt-
ländern 

nach Artikel 21 
Absatz 2 

Buchstabe b der 
Haushaltsordnung 

 […][XX.YY.YY.YY]  Ja/Nein Ja/Nein Ja/Nein Ja/Nein 

                                                 
36 GM = Getrennte Mittel / NGM = Nicht getrennte Mittel. 
37 EFTA: Europäische Freihandelsassoziation. 
38 Kandidatenländer und gegebenenfalls potenzielle Kandidatenländer des Westbalkans. 
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3.2. Geschätzte Auswirkungen auf die Ausgaben 

3.2.1. Übersicht39 

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen) 

Rubrik des Mehrjährigen Finanzrahmens Nummer 
1a Teilrubrik 1a Wettbewerbsfähigkeit für Wachstum und Beschäftigung 

 

GD: MOVE 
  Jahr 

N40 
Jahr 
N+1 

Jahr 
N+2 

Jahr 
N+3 

Bei länger andauernden 
Auswirkungen (siehe 1.6) bitte 

weitere Spalten einfügen. 
INSGESAMT 

 Operative Mittel         

Haushaltslinie 06 02 02 
Verpflichtungen (1) 

34,870 
+ 1,575 

= 36,445 

34,870 
+ 2,045 

= 36,915 

35,568 
+ 1,395 

= 36,963  

36,279 
+ 1,395 

=37,674 
   

Vorschlag mit 
unbefristeter 
Geltungsdauer 

Zahlungen (2) 36,445 36,915 36,963  37,674    
Vorschlag mit 
unbefristeter 
Geltungsdauer 

Aus der Dotation bestimmter operativer Programme finanzierte 
Verwaltungsausgaben41: entfällt         

Nummer der Haushaltslinie  (3)         

Mittel INSGESAMT für GD MOVE 
Verpflichtungen =1 36,445 36,915 36,963  37,674    

Vorschlag mit 
unbefristeter 
Geltungsdauer 

Zahlungen =2 36,445 36,915 36,963  37,674    
Vorschlag mit 
unbefristeter 
Geltungsdauer 

                                                 
39 Ausgaben, die entsprechend der Vereinbarung der Kabinette über zusätzliche Stellen und Vertragsbedienstete anzupassen sind. 
40 Das Jahr N ist das Jahr, in dem mit der Umsetzung des Vorschlags/der Initiative begonnen wird. 
41 Technische und/oder administrative Unterstützung und Ausgaben zur Unterstützung der Umsetzung von Programmen bzw. Maßnahmen der EU (vormalige BA-

Linien), indirekte Forschung, direkte Forschung. 
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Mittel INSGESAMT unter RUBRIK 1a 
des Mehrjährigen Finanzrahmens 

Verpflichtungen  36,445 36,915 36,963  37,674    
Vorschlag mit 
unbefristeter 
Geltungsdauer 

Zahlungen  36,445 36,915 36,963  37,674    
Vorschlag mit 
unbefristeter 
Geltungsdauer 
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Rubrik des Mehrjährigen Finanzrahmens 5 Verwaltungsausgaben 

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen) 

 
  

Jahr N Jahr 
N+1 

Jahr 
N+2 

Jahr 
N+3 

Bei länger andauernden 
Auswirkungen (siehe 1.6) bitte 

weitere Spalten einfügen.  
INSGESAMT 

GD: MOVE 
 Personalausgaben 
Berechnungsgrundlage: derzeitige Personalausgaben in der 
GD MOVE im Zusammenhang mit der Verordnung (EG) 
Nr. 216/2008 und EASA-Angelegenheiten (7 VZÄ x 
132 000 EUR/Jahr = 924 000 EUR) 

0,924 0,924 0,924 0,924    
Vorschlag mit 
unbefristeter 
Geltungsdauer 

 Sonstige Verwaltungsausgaben 0 0 0 0     

GD MOVE INSGESAMT Mittelzuweisungen 0,924 0,924 0,924 0,924    
Vorschlag mit 
unbefristeter 
Geltungsdauer 

 
Mittel INSGESAMT unter RUBRIK 5 

des Mehrjährigen Finanzrahmens 
(Verpflichtungen 
insgesamt = Zahlungen 
insgesamt) 

0,924 0,924 0,924 0,924      

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen) 

 
  Jahr 

N42 
Jahr 
N+1 

Jahr 
N+2 

Jahr 
N+3 

Bei länger andauernden 
Auswirkungen (siehe 1.6) bitte 

weitere Spalten einfügen. 
INSGESAMT 

Mittel INSGESAMT unter den 
RUBRIKEN 1 bis 5 

Verpflichtungen 37,369 37,839 37,887 38,598    
Vorschlag mit 
unbefristeter 
Geltungsdauer 

                                                 
42 Das Jahr N ist das Jahr, in dem mit der Umsetzung des Vorschlags/der Initiative begonnen wird. 
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des Mehrjährigen Finanzrahmens 
Zahlungen 37,369 37,839 37,887 38,598    

Vorschlag mit 
unbefristeter 
Geltungsdauer 

 

3.2.1.1 Vorgeschlagener Entwurf des Stellenplans für die EASA 2017–2020 

Vorgeschlagene Personalstärke für die 
EASA 2017–2020 (Gesamt)* 

2016** 2017 2018 2019 2020 

AD-Besoldungsgruppen 

Neues AD-Personal 

AD insgesamt 

548 

 

548 

541 

5 

546 

540 

 

540 

540 

 

540 

540 

 

540 

AST-Besoldungsgruppen 

Neues AST-Personal 

AST insgesamt 

128 

 

128 

123 

 

123 

118 

 

118 

118 

 

118 

118 

 

118 

Planstellen insgesamt 676 669 658 658 658 

* Diese Zahlen werden entsprechend einem flexiblen System für gebühren- und entgeltabhängige Stellen angepasst werden, das anhand von Indikatoren für 
die Arbeitsbelastung und Effizienz der Agentur zu entwickeln und von der Kommission anzunehmen sein wird. Spätestens zum Zeitpunkt der Annahme des 
Entwurfs des Haushaltsplans 2017 wird die Kommission einen überarbeiteten Finanzbogen mit Einzelheiten darüber vorlegen, wie ein flexibles System für 
gebühren- und entgeltabhängige Stellen in der Praxis aussehen könnte und welche Auswirkungen dies auf den Stellenplan der Agentur hätte. Bis zum 
Vorliegen der Ergebnisse dieser laufenden Arbeiten weist der dem vorliegenden Vorschlag beigefügte Finanzbogen eine gleichbleibende Zahl gebühren- und 
entgeltabhängiger Stellen auf der Grundlage der Mitteilung der Kommission über die Finanz- und Personalplanung für die dezentralen Agenturen im 
Zeitraum 2014–2020 aus, die gemäß den von der Haushaltsbehörde im Haushaltsverfahren 2016 und zuvor gefassten Beschlüsse angepasst wurde. 

** Die Zahlen für 2016 stehen unter dem Vorbehalt, dass der endgültige Haushaltsplan von der Haushaltsbehörde verabschiedet wird. Die Zahlen für die Jahre 
2017–2020 werden gegebenenfalls nach der Verabschiedung des endgültigen Haushaltsplans jedes Jahr anzupassen sein. 
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Vorgeschlagene Personalstärke für die 
EASA 2017–2020 (EU-Beitrag)* 

2016 2017 2018 2019 2020 

AD-Besoldungsgruppen 

Neues AD-Personal 

AD insgesamt 

175 

 

175 

177 

5 

182 

184 

 

184 

184 

 

184 

184 

 

184 

AST-Besoldungsgruppen 

Neues AST-Personal 

AST insgesamt 

50 

 

50 

46 

 

46 

42 

 

42 

42 

 

42 

42 

 

42 

Planstellen insgesamt 225 228 226 226 226 

* Diese Zahlen enthalten die Reduzierung von 2 % (1 % Personalabbau und 1 % jährliche Abgabe an den Stellenpool) bis 2018 sowie die zusätzlichen Stellen, 
die für Drittlandsbetreiber (TCO) und ferngesteuerte Luftfahrtsysteme (RPAS) in Anhang I der Mitteilung über die Finanz- und Personalplanung 
(COM(2013) 519) vorgesehen sind. 

 

Vorgeschlagene Personalstärke für die 
EASA 2017–2020 (Gebühren und 
Entgelte)* 

2016 

 

2017 2018 2019 2020 

AD-Besoldungsgruppen 

Neues AD-Personal 

AD insgesamt 

373 

 

373 

364 

 

364 

356 

 

356 

356 

 

356 

356 

 

356 

AST-Besoldungsgruppen 

Neues AST-Personal 

AST insgesamt 

78 

 

78 

77 

 

77 

76 

 

76 

76 

 

76 

76 

 

76 
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Planstellen insgesamt 451 441 432 432 432 

* Diese Zahlen werden entsprechend einem flexiblen System für gebühren- und entgeltabhängige Stellen angepasst werden, das anhand von Indikatoren für 
die Arbeitsbelastung und Effizienz der Agentur zu entwickeln und von der Kommission anzunehmen sein wird. Spätestens zum Zeitpunkt der Annahme des 
Entwurfs des Haushaltsplans 2017 wird die Kommission einen überarbeiteten Finanzbogen mit Einzelheiten darüber vorlegen, wie ein flexibles System für 
gebühren- und entgeltabhängige Stellen in der Praxis aussehen könnte und welche Auswirkungen dies auf den Stellenplan der Agentur hätte. Bis zum 
Vorliegen der Ergebnisse dieser laufenden Arbeiten weist der dem vorliegenden Vorschlag beigefügte Finanzbogen eine gleichbleibende Zahl gebühren- und 
entgeltabhängiger Stellen auf der Grundlage der Mitteilung der Kommission über die Finanz- und Personalplanung für die dezentralen Agenturen im 
Zeitraum 2014–2020 aus, die gemäß den von der Haushaltsbehörde im Haushaltsverfahren 2016 und zuvor gefassten Beschlüsse angepasst wurde. 
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3.2.2. Geschätzte Auswirkungen auf die operativen Mittel 

–  Für den Vorschlag/die Initiative werden keine operativen Mittel benötigt. 

–  Für den Vorschlag/die Initiative werden die folgenden operativen Mittel43 benötigt: 

– (Berechnungsgrundlage: durchschnittliche Gesamtkosten für 1 VZÄ: 132 000 EUR) 

Mittel für Verpflichtungen in Mio. EUR (3 Dezimalstellen) 

Ziele und 
Ergebnisse 

angeben 

 

 

  Jahr N Jahr N+1 Jahr N+2 Jahr N+3 Bei länger andauernden Auswirkungen 
(siehe 1.6) bitte weitere Spalten einfügen. INSGESAMT 

ERGEBNISSE 

  

A
nz

ah
l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n 

Gesamt-
zahl Gesamtkosten 

EINZELZIEL Nr. 144 

Beseitigung unnötiger 
Anforderungen und 
Gewährleistung einer 
Regulierung, die gegenüber den 
mit den verschiedenen Arten von 
Luftfahrttätigkeiten verbundenen 
Risiken verhältnismäßig ist 

Keine zusätzlichen Auswirkungen auf die EASA, weil die Ergebnisse von gegenwärtigen Mitteln absorbiert werden. 

Zwischensumme für Einzelziel Nr. 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

EINZELZIEL Nr. 2 

Gewährleistung einer effizienten 
Integration und wirksamen 
Beaufsichtigung neuer 

A
nz

ah
l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n A

nz
ah

l 
Koste

n A
nz

ah
l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n 

Gesamt-
zahl Gesamtkosten 

                                                 
43 Mittel, die entsprechend der Vereinbarung der Kabinette über zusätzliche Stellen und Vertragsbedienstete anzupassen sind. 
44 Wie unter 1.4.2. „Einzelziel(e)...“ beschrieben. 
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Technologien und 
Marktentwicklungen 

Neuer Rechtsrahmen für 
unbemannte Luftfahrzeuge 

 

Zwischensumme für Einzelziel 
Nr. 2 

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

EINZELZIEL Nr. 3 

Einrichtung eines kooperativen 
Sicherheitsmanagementprozesse
s zwischen der Union und ihren 
Mitgliedstaaten zur 
gemeinsamen Erkennung und 
Minderung von Risiken für die 
Zivilluftfahrt 

A
nz

ah
l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n 

Gesamt-
zahl Gesamtkosten 

Europäischer Speicher (Artikel 28): 
grundlegende Daten für die 
Entscheidungsfindung und 
Überwachung (1 VB/Jahr, einmalige 
IT-Kosten von 0,3 Mio. EUR in den 
Jahren n und n+1 sowie jährliche 
laufende Kosten von 0,2 Mio. EUR) 

 0,535  0,570  0,270  0,270        Vorschlag mit 
unbefristeter 
Geltungsdauer 

„Big-Data“: Daten und Analysen für 
das europäische Luftfahrtsystem 
(Personalkosten: 2 VZÄ+1 VB/Jahr 
ohne Betriebskosten) 

 0,167  0,334  0,334  0,334        Vorschlag mit 
unbefristeter 
Geltungsdauer 

Zwischensumme für Einzelziel 
Nr. 3 

 0,702  0,904 
 

0,604  0,604        Vorschlag mit 
unbefristeter 
Geltungsdauer 

EINZELZIEL Nr. 4 

Schließung der Lücken im 
Regulierungssystem und 
Gewährleistung seiner 
Einheitlichkeit 

A
nz

ah
l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n 

Gesamtz
ahl Gesamtkosten 
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Bodenabfertigung: Einführung und 
Aufrechterhaltung eines Systems 
gemeinsamer Anforderungen 
(Artikel 11) (Personalkosten: 
1 VZÄ/Jahr) 

 0,066  0,132  0,132  0,132        Vorschlag mit 
unbefristeter 
Geltungsdauer 

Harmonisierung von Luft- und 
Flugsicherheitsaspekten; 
Unterstützung bei der Erarbeitung 
von Vorschriften und bei 
Inspektionen (Artikel 40) 
(Personalkosten für 1 VZÄ/Jahr) 

 0,066  0,132  0,132  0,132        Vorschlag mit 
unbefristeter 
Geltungsdauer 

Neue europäische 
Zertifizierungsanforderungen in 
Bezug auf Umweltschutz und 
Berichterstattung (Artikel 39) 
(1 VZÄ/Jahr und jährliche IT-
Kosten von 0,15 Mio. EUR) 

 0,216  0,282  0,282  0,282        Vorschlag mit 
unbefristeter 
Geltungsdauer 

Zwischensumme für Einzelziel 
Nr. 4 

 0,348  0,546 
 

0,546  0,546        Vorschlag mit 
unbefristeter 
Geltungsdauer 

EINZELZIEL Nr. 5 

Schaffung eines wirksamen 
Systems für die Bündelung und 
gemeinsame Nutzung der 
Ressourcen zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Agentur 

A
nz

ah
l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n A

nz
ah

l 
Koste

n A
nz

ah
l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n A

nz
ah

l 

Koste
n 

Gesamtz
ahl Gesamtkosten 

Förderung risiko- und 
leistungsbezogener 
Aufsichtsmethoden  

 0,100  0,100  0,100  0,100        0,400 

Pool von Sachverständigen 
(Artikel 17) (1 VB/Jahr, einmalige 
IT-Kosten von 0,1 Mio. EUR in den 
Jahren n und n+1 sowie jährliche 
laufende Kosten von 5000 EUR) 

 0,140  0,175  0,075  0,075        Vorschlag mit 
unbefristeter 
Geltungsdauer 
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Einrichtung eines Rahmens für die 
Übertragung von Zuständigkeiten 
(Artikel 18) 

 0,175  0,175 
 

0,00  0,00        0,350 

Gewährleistung gemeinsamer 
Ausbildungsstandards (Artikel 43) 
(1 VB/Jahr und einmalige Kosten 
für Ausbildungsmaterial in den 
Jahren n und n+1 von 
0,075 Mio. EUR) 

 0,11  0,145 

 

0,070  0,070        Vorschlag mit 
unbefristeter 
Geltungsdauer 

Zwischensumme für Einzelziel 
Nr. 5 

 0,525  0,595  0,245  0,245         

GESAMTKOSTEN  1.575  2,045  1,395  1,395         
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3.2.3. Geschätzte Auswirkungen auf die Verwaltungsmittel 

3.2.3.1. Zusammenfassung 

–  Für den Vorschlag/die Initiative werden keine Verwaltungsmittel benötigt. 

–  Für den Vorschlag/die Initiative werden die folgenden Verwaltungsmittel 
benötigt: 

– Berechnungsgrundlage: derzeitige Personalausgaben in der GD MOVE im 
Zusammenhang mit der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 und EASA-
Angelegenheiten (7 VZÄ x 132 000 EUR/Jahr = 924 000 EUR) 

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen) 

 
Jahr N45 Jahr N+1 Jahr N+2 Jahr N+3 Bei länger andauernden Auswirkungen 

(siehe 1.6) bitte weitere Spalten einfügen. INSGESAMT 

 

RUBRIK 5 des 
Mehrjährigen 

Finanzrahmens 
        

Personalausgaben 0,924 0,924 0,924 0,924     

Sonstige 
Verwaltungsausgaben 0 0 0 0     

Zwischensumme 
RUBRIK 5 des 
Mehrjährigen 

Finanzrahmens  

0,924 0,924 0,924 0,924     

 

Außerhalb der 
RUBRIK 546 des 

Mehrjährigen 
Finanzrahmens 

        

Personalausgaben 0 0 0 0     

Sonstige 
Verwaltungsausgaben 0 0 0 0     

Zwischensumme 
außerhalb der 
RUBRIK 5 des 
Mehrjährigen 

Finanzrahmens 

0 0 0 0     

 

INSGESAMT 0,924 0,924 0,924 0,924     

Der Mittelbedarf für Personal und sonstige Verwaltungsausgaben wird durch der Verwaltung der Maßnahme zugeordnete 
Mittel der GD oder GD-interne Personalumsetzung gedeckt. Hinzu kommen etwaige zusätzliche Mittel, die der für die 

                                                 
45 Das Jahr N ist das Jahr, in dem mit der Umsetzung des Vorschlags/der Initiative begonnen wird. 
46 Technische und/oder administrative Unterstützung und Ausgaben zur Unterstützung der Umsetzung 

von Programmen bzw. Maßnahmen der EU (vormalige BA-Linien), indirekte Forschung, direkte 
Forschung. 
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Verwaltung der Maßnahme zuständigen GD nach Maßgabe der verfügbaren Mittel im Rahmen der jährlichen 
Mittelzuweisung zugeteilt werden. 
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3.2.3.2. Geschätzter Personalbedarf 

–  Für den Vorschlag/die Initiative wird kein Personal benötigt. 

–  Für den Vorschlag/die Initiative wird das folgende Personal benötigt: 

Schätzung in Vollzeitäquivalenten 
 

Jahr N Jahr N+1 Jahr N+2 Jahr N+3 

Bei länger andauernden 
Auswirkungen (siehe 1.6) 

bitte weitere Spalten 
einfügen. 

 Im Stellenplan vorgesehene Planstellen (Beamte und Bedienstete auf Zeit)   

06 01 01 01 (am Sitz und in den Vertretungen der 
Kommission) 7 7 7 7    

XX 01 01 02 (in den Delegationen) 0 0 0 0    

XX 01 05 01 (indirekte Forschung) 0 0 0 0    

10 01 05 01 (direkte Forschung) 0 0 0 0    

Externes Personal (in Vollzeitäquivalenten (VZÄ))47 

XX 01 02 01 (VB, ANS und LAK der Globaldotation) 0 0 0 0    

XX 01 02 02 (VB, ÖB, ANS, LAK und JSD in den 
Delegationen) 0 0 0 0    

XX 01 04 yy48 
0 0 0 0     

0 0 0 0     

XX 01 05 02 (VB, ANS und LAK der indirekten Forschung) 0 0 0 0    

10 01 05 02 (VB, ANS und LAK der direkten Forschung) 0 0 0 0    

Sonstige Haushaltslinien (bitte angeben)        

INSGESAMT 7 7 7 7    

XX steht für den jeweiligen Politikbereich bzw. Haushaltstitel. 

Der Personalbedarf wird durch der Verwaltung der Maßnahme zugeordnetes Personal der GD oder GD-interne 
Personalumsetzung gedeckt. Hinzu kommen etwaige zusätzliche Mittel, die der für die Verwaltung der 
Maßnahme zuständigen GD nach Maßgabe der verfügbaren Mittel im Rahmen der jährlichen Mittelzuweisung 
zugeteilt werden. 

Beschreibung der auszuführenden Aufgaben: 

Beamte und Bedienstete auf Zeit Personal der GD MOVE, das mit Fragen der Flugsicherheit in der Zivilluftfahrt, des 
Umweltschutzes in der Luftfahrt und der EASA befasst ist: 

- Verwaltung der Annahme und Durchführung von Maßnahmen, die sich aus EASA-
Empfehlungen ergeben (Beschlüsse und Verordnungen der Kommission); 

- administrative Koordinierung und Kontrolle der EASA: Arbeitsprogramme, mehrjährige 
Personalentwicklungspläne, Sitzungen des Verwaltungsrates und anderer Ausschüsse; 

- Politikentwicklung und Koordinierung 

- finanzielle und das Rechnungswesen betreffende Verantwortlichkeiten in Bezug auf die 

                                                 
47 VB = Vertragsbedienstete, ÖB = örtliche Bedienstete, ANS = abgeordnete nationale Sachverständige, 

LAK =Leiharbeitskräfte, JSD = junge Sachverständige in Delegationen. 
48 Teilobergrenze für aus operativen Mitteln finanziertes externes Personal (vormalige BA-Linien). 
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EASA auf Kommissionsebene (Haushalt, Entlastung usw.). 

Externes Personal  
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3.2.4. Vereinbarkeit mit dem Mehrjährigen Finanzrahmen 

–  Der Vorschlag/Die Initiative ist mit dem Mehrjährigen Finanzrahmen 
vereinbar. 

–  Der Vorschlag/Die Initiative erfordert eine Anpassung der betreffenden Rubrik 
des Mehrjährigen Finanzrahmens. 

Bitte erläutern Sie die erforderliche Anpassung unter Angabe der betreffenden Haushaltslinien und der 
entsprechenden Beträge49. 

Haushaltslinie: 06 02 02 

in Mio. EUR 

N:  36,445 

N+1: 36,915 

N+2: 36,963 

N+3: 37,674 

–  Der Vorschlag/Die Initiative erfordert eine Inanspruchnahme des 
Flexibilitätsinstruments oder eine Änderung des Mehrjährigen Finanzrahmens. 

Bitte erläutern Sie den Bedarf unter Angabe der betreffenden Rubriken und Haushaltslinien sowie der 
entsprechenden Beträge. 

3.2.5. Finanzierungsbeteiligung Dritter 

– Der Vorschlag/Die Initiative sieht keine Kofinanzierung durch Dritte vor. 

– Der Vorschlag/Die Initiative sieht folgende Kofinanzierung vor: 

Mittel in Mio. EUR (3 Dezimalstellen) 

 
Jahr N Jahr N+1 Jahr N+2 Jahr N+3 

Bei länger andauernden 
Auswirkungen (siehe 1.6) bitte 

weitere Spalten einfügen. 
Insgesamt 

Beitrag von EEA-
/EFTA-Ländern außer 
Schweiz* 

1,070 1,070 1,054 1,073     

Beitrag der Schweiz** 1,0 1,0 1,0 1,0     

Kofinanzierung 
INSGESAMT 2,070 2,070 2,054 2,073     

* Ausgehend von der Annahme eines Beitrags in Höhe von 2,76 % des jährlichen EU-Beitrags. Bei der Berechnung der 
zweckgebundenen Einnahmen aus Vorjahresüberschüssen wird davon ausgegangen, dass diese 0 betragen. 

                                                 
49 Beträge, die entsprechend der Vereinbarung der Kabinette über zusätzliche Stellen und 

Vertragsbedienstete anzupassen sind. 
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** Annäherungsweise entsprechend dem Beschluss Nr. 1/2007 des Gemischten Luftverkehrsausschusses 
Gemeinschaft/Schweiz, der durch das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über den Luftverkehr eingesetzt wurde (2008/100/EG) 

 

3.3. Geschätzte Auswirkungen auf die Einnahmen 

–  Der Vorschlag/Die Initiative wirkt sich nicht auf die Einnahmen aus. 

–  Der Vorschlag/Die Initiative wirkt sich auf die Einnahmen aus, und zwar: 

–  auf die Eigenmittel 

–  auf die sonstigen Einnahmen 

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen) 

Einnahmenlinie: 

Für das 
laufende 

Haushaltsjahr 
verfügbare 

Mittel 

Auswirkungen des Vorschlags/der Initiative50 

Jahr N Jahr N+1 Jahr N+2 Jahr N+3 Bei länger andauernden Auswirkungen 
(siehe 1.6) bitte weitere Spalten einfügen. 

Artikel ….         

Bitte geben Sie für die sonstigen zweckgebundenen Einnahmen die betreffende(n) Ausgabenlinie(n) 
an. 

 

Bitte geben Sie an, wie die Auswirkungen auf die Einnahmen berechnet werden. 

 

 

                                                 
50 Bei den traditionellen Eigenmitteln (Zölle, Zuckerabgaben) sind die Beträge netto, d. h. abzüglich 25 % 

für Erhebungskosten, anzugeben. 
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ANHANG I 

Luftfahrzeuge gemäß Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe d 

 

Luftfahrzeugkategorien, auf die diese Verordnung keine Anwendung findet: 

(a) historische Luftfahrzeuge, die folgende Kriterien erfüllen: 

i) einfache Luftfahrzeuge, deren 

– ursprüngliche Auslegung vor dem 1. Januar 1955 festgelegt wurde und 

– deren Produktion vor dem 1. Januar 1975 eingestellt wurde,  

 oder 

ii) Luftfahrzeuge von eindeutiger historischer Bedeutung 

– aufgrund der Teilnahme an einem bemerkenswerten historischen 
Ereignis,  

– als wichtiger Schritt in der Entwicklung der Luftfahrt oder 

– aufgrund einer wichtigen Rolle innerhalb der Streitkräfte eines 
Mitgliedstaats; 

(b) speziell für Forschungszwecke, Versuchszwecke oder wissenschaftliche Zwecke 
ausgelegte oder veränderte Luftfahrzeuge, die wahrscheinlich in sehr begrenzten 
Stückzahlen produziert werden; 

(c) bemannte Luftfahrzeuge, die zu mindestens 51 % von einem Amateur oder einer 
Amateurvereinigung ohne Gewinnzweck für den Eigengebrauch ohne jegliche 
gewerbliche Absicht gebaut werden; 

(d) militärisch genutzte Luftfahrzeuge, sofern es sich nicht um Muster handelt, für die 
eine Musterbauart von der Agentur festgelegt wurde; 

(e) Flächenflugzeuge mit einer Abreißgeschwindigkeit oder Mindestgeschwindigkeit im 
stationären Flug in Landekonfiguration von höchstens 35 Knoten CAS (Calibrated 
Air Speed — berichtigte Fluggeschwindigkeit) mit höchstens zwei Sitzen und einer 
von den Mitgliedstaaten erfassten höchstzulässigen Startmasse (MTOM) von nicht 
mehr als 

i) 300 kg im Fall von einsitzigen Landflugzeugen/-hubschraubern;  

ii) 450 kg im Fall von zweisitzigen Landflugzeugen/-hubschraubern;  

iii) 330 kg im Fall von einsitzigen Amphibienflugzeugen oder 
Schwimmerflugzeugen/-hubschraubern;  
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iv) 495 kg im Fall von zweisitzigen Amphibienflugzeugen oder 
Schwimmerflugzeugen/-hubschraubern, sofern sie für den Fall, dass sie sowohl 
als Schwimmerflugzeuge/-hubschrauber als auch als Landflugzeuge/-
hubschrauber betrieben werden, jeweils beide MTOM-Grenzwerte nicht 
überschreiten;  

v) 472,5 kg im Fall von zweisitzigen Landflugzeugen mit an der Zelle montiertem 
Fallschirm-Gesamtrettungssystem;  

vi) 540 kg im Fall von zweisitzigen Landflugzeugen mit an der Zelle montiertem 
Fallschirm-Gesamtrettungssystem und mit Elektroantrieb; 

vii) 315 kg im Fall von einsitzigen Landflugzeugen mit an der Zelle montiertem 
Fallschirm-Gesamtrettungssystem;  

viii) 365 kg im Fall von einsitzigen Landflugzeugen mit an der Zelle montiertem 
Fallschirm-Gesamtrettungssystem und mit Elektroantrieb, 

(f) einsitzige und zweisitzige Tragschrauber mit einer höchstzulässigen Startmasse von 
nicht mehr als 560 kg; 

(g) Segelflugzeuge und Motorsegler mit einer höchstzulässigen Startmasse von nicht 
mehr als 250 kg im Fall von einsitzigen bzw. 400 kg im Fall von zweisitzigen 
Flugzeugen, einschließlich fußstartfähiger Flugzeuge; 

(h) Nachbildungen von Luftfahrzeugen gemäß den Buchstaben a bis d, deren 
Konstruktion dem Original-Luftfahrzeug ähnlich ist; 

(i) Heißluftballons mit einem Platz und einem bauartbedingten maximalen 
Heißluftvolumen von höchstens 900 m3; 

(j) sonstige bemannte Luftfahrzeuge mit einer höchstzulässigen Leermasse 
(einschließlich Kraftstoff) von nicht mehr als 70 kg. 
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ANHANG II 

Grundlegende Anforderungen an die Lufttüchtigkeit 

1. INTEGRITÄT DES ERZEUGNISSES:  

Die Integrität des Erzeugnisses muss für alle vorgesehenen Flugbedingungen während der 
Betriebslebensdauer des Luftfahrzeugs sichergestellt sein. Die Einhaltung aller 
Anforderungen muss durch Bewertung oder Analyse, erforderlichenfalls durch Prüfungen 
gestützt, nachgewiesen werden. 

1.1. Tragende Teile und Werkstoffe:  

1.1.1. Die Integrität der Struktur muss über den gesamten Betriebsbereich des 
Luftfahrzeugs einschließlich seines Antriebssystems und in ausreichendem Maße 
darüber hinaus sichergestellt sein und während der Betriebslebensdauer des 
Luftfahrzeugs aufrecht erhalten werden. 

1.1.2. Alle Teile des Luftfahrzeugs, deren Ausfall die Integrität der Struktur beeinträchtigen 
könnte, müssen folgenden Bedingungen entsprechen, ohne dass es zu schädlicher 
Verformung oder zum Ausfall kommt. Dies gilt auch für alle Gegenstände mit 
erheblicher Masse und ihre Rückhaltemittel. 

(a) Alle Kombinationen von Belastungen, die nach vernünftigem Ermessen 
innerhalb des Gewichtsbereichs, des Bereichs der Schwerpunktlage, des 
Betriebsbereichs und der Betriebslebensdauer des Luftfahrzeugs und in 
ausreichendem Maß darüber hinaus auftreten können, sind zu berücksichtigen. 
Hierzu zählen Belastungen durch Böen, Flugmanöver, Druckbeaufschlagung, 
bewegliche Oberflächen sowie Steuerungs- und Antriebssysteme sowohl 
während des Fluges als auch am Boden. 

(b) Belastungen und mögliche Ausfälle aufgrund von Notlandungen oder 
Notwasserungen sind zu berücksichtigen. 

(c) Je nach Betriebsart sind dynamische Effekte durch das Antwortverhalten der 
Struktur auf diese Belastungen unter Berücksichtigung der Größe und der 
Auslegung des Luftfahrzeugs abzudecken. 

1.1.3. Das Luftfahrzeug darf keine aeroelastische Instabilität und keine übermäßigen 
Vibrationen aufweisen. 

1.1.4. Herstellungsverfahren und Werkstoffe, die beim Bau des Luftfahrzeugs zum Einsatz 
kommen, müssen bekannte und reproduzierbare konstruktive Eigenschaften 
aufweisen. Durch das Betriebsumfeld bedingte Änderungen der Leistungskennwerte 
der Werkstoffe müssen berücksichtigt werden. 

1.1.5. Im Rahmen des Möglichen ist sicherzustellen, dass die Auswirkungen zyklischer 
Belastung, Beeinträchtigungen durch Umwelteinflüsse, Unfallschäden und 
Einzelschäden nicht dazu führen, dass die Integrität der Struktur so weit abfällt, dass 
ein annehmbares Niveau der Restwiderstandsfähigkeit unterschritten wird. Alle 
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erforderlichen Anweisungen, die die fortdauernde Lufttüchtigkeit in dieser Hinsicht 
gewährleisten, sind bekannt zu machen. 

1.2. Antrieb:  

1.2.1. Die Integrität des Antriebssystems (d. h. des Triebwerks und gegebenenfalls des 
Propellers) muss über den gesamten Betriebsbereich des Antriebssystems und in 
ausreichendem Maße darüber hinaus während der Betriebslebensdauer des 
Antriebssystems nachweislich sichergestellt sein; dabei ist die Rolle des 
Antriebsystems im allgemeinen Sicherheitskonzept für das Luftfahrzeug zu 
berücksichtigen. 

1.2.2. Das Antriebssystem muss innerhalb der angegebenen Grenzen und unter 
Berücksichtigung von Umweltauswirkungen und -bedingungen den geforderten 
Schub oder die geforderte Leistung unter allen erforderlichen Flugbedingungen 
erbringen. 

1.2.3. Herstellungsverfahren und Werkstoffe, die beim Bau des Antriebssystems zum 
Einsatz kommen, müssen ein bekanntes und reproduzierbares konstruktives 
Verhalten aufweisen. Durch das Betriebsumfeld bedingte Änderungen der 
Leistungskennwerte der Werkstoffe müssen berücksichtigt werden. 

1.2.4. Die Auswirkungen zyklischer Belastung, Beeinträchtigungen durch Umwelt- und 
Betriebseinflüsse und daraus resultierende mögliche Ausfälle von Teilen dürfen nicht 
dazu führen, dass die Integrität des Antriebssystems unter ein annehmbares Niveau 
abfällt. Alle erforderlichen Anweisungen, die die fortdauernde Lufttüchtigkeit in 
dieser Hinsicht gewährleisten, sind bekannt zu machen. 

1.2.5. Alle erforderlichen Anweisungen, Informationen und Anforderungen an die sichere 
und ordnungsgemäße Verbindung zwischen dem Antriebssystem und dem 
Luftfahrzeug sind bekannt zu machen. 

1.3. Systeme und Ausrüstungen (andere als nicht eingebaute Ausrüstungen): 

1.3.1. Das Luftfahrzeug darf keine konstruktiven Eigenschaften oder Einzelheiten 
aufweisen, die erfahrungsgemäß gefährlich sind. 

1.3.2. Das Luftfahrzeug und alle Systeme und Ausrüstungen, die für die Bewertung der 
Musterbauart oder aufgrund von Betriebsvorschriften erforderlich sind, müssen unter 
allen vorhersehbaren Betriebsbedingungen über den gesamten Betriebsbereich des 
Luftfahrzeugs und in hinreichendem Maße darüber hinaus bestimmungsgemäß 
funktionieren, wobei dem Betriebsumfeld des Systems oder der Ausrüstung 
gebührend Rechnung zu tragen ist. Andere Systeme oder Ausrüstungen, die für die 
Musterzulassung oder aufgrund von Betriebsvorschriften nicht erforderlich sind, 
dürfen — auch im Falle einer Fehlfunktion — die Sicherheit nicht verringern und das 
ordnungsgemäße Funktionieren anderer Systeme oder Ausrüstungen nicht 
beeinträchtigen. Systeme und Ausrüstungen müssen ohne außergewöhnliche 
Fähigkeiten mit normalem Kraftaufwand bedienbar sein. 

1.3.3. Systeme und Ausrüstungen von Luftfahrzeugen müssen sowohl einzeln als auch in 
Beziehung zueinander so konstruiert sein, dass ein einzelner Ausfall, bei dem nicht 
nachgewiesen wurde, dass er äußerst unwahrscheinlich ist, nicht zu einem 
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verhängnisvollen Totalausfall führen kann, und die Wahrscheinlichkeit eines 
Ausfalls muss umgekehrt proportional zur Schwere seiner Auswirkungen auf das 
Luftfahrzeug und seine Insassen sein. In Bezug auf das genannte Einzelausfall-
Kriterium wird anerkannt, dass hinsichtlich der Größe und der allgemeinen 
Auslegung des Luftfahrzeugs eine angemessene Toleranz vorzusehen ist und dass 
dies möglicherweise dazu führt, dass einige Teile und Systeme von Hubschraubern 
und Kleinflugzeugen dieses Einzelausfall-Kriterium nicht erfüllen können. 

1.3.4. Für die sichere Durchführung des Fluges erforderliche Informationen und 
Informationen über unsichere Zustände müssen der Besatzung oder gegebenenfalls 
dem Instandhaltungspersonal deutlich, kohärent und unzweideutig mitgeteilt werden. 
Systeme, Ausrüstungen und Steuerungs- und Kontrolleinrichtungen, einschließlich 
optischer und akustischer Signaleinrichtungen, müssen so konstruiert und angeordnet 
sein, dass Fehler, die zum Entstehen von Gefahren beitragen könnten, minimiert 
werden. 

1.3.5. Es müssen konstruktive Vorkehrungen getroffen werden, um Gefahren für das 
Luftfahrzeug und die Insassen aufgrund von hinreichend wahrscheinlichen 
Bedrohungen, einschließlich Bedrohungen der Informationssicherheit, sowohl 
innerhalb als auch außerhalb des Luftfahrzeugs zu minimieren; hierzu zählt auch der 
Schutz vor der Möglichkeit, dass bei nicht eingebauten Ausrüstungen erhebliche 
Störungen auftreten oder dass sie auseinanderbrechen. 

1.4. Nicht eingebaute Ausrüstung: 

1.4.1. Nicht eingebaute Ausrüstung muss ihre Sicherheitsfunktion oder sicherheitsrelevante 
Funktion unter allen vorhersehbaren Betriebsbedingungen bestimmungsgemäß 
erfüllen, soweit diese Funktion nicht auch auf andere Weise erfüllt werden kann. 

1.4.2. Nicht eingebaute Ausrüstung muss ohne außergewöhnliche Fähigkeiten mit 
normalem Kraftaufwand bedienbar sein. 

1.4.3. Nicht eingebaute Ausrüstung muss so konstruiert sein, dass Fehler, die zum 
Entstehen von Gefahren beitragen könnten, minimiert werden. 

1.4.4. Nicht eingebaute Ausrüstung darf — auch im Falle einer Fehlfunktion — die 
Sicherheit nicht verringern und das ordnungsgemäße Funktionieren anderer Systeme, 
Ausrüstungen oder Geräte nicht beeinträchtigen. 

1.5. Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit: 

1.5.1. Alle benötigten Dokumente, einschließlich der Anweisungen für die 
Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit, sind zu erstellen und bereitzustellen, um zu 
gewährleisten, dass der Lufttüchtigkeitsstandard des Luftfahrzeugmusters und aller 
zugehörigen Teile über die gesamte Betriebslebensdauer des Luftfahrzeugs 
aufrechterhalten wird. 

1.5.2. Es sind Vorkehrungen zu treffen, um die Inspektion, die Einstellung, das Schmieren, 
den Ausbau oder den Austausch von Teilen und nicht eingebauten Ausrüstungen zu 
ermöglichen, soweit dies für die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit erforderlich 
ist. 
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1.5.3. Die Anweisungen für die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit sind — je nach 
Informationsumfang — in Form eines oder mehrerer Handbücher zu erteilen. Die 
Handbücher müssen Anweisungen für Instandhaltung und Instandsetzung, Angaben 
zu Wartungsarbeiten sowie Verfahrensanweisungen für die Fehlerbehebung und 
Inspektion enthalten und in einem praktisch handhabbaren Format ausgeführt 
werden. 

1.5.4. Die Anweisungen für die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit müssen Angaben zur 
Beschränkung der Lufttüchtigkeit enthalten, in denen jeweils verbindliche 
Austauschfristen, Inspektionsintervalle und entsprechende Verfahrensanweisungen 
für die Inspektion festgelegt werden. 

2. AUF DIE LUFTTÜCHTIGKEIT BEZOGENE ASPEKTE DES BETRIEBS DER ERZEUGNISSE 

2.1. Die folgenden Voraussetzungen müssen nachweislich gegeben sein, damit während 
des Betriebs des Erzeugnisses ein zufrieden stellendes Sicherheitsniveau für 
Personen an Bord oder am Boden gewährleistet ist: 

(a) Die Betriebsarten, für die das Luftfahrzeug zugelassen ist, müssen festgelegt 
sein; ebenso müssen für den sicheren Betrieb notwendige Beschränkungen und 
Angaben, einschließlich Umweltbeschränkungen und Leistungsangaben, 
festgelegt sein. 

(b) Das Luftfahrzeug muss unter allen vorgesehenen Betriebsbedingungen, auch 
nach Ausfall eines oder gegebenenfalls mehrerer Antriebssysteme, unter 
Berücksichtigung der Größe und der Auslegung des Luftfahrzeugs sicher 
steuerbar und manövrierbar sein. Der Muskelkraft des Piloten, der 
Flugdeckumgebung, der Arbeitsbelastung des Piloten und anderen 
menschlichen Faktoren sowie der Flugphase und der Flugdauer ist gebührend 
Rechnung zu tragen. 

(c) Es muss möglich sein, reibungslos von einer Flugphase in eine andere 
überzugehen, ohne dass unter den wahrscheinlichen Betriebsbedingungen in 
außergewöhnlichem Maß Flugfähigkeiten, Wachsamkeit, Muskelkraft oder 
Arbeitsaufwand erforderlich sind. 

(d) Die Stabilität des Luftfahrzeugs muss so beschaffen sein, dass die an den 
Piloten gestellten Anforderungen unter Berücksichtigung der Flugphase und 
der Flugdauer nicht übermäßig sind. 

(e) Es sind Verfahrensanweisungen für Normalbetrieb, Ausfallzustände und 
Notfallsituationen zu erstellen. 

(f) Es müssen dem Luftfahrzeugtyp angepasste Warnvorrichtungen oder andere 
Präventionsvorkehrungen, die ein Überschreiten des normalen 
Flugleistungsbereichs verhindern sollen, vorhanden sein. 

(g) Die Eigenschaften des Luftfahrzeugs und seiner Systeme müssen ein sicheres 
Beenden von Grenzflugzuständen, die möglicherweise erreicht werden, 
gestatten. 
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2.2. Die Angaben zu Betriebsgrenzen und andere Informationen, die für den sicheren 
Betrieb erforderlich sind, müssen den Besatzungsmitgliedern zugänglich gemacht 
werden. 

2.3. Der Betrieb von Erzeugnissen muss vor Gefahren durch widrige äußere oder innere 
Einflüsse, einschließlich Umwelteinflüssen, geschützt werden. 

(a) Insbesondere darf je nach Art des Betriebs die während des Betriebs des 
Erzeugnisses begründet zu erwartende Einwirkung von Phänomenen wie 
schlechtes Wetter, Blitzschlag, Vogelschlag, hochfrequente Strahlungsfelder, 
Ozon usw. unter Berücksichtigung der Größe und der Auslegung des 
Luftfahrzeugs zu keinem unsicheren Zustand führen. 

(b) Die Fluggasträume müssen für die Fluggäste entsprechend der Betriebsart und 
unter Berücksichtigung der Größe und der Auslegung des Luftfahrzeugs 
angemessene Beförderungsbedingungen und einen ausreichenden Schutz vor 
allen erwarteten Gefahren im Flugbetrieb oder bei Notfallsituationen, 
einschließlich Feuer, Rauch und giftige Gase sowie Gefahren aufgrund eines 
plötzlichen Druckabfalls, schaffen. Es sind Vorkehrungen zu treffen, um den 
Insassen im Falle einer Notlandung oder Notwasserung nach vernünftigem 
Ermessen die Möglichkeit zu eröffnen, schwere Verletzungen zu vermeiden 
und das Luftfahrzeug zügig zu verlassen, und um sie vor den Auswirkungen 
der Verzögerungskräfte zu schützen. Es müssen klare und unzweideutige 
Zeichen oder Durchsagen vorgesehen werden, um den Insassen 
erforderlichenfalls Anweisungen über angemessenes sicheres Verhalten und 
die Lage und ordnungsgemäße Verwendung von Sicherheitsausrüstungen 
erteilen zu können. Die erforderlichen Sicherheitsausrüstungen müssen schnell 
zugänglich sein. 

(c) Die Flugbesatzungsräume müssen so ausgelegt sein, dass entsprechend der 
Betriebsart sowohl der Flugbetrieb, einschließlich Vorkehrungen für die 
Lageerkennung, als auch die Bewältigung aller erwarteten Situationen und 
Notfälle erleichtert werden. Das Umfeld der Flugbesatzungsräume darf die 
Fähigkeit der Flugbesatzung zur Ausübung ihrer Aufgaben nicht 
beeinträchtigen; es ist so auszulegen, dass eine Störung während des Betriebs 
und eine Fehlbedienung der Betätigungseinrichtungen vermieden werden. 

3. ORGANISATIONEN (EINSCHLIEßLICH NATÜRLICHER PERSONEN, DIE IM RAHMEN 
DES ENTWURFS, DER HERSTELLUNG ODER DER INSTANDHALTUNG TÄTIG WERDEN) 

3.1. Entsprechend der Art der Tätigkeit wird eine Organisationszulassung erteilt, wenn 
die folgenden Bedingungen erfüllt sind: 

(a) Die Organisation verfügt über alle für das Arbeitsspektrum erforderlichen 
Mittel. Hierzu zählen unter anderem: Einrichtungen, Personal, Ausrüstung, 
Werkzeuge und Material, schriftlich fixierte Aufgaben, Verantwortlichkeiten 
und Verfahren, Zugang zu einschlägigen Daten und Führung von 
Aufzeichnungen. 

(b) Sie führt entsprechend der durchgeführten Tätigkeit und der Größe der 
Organisation ein Managementsystem ein und erhält es aufrecht, um die 
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Einhaltung dieser grundlegenden Anforderungen zu gewährleisten, bewältigt 
Sicherheitsrisiken und strebt die fortlaufende Verbesserung dieses Systems an. 

(c) Die Organisation trifft Vereinbarungen mit anderen einschlägigen 
Organisationen, soweit dies erforderlich ist, um die fortdauernde Einhaltung 
der grundlegenden Anforderungen für die Lufttüchtigkeit zu gewährleisten. 

(d) Die Organisation richtet ein System zur Meldung von Vorfällen ein, das Teil 
des Managementsystems nach Buchstabe b und der Vereinbarungen nach 
Buchstabe c ist, um einen Beitrag zur ständigen Verbesserung der Sicherheit zu 
leisten. Das System zur Meldung von Vorfällen muss mit der Verordnung (EU) 
376/2014 in Einklang stehen. 

3.2. Im Falle von Organisationen für Instandhaltungsausbildung gelten die Bedingungen 
der Abschnitte 3.1 Buchstaben c und d nicht. 
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ANHANG III 

Grundlegende Anforderungen an die Umweltverträglichkeit von Erzeugnissen 

 

1. Die Erzeugnisse müssen so geräuscharm wie möglich konstruiert sein, wobei 
Absatz 4 zu berücksichtigen ist. 

2. Die Erzeugnisse müssen so emissionsarm wie möglich konstruiert sein, wobei 
Absatz 4 zu berücksichtigen ist. 

3. Die Erzeugnisse müssen so konstruiert sein, dass die durch Verdampfung oder 
Austreten von Flüssigkeiten entstehenden Emissionen minimiert werden; hierbei ist 
Absatz 4 zu berücksichtigen. 

4. Etwaige Kompromisse zwischen konstruktiven Maßnahmen zur Minimierung von 
Lärm, Emissionen verschiedener Art und des Austretens von Flüssigkeiten sind zu 
berücksichtigen. 

5. Bei der Minimierung von Lärm und Emissionen ist das gesamte Spektrum normaler 
Betriebsbedingungen und geografischer Gebiete zu berücksichtigen, in denen der 
Lärm und die Emissionen von Luftfahrzeugen problematisch sind. 

6. Die aus Gründen des Umweltschutzes erforderlichen Luftfahrzeugsysteme und -
ausrüstungen müssen so konstruiert, hergestellt und instand gehalten werden, dass sie 
unter allen vorhersehbaren Betriebsbedingungen bestimmungsgemäß funktionieren. 
Ihre Zuverlässigkeit muss ihrer beabsichtigten Auswirkung auf die 
Umweltverträglichkeit des Erzeugnisses angemessen sein. 

7. Etwaige Anweisungen, Verfahren, Mittel, Handbücher, Beschränkungen und 
Inspektionen, die erforderlich sind, um die fortdauernde Einhaltung dieser 
grundlegenden Anforderungen durch ein Luftfahrterzeugnis zu gewährleisten, 
müssen in einer klar verständlichen Weise festgelegt und den vorgesehenen Nutzern 
mitgeteilt werden.  

8. Die mit der Konstruktion, Herstellung und Instandhaltung von Luftfahrterzeugnissen 
befassten Organisationen müssen 

(a) über alle erforderlichen Mittel verfügen, um die kontinuierliche 
Einhaltung dieser grundlegenden Anforderungen durch ein 
Luftfahrterzeugnis zu gewährleisten, und 

(b) erforderlichenfalls Vereinbarungen mit anderen einschlägigen 
Organisationen treffen, um die kontinuierliche Einhaltung dieser 
grundlegenden Anforderungen durch ein Luftfahrterzeugnis zu 
gewährleisten. 
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ANHANG IV 

Grundlegende Anforderungen an das fliegende Personal  

1. PILOTENAUSBILDUNG 

1.1. Allgemeines 

Wer sich zum Führen eines Luftfahrzeuges ausbilden lässt, muss vom Bildungsstand 
sowie von der körperlichen und geistigen Verfassung her die notwendigen 
Voraussetzungen aufweisen, um die entsprechenden theoretischen Kenntnisse und 
praktischen Fertigkeiten zu erwerben, aufrechtzuerhalten und nachzuweisen. 

1.2. Theoretische Kenntnisse 

Ein Pilot muss einen Kenntnisstand erlangen und aufrechterhalten, der den im 
Luftfahrzeug ausgeübten Aufgaben entspricht und den mit der Art der Tätigkeit 
verbundenen Risiken angemessen ist. Diese Kenntnisse müssen mindestens 
Folgendes umfassen: 

(a) Luftrecht; 

(b) allgemeine Luftfahrzeugkunde; 

(c) technische Fragen im Zusammenhang mit der Luftfahrzeugkategorie; 

(d) Flugleistung und Flugplanung; 

(e) menschliches Leistungsvermögen und dessen Grenzen; 

(f) Meteorologie; 

(g) Navigation; 

(h) betriebliche Verfahren einschließlich Ressourcenmanagement; 

(i) Grundlagen des Fliegens; 

(j) Kommunikation und 

(k) nichttechnische Fertigkeiten einschließlich Erkennung und Bewältigung von 
Gefahrenlagen und Fehlern. 
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1.3. Nachweis und Aufrechterhaltung theoretischer Kenntnisse 

1.3.1. Der Erwerb und das Vorhandensein theoretischer Kenntnisse müssen durch eine 
ständige Bewertung während der Ausbildung und gegebenenfalls durch Prüfungen 
nachgewiesen werden. 

1.3.2. Die theoretischen Kenntnisse müssen in angemessenem Umfang aufrechterhalten 
werden. Die Erfüllung dieser Anforderung ist durch regelmäßige Bewertungen, 
Prüfungen, Tests oder Kontrollen nachzuweisen. Die Häufigkeit von Prüfungen, 
Tests oder Kontrollen muss dem mit der Tätigkeit verbundenen Risiko angemessen 
sein. 

1.4. Praktische Fertigkeiten 

Ein Pilot muss die praktischen Fertigkeiten erwerben und aufrechterhalten, die der 
Ausübung seiner Aufgaben im Luftfahrzeug entsprechen. Diese Fertigkeiten müssen 
dem mit der Art der Tätigkeit verbundenen Risiko angemessen sein und — den 
Aufgaben im Luftfahrzeug entsprechend — gegebenenfalls Folgendes umfassen: 

(a) Flugvorbereitung und -durchführung, einschließlich Luftfahrzeugleistung, 
Bestimmung von Masse und Schwerpunktlage, Kontrolle und Wartung des 
Luftfahrzeugs, Kraftstoff-/Energieplanung, Wetterbeurteilung, 
Streckenplanung, Luftraumbeschränkungen und Verfügbarkeit der Start- und 
Landebahn; 

(b) Flugplatzbetrieb und Platzrundenverfahren; 

(c) Vermeidung von Zusammenstößen und Vorsichtsmaßnahmen; 

(d) Führen des Luftfahrzeugs nach Sichtmerkmalen; 

(e) Flugmanöver, einschließlich kritischer Situationen und damit 
zusammenhängender „Upset“-Manöver, soweit technisch durchführbar; 

(f) Starts und Landungen mit und ohne Seitenwind; 

(g) Führen des Luftfahrzeugs ausschließlich nach Instrumenten, entsprechend der 
Art der Tätigkeit; 

(h) Betriebsverfahren, einschließlich Teamfähigkeit und Ressourcenmanagement, 
je nach Art des Betriebs (Alleinbetrieb oder Flugbesatzung mit mehreren 
Mitgliedern); 

(i) Navigation und Anwendung der Luftverkehrsregeln und verwandter Verfahren 
nach Sichtmerkmalen oder unter Einsatz von Navigationshilfen; 

(j) außergewöhnliche und Notverfahren, einschließlich simulierter Ausfälle der 
Luftfahrzeugausrüstung; 

(k) Einhaltung von Flugverkehrs- und Sprechfunkverkehrsverfahren; 

(l) Besonderheiten der Luftfahrzeugmuster oder Luftfahrzeugklassen; 
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(m) zusätzliche Schulung praktischer Fertigkeiten, die gegebenenfalls zur 
Minderung der Risiken bei bestimmten Tätigkeiten erforderlich sind, und 

(n) nichttechnische Fertigkeiten einschließlich Erkennung und Bewältigung von 
Gefahrenlagen und Fehlern; dabei sind geeignete Bewertungsmethoden in 
Verbindung mit der Bewertung der technischen Fertigkeiten anzuwenden. 

1.5. Nachweis und Aufrechterhaltung praktischer Fertigkeiten 

1.5.1. Ein Pilot muss die Fähigkeit zur Durchführung der Verfahren und Flugmanöver mit 
einem Kompetenzgrad nachweisen, der den im Luftfahrzeug ausgeführten Aufgaben 
entspricht; hierzu ist Folgendes nachzuweisen: 

(a) Führen des Luftfahrzeugs innerhalb seiner Betriebsgrenzen;  

(b) gutes Urteilsvermögen und ordnungsgemäße Flugzeugführung; 

(c) Anwendung der Luftfahrtkenntnisse; 

(d) Beherrschung des Luftfahrzeugs zu jedem Zeitpunkt und in einer solchen 
Weise, dass der erfolgreiche Abschluss eines Verfahrens oder eines Manövers 
gewährleistet ist; und 

(e) nichttechnische Fertigkeiten einschließlich Erkennung und Bewältigung von 
Gefahrenlagen und Fehlern; dabei sind geeignete Bewertungsmethoden in 
Verbindung mit der Bewertung der technischen Fertigkeiten anzuwenden. 

1.5.2. Die praktischen Fertigkeiten müssen in angemessenem Umfang aufrechterhalten 
werden. Die Erfüllung dieser Anforderung ist durch regelmäßige Bewertungen, 
Prüfungen, Tests oder Kontrollen nachzuweisen. Die Häufigkeit von Prüfungen, 
Tests oder Kontrollen muss dem mit der Tätigkeit verbundenen Risiko angemessen 
sein. 

1.6. Sprachkenntnisse 

Ein Pilot muss Sprachkenntnisse auf einem Niveau nachweisen, das den im 
Luftfahrzeug ausgeführten Aufgaben entspricht. Die nachgewiesenen Kenntnisse 
umfassen Folgendes: 

(a) Fähigkeit zum Verstehen von Wetterinformationsunterlagen, 

(b) Benutzung von Strecken-, An- und Abflugkarten und zugehörigen 
luftfahrttechnischen Informationsunterlagen und 

(c) Fähigkeit zur Verständigung mit anderen Flugbesatzungsmitgliedern und 
Flugsicherungsdiensten in allen Flugphasen einschließlich Flugvorbereitung. 

1.7. Flugsimulationsübungsgeräte 

Wird zur Ausbildung oder zum Nachweis erworbener bzw. aufrechterhaltener 
praktischer Fertigkeiten ein Flugsimulationsübungsgerät (FSTD) verwendet, so muss 
dieses für ein bestimmtes Leistungsniveau in den Bereichen zugelassen sein, die für 
die Erfüllung der entsprechenden Aufgaben relevant sind. Insbesondere die 
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Nachbildung der Konfiguration, der Handhabungseigenschaften, der 
Luftfahrzeugleistung und des Systemverhaltens muss dem Luftfahrzeug in 
angemessener Weise entsprechen. 

1.8. Ausbildungslehrgang 

1.8.1. Die Ausbildung muss in Form eines Ausbildungslehrgangs erfolgen. 

1.8.2. Ein Ausbildungslehrgang muss folgende Bedingungen erfüllen: 

(a) Für jede Art von Ausbildungslehrgang ist ein Lehrplan zu erstellen, und 

(b) der Ausbildungslehrgang muss eine übersichtliche Darstellung der vermittelten 
theoretischen Kenntnisse und gegebenenfalls der praktischen Flugausbildung 
(einschließlich Ausbildung an synthetischen Flugübungsgeräten) umfassen. 

1.9. Lehrberechtigte 

1.9.1. Theoretische Ausbildung 

Die theoretische Ausbildung muss durch entsprechend qualifizierte Lehrberechtigte 
erfolgen. Sie müssen 

(a) über geeignete Kenntnisse auf dem Ausbildungsgebiet verfügen und 

(b) eine geeignete Lehrmethodik anwenden können. 

1.9.2. Flugpraktische Ausbildung und Ausbildung an Flugsimulatoren 

Die flugpraktische Ausbildung und die Ausbildung an Flugsimulatoren müssen durch 
entsprechend qualifizierte Lehrberechtigte erfolgen; diese müssen 

(a) die für die zu vermittelnde Ausbildung geeigneten theoretischen Kenntnisse 
und praktischen Erfahrungen besitzen, 

(b) eine geeignete Lehrmethodik anwenden können. 

(c) über Erfahrungen in der Vermittlung der Flugmanöver und -verfahren 
verfügen, für die die flugpraktische Ausbildung erfolgen soll, 

(d) nachweislich über die Lehrfähigkeit in den entsprechenden flugpraktischen 
Bereichen verfügen, einschließlich Flugvor- und -nachbereitung sowie 
Unterricht in Schulungsräumen, und 

(e) regelmäßig an Auffrischungsschulungen teilnehmen, um sicherzustellen, dass 
die zu vermittelnden Kenntnisse und Fertigkeiten immer auf dem neuesten 
Stand sind. 

Fluglehrer müssen zudem berechtigt sein, ein Luftfahrzeug, für das die Ausbildung 
erfolgt, als Kommandant zu führen, sofern es sich nicht um die Ausbildung an neuen 
Luftfahrzeugmustern handelt. 
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1.10. Prüfer 

Für die Beurteilung der Fertigkeiten von Piloten verantwortliche Personen müssen 

(a) die Anforderungen für Fluglehrer oder für Lehrer für Flugsimulatoren erfüllen, 
und 

(b) befähigt sein, die Leistung eines Piloten zu beurteilen und Flugprüfungen und 
Kontrollen durchzuführen. 

2. ERFORDERLICHE ERFAHRUNG - PILOTEN 

Eine Person, die als Flugbesatzungsmitglied, Lehrberechtigter oder Prüfer tätig ist, 
muss eine für die Ausübung der betreffenden Tätigkeiten ausreichende Erfahrung 
erwerben und aufrechterhalten, sofern nicht in den delegierten Rechtsakten 
vorgesehen ist, dass die entsprechenden Fertigkeiten nach Abschnitt 1.5 
nachzuweisen sind. 

3. FLUGMEDIZINISCHE TAUGLICHKEIT - PILOTEN 

3.1. Medizinische Kriterien 

3.1.1. Alle Piloten müssen in regelmäßigen Abständen ihre flugmedizinische Tauglichkeit 
für die zufrieden stellende Ausführung ihrer Aufgaben unter Berücksichtigung der 
Art der Tätigkeit nachweisen. Die Einhaltung der Anforderungen wird anhand einer 
geeigneten Beurteilung auf der Grundlage der besten flugmedizinischen Praxis 
nachgewiesen, wobei die Art der Tätigkeit und eine mögliche altersbedingte geistige 
und körperliche Leistungsminderung berücksichtigt wird. 

Flugmedizinische Tauglichkeit umfasst die körperliche und geistige Tauglichkeit und 
bedeutet, dass der Pilot nicht an einer Krankheit oder Behinderung leidet, aufgrund 
deren er nicht in der Lage ist, 

(a) die zum Führen eines Luftfahrzeugs notwendigen Aufgaben auszuführen  

(b) die ihm zugewiesenen Aufgaben jederzeit zu erfüllen oder 

(c) ihre Umgebung richtig wahrzunehmen. 

3.1.2. Kann die flugmedizinische Tauglichkeit nicht in vollem Umfang nachgewiesen 
werden, dürfen ausgleichende Maßnahmen ergriffen werden, die eine gleichwertige 
Flugsicherheit gewährleisten. 

3.2. Flugmedizinische Sachverständige 

Ein flugmedizinischer Sachverständiger muss 

(a) die Befähigung und Approbation als Arzt besitzen, 
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(b) eine flugärztliche Ausbildung haben und regelmäßig an Auffrischungskursen in 
Flugmedizin teilnehmen, um sicherzustellen, dass die Beurteilungsstandards 
stets auf dem neuesten Stand sind, und 

(c) über praktische Kenntnisse und Erfahrungen in Bezug auf die Bedingungen 
verfügen, unter denen Piloten ihre Aufgaben erfüllen. 

3.3. Flugmedizinische Zentren 

Flugmedizinische Zentren müssen folgende Bedingungen erfüllen: 

(a) Sie müssen über alle Mittel verfügen, die für das mit ihren Rechten verbundene 
Aufgabenspektrum erforderlich sind. Hierzu zählen unter anderem: 
Einrichtungen, Personal, Ausrüstung, Werkzeuge und Material, schriftlich 
fixierte Aufgaben, Verantwortlichkeiten und Verfahren, Zugang zu 
einschlägigen Daten und Führung von Aufzeichnungen. 

(b) Sie führen entsprechend der ausgeübten Tätigkeit und der Größe der 
Organisation ein Managementsystem ein und erhalten es aufrecht, um die 
Einhaltung dieser grundlegenden Anforderungen zu gewährleisten, 
Sicherheitsrisiken zu bewältigen und auf die fortlaufende Verbesserung dieses 
Systems hinzuarbeiten; und 

(c) sie treffen gegebenenfalls Vereinbarungen mit anderen einschlägigen 
Organisationen, um die kontinuierliche Einhaltung dieser Anforderungen zu 
gewährleisten. 

4. FLUGBEGLEITER 

4.1. Allgemeines 

Flugbegleiter müssen 

(a) regelmäßig geschult und geprüft werden, damit sie eine angemessene 
Befähigung zur Ausführung der ihnen zugewiesenen Sicherheitsaufgaben 
erlangen und aufrecht erhalten, und 

(b) in regelmäßigen Abständen auf ihre flugmedizinische Tauglichkeit zur sicheren 
Ausführung ihrer Sicherheitsaufgaben hin untersucht werden. Die Erfüllung 
der Anforderungen ist durch eine geeignete Beurteilung auf der Grundlage der 
besten flugmedizinischen Praxis nachzuweisen. 

4.2. Ausbildungslehrgang 

4.2.1. Wenn dies für die Art des Betriebs oder die Rechte angemessen ist, muss die 
Ausbildung in Form eines Ausbildungslehrgangs erfolgen. 

4.2.2. Ein Ausbildungslehrgang muss folgende Bedingungen erfüllen: 

(a) Für jede Art von Ausbildungslehrgang ist ein Lehrplan zu erstellen, und 



 

DE 17   DE 

(b) der Ausbildungslehrgang muss eine übersichtliche Darstellung der vermittelten 
theoretischen Kenntnisse und gegebenenfalls der praktischen Ausbildung 
(einschließlich Ausbildung an synthetischen Flugübungsgeräten) umfassen. 

4.3. Lehrberechtigte für Flugbegleiter 

Die Ausbildung muss durch entsprechend qualifizierte Lehrberechtigte erfolgen. 
Diese Lehrberechtigten müssen 

(a) über geeignete Kenntnisse auf dem Ausbildungsgebiet verfügen  

(b) eine geeignete Lehrmethodik anwenden können. und 

(c) regelmäßig an Auffrischungsschulungen teilnehmen, um sicherzustellen, dass 
die zu vermittelnden Kenntnisse und Fertigkeiten immer auf dem neuesten 
Stand sind. 

4.4. Prüfer für Flugbegleiter 

Für die Prüfung von Flugbegleitern verantwortliche Personen müssen 

(a) die Anforderungen für Prüfer für Flugbegleiter erfüllen, und 

(b) befähigt sein, die Leistung von Flugbegleitern zu beurteilen und Prüfungen 
durchzuführen. 

5. AUSBILDUNGSEINRICHTUNGEN 

Eine Einrichtung zur Ausbildung von Piloten oder Flugbegleitern muss folgende 
Anforderungen erfüllen: 

(a) Sie muss über alle Mittel verfügen, die für das mit ihrer Tätigkeit verbundene 
Aufgabenspektrum erforderlich sind. Hierzu zählen unter anderem: 
Einrichtungen, Personal, Ausrüstung, Werkzeuge und Material, schriftlich 
fixierte Aufgaben, Verantwortlichkeiten und Verfahren, Zugang zu 
einschlägigen Daten und Führung von Aufzeichnungen. 

(b) Sie führt entsprechend der vermittelten Ausbildung und der Größe der 
Organisation ein Managementsystem ein und erhält es aufrecht, um die 
Einhaltung dieser grundlegenden Anforderungen zu gewährleisten, 
Sicherheitsrisiken zu bewältigen und auf die fortlaufende Verbesserung dieses 
Systems hinzuarbeiten und 

(c) trifft gegebenenfalls Vereinbarungen mit anderen einschlägigen 
Organisationen, um die kontinuierliche Einhaltung der oben genannten 
Anforderungen zu gewährleisten. 
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ANHANG V 

Grundlegende Anforderungen an den Flugbetrieb  

1. ALLGEMEINES 

1.1. Ein Flug darf nur dann durchgeführt werden, wenn die Besatzungsmitglieder und 
gegebenenfalls das gesamte sonstige an der Vorbereitung und Durchführung des 
Fluges beteiligte Betriebspersonal mit den Gesetzen, Vorschriften und Verfahren 
vertraut sind, die für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben maßgebend sind und für die 
zu überfliegenden Gebiete, die für den Anflug vorgesehenen Flugplätze und die 
damit zusammenhängenden Flugsicherungseinrichtungen gelten. 

1.2. Ein Flug muss so durchgeführt werden, dass die im Flughandbuch oder 
erforderlichenfalls im Betriebshandbuch spezifizierten Betriebsverfahren für die 
Vorbereitung und Durchführung des Fluges befolgt werden. Hierzu müssen 
Prüflisten vorliegen, die von den Besatzungsmitgliedern je nach Gegebenheit in allen 
Betriebsphasen des Luftfahrzeugs unter normalen und außergewöhnlichen 
Bedingungen sowie in Notfällen benutzt werden. Für alle nach vernünftigem 
Ermessen vorhersehbaren Notfälle müssen Verfahren festgelegt werden. 

1.3. Vor jedem Flug sind die Aufgaben und Pflichten jedes Besatzungsmitglieds 
festzulegen. Der Kommandant ist für den Betrieb und die Sicherheit des 
Luftfahrzeugs sowie für die Sicherheit aller an Bord befindlichen 
Besatzungsmitglieder, Fluggäste und Frachtstücke verantwortlich. 

1.4. Gegenstände oder Stoffe, die eine wesentliche Gefährdung für die Gesundheit, die 
Sicherheit, Sachwerte oder die Umwelt darstellen können, wie zum Beispiel 
gefährliche Güter, Waffen und Munition, dürfen in keinem Luftfahrzeug mitgeführt 
werden, sofern nicht besondere Sicherheitsvorkehrungen und -anweisungen zur 
Minderung der damit verbundenen Risiken zur Anwendung kommen. 

1.5. Alle Daten, Dokumente, Unterlagen und Informationen, die zur Aufzeichnung der 
Einhaltung der in Abschnitt 5.3 genannten Bedingungen benötigt werden, sind für 
jeden Flug bereitzustellen und für einen der Art des Betriebs angemessenen 
Mindestzeitraum aufzubewahren. 

2. FLUGVORBEREITUNG 

Ein Flug darf nur angetreten werden, wenn mit nach vernünftigem Ermessen 
verfügbaren Mitteln festgestellt worden ist, dass alle nachfolgenden Bedingungen 
erfüllt sind: 

(a) Für die Durchführung des Fluges sind unter Berücksichtigung der vorhandenen 
AIS Unterlagen des Flugberatungsdienstes (Aeronautical Information Services) 
alle geeigneten Einrichtungen vorhanden, die unmittelbar für den Flug und für 
den sicheren Betrieb des Luftfahrzeugs erforderlich sind, einschließlich 
Sprechfunkeinrichtungen und Navigationshilfen. 
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(b) Die Besatzung muss mit der Unterbringung und dem Gebrauch der jeweiligen 
Sicherheits- und Notausrüstung vertraut sein, und die Fluggäste müssen 
darüber unterrichtet sein. Der Besatzung und den Fluggästen müssen 
ausreichende Informationen zu Notverfahren und zum Gebrauch der 
Sicherheitsausrüstung in der Kabine mit Bezug zu dem jeweiligen Flugbetrieb 
und zu den besonderen Merkmalen der eingebauten Ausrüstung bereitgestellt 
werden. 

(c) Der Kommandant muss sich davon überzeugt haben, dass 

i) das Luftfahrzeug gemäß Abschnitt 6 lufttüchtig ist, 

ii) das Luftfahrzeug, sofern erforderlich, ordnungsgemäß registriert ist und 
sich die entsprechenden Zeugnisse an Bord befinden, 

iii) die gemäß Abschnitt 5 für die Durchführung des Fluges erforderliche 
Instrumentierung und Ausrüstung im Luftfahrzeug installiert und 
betriebsbereit ist, sofern in der geltenden Mindestausrüstungsliste 
(Minimum Equipment List, MEL) oder gleichwertigen Dokumenten 
keine Ausnahme vorgesehen ist, 

iv) die Masse des Luftfahrzeugs und die Schwerpunktlage so sind, dass der 
Flug innerhalb der in den Lufttüchtigkeitsunterlagen vorgeschriebenen 
Grenzen durchgeführt werden kann, 

v) das gesamte Handgepäck, das gesamte aufgegebene Gepäck und die 
gesamte Fracht ordnungsgemäß verteilt und gesichert sind und 

vi) die in Abschnitt 4 genannten Betriebsgrenzen des Luftfahrzeuges 
während des Fluges zu keiner Zeit überschritten werden. 

(d) Die Flugbesatzung muss über Informationen zu den Wetterbedingungen am 
Startflugplatz, am Bestimmungsflugplatz und gegebenenfalls an 
Ausweichflugplätzen sowie entlang der Flugstrecke verfügen. Besondere 
Aufmerksamkeit ist potenziell gefährlichen atmosphärischen Bedingungen zu 
schenken. 

(e) Bei Flügen in ein Gebiet mit bekannten oder zu erwartenden 
Vereisungsbedingungen muss das Luftfahrzeug für den sicheren Betrieb unter 
diesen Bedingungen zugelassen, ausgerüstet und/oder vorbereitet sein. 

(f) Für einen Flug nach Sichtflugregeln müssen die Wetterbedingungen entlang 
der Flugstrecke eine Einhaltung dieser Flugregeln ermöglichen. Für einen Flug 
nach Instrumentenflugregeln müssen ein Bestimmungsflugplatz und 
gegebenenfalls ein oder mehrere Ausweichflugplätze ausgewählt werden, auf 
denen das Luftfahrzeug landen kann, und zwar unter besonderer 
Berücksichtigung der Wettervorhersagen, der Verfügbarkeit von 
Flugsicherungsdiensten, der Verfügbarkeit von Bodeneinrichtungen sowie der 
Instrumentenflugverfahren, die von dem Staat zugelassen sind, in dem sich der 
Bestimmungs- und/oder Ausweichflugplatz befindet. 
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(g) Die an Bord mitgeführte Menge an Kraftstoff/Energie für den Antrieb und an 
Verbrauchsgütern muss ausreichen, um den beabsichtigten Flug sicher 
durchführen zu können, wobei die Wetterbedingungen, etwaige die Leistung 
des Luftfahrzeugs beeinflussende Elemente sowie erwartete Verzögerungen 
während des Fluges zu berücksichtigen sind. Darüber hinaus muss für 
unvorhergesehenen Mehrverbrauch eine Reserve an Kraftstoff/Energie 
mitgeführt werden. Gegebenenfalls sind Verfahren für das Kraftstoff-
/Energiemanagement während des Fluges festzulegen. 

3. FLUGBETRIEB 

In Bezug auf den Flugbetrieb müssen alle folgenden Bedingungen eingehalten 
werden: 

(a) Je nach Luftfahrzeugmuster muss jedes Besatzungsmitglied bei Start und 
Landung, und wenn es der Kommandant aus Sicherheitsgründen für notwendig 
hält, auf seinem Platz sitzen und mit dem vorhandenen Haltesystem 
angeschnallt sein. 

(b) Je nach Luftfahrzeugmuster müssen alle vorgeschriebenen 
Flugbesatzungsmitglieder mit angelegtem Sicherheitsgurt auf ihrem Platz 
verbleiben, es sei denn, eine Abwesenheit ist während des Fluges aus 
physiologischen oder betrieblichen Gründen erforderlich. 

(c) Je nach Luftfahrzeugmuster und je nach Betriebsart muss der Kommandant bei 
Start und Landung, während des Rollens und wenn er es aus 
Sicherheitsgründen für notwendig hält, dafür sorgen, dass jeder Fluggast auf 
seinem Platz sitzt und ordnungsgemäß gesichert ist. 

(d) Ein Flug ist so durchzuführen, dass in allen Flugphasen ein ausreichender 
Abstand zu anderen Luftfahrzeugen aufrecht erhalten wird und eine 
angemessene Hindernisfreiheit sichergestellt ist. Dieser Abstand muss 
mindestens der in den geltenden Luftverkehrsregeln festgelegten Staffelung 
entsprechen und der Betriebsart angemessen sein. 

(e) Ein Flug darf nur dann fortgesetzt werden, wenn die bekannten Bedingungen 
weiterhin mindestens den in Abschnitt 2 genannten Bedingungen entsprechen. 
Bei einem Flug nach Instrumentenflugregeln darf zudem ein Anflug auf einen 
Flugplatz unterhalb bestimmter Höhen oder über eine bestimmte Position 
hinaus nicht fortgesetzt werden, wenn die vorgeschriebenen Sichtkriterien 
nicht erfüllt sind. 

(f) Bei einem Notfall muss der Kommandant dafür sorgen, dass alle Fluggäste den 
Umständen entsprechende Notanweisungen erhalten. 

(g) Der Kommandant muss alle notwendigen Maßnahmen ergreifen, um die 
Folgen eines störenden Verhaltens von Fluggästen für den Flug auf ein 
Mindestmaß zu begrenzen. 
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(h) Ein Luftfahrzeug darf nur dann auf der Bewegungsfläche eines Flugplatzes 
gerollt werden bzw. sein Rotor darf nur dann laufen, wenn die das 
Luftfahrzeug führende Person ausreichend befugt ist. 

(i) Die vorgeschriebenen Verfahren für das Kraftstoff-/Energiemanagement 
während des Fluges sind gegebenenfalls anzuwenden. 

4. FLUGZEUGLEISTUNG UND BETRIEBSGRENZEN 

4.1. Ein Luftfahrzeug muss in Übereinstimmung mit seinen Lufttüchtigkeitsunterlagen 
und allen damit zusammenhängenden Betriebsverfahren und Betriebsgrenzen, wie 
sie im genehmigten Flughandbuch bzw. gleichwertigen Unterlagen aufgeführt sind, 
betrieben werden. Das Flughandbuch bzw. gleichwertige Unterlagen müssen der 
Besatzung zur Verfügung stehen und für jedes Luftfahrzeug auf dem aktuellen Stand 
gehalten werden. 

4.2. Unbeschadet Abschnitt 4.1 kann bei Hubschrauberflügen ein vorübergehender Flug 
außerhalb der Geschwindigkeits-/Höhen-Betriebsgrenzen gestattet werden, wenn ein 
angemessenes Sicherheitsniveau gewährleistet wird.  

4.3. Das Luftfahrzeug muss in Übereinstimmung mit den geltenden 
Umweltschutzvorschriften betrieben werden. 

4.4. Ein Flug darf nur dann angetreten oder fortgesetzt werden, wenn bei der geplanten 
Betriebsmasse und unter Berücksichtigung sämtlicher Faktoren, die die Leistung des 
Luftfahrzeugs wesentlich beeinflussen, die für das Luftfahrzeug geplante Leistung 
die Durchführung aller Flugphasen innerhalb der entsprechenden 
Entfernungen/Gebiete und Hindernisfreiheiten zulässt. Zu den Leistungsfaktoren, die 
Start, Reiseflug und Landeanflug/Landung wesentlich beeinflussen, zählen 
insbesondere 

(a) Betriebsverfahren, 

(b) Druckhöhe am Flugplatz, 

(c) Temperatur, 

(d) Wind, 

(e) Größe, Neigung und Zustand des Start-/Landebereichs und 

(f) Zustand der Zelle, der Triebwerke oder der Bordanlagen unter 
Berücksichtigung möglicher Defekte. 
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4.5. Diese Faktoren sind direkt als Betriebsparameter oder indirekt durch Toleranzen oder 
Spannen zu berücksichtigen, die bei der Planung von Leistungsdaten je nach 
Betriebsart bereitgestellt werden. 

5. INSTRUMENTE, DATEN UND AUSRÜSTUNG 

5.1. Ein Luftfahrzeug muss unter Berücksichtigung der für die jeweilige Flugphase 
geltenden Luftverkehrsregeln und Luftverkehrsvorschriften mit allen für den 
beabsichtigten Flug notwendigen Navigations-, Kommunikations- und sonstigen 
Ausrüstungen ausgestattet sein. 

5.2. Gegebenenfalls muss ein Luftfahrzeug unter Berücksichtigung der mit den 
Fluggebieten, den zu fliegenden Strecken, der Flughöhe und der Flugdauer 
verbundenen Risiken mit allen erforderlichen medizinischen Ausrüstungen sowie 
Sicherheits-, Räumungs- und Überlebensausrüstungen ausgestattet sein. 

5.3. Alle für die Durchführung des Fluges durch die Besatzung erforderlichen Daten 
müssen unter Berücksichtigung der geltenden Luftverkehrsvorschriften, 
Luftverkehrsregeln, Flughöhen und Fluggebiete auf dem neuesten Stand und an Bord 
des Luftfahrzeugs verfügbar sein. 

6. AUFRECHTERHALTUNG DER LUFTTÜCHTIGKEIT UND DER 
UMWELTVERTRÄGLICHKEIT VON ERZEUGNISSEN 

6.1. Das Luftfahrzeug darf nur dann betrieben werden, wenn folgende Bedingungen 
erfüllt sind: 

(a) Das Luftfahrzeug befindet sich in einem lufttüchtigen Zustand und entspricht 
den Anforderungen betreffend die Umweltverträglichkeit von Erzeugnissen, 

(b) die für den beabsichtigten Flug erforderliche Betriebs- und Notausrüstung ist 
betriebsbereit, 

(c) das Lufttüchtigkeitszeugnis und gegebenenfalls das Lärmzeugnis des 
Luftfahrzeugs ist gültig und 

(d) die Instandhaltung des Luftfahrzeugs wurde in Übereinstimmung mit den 
geltenden Anforderungen durchgeführt. 

6.2. Vor jedem Flug oder vor jeder zusammenhängenden Abfolge von Flügen ist durch 
eine Vorflugkontrolle festzustellen, ob das Luftfahrzeug für den beabsichtigten Flug 
tauglich ist. 

6.3. Das Luftfahrzeug darf nur betrieben werden, wenn es nach der Instandhaltung von 
entsprechend qualifizierten Personen oder Organisationen zum Betrieb freigegeben 
wurde. Die Freigabebescheinigung muss insbesondere die wesentlichen Angaben zu 
der durchgeführten Instandhaltung enthalten. 

6.4. Die Unterlagen zum Nachweis der Lufttüchtigkeit und der Umweltverträglichkeit des 
Luftfahrzeugs sind für einen Zeitraum aufzubewahren, der den geltenden 
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Anforderungen an die Lufttüchtigkeit entspricht, bis die darin enthaltenen 
Informationen durch neue Informationen ersetzt worden sind, die dem Umfang und 
den Einzelheiten nach gleichwertig sind, mindestens jedoch für eine Dauer von 
24 Monaten. 

6.5. Alle Änderungen und Reparaturen müssen die grundlegenden Anforderungen für die 
Lufttüchtigkeit und gegebenenfalls die Umweltverträglichkeit von Erzeugnissen 
erfüllen. Die Nachweisdaten für die Erfüllung der Lufttüchtigkeitsanforderungen und 
der Anforderungen an die Umweltverträglichkeit von Erzeugnissen sind 
aufzubewahren. 

6.6. Es liegt in der Verantwortung des Betreibers, die Einhaltung seiner Anforderungen 
an Sicherheit und Gefahrenabwehr durch Dritte, die die Instandhaltung durchführen, 
zu gewährleisten. 

7. BESATZUNGSMITGLIEDER 

7.1. Bei der Festlegung der Anzahl und Zusammensetzung der Besatzung ist Folgendes 
zu berücksichtigen: 

(a) die Zulassungsbeschränkungen des Luftfahrzeugs, gegebenenfalls 
einschließlich der entsprechenden Vorführung der Noträumung, 

(b) die Auslegung des Luftfahrzeugs und 

(c) die Art und Dauer des Betriebs. 
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7.2. Der Kommandant muss befugt sein, alle erforderlichen Anweisungen für die 
Gewährleistung des Betriebs und der Sicherheit des Luftfahrzeugs sowie der an Bord 
befindlichen Personen und/oder Sachwerte zu geben und die dafür geeigneten 
Maßnahmen zu treffen. 

7.3. In einem Notfall, der den Betrieb oder die Sicherheit des Luftfahrzeugs und/oder der 
Personen an Bord gefährdet, muss der Kommandant alle Maßnahmen ergreifen, die 
er im Interesse der Sicherheit für notwendig erachtet. Werden dabei örtliche 
Vorschriften oder Verfahren verletzt, muss der Kommandant für eine entsprechende 
unverzügliche Benachrichtigung der zuständigen örtlichen Behörden sorgen. 

7.4. Außergewöhnliche oder Notsituationen dürfen nicht simuliert werden, wenn sich 
Fluggäste oder Fracht an Bord befinden. 

7.5. Ein Besatzungsmitglied darf nicht zulassen, dass die Erfüllung seiner Aufgaben oder 
seine Entscheidungsfähigkeit aufgrund der Auswirkungen von Müdigkeit — unter 
Berücksichtigung unter anderem von kumulierter Ermüdung, Schlafmangel, Anzahl 
der Flugsektoren, Nachtarbeit und Überschreitung von Zeitzonen — so beeinträchtigt 
wird, dass die Flugsicherheit gefährdet ist. Die Ruhezeiten müssen den 
Besatzungsmitgliedern ausreichend Zeit zur Erholung von den Auswirkungen des 
vorangegangenen Dienstes geben, so dass sie zu Beginn des darauf folgenden 
Flugdienstzeitraums gut ausgeruht sind. 

7.6. Ein Besatzungsmitglied darf den zugeteilten Dienst an Bord eines Luftfahrzeugs 
nicht antreten, wenn es unter Einwirkung von psychoaktiven Substanzen oder 
Alkohol steht oder wenn es aufgrund einer Verletzung, Ermüdung, der Wirkung von 
Medikamenten, einer Erkrankung oder ähnlichen Ursachen dienstuntauglich ist. 

8. ZUSÄTZLICHE ANFORDERUNGEN FÜR DEN GEWERBLICHEN LUFTVERKEHR UND 
ANDERE BETRIEBSARTEN, DIE ZULASSUNGS- ODER ERKLÄRUNGSANFORDERUNGEN 
UNTERLIEGEN 

8.1. Für die Zwecke des gewerblichen Luftverkehrs und anderer Betriebsarten, die 
Zulassungs- oder Erklärungsanforderungen unterliegen, müssen folgende 
Bedingungen erfüllt sein: 

(a) Der Betreiber verfügt entweder direkt oder durch Vereinbarungen mit Dritten 
über die für den Umfang und das Spektrum des Betriebs erforderlichen Mittel. 
Hierzu zählen unter anderem: Luftfahrzeuge, Einrichtungen, 
Managementstruktur, Personal, Ausrüstung, Dokumentierung der Aufgaben, 
Verantwortlichkeiten und Verfahren, Zugang zu einschlägigen Daten und 
Führung von Aufzeichnungen. 

(b) Der Betreiber setzt nur ausreichend qualifiziertes und geschultes Personal ein 
und führt ständig Schulungs- und Überprüfungsprogramme für die 
Besatzungsmitglieder und anderes maßgebliches Personal durch. 

(c) Der Betreiber erstellt eine Mindestausrüstungsliste (Minimum Equipment List, 
MEL) oder ein gleichwertiges Dokument unter Berücksichtigung folgender 
Voraussetzungen: 
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i) Das Dokument muss Anweisungen für den Betrieb des Luftfahrzeugs 
unter genau vorgegebenen Bedingungen enthalten, unter denen 
bestimmte Instrumente, Ausrüstungsteile oder Funktionen zu Beginn des 
Fluges abgeschaltet sind, 

ii) das Dokument muss für jedes einzelne Luftfahrzeug unter 
Berücksichtigung der jeweiligen Betriebs- und 
Instandhaltungsbedingungen des Betreibers erstellt werden, und 

iii) die Mindestausrüstungsliste (MEL) muss auf der Grundlage der Basis-
Mindestausrüstungsliste (MMEL), sofern diese vorhanden ist, erstellt 
werden und darf nicht weniger einschränkend sein als die MMEL. 

(d) Der Betreiber führt entsprechend der ausgeübten Tätigkeit und der Größe der 
Organisation ein Managementsystem ein und erhält es aufrecht, um die 
Einhaltung dieser grundlegenden Anforderungen zu gewährleisten, 
Sicherheitsrisiken zu bewältigen und die fortlaufende Verbesserung dieses 
Systems anzustreben. 

(e) Der Betreiber richtet ein System zur Meldung von Vorfällen ein, das Teil des 
in Buchstabe d genannten Managementsystems ist, um einen Beitrag zur 
ständigen Verbesserung der Sicherheit zu leisten. Das System zur Meldung von 
Vorfällen muss mit der Verordnung (EU) 376/2014 in Einklang stehen. 

8.2. Der Betrieb darf nur gemäß einem Betriebshandbuch des Betreibers erfolgen. Dieses 
Handbuch muss für sämtliche betriebene Luftfahrzeuge alle erforderlichen 
Anweisungen, Informationen und Verfahren enthalten, die für das Betriebspersonal 
zur Wahrnehmung seiner Aufgaben erforderlich sind. Beschränkungen hinsichtlich 
Flugzeit, Flugdienstzeiträumen und Ruhezeiten für die Besatzungsmitglieder sind 
auszuweisen. Das Betriebshandbuch und seine überarbeiteten Fassungen müssen mit 
dem genehmigten Flughandbuch im Einklang stehen und gegebenenfalls geändert 
werden. 

8.3. Der Betreiber muss gegebenenfalls Verfahren festlegen, um die Folgen eines 
störenden Verhaltens von Fluggästen für den sicheren Flugbetrieb auf ein 
Mindestmaß zu begrenzen. 

8.4. Der Betreiber muss an das Luftfahrzeug und die Art des Betriebs angepasste 
Gefahrenabwehrprogramme erarbeiten und aufrechterhalten, die insbesondere 
Folgendes umfassen: 

(a) Sicherheit des Cockpits, 

(b) Prüfliste zur Durchsuchung des Luftfahrzeugs, 

(c) Schulungsprogramme, und 

(d) Schutz von elektronischen Systemen und Computersystemen zur Verhinderung 
von vorsätzlichen Eingriffen in das System und Zerstörungen.  

8.5. Wenn Gefahrenabwehrmaßnahmen die Betriebssicherheit beeinträchtigen können, 
sind die Risiken zu bewerten und geeignete Verfahren zur Minderung der 
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Sicherheitsrisiken zu entwickeln; dazu ist unter Umständen der Einsatz einer 
Spezialausrüstung erforderlich. 

8.6. Der Betreiber muss einen Luftfahrzeugführer aus der Flugbesatzung als 
Kommandanten benennen. 

8.7. Um Ermüdungen zu verhindern, ist ein Ermüdungsmangagementsystem 
einzurichten. Für einen Flug oder eine Abfolge von Flügen sind im Rahmen dieses 
Systems die Flugzeit, Flugdienstzeiträume, Dienstzeiträume und angepasste 
Ruhezeiten vorzusehen. Bei innerhalb des Ermüdungsmanagementsystems 
festgelegten Beschränkungen sind alle wichtigen Faktoren zu berücksichtigen, die zu 
Ermüdung beitragen, wie insbesondere die Anzahl der Flugsektoren, eine 
Überschreitung von Zeitzonen, Schlafmangel, die Unterbrechung des 
Tagesrhythmus, Nachtarbeit, Positionierungsflüge, kumulative Dienstzeit für 
bestimmte Zeiträume, Aufteilung zugewiesener Aufgaben zwischen 
Besatzungsmitgliedern sowie auch die Bereitstellung aufgestockter Besatzungen. 

8.8. Der Betreiber muss gewährleisten, dass die in Abschnitt 6.1 sowie in den 
Abschnitten 6.4 und 6.5 aufgeführten Aufgaben von einer für die Aufrechterhaltung 
der Lufttüchtigkeit zuständigen Organisation kontrolliert werden, die den 
Anforderungen von Anhang II Abschnitt 3.1 und von Anhang III Abschnitte 7 und 8 
entsprechen muss.  

8.9. Der Betreiber muss gewährleisten, dass die aufgrund von Abschnitt 6.3 erforderliche 
Freigabebescheinigung von einer zur Instandhaltung von Erzeugnissen, Teilen und 
nicht eingebauter Ausrüstungen qualifizierten Organisation erteilt wird. Diese 
Organisation muss den Anforderungen von Anhang II Abschnitt 3.1 entsprechen.
  

8.10. Die in Abschnitt 8.8 genannte Organisation muss ein Organisationshandbuch 
erstellen, in dem für den Gebrauch durch das betreffende Personal und dessen 
Anleitung eine Beschreibung aller Verfahren der Organisation zur Aufrechterhaltung 
der Lufttüchtigkeit enthalten ist. 



 

DE 27   DE 

ANHANG VI 

Grundlegende Anforderungen an qualifizierte Stellen  

1. Die qualifizierte Stelle („Stelle“), ihr Leiter und das mit Zulassungs- und 
Aufsichtsaufgaben betraute Personal dürfen weder unmittelbar noch als 
Bevollmächtigte an Entwurf, Herstellung, Vertrieb oder Instandhaltung der 
Erzeugnisse, Teile, nicht eingebauten Ausrüstungen, Komponenten oder Systemen 
oder an deren Betrieb, Leistungserbringung oder Nutzung beteiligt sein. Ein 
Austausch technischer Informationen zwischen den beteiligten Organisationen und 
der qualifizierten Stelle wird dadurch nicht ausgeschlossen. 

Der vorstehende Absatz schließt nicht aus, dass eine mit dem Ziel der Förderung des 
Flugsports oder der Freizeitluftfahrt errichteten Organisation für die Akkreditierung 
als qualifizierte Stelle in Betracht kommt, sofern sie der Akkreditierungsbehörde 
zufriedenstellend nachweisen kann, dass sie angemessene Vorkehrungen für die 
Verhinderung von Interessenkonflikten getroffen hat. 

2. Die Stelle und das mit den Zulassungs- und Aufsichtsaufgaben betraute Personal 
müssen ihre Aufgaben mit der größtmöglichen beruflichen Integrität und fachlichen 
Kompetenz wahrnehmen und dürfen keinerlei Druck oder Anreiz, insbesondere 
finanzieller Art, ausgesetzt sein, der ihr Urteil oder die Ergebnisse ihrer Zulassungs- 
oder Aufsichtsaufgaben beeinträchtigen könnte — insbesondere seitens Personen 
oder Personengruppen, die von diesen Ergebnissen betroffen sind. 

3. Die Stelle muss ausreichendes Personal beschäftigen und über die erforderlichen 
Mittel verfügen, um die technischen und verwaltungsmäßigen Aufgaben, die mit 
dem Zulassungs- und Aufsichtsverfahren verbunden sind, wahrzunehmen; Sie hat 
auch Zugang zu der Ausrüstung, die für außergewöhnliche Prüfungen benötigt wird. 

4. Die mit den Untersuchungen betraute Stelle und ihr Personal müssen über folgende 
Voraussetzungen verfügen: 

(a) gründliche fachliche und berufliche Ausbildung oder ausreichende 
Fachkenntnisse aufgrund von Erfahrungen aus relevanten Tätigkeiten, 

(b) ausreichende Kenntnis der Vorschriften für die von ihnen durchgeführten 
Zulassungs- und Aufsichtsaufgaben und ausreichende praktische Erfahrung auf 
diesem Gebiet; 

(c) nötige Befähigung zur Abfassung der Erklärungen, Unterlagen und Berichte, 
mit denen die Durchführung der Zulassungs- und Aufsichtsaufgaben 
nachgewiesen wird. 

5. Die Unparteilichkeit des mit Zulassungs- und Aufsichtsaufgaben betrauten Personals 
muss gewährleistet sein. Seine Vergütung darf weder von der Zahl der 
durchgeführten Untersuchungen noch von deren Ergebnis abhängen. 

6. Die Stelle muss haftpflichtversichert sein, sofern nicht der Mitgliedstaat nach 
innerstaatlichem Recht für die Stelle haftet. 
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7. Das Personal der Stelle ist hinsichtlich aller Informationen, von denen es in 
Durchführung seiner Aufgaben gemäß dieser Verordnung Kenntnis erlangt, zur 
Verschwiegenheit verpflichtet. 
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ANHANG VII 

Grundlegende Anforderungen an Flugplätze 

1. PHYSISCHE MERKMALE, INFRASTRUKTUR UND AUSRÜSTUNG 

1.1. Roll- und Vorfeld 

1.1.1. Ein Flugplatz verfügt über einen ausgewiesenen Bereich für den Start und die 
Landung von Luftfahrzeugen, der folgende Bedingungen erfüllt: 

(a) Die Abmessungen und Merkmale des Start- und Landebereichs werden auf die 
zur Nutzung der Anlage vorgesehenen Luftfahrzeuge abgestimmt; 

(b) der Start- und Landebereich weist — wo anwendbar — eine für den ständigen 
Betrieb der vorgesehenen Luftfahrzeuge ausreichende Tragfähigkeit auf. 
Bereiche, die nicht für eine ständige Nutzung vorgesehen sind, müssen 
lediglich das Luftfahrzeug tragen können; 

(c) der Start- und Landebereich wird so ausgelegt, dass Wasser abgeleitet werden 
kann und sich keine Wasseransammlungen bilden, die eine inakzeptable 
Gefahr für den Betrieb von Luftfahrzeugen darstellen können; 

(d) vom Gefälle und von Gefälleänderungen im Start- und Landebereich dürfen 
keine inakzeptablen Gefahren für den Betrieb von Luftfahrzeugen ausgehen; 

(e) die Oberflächeneigenschaften des Start- und Landebereichs sind für die 
Nutzung durch die vorgesehenen Luftfahrzeuge geeignet; und 

(f) der Start- und Landebereich ist frei von Objekten, von denen eine inakzeptable 
Gefahr für den Betrieb von Luftfahrzeugen ausgehen kann. 

1.1.2. Soweit mehrere ausgewiesene Start- und Landebereiche vorhanden sind, werden sie 
so ausgelegt, dass von ihnen keine inakzeptable Gefahren für den Betrieb von 
Luftfahrzeugen ausgehen. 

1.1.3. Der ausgewiesene Lande- und Startbereich muss von genau festgelegten Bereichen 
umgeben sein. Diese Bereiche dienen dem Schutz von Luftfahrzeugen, die diese 
Bereiche bei Start oder Landung überfliegen, sowie der Abmilderung der Folgen, 
wenn Luftfahrzeuge zu kurz kommen („undershooting“), seitlich abkommen oder 
über das Ende des Start- und Landebereichs hinausschießen, und erfüllen folgende 
Bedingungen: 

(a) Diese Bereiche werden so ausgelegt, dass sie für den vorgesehenen 
Luftfahrzeugbetrieb geeignet sind; 

(b) vom Gefälle und von Gefälleänderungen in diesen Bereichen dürfen keine 
inakzeptablen Gefahren für den Betrieb von Luftfahrzeugen ausgehen; 
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(c) diese Bereiche sind frei von Objekten, von denen eine inakzeptable Gefahr für 
den Betrieb von Luftfahrzeugen ausgehen kann. Damit ist nicht 
ausgeschlossen, dass sich in diesen Bereichen Einrichtungen und Ausrüstungen 
ausreichender Brechbarkeit („frangibility“) befinden dürfen, sofern diese zur 
Unterstützung des Flugbetriebs benötigt werden; und 

(d) all diese Bereiche verfügen über eine für ihren Bestimmungszweck 
ausreichende Tragfähigkeit. 

1.1.4. Diejenigen Bereiche eines Flugplatzes einschließlich der zugehörigen unmittelbaren 
Umgebung, die für das Rollen oder Abstellen von Luftfahrzeugen bestimmt sind, 
werden so ausgelegt, dass der sichere Betrieb der Luftfahrzeuge, die die jeweilige 
Anlage voraussichtlich nutzen werden, unter allen vorgesehenen Umständen 
gewährleistet ist, und sie erfüllen folgende Bedingungen: 

(a) Diese Bereiche verfügen über eine für den ständigen Betrieb der vorgesehenen 
Luftfahrzeuge ausreichende Tragfähigkeit. Ausgenommen sind jene Bereiche, 
die nur für gelegentliche Nutzung vorgesehen sind und die lediglich das 
Luftfahrzeug tragen können müssen; 

(b) diese Bereiche werden so ausgelegt, dass Wasser abgeleitet werden kann und 
sich keine Wasseransammlungen bilden können, die eine inakzeptable Gefahr 
für den Betrieb von Luftfahrzeugen darstellen können; 

(c) vom Gefälle und von Gefälleänderungen in diesen Bereichen dürfen keine 
inakzeptablen Gefahren für den Betrieb von Luftfahrzeugen ausgehen; 

(d) die Oberflächeneigenschaften dieser Bereiche sind für die Nutzung durch die 
vorgesehenen Luftfahrzeuge geeignet; und 

(e) diese Bereiche sind frei von Objekten, von denen eine inakzeptable Gefahr für 
den Betrieb von Luftfahrzeugen ausgehen kann. Damit ist nicht 
ausgeschlossen, dass die Ausrüstung, die für den betreffenden Bereich benötigt 
wird, in gesondert ausgewiesenen Positionen oder Bereichen abgestellt werden 
darf. 
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1.1.5. Sonstige Infrastruktureinrichtungen, die von Luftfahrzeugen genutzt werden sollen, 
werden so ausgelegt, dass die Nutzung dieser Infrastrukturen keine inakzeptable 
Gefahr für die Luftfahrzeuge darstellt, die diese Infrastrukturen nutzen. 

1.1.6. Anlagen, Gebäude, Ausrüstungen sowie Lagerbereiche werden so angeordnet und 
gestaltet, dass von ihnen keine inakzeptable Gefahr für den Betrieb von 
Luftfahrzeugen ausgeht. 

1.1.7. Durch geeignete Maßnahmen wird verhindert, dass unbefugte Personen, unbefugte 
Fahrzeuge oder Tiere, die groß genug sind, um eine Gefahr für den Betrieb von 
Luftfahrzeugen darzustellen, auf das Roll- und Vorfeld gelangen; innerstaatliche und 
internationale Tierschutzbestimmungen bleiben von dieser Bestimmung unberührt. 

1.2. Hindernisfreiheit 

1.2.1. Zum Schutz von Luftfahrzeugen, die sich einem Flugplatz im Landeanflug nähern 
oder von diesem starten, werden An- und Abflugrouten oder Freiflächen eingerichtet. 
Diese Routen oder Freiflächen dienen dazu, für Luftfahrzeuge einen ausreichenden 
hindernisfreien Raum in einem Bereich um den Flugplatz zu schaffen, wobei den 
physischen Merkmalen vor Ort entsprechend Rechnung zu tragen ist. 

1.2.2. Diese Hindernisfreiheit wird auf die Flugphase und den jeweiligen Betriebsablauf 
abgestimmt. Sie berücksichtigt weiterhin die Ausrüstung, die für die Bestimmung der 
Position des Luftfahrzeugs verwendet wird. 

1.3. Optische und nicht-optische Hilfen und Flugplatzeinrichtungen 

1.3.1. Die eingesetzten Hilfen müssen zweckdienlich und erkennbar sein und vermitteln 
allen Benutzern unter sämtlichen vorgesehenen Betriebsbedingungen 
unmissverständliche Informationen. 

1.3.2. Die Flugplatzeinrichtungen funktionieren in der unter den vorgesehen 
Betriebsbedingungen beabsichtigten Form. Unter Betriebsbedingungen oder bei 
Ausfall gehen von diesen Flugplatzeinrichtungen keine inakzeptablen Gefahren für 
die Luftverkehrssicherheit aus. 

1.3.3. Diese Hilfen und ihre Stromversorgung werden so konstruiert, dass es bei einem 
Ausfall nicht zur Übermittlung fehlerhafter, irreführender oder unvollständiger 
Informationen an die Benutzer oder zum Ausfall einer wesentlichen Betriebsfunktion 
kommt. 

1.3.4. Durch geeignete Schutzvorrichtungen ist eine Beschädigung oder Störung dieser 
optischen oder nicht-optischen Hilfen zu vermeiden. 

1.3.5. Strahlenquellen oder die Existenz beweglicher oder ortsfester Gegenstände dürfen 
die Funktionsfähigkeit luftfahrttechnischer Kommunikations-, Navigations- und 
Überwachungssysteme weder stören noch beeinträchtigen. 

1.3.6. Die betroffenen Mitarbeiter werden über Betrieb und Nutzung der 
Flugplatzeinrichtungen informiert; diese Informationen enthalten auch eine 
eindeutige Angabe der Bedingungen, unter denen inakzeptable Gefahren für die 
Luftverkehrssicherheit entstehen können. 
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1.4. Flugplatzdaten 

1.4.1. Relevante Daten über den Flugplatz und die verfügbaren Dienste werden erfasst und 
auf dem aktuellen Stand gehalten. 

1.4.2. Die Daten müssen präzise, lesbar, vollständig und eindeutig sein. Eine angemessene 
Datenintegrität ist jederzeit aufrecht zu erhalten. 

1.4.3. Die Daten werden den Benutzern und den betreffenden Anbietern von ANS 
rechtzeitig zur Verfügung gestellt, wobei ein ausreichend sicheres und schnelles 
Verfahren für die Kommunikation mit den Benutzern angewendet wird. 

2. BETRIEB UND VERWALTUNG 

2.1. Verantwortlichkeiten des Flugplatzbetreibers 

Der Flugplatzbetreiber ist für den Betrieb des Flugplatzes verantwortlich. Die 
Verantwortung des Flugplatzbetreibers erstreckt sich auf folgende Aspekte: 

(a) Der Flugplatzbetreiber verfügt über Verträge mit Dritten über die notwendigen 
Mittel für die Gewährleistung eines sicheren Luftfahrzeugbetriebs auf dem 
Flugplatz. Diese Mittel umfassen, ohne hierauf beschränkt zu sein: 
Betriebsstätten, Personal, Ausrüstung und Material, Dokumentation der 
Aufgaben, Zuständigkeiten und Verfahrensabläufe, Zugriff auf relevante Daten 
und Führung von Aufzeichnungen; 

(b) der Flugplatzbetreiber überprüft, dass die Anforderungen von Abschnitt 1 
jederzeit erfüllt bzw. entsprechende Maßnahmen ergriffen werden, um die 
Gefahren im Zusammenhang mit einer Nichterfüllung der Anforderungen zu 
mindern. Es werden entsprechende Verfahren festgelegt und angewendet, mit 
denen sämtliche Benutzer rechtzeitig über diese Maßnahmen unterrichtet 
werden; 

(c) der Flugplatzbetreiber führt ein Risikomanagementprogramm für den Umgang 
mit Wildtieren an Flugplätzen ein und setzt dieses um; 

(d) der Flugplatzbetreiber gewährleistet entweder direkt oder durch 
Vereinbarungen mit Dritten, dass die Bewegungen von Fahrzeugen und 
Personen auf dem Roll- und Vorfeld und in sonstigen Betriebsbereichen mit 
den Bewegungen von Luftfahrzeugen abgestimmt werden, so dass Kollisionen 
und eine Beschädigung von Luftfahrzeugen vermieden werden. 

(e) der Flugplatzbetreiber gewährleistet, dass Verfahren zur Verringerung von 
Gefahren im Zusammenhang mit dem Flugplatzbetrieb im Winter, bei 
ungünstigen Witterungsverhältnissen, schlechten Sichtbedingungen bzw. bei 
Nacht erstellt und umgesetzt werden; 

(f) der Flugplatzbetreiber trifft Vereinbarungen mit anderen maßgeblichen 
Organisationen, durch die die kontinuierliche Einhaltung dieser grundlegenden 
Anforderungen für Flugplätze gewährleistet wird. Zu diesen Organisationen 
zählen unter anderem Luftfahrzeugbetreiber, Flugsicherungsorganisationen, 
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Bodenabfertigungsdienstleister, Erbringer von Vorfeldkontrolldiensten und 
andere Organisationen, deren Tätigkeit oder Produkte die Sicherheit der 
Luftfahrzeuge beeinflussen können; 

(g) der Flugplatzbetreiber überprüft, dass Organisationen, die mit der Lagerung 
von Kraftstoff und der Kraftstoffversorgung von Luftfahrzeugen befasst sind, 
über Verfahren verfügen, mit denen gewährleistet wird, dass Luftfahrzeuge mit 
sauberem Kraftstoff der korrekten Spezifikation versorgt werden; 

(h) Handbücher für die Wartung der Flugplatzeinrichtungen müssen vorhanden 
sein und in der Praxis Anwendung finden; diese Handbücher schließen 
Wartungs- und Reparaturanweisungen, Kundendienstinformationen, 
Störungssuche und Inspektionsverfahren ein; 

(i) der Flugplatzbetreiber erstellt einen Flugplatz-Notfallplan, der Notfall-
Szenarien abdeckt, die auf dem Flugplatz oder in dessen unmittelbarer 
Nachbarschaft eintreten können, und setzt ihn um. Dieser Plan wird 
gegebenenfalls mit den Notfallplänen der umliegenden Gemeinden koordiniert; 

(j) der Flugplatzbetreiber stellt unmittelbar oder über Vereinbarungen mit Dritten 
sicher, dass auf dem Flugplatz geeignete Rettungs- und Feuerlöschdienste 
vorhanden sind. Diese Dienste müssen in der Lage sein, auf Zwischenfälle oder 
Unfälle entsprechend schnell zu reagieren, und verfügen zumindest über die 
erforderlichen Ausrüstungen, Löschmittel und ausreichend Personal; 

(k) der Flugplatzbetreiber setzt für Tätigkeiten im Flugplatzbetrieb oder im 
Wartungsbereich nur ausgebildete und qualifizierte Mitarbeiter ein und stellt 
unmittelbar oder über Verträge mit Dritten sicher, dass Schulungs- und 
Überprüfungsprogramme durchgeführt und aufrecht erhalten werden, um zu 
gewährleisten, dass das Personal jederzeit über die erforderlichen 
Qualifikationen verfügt; 

(l) der Flugplatzbetreiber stellt sicher, dass Personen, die unbegleiteten Zugang 
zum Roll- und Vorfeld und zu anderen Betriebsbereichen haben, für diesen 
Zugang angemessen ausgebildet wurden und über die notwendigen 
Qualifikationen verfügen; 

(m) das Personal der Rettungs- und Feuerlöschdienste verfügt über eine 
entsprechende Ausbildung und die erforderlichen Qualifikationen für den 
Einsatz im Flugplatzbereich. Der Flugplatzbetreiber ist zur Einführung und 
Anwendung von Aus- und Weiterbildungs- und Überprüfungsprogrammen 
verpflichtet, durch die gewährleistet ist, dass dieses Personal jederzeit über die 
erforderlichen Qualifikationen verfügt; und 

(n) sämtliche im Rettungs- und Feuerlöschdienst tätigen Personen, die im 
Bedarfsfall zur Hilfeleistung bei luftfahrttechnischen Notfällen eingesetzt 
werden, weisen in regelmäßigen Abständen durch eine ärztliche Untersuchung 
nach, dass sie unter Berücksichtigung ihrer Tätigkeit zur ordnungsgemäßen 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben in der Lage sind. In diesem Zusammenhang ist 
unter der medizinischen Tauglichkeit — einschließlich der körperlichen und 
geistigen Tauglichkeit — zu verstehen, dass die betreffenden Personen an 
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keinen Erkrankungen oder Behinderungen leiden, infolge deren sie 
möglicherweise außerstande sind: 

– die für den Einsatz in luftfahrttechnischen Notfällen notwendigen 
Tätigkeiten auszuüben; 

– die ihnen übertragenen Aufgaben jederzeit auszuführen; oder 

– ihre Umgebung jederzeit richtig wahrzunehmen. 

2.2. Managementsysteme 

2.2.1. Der Betreiber führt entsprechend der ausgeübten Tätigkeit und der Größe der 
Organisation ein Managementsystem ein und erhält es aufrecht, um die Einhaltung 
dieser grundlegenden Anforderungen zu gewährleisten, Sicherheitsrisiken zu 
bewältigen und auf die fortlaufende Verbesserung dieses Systems hinzuarbeiten. 

2.2.2. Der Flugplatzbetreiber richtet ein System zur Meldung von Vorfällen ein, das Teil 
des in Abschnitt 2.2.1 genannten Managementsystems ist, um einen Beitrag zur 
ständigen Verbesserung der Sicherheit zu leisten. Die Analyse von Informationen aus 
diesem System zur Meldung von Vorfällen bezieht die unter Abschnitt 2.1 
Buchstabe f aufgeführten Parteien in geeigneter Form ein. Das System zur Meldung 
von Vorfällen muss mit der Verordnung (EU) 376/2014 in Einklang stehen. 

2.2.3. Der Flugplatzbetreiber erstellt ein Flugplatzhandbuch und betreibt den Flugplatz 
gemäß diesem Handbuch. Dieses Handbuch enthält alle notwendigen Anweisungen, 
Informationen und Verfahren für den Flugplatz, das Managementsystem und für das 
Betriebspersonal, anhand deren diese ihre Aufgaben durchführen. 

3. FLUGPLATZUMGEBUNG 

3.1. Der Luftraum rings um das Roll- und Vorfeld wird frei von Hindernissen gehalten, 
so dass die vorgesehenen Luftfahrzeugbewegungen auf dem Flugplatz ohne 
inakzeptable Gefahren, die durch die Schaffung von Hindernissen rings um den 
Flugplatz entstehen könnten, ablaufen können. Zu diesem Zweck werden 
Hindernisüberwachungsflächen ausgewiesen, realisiert und laufend kontrolliert, so 
dass etwaige Hindernisse festgestellt werden können. 

(a) Bei einem Eindringen in diese Flächen ist zu überprüfen, ob das als Hindernis 
festgestellte Objekt ein inakzeptables Risiko darstellt. Sämtliche Objekte, die 
ein inakzeptables Risiko darstellen, werden beseitigt oder es werden 
Maßnahmen zur Minimierung der Gefahren ergriffen, um Luftfahrzeuge, die 
den Flughafen nutzen, zu schützen. 

(b) Etwaige verbleibende Hindernisse werden bekannt gemacht und je nach 
Erfordernis markiert und erforderlichenfalls durch Befeuerung sichtbar 
gemacht. 

3.2. Gefahren im Zusammenhang mit Aktivitäten von Menschen und mit der 
Flächennutzung, die unter anderem die auf der nachfolgenden Liste genannten 
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Punkte umfassen, werden überwacht. Die hierdurch entstehenden Gefahren werden 
bewertet und so weit wie möglich minimiert: 

(a) Neubebauungen oder Änderungen der Flächennutzung im örtlichen Umfeld des 
Flugplatzes; 

(b) etwaige durch Hindernisse verursachte Turbulenzen; 

(c) Verwendung von gefährlichen, verwirrenden und irreführenden 
Beleuchtungseinrichtungen; 

(d) die Blendwirkung großer und stark reflektierender Oberflächen; 

(e) Schaffung von Flächen, die zu einer Zunahme des Wildaufkommens in der 
Umgebung des Roll- und Vorfelds führen könnten; oder 

(f) Quellen unsichtbarer Strahlung oder die Existenz beweglicher oder ortsfester 
Gegenstände, welche die Funktionsfähigkeit luftfahrttechnischer 
Kommunikations-, Navigations- und Überwachungssysteme beeinträchtigen 
oder stören könnten. 

3.3. Ein Notfallplan der umliegenden Gemeinden für Luftfahrt-Notfallsituationen, wie sie 
im lokalen Umfeld des Flugplatzes eintreten könnten, wird erstellt. 

4. BODENABFERTIGUNGSDIENSTE 

4.1. Verantwortlichkeiten des Anbieters von Bodenabfertigungsdiensten 

Der Anbieter von Bodenabfertigungsdiensten ist für die sichere Durchführung seiner 
Tätigkeiten auf dem Flugplatz verantwortlich. Die Verantwortung des Anbieters 
erstreckt sich auf folgende Aspekte: 

(a) Der Anbieter verfügt unmittelbar oder über Verträge mit Dritten über die 
notwendigen Mittel für die Gewährleistung einer sicheren Bereitstellung der 
Dienste auf dem Flugplatz. Diese Mittel umfassen, ohne hierauf beschränkt zu 
sein: Einrichtungen, Personal, Ausrüstung und Material, Einhaltung lokaler 
Verfahren des Flugplatzbetreibers, Dokumentation der Aufgaben, 
Zuständigkeiten und Verfahrensabläufe, Zugriff auf relevante Daten und 
Führung von Aufzeichnungen; 

(b) der Anbieter gewährleistet, dass die Bewegungen seiner Fahrzeuge und 
Personen auf dem Roll- und Vorfeld und in sonstigen Betriebsbereichen mit 
den Bewegungen von Luftfahrzeugen abgestimmt werden, so dass Kollisionen 
und eine Beschädigung von Luftfahrzeugen vermieden werden. 

(c) der Anbieter gewährleistet, dass Verfahren zur Verringerung von Risiken im 
Zusammenhang mit dem Flugplatzbetrieb im Winter, bei ungünstigen 
Witterungsverhältnissen, schlechten Sichtbedingungen bzw. bei Nacht erstellt 
und umgesetzt werden; 

(d) der Anbieter trifft Vereinbarungen mit anderen maßgeblichen Organisationen, 
durch die die kontinuierliche Einhaltung dieser grundlegenden Anforderungen 
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gewährleistet wird. Zu diesen Organisationen zählen unter anderem 
Flugplatzbetreiber, Luftfahrzeugbetreiber, Flugsicherungsorganisationen und 
andere Organisationen, deren Tätigkeit oder Produkte die Sicherheit der 
Luftfahrzeuge beeinflussen können; 

(e) der Anbieter trägt selbst bzw. über Verträge mit Dritten dafür Sorge, dass 
Verfahren für die Betankung von Luftfahrzeugen mit verunreinigungsfreiem 
Kraftstoff der richtigen technischen Qualität existieren; 

(f) der Anbieter gewährleistet, dass Handbücher für die Instandhaltung der 
Ausrüstungen vorhanden sind und in der Praxis Anwendung finden; diese 
Handbücher schließen Instandhaltungs- und Reparaturanweisungen, 
Wartungsinformationen, Störungssuche und Inspektionsverfahren ein; 

(g) der Anbieter setzt nur angemessen ausgebildete und qualifizierte Mitarbeiter 
ein und stellt sicher, dass Schulungs- und Überprüfungsprogramme 
durchgeführt und aufrecht erhalten werden, um zu gewährleisten, dass das 
Personal jederzeit über die erforderlichen Qualifikationen verfügt. 

4.2. Managementsysteme 

4.2.1. Der Anbieter führt entsprechend der ausgeübten Tätigkeit und der Größe der 
Organisation ein Managementsystem ein und erhält es aufrecht, um die Einhaltung 
dieser grundlegenden Anforderungen zu gewährleisten, Sicherheitsrisiken zu 
bewältigen und auf die fortlaufende Verbesserung dieses Systems hinzuarbeiten. 

4.2.2. Der Anbieter richtet ein System zur Meldung von Vorfällen ein, das Teil des in 
Abschnitt 4.2.1 genannten Managementsystems ist, um einen Beitrag zur ständigen 
Verbesserung der Sicherheit zu leisten. Die Analyse von Informationen aus diesem 
System zur Meldung von Vorfällen bezieht die unter Abschnitt 4.1 Buchstabe d 
aufgeführten Parteien in geeigneter Form ein. Das System zur Meldung von 
Vorfällen muss mit der Verordnung (EU) 376/2014 in Einklang stehen. 

4.2.3. Der Anbieter erstellt ein Handbuch für die Bodenabfertigungsdienste und führt 
seinen Betrieb gemäß diesem Handbuch durch. Dieses Handbuch enthält alle 
notwendigen Anweisungen, Informationen und Verfahren für den Dienst, das 
Managementsystem und für das Personal, anhand deren dieses seine Aufgaben 
durchführt. 

5. SONSTIGE BESTIMMUNGEN 

Der Flugplatzbetreiber stellt sicher, dass mit Ausnahme von Luftfahrzeugen, die sich in einer 
Notfallsituation befinden, oder bei der Umleitung auf einen anderen Flugplatz oder unter 
bestimmten Bedingungen, die im jeweiligen Einzelfall festzulegen sind, ein Flugplatz bzw. 
Teile dieses Flugplatzes von jenen Luftfahrzeugen nicht benutzt werden, für die der Flugplatz 
nach seiner Auslegung und gemäß den Betriebsverfahren normalerweise nicht bestimmt ist. 
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ANHANG VIII 

Grundlegende Anforderungen an ATM/ANS und Fluglotsen 

1. LUFTRAUMNUTZUNG 

1.1. Alle Luftfahrzeuge mit Ausnahme derjenigen, die eine Tätigkeit gemäß Artikel 2 
Absatz 3 Buchstabe a ausüben, werden in allen Phasen des Fluges oder auf dem Roll- 
und Vorfeld eines Flugplatzes in Übereinstimmung mit gemeinsamen allgemeinen 
Betriebsvorschriften sowie eventuell für die Nutzung dieses Luftraums geltenden 
Verfahren betrieben. 

1.2. Alle Luftfahrzeuge mit Ausnahme derjenigen, die eine Tätigkeit gemäß Artikel 2 
Absatz 3 Buchstabe a ausüben, werden mit den vorgeschriebenen Komponenten 
versehen und entsprechend betrieben. Die in ATM/ANS-Systemen verwendeten 
Komponenten müssen auch mit den Vorschriften in Abschnitt 3 übereinstimmen. 

2. DIENSTE 

2.1. Luftfahrtinformationen und Daten für Luftraumnutzer für 
Flugsicherungszwecke 

2.1.1. Die als Quelle für Luftfahrtinformationen genutzten Daten müssen von hinreichender 
Qualität, vollständig und aktuell sein und werden zeitnah bereitgestellt. 

2.1.2. Die Luftfahrtinformationen müssen präzise, vollständig, aktuell, unmissverständlich 
sowie von angemessener Integrität sein und liegen in einem für die Nutzer 
geeigneten Format vor. 

2.1.3. Die Übermittlung dieser Luftfahrtinformationen an die Luftraumnutzer erfolgt 
zeitnah sowie unter Verwendung einer hinreichend zuverlässigen und schnellen 
Kommunikationsmethode, die gegen vorsätzliche und unbeabsichtigte Eingriffe und  
Beschädigungen geschützt ist. 

2.2. Meteorologische Informationen 

2.2.1. Die als Quelle für meteorologische Luftfahrtinformationen genutzten Daten müssen 
von hinreichender Qualität, vollständig und aktuell sein. 

2.2.2. Soweit wie möglich müssen die meteorologischen Luftfahrtinformationen präzise, 
vollständig, aktuell, von angemessener Integrität und eindeutig sein, um den 
Erfordernissen der Luftraumnutzer gerecht zu werden. 

2.2.3. Die Übermittlung dieser meteorologischen Luftfahrtinformationen an die 
Luftraumnutzer erfolgt zeitnah sowie unter Verwendung einer hinreichend 
zuverlässigen und schnellen, eingriffs- und verfälschungssicheren 
Kommunikationsmethode. 

2.3. Flugverkehrsdienste 
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2.3.1. Die Daten, die für die Bereitstellung von Flugverkehrsdiensten als Quelle genutzt 
werden, müssen korrekt, vollständig und aktuell sein. 

2.3.2. Die Flugverkehrsdienste müssen hinreichend präzise, vollständig, aktuell und 
eindeutig sein, um den Sicherheitserfordernissen der Nutzer gerecht zu werden. 

2.3.3. Automatisierte Instrumente für die Bereitstellung von Informationen oder Beratung 
von Nutzern werden sachgerecht ausgelegt, hergestellt und instand gehalten, um ihre 
Gebrauchstauglichkeit zu gewährleisten. 

2.3.4. Flugverkehrskontrolldienste und die zugehörigen Verfahren sorgen für eine 
angemessene Staffelung von Luftfahrzeugen und verhindern Zusammenstöße von 
Luftfahrzeugen und Hindernissen auf dem Rollfeld und tragen gegebenenfalls zum 
Schutz vor anderen Gefährdungen in der Luft bei und gewährleisten eine prompte 
und zeitnahe Koordinierung mit allen relevanten Nutzern und angrenzenden 
Luftraumabschnitten. 

2.3.5. Die Kommunikation zwischen Flugverkehrsdiensten und Luftfahrzeug sowie 
zwischen relevanten Flugverkehrsdienststellen muss zeitnah, klar, korrekt und 
unmissverständlich sein, gegen Eingriffe geschützt sowie allgemeinverständlich und 
wird gegebenenfalls von allen beteiligten Akteuren bestätigt. 

2.3.6. Es müssen die nötigen Mittel vorhanden sein, um potenzielle Notfälle zu erkennen 
und gegebenenfalls eine wirksame Such- und Rettungsaktion einzuleiten. Derartige 
Mittel umfassen mindestens angemessene Alarmierungsmechanismen, 
Koordinierungsmaßnahmen und -verfahren sowie Mittel und Personal für die 
effiziente Abdeckung des Zuständigkeitsbereichs. 

2.4. Kommunikationsdienste 

Die Kommunikationsdienste erreichen unter den Gesichtspunkten der Verfügbarkeit, 
Integrität, Kontinuität und Zeitnähe ein hinreichend hohes Leistungsniveau und 
erhalten es aufrecht. Sie müssen zügig und verfälschungsgeschützt sein. 

2.5. Navigationsdienste 

Die Navigationsdienste erreichen in Bezug auf Orientierungs-, Positions- und 
gegebenenfalls Zeitablaufinformationen ein hinreichend hohes Leistungsniveau und 
erhalten es aufrecht. Leistungskriterien sind unter anderem Genauigkeit, Integrität, 
Verfügbarkeit und Kontinuität des Dienstes. 

2.6. Überwachungsdienste 

Im Rahmen von Überwachungsdiensten wird die jeweilige Position von 
Luftfahrzeugen in der Luft sowie anderer Luft- und Bodenfahrzeuge auf dem 
Flugplatz mit einer unter den Gesichtspunkten der Genauigkeit, Integrität, 
Kontinuität und Erfassungswahrscheinlichkeit hinreichenden Leistungsfähigkeit 
festgestellt. 
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2.7. Verkehrsflussregelung 

Das taktische Management von Flugverkehrsströmen auf Unionsebene verwendet 
hinreichend präzise und aktuelle Informationen zum Aufkommen und zur Art des 
geplanten Flugverkehrs mit Auswirkungen auf Diensteanbieter und stellt derartige 
Informationen bereit und koordiniert die Umleitung oder Verzögerung von 
Verkehrsströmen und handelt sie aus, um die Gefahr von Überlastungssituationen in 
der Luft oder an den Flugplätzen zu verringern. Die Verkehrsflussregelung erfolgt 
mit dem Ziel, die verfügbare Kapazität bei der Nutzung des Luftraums zu optimieren 
und die Verfahren der Verkehrsflussregelung zu stärken. Sie beruht auf Sicherheit, 
Transparenz und Effizienz, damit eine flexible und zeitgerechte 
Kapazitätsbereitstellung im Einklang mit dem Luftfahrtplan für Europa sichergestellt 
ist. 

Die in Artikel 12 Absatz 7 genannten Maßnahmen betreffend die 
Verkehrsflussregelung fördern betriebliche Entscheidungen von 
Flugsicherungsorganisationen, Flughafenbetreibern und Luftraumnutzern und 
erstrecken sich auf die folgenden Bereiche: 

(a) Flugplanung, 

(b) Nutzung der verfügbaren Luftraumkapazität in allen Flugphasen, einschließlich 
der Zuweisung von Slots für den Streckenflug,  

(c) Nutzung der Strecken durch den allgemeinen Flugverkehr, einschließlich: 

– der Erstellung einer einheitlichen Veröffentlichung zur Strecken- und 
Verkehrsausrichtung, 

– der Möglichkeiten zur Umleitung von allgemeinem Flugverkehr aus 
überlasteten Gebieten und 

– der Prioritätsregeln für die Luftraumnutzung durch den allgemeinen 
Flugverkehr, insbesondere zu Zeiten hoher Auslastung und in Krisen, 
und 

(d) gegebenenfalls Stimmigkeit von Flugdurchführungsplänen und 
Flughafenzeitnischen sowie notwendige Koordinierung mit benachbarten 
Regionen. 

2.8. Luftraummanagement 

Die Ausweisung spezifischer Luftraumabschnitte für bestimmte 
Verwendungszwecke wird zeitnah überwacht, koordiniert und verbreitet, um die 
Gefahr von Staffelungsverlusten zwischen Luftfahrzeugen unter allen Umständen zu 
verringern. Unter Berücksichtigung der Organisation militärischer Belange in ihrem 
Zuständigkeitsbereich stellen die Mitgliedstaaten die einheitliche Anwendung des 
Konzepts der flexiblen Luftraumnutzung im einheitlichen europäischen Luftraum, 
wie es von der ICAO beschrieben und im Rahmen der Verordnung (EG) 
Nr. (XXXX/XXX) über die Verwirklichung des einheitlichen europäischen 
Luftraums (Neufassung) umgesetzt wurde, sicher, um das Luftraummanagement und 
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das Flugverkehrsmanagement im Rahmen der gemeinsamen Verkehrspolitik und im 
Einklang mit dem ATM-Masterplan zu erleichtern. 

2.9. Gestaltung des Luftraums 

Luftraumstrukturen und Flugverfahren werden entsprechend gestaltet, vermessen 
und validiert, bevor sie ihrer Bestimmung übergeben und von Luftfahrzeugen 
verwendet werden können. 

3. SYSTEME UND KOMPONENTEN 

3.1. Allgemeines 

ATM/ANS-Systeme und -Komponenten, die zugehörige Informationen für 
Luftfahrzeuge und von Luftfahrzeugen sowie am Boden bereitstellen, werden 
sachgerecht geplant, hergestellt, installiert, instand gehalten und betrieben, um ihre 
Gebrauchstauglichkeit zu gewährleisten. 

Die Systeme und Verfahren umfassen insbesondere diejenigen, die für die 
Unterstützung folgender Funktionen und Dienste erforderlich sind: 

(a) Luftraummanagement,  

(b) Verkehrsflussregelung, 

(c) Flugverkehrsdienste, insbesondere Systeme für die Flugdatenverarbeitung und 
Überwachungsdatenverarbeitung und Mensch-Maschine-Schnittstellensysteme, 

(d) Kommunikation, einschließlich Boden-Boden/Weltraum, Luft-Boden und 
Luft-Luft/Weltraum, 

(e) Navigation, 

(f) Überwachung, 

(g) Flugberatungsdienste, 

(h) Nutzung von Wetterinformationen, 

(i) Systeme und Verfahren für die Nutzung von Wetterinformationen. 

3.2. Integrität, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit von Systemen und 
Komponenten 

Systeme und Komponenten müssen hinsichtlich ihrer integritäts- und 
sicherheitsbezogenen Leistung, sei es im Luftfahrzeug, am Boden oder im Luftraum, 
gebrauchstauglich sein. Sie erreichen unter allen vorhersehbaren 
Betriebsbedingungen und während ihrer gesamten Betriebsdauer das für den Betrieb 
erforderliche Leistungsniveau. 

ATM/ANS-Systeme und ihre Komponenten sind unter Einsatz geeigneter und 
validierter Verfahren so auszulegen, herzustellen, instand zu halten und zu betreiben, 
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dass der nahtlose Betrieb des europäischen Flugverkehrsmanagementnetzes jederzeit 
und für alle Flugphasen gewährleistet ist. Ein nahtloser Betrieb kann insbesondere in 
folgender Form zum Ausdruck kommen: gemeinsame Nutzung von Informationen, 
einschließlich der relevanten Betriebsstatus-Informationen, einheitliche 
Interpretation von Informationen, vergleichbare Verarbeitungsleistungen und 
zugehörige Verfahren als Voraussetzung für einheitliche, für das europäische 
Flugverkehrsmanagementnetz (EATMN) insgesamt oder Teile davon vereinbarte 
betriebliche Leistungen. 

Das EATMN, seine Systeme und deren Komponenten haben auf koordinierter 
Grundlage neue vereinbarte und validierte Betriebskonzepte zu unterstützen, die der 
Verbesserung von Qualität, Nachhaltigkeit und Effektivität der 
Flugsicherungsdienste, insbesondere hinsichtlich Sicherheit und Kapazität, dienen. 

Das EATMN, seine Systeme und deren Komponenten sollen die schrittweise 
Verwirklichung der Koordinierung zwischen zivilen und militärischen Stellen durch 
Anwendung des Konzepts der flexiblen Luftraumnutzung in dem Umfang, der für 
ein effizientes Luftraummanagement und eine effiziente Verkehrsflussregelung 
erforderlich ist, sowie eine sichere und effiziente Luftraumnutzung durch alle Nutzer 
unterstützen. 

Zur Erreichung dieser Ziele unterstützen das europäische EATMN, seine Systeme 
und deren Komponenten die zeitnahe gemeinsame Nutzung korrekter und 
konsistenter Informationen für alle Flugphasen durch zivile und militärische Stellen, 
unbeschadet der sicherheits- oder verteidigungspolitischen Interessen, einschließlich 
der Vertraulichkeitsanforderungen. 
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3.3. Planung von Systemen und Komponenten 

3.3.1. Systeme und Komponenten werden so geplant, dass sie die anwendbaren 
Anforderungen im Bereich der Sicherheit und der Gefahrenabwehr erfüllen. 

3.3.2. Systeme und Komponenten — zusammen, getrennt und im Verhältnis zueinander 
betrachtet — werden derart geplant, dass die Wahrscheinlichkeit, mit der ein 
beliebiger Ausfall zu einem Totalausfall oder Totalverlust des Systems führt, 
umgekehrt proportional zur Schwere seiner Auswirkungen auf die Sicherheit der 
Dienste ist. 

3.3.3. Bei der Planung von Systemen und Komponenten — einzeln und in Kombination 
miteinander betrachtet — werden Beschränkungen im Zusammenhang mit 
menschlichen Fähigkeiten und menschlicher Leistungsfähigkeit berücksichtigt. 

3.3.4. Systeme und Komponenten werden derart geplant, dass sie und die von ihnen 
übermittelten Daten gegen vorsätzliche und unbeabsichtigte nachteilige Interaktionen 
mit internen und externen Elementen geschützt sind. 

3.3.5. Die für Herstellung, Installation, Betrieb und Instandhaltung der Systeme und 
Komponenten benötigten Informationen sowie Informationen in Bezug auf unsichere 
Bedingungen werden dem Personal deutlich, schlüssig und unmissverständlich 
vermittelt. 

3.4. Anhaltende Dienstegüte 

Das Sicherheitsniveau von Systemen und Komponenten wird während der 
Erbringung des Dienstes sowie im Zuge von Änderungen an der Erbringung des 
Dienstes beibehalten. 

4. QUALIFIKATION VON FLUGLOTSEN 

4.1. Allgemeines 

Eine Person, die sich zum Fluglotsen ausbilden lässt oder sich in der Ausbildung 
zum Fluglotsen befindet, weist im Hinblick auf Bildungsstand sowie körperliche und 
geistige Verfassung die notwendigen Voraussetzungen auf, um die entsprechenden 
theoretischen Kenntnisse und praktischen Fertigkeiten zu erwerben, 
aufrechtzuerhalten und nachzuweisen. 
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4.2. Theoretische Kenntnisse 

4.2.1. Fluglotsen erwerben ein Maß an Kenntnissen, das den ausgeübten Funktionen 
angemessen ist und in angemessenem Verhältnis zu den mit der Art des Dienstes 
verbundenen Risiken steht, und erhalten es aufrecht. 

4.2.2. Der Erwerb und die Aufrechterhaltung theoretischer Kenntnisse werden durch 
kontinuierliche Beurteilungen während der Ausbildung oder durch entsprechende 
Prüfungen nachgewiesen. 

4.2.3. Ein angemessenes Niveau theoretischer Kenntnisse wird aufrecht erhalten. Die 
Erfüllung dieser Anforderungen wird durch regelmäßige Bewertungen oder 
Prüfungen nachgewiesen. Die Häufigkeit der Prüfungen steht in angemessenem 
Verhältnis zu dem Grad der mit der Art des Dienstes verbundenen Risiken. 

4.3. Praktische Fertigkeiten 

4.3.1. Fluglotsen erwerben die praktischen Fertigkeiten, die der Ausübung ihrer Aufgaben 
entsprechen, und erhalten sie aufrecht. Diese Fertigkeiten müssen dem mit der Art 
der Dienstleistung verbundenen Risiko angemessen sein und umfassen — den 
Aufgaben entsprechend — gegebenenfalls zumindest Folgendes: 

(j) Betriebsverfahren, 

(k) aufgabenspezifische Aspekte, 

(l) ungewöhnliche Situationen und Notlagen und 

(m) menschliche Faktoren. 
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4.3.2. Fluglotsen weisen die Fähigkeit nach, die zugehörigen Verfahren und Aufgaben mit 
einem den ausgeübten Funktionen adäquaten Maß an Kompetenz ausführen zu 
können. 

4.3.3. Die praktischen Fertigkeiten werden in befriedigendem Umfang aufrecht erhalten. 
Die Erfüllung dieser Anforderung wird durch regelmäßige Bewertungen überprüft. 
Die Häufigkeit dieser Bewertungen muss der Komplexität und dem mit der Art der 
wahrgenommenen Aufgabe verbundenen Risiko angemessen sein. 

4.4. Sprachkenntnisse 

4.4.1. Fluglotsen weisen nach, dass ihre aktiven und passiven Englischkenntnisse ihnen 
sowohl bei rein akustischem Kontakt (Telefon/Funkverkehr) als auch bei 
Anwesenheit des Gesprächspartners selbst im Notfall eine effiziente Kommunikation 
über konkrete und arbeitsbezogene Themen ermöglichen. 

4.4.2. Soweit in einem bestimmten Luftraumabschnitt für die Zwecke der 
Flugverkehrskontrolle (ATS) notwendig, verfügen Fluglotsen über aktive und 
passive Kenntnisse der betreffenden Landessprache(n) im oben beschriebenen 
Umfang. 

4.5. Synthetische Übungsgeräte (Synthetic training devices, STD) 

Wird zur praktischen Ausbildung auf dem Gebiet der Lageerkennung und der 
menschlichen Faktoren oder zum Nachweis des Erwerbs bzw. der Aufrechterhaltung 
von Fertigkeiten ein STD verwendet, so ermöglicht dessen Leistungsniveau eine 
angemessene und für die erteilte Ausbildung zweckmäßige Simulation des 
Arbeitsumfelds sowie der Betriebsbedingungen. 

4.6. Ausbildungslehrgang 

4.6.1. Die Ausbildung erfolgt durch einen Ausbildungslehrgang, der theoretische und 
praktische Unterweisung, einschließlich gegebenenfalls Ausbildung an STD, 
umfassen kann. 

4.6.2. Für jede Art von Ausbildung wird ein Ausbildungslehrgang festgelegt und 
genehmigt. 

4.7. Lehrberechtigte 

4.7.1. Die theoretische Ausbildung wird von sachgerecht qualifizierten Lehrberechtigten 
erteilt. Diese verfügen 

(a) über geeignete Kenntnisse auf dem Ausbildungsgebiet und 

(b) nachweislich über die Fähigkeit zur Anwendung einer geeigneten 
Lehrmethodik. 
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4.7.2. Die Ausbildung im Bereich der praktischen Fertigkeiten wird von sachgerecht 
qualifizierten Lehrberechtigten erteilt. Diese 

(a) besitzen die für die zu vermittelnde Ausbildung geeigneten theoretischen 
Kenntnisse und praktischen Erfahrungen, 

(b) verfügen nachweislich über die Fähigkeit zur Anwendung einer geeigneten 
Lehrmethodik, 

(c) verfügen über Erfahrungen in der Vermittlung der Verfahren, für die die 
praktische Ausbildung erfolgen soll, und 

(d) nehmen regelmäßig an Auffrischungsschulungen teil, um sicherzustellen, dass 
die Lehrfertigkeiten stets auf dem neuesten Stand sind. 

4.7.3. Lehrberechtigte, die praktische Fertigkeiten vermitteln, müssen selbst zur Ausübung 
der Fluglotsentätigkeit berechtigt oder berechtigt gewesen sein. 

4.8. Prüfer 

4.8.1. Für die Beurteilung der Fertigkeiten von Fluglotsen verantwortliche Personen 

(a) verfügen nachweislich über die Fähigkeit zur Beurteilung der Leistung von 
Fluglotsen sowie zur Durchführung von Prüfungen und Kontrollen von 
Fluglotsen und 

(b) nehmen regelmäßig an Auffrischungsschulungen teil, um sicherzustellen, dass 
die Beurteilungsstandards stets auf dem neuesten Stand sind. 

4.8.2. Prüfer, die praktische Fertigkeiten vermitteln, müssen in jenen Bereichen, in denen 
die Beurteilung vorgenommen wird, selbst zur Ausübung der Fluglotsentätigkeit 
berechtigt oder berechtigt gewesen sein. 

4.9. Medizinische Tauglichkeit von Fluglotsen 

4.9.1. Alle Fluglotsen weisen in regelmäßigen Abständen ihre medizinische Tauglichkeit 
für die zufrieden stellende Ausführung ihrer Aufgaben nach. Die Einhaltung der 
Anforderungen wird anhand einer geeigneten Beurteilung nachgewiesen, wobei einer 
möglichen altersbedingten geistigen und körperlichen Leistungsminderung 
Rechnung getragen wird. 

4.9.2. Der Nachweis der medizinischen Tauglichkeit, welche die körperliche und geistige 
Tauglichkeit umfasst, beinhaltet den Nachweis, dass keine Erkrankungen oder 
Behinderungen vorliegen, die die einen Flugverkehrskontrolldienst erbringende 
Person unfähig machen, 

(a) die zum Erbringen der Flugverkehrskontrolldienste notwendigen Aufgaben 
sachgerecht auszuführen, 

(b) die übertragenen Aufgaben jederzeit auszuführen oder 

(c) ihre Umgebung richtig wahrzunehmen. 
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4.9.3. Kann die medizinische Tauglichkeit nicht in vollem Umfang nachgewiesen werden, 
dürfen ausgleichende Maßnahmen ergriffen werden, die eine gleichwertige 
Sicherheit gewährleisten. 

5. DIENSTLEISTER UND AUSBILDUNGSEINRICHTUNGEN 

5.1. Die Erbringung von Diensten darf nur erfolgen, wenn die folgenden 
Voraussetzungen erfüllt sind: 

(a) Der Dienstleister verfügt entweder direkt oder durch Verträge mit Dritten über 
die für den Umfang und das Spektrum der Dienstleistung erforderlichen Mittel. 
Hierzu zählen unter anderem: Systeme, Einrichtungen einschließlich 
Stromversorgung, Verwaltungsstruktur, Personal, Ausrüstung und deren 
Instandhaltung, Dokumentation von Aufgaben, Verantwortlichkeiten und 
Verfahren, Zugang zu relevanten Daten und Führung von Aufzeichnungen; 

(b) der Dienstleister erstellt zu den erbrachten Dienstleistungen Management- und 
Betriebshandbücher und hält diese auf dem neuesten Stand; der 
Dienstleistungsbetrieb erfolgt gemäß diesen Handbüchern. Diese Handbücher 
müssen alle erforderlichen Anweisungen, Informationen und Verfahren 
enthalten, die für den Dienstleistungsbetrieb, das Managementsystem und das 
Betriebspersonal zur Wahrnehmung der jeweiligen Aufgaben erforderlich sind; 

(c) Der Dienstleister führt entsprechend der ausgeübten Tätigkeit und der Größe 
der Organisation ein Managementsystem ein und erhält es aufrecht, um die 
Einhaltung dieser grundlegenden Anforderungen zu gewährleisten, 
Sicherheitsrisiken zu bewältigen und auf die fortlaufende Verbesserung dieses 
Systems hinzuarbeiten, 

(d) der Dienstleister setzt nur ausreichend qualifiziertes und geschultes Personal 
ein und führt ständig Schulungs- und Überprüfungsprogramme für das 
Personal durch, 

(e) der Dienstleister richtet offizielle Schnittstellen mit allen Beteiligten ein, die 
unmittelbar Einfluss auf die Sicherheit ihrer Dienste haben können, um die 
Einhaltung dieser grundlegenden Anforderungen zu gewährleisten, 

(f) der Dienstleister erstellt einen Notfallplan, der Notlagen und ungewöhnliche 
Situationen im Rahmen der erbrachten Dienstleistung vorsieht, und setzt diesen 
um, 

(g) der Dienstleister richtet ein System zur Meldung von Vorfällen ein, das Teil 
des in Buchstabe c genannten Managementsystems ist, um einen Beitrag zur 
ständigen Verbesserung der Sicherheit zu leisten. Das System zur Meldung von 
Vorfällen muss mit der Verordnung (EU) 376/2014 in Einklang stehen und 

(h) der Dienstleister trifft Vorkehrungen, um sich zu vergewissern, dass die 
Sicherheitsanforderungen aller betriebenen Systeme und Komponenten 
jederzeit eingehalten werden. 
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5.2. Flugverkehrskontrolldienste dürfen nur erbracht werden, wenn die folgenden 
Bedingungen erfüllt sind: 

(a) Um Übermüdung der an Flugverkehrskontrolldiensten beteiligten Mitarbeiter 
zu vermeiden, wird ein Dienstplansystem aufgestellt. Im Rahmen dieses 
Dienstplansystems sind Dienstzeiten, Dienstdauer und angemessene 
Ruhezeiten vorzusehen. Bei innerhalb des Dienstplansystems festgelegten 
Beschränkungen werden alle wichtigen Faktoren berücksichtigt, die zu 
Ermüdung beitragen, wie insbesondere Schlafmangel, die Unterbrechung des 
Tagesrhythmus, Nachtarbeit, kumulative Dienstzeit während bestimmter 
Zeiträume sowie die Aufteilung zugewiesener Aufgaben zwischen 
Mitarbeitern; 

(b) zur Stressprävention bei den an Flugverkehrskontrolldiensten beteiligten 
Mitarbeitern werden Schulungs- und Vorbeugungsprogramme erstellt; 

(c) Anbieter von Flugverkehrskontrolldiensten wenden geeignete Verfahren an, 
um sich des uneingeschränkten kognitiven Urteilsvermögens und der 
ausreichenden medizinischen Tauglichkeit der an Flugverkehrskontrolldiensten 
beteiligten Mitarbeiter zu vergewissern, und 

(d) Anbieter von Flugverkehrskontrolldiensten tragen bei ihrer Betriebsplanung 
technischen und betrieblichen Zwängen sowie grundsätzlichen Aspekten von 
menschlichen Faktoren Rechnung. 

5.3. Kommunikations-, Navigations- und Überwachungsdienste dürfen nur erbracht 
werden, wenn die folgende Bedingung erfüllt ist: 

Der Dienstleister unterrichtet die betreffenden Luftraumnutzer und 
Flugverkehrskontrolleinheiten ständig zeitnah über den betrieblichen Status der 
erbrachten Flugverkehrskontrolldienste sowie über Änderungen desselben. 

5.4. Ausbildungseinrichtungen 

Eine Einrichtung zur Ausbildung von Personen, die Flugverkehrskontrolldienste 
erbringen, genügt folgenden Anforderungen: 

(a) Sie muss über alle Mittel verfügen, die für das mit ihrer Tätigkeit verbundene 
Aufgabenspektrum erforderlich sind. Hierzu zählen unter anderem: 
Einrichtungen, Personal, Ausrüstung, Methodik, Dokumentation von 
Aufgaben, Verantwortlichkeiten und Verfahren, Zugang zu relevanten Daten 
und Führung von Aufzeichnungen. 

(b) Sie führt entsprechend der vermittelten Ausbildung und der Größe der 
Organisation ein Managementsystem ein und erhält es aufrecht, um die 
Einhaltung dieser grundlegenden Anforderungen zu gewährleisten, 
Sicherheitsrisiken zu bewältigen und auf die fortlaufende Verbesserung dieses 
Systems hinzuarbeiten und 

(c) sie trifft erforderlichenfalls Vereinbarungen mit anderen einschlägigen 
Organisationen, um die kontinuierliche Einhaltung dieser grundlegenden 
Anforderungen zu gewährleisten. 



 

DE 48   DE 

6. FLUGMEDIZINISCHE SACHVERSTÄNDIGE UND FLUGMEDIZINISCHE ZENTREN 

6.1. Flugmedizinische Sachverständige 

Ein flugmedizinischer Sachverständiger muss 

(a) die Befähigung und Approbation als Arzt besitzen, 

(b) eine flugärztliche Ausbildung haben und regelmäßig an Auffrischungskursen in 
Flugmedizin teilnehmen, um sicherzustellen, dass die Beurteilungsstandards 
stets auf dem neuesten Stand sind, und 

(c) über praktische Kenntnisse und Erfahrungen in Bezug auf die Bedingungen 
verfügen, unter denen Fluglotsen ihre Aufgaben erfüllen. 

6.2. Flugmedizinische Zentren 

Flugmedizinische Zentren müssen folgende Bedingungen erfüllen: 

(a) Sie müssen über alle Mittel verfügen, die für das mit ihren Rechten verbundene 
Aufgabenspektrum erforderlich sind. Hierzu zählen unter anderem: 
Einrichtungen, Personal, Ausrüstung, Werkzeuge und Material, schriftlich 
fixierte Aufgaben, Verantwortlichkeiten und Verfahren, Zugang zu 
einschlägigen Daten und Führung von Aufzeichnungen. 

(b) Sie führen entsprechend der ausgeübten Tätigkeit und der Größe der 
Organisation ein Managementsystem ein und erhalten es aufrecht, um die 
Einhaltung dieser grundlegenden Anforderungen zu gewährleisten, 
Sicherheitsrisiken zu bewältigen und auf die fortlaufende Verbesserung dieses 
Systems hinzuarbeiten; und 

(c) sie treffen gegebenenfalls Vereinbarungen mit anderen einschlägigen 
Organisationen, um die kontinuierliche Einhaltung dieser Anforderungen zu 
gewährleisten. 
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ANHANG IX 

Grundlegende Anforderungen für unbemannte Luftfahrzeuge 
 

1. GRUNDLEGENDE ANFORDERUNGEN FÜR DIE KONSTRUKTION, DIE HERSTELLUNG, 
DIE INSTANDHALTUNG UND DEN BETRIEB VON UNBEMANNTEN LUFTFAHRZEUGEN 

(a) Eine Person, die unbemannte Luftfahrzeuge betreibt, muss die für den beabsichtigten 
Betrieb geltenden Rechtsvorschriften der Union und der Mitgliedstaaten kennen, 
insbesondere in Bezug auf Sicherheit, Schutz der Privatsphäre, Datenschutz, 
Haftung, Versicherung, Gefahrenabwehr oder Umweltschutz. Die Person muss in der 
Lage sein, die Sicherheit des Betriebs und einen sicheren Abstand zwischen dem 
unbemannten Luftfahrzeug und Personen am Boden sowie anderen Luftraumnutzern 
zu gewährleisten. Dazu ist es auch erforderlich, mit der Betriebsanleitung des 
Herstellers und allen relevanten Funktionen des unbemannten Luftfahrzeugs sowie 
den anwendbaren Flugverkehrsvorschriften und ATM/ANS-Verfahren vertraut zu 
sein. 

(b) Ein unbemanntes Luftfahrzeug muss so ausgelegt und konstruiert sein, dass es seiner 
Funktion angepasst ist und dass es betrieben, eingestellt und instand gehalten werden 
kann, ohne Personen bei Ausführung dieser Tätigkeiten unter den Bedingungen, für 
die das Luftfahrzeug ausgelegt ist, zu gefährden. 

(c) Ist es erforderlich, durch den Betrieb entstehende Risiken in Bezug auf Sicherheit, 
Schutz der Privatsphäre, Schutz personenbezogener Daten, Gefahrenabwehr oder 
Umweltschutz zu verringern, muss das unbemannte Luftfahrzeug die entsprechenden 
und spezifischen Merkmale und Funktionen aufweisen, die den Grundsätzen des 
Schutzes der Privatsphäre und personenbezogener Daten durch Technik und 
Voreinstellungen Rechnung tragen. Entsprechend den Erfordernissen müssen diese 
Merkmale und Funktionen eine einfache Identifizierung des Luftfahrzeugs sowie der 
Art und Zweck des Betriebs gewährleisten; sie müssen ferner sicherstellen, dass 
geltende Beschränkungen, Verbote oder Auflagen, insbesondere hinsichtlich des 
Betriebs in bestimmten geografischen Bereichen, jenseits bestimmter Entfernungen 
vom Betreiber oder in bestimmten Höhen beachtet werden. 

2. ZUSÄTZLICHE GRUNDLEGENDE ANFORDERUNGEN FÜR DIE KONSTRUKTION, DIE 
HERSTELLUNG, DIE INSTANDHALTUNG UND DEN BETRIEB VON UNBEMANNTEN 
LUFTFAHRZEUGEN, DIE IN ARTIKEL 46 ABSÄTZE 1 UND 2 GENANNT WERDEN  

Folgende Anforderungen sind einzuhalten, um während des Betriebs des 
unbemannten Luftfahrzeugs ein zufrieden stellendes Sicherheitsniveau für Personen 
am Boden und andere Luftraumnutzer zu gewährleisten, wobei dem Risikograd des 
Betriebs erforderlichenfalls Rechnung zu tragen ist: 
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2.1. Lufttüchtigkeit 

(a) Unbemannte Luftfahrzeuge müssen über Konstruktionsmerkmale oder -details 
verfügen, die sich in der Erfahrung als sicher für den Betreiber oder Dritte am 
Boden oder in der Luft erwiesen haben. 

(b) Unbemannte Luftfahrzeuge müssen eine Produktintegrität bieten, die in einem 
angemessenen Verhältnis zum Risiko unter allen vorgesehenen 
Flugbedingungen steht. 

(c) Unbemannte Luftfahrzeuge müssen unter allen vorgesehenen 
Betriebsbedingungen, erforderlichenfalls auch nach Ausfall eines oder 
gegebenenfalls mehrerer Systeme, sicher steuerbar und manövrierbar sein. 
Menschlichen Faktoren ist gebührend Rechnung zu tragen, insbesondere 
Faktoren, die einen sicheren Betrieb der Technik durch Menschen begünstigen. 

(d) Unbemannte Luftfahrzeuge, Ausrüstungen und zugehörige nicht eingebaute 
Ausrüstungen, einschließlich Antriebssysteme und Ausrüstung zur 
Fernsteuerung der unbemannten Luftfahrzeuge, müssen unter allen 
vorhersehbaren Betriebsbedingungen und in hinreichendem Maße über den 
betrieblichen Rahmen hinaus, für den das Luftfahrzeug konstruiert wurde, 
bestimmungsgemäß funktionieren. 

(e) Unbemannte Luftfahrzeuge, Ausrüstungen und zugehörige nicht eingebaute 
Ausrüstungen, einschließlich Antriebssysteme und Ausrüstung zur 
Fernsteuerung der unbemannten Luftfahrzeuge müssen sowohl einzeln als auch 
in Beziehung zueinander so konstruiert sein, dass die Wahrscheinlichkeit eines 
Ausfalls und die Schwere seiner Auswirkungen auf Personen am Boden und 
andere Luftraumnutzer in angemessenem Verhältnis zu dem mit dem Betrieb 
verbundenen Risiko stehen, das anhand der in Artikel 4 Absatz 2 festgelegten 
Grundsätze bewertet wird. 

(f) Jede am Betrieb beteiligte Ausrüstung zur Fernsteuerung der unbemannten 
Luftfahrzeuge muss so ausgelegt sein, dass sie den Flugbetrieb erleichtert, 
einschließlich Mitteln zur Lageerkennung und zur Bewältigung aller erwarteten 
Situationen und Notfälle. 

(g) Die für die Herstellung und die Vermarktung des unbemannten Luftfahrzeugs 
zuständige Organisation muss dem Betreiber sowie gegebenenfalls der 
Instandhaltungsorganisation folgende Informationen zur Verfügung stellen: Art 
des Betriebs, für den das unbemannte Luftfahrzeug konstruiert wurde, sowie 
Beschränkungen und für seinen sicheren Betrieb erforderliche Informationen, 
einschließlich Betriebs- und Umweltleistung, Angaben zur Beschränkung der 
Lufttüchtigkeit und Notverfahren. Diese Informationen müssen deutlich, 
schlüssig und unmissverständlich vermittelt werden. Die betrieblichen 
Fähigkeiten des unbemannten Luftfahrzeugs, die für Betriebseinsätze genutzt 
werden können, die keiner Zulassung/keines Zeugnisses bedürfen, müssen 
begrenzt werden, um die für solche Betriebseinsätze geltenden 
Luftraumvorschriften einzuhalten. 

(h) Die mit der Konstruktion unbemannter Luftfahrzeuge, Motoren und Propeller 
befassten Organisationen müssen Vorkehrungen zur Minimierung von 
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Gefahren treffen, die durch Umstände außerhalb oder innerhalb des 
unbemannten Luftfahrzeugs und seiner Systeme entstehen, und die der 
Erfahrung nach Auswirkungen auf die Flugsicherheit haben. Dies umfasst auch 
den Schutz vor Eingriffen mit elektronischen Mitteln. 

(i) Die Herstellungsverfahren, Werkstoffe und Bauteile, die für die Herstellung 
des unbemannten Luftfahrzeugs verwendet werden, müssen zu angemessenen 
und reproduzierbaren Eigenschaften und Leistungen in Einklang mit den 
Konstruktionsmerkmalen führen. 

2.2. Organisationen 

Die mit Konstruktion, Herstellung, Instandhaltung und Betrieb von unbemannten 
Luftfahrzeugen befassten Organisationen müssen folgende Bedingungen erfüllen:  

(a) Die Organisation muss über alle für ihr Arbeitsspektrum erforderlichen Mittel 
verfügen und die Einhaltung der grundlegenden Anforderungen sowie der 
entsprechenden gemäß Artikel 47 festgelegten detaillierten Vorschriften, die 
für ihre Tätigkeit relevant sind, gewährleisten. 

(b) Die Organisation muss ein Managementsystem einführen und aufrecht 
erhalten, um die Einhaltung der einschlägigen grundlegenden Anforderungen 
zu gewährleisten, Sicherheitsrisiken zu bewältigen und auf die fortlaufende 
Verbesserung dieses Systems hinzuarbeiten. Das Managementsystem muss der 
von der Organisation ausgeübten Tätigkeit und ihrer Größe angemessen sein. 

(c) Die Organisation richtet ein System zur Meldung von Vorfällen ein, das Teil 
des Sicherheitsmanagementsystems ist, um einen Beitrag zur ständigen 
Verbesserung der Sicherheit zu leisten. Das System zur Meldung von Vorfällen 
muss mit der Verordnung (EU) 376/2014 in Einklang stehen. Das Meldesystem 
muss der von der Organisation ausgeübten Tätigkeit und ihrer Größe 
angemessen sein. 

(d) Die Organisation muss gegebenenfalls Vereinbarungen mit anderen 
Organisationen treffen, um die kontinuierliche Einhaltung der einschlägigen 
grundlegenden Anforderungen zu gewährleisten. 

2.3. Personen, die unbemannte Luftfahrzeuge betreiben 

Eine Person, die ein unbemanntes Luftfahrzeug betreibt, muss über die 
erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten verfügen, die erforderlich sind, um die 
Sicherheit des Betriebs zu gewährleisten, und die in einem angemessenen Verhältnis 
zu dem mit der Art des Betriebs verbundenen Risiko stehen. Die betreffende Person 
muss auch ihre medizinische Tauglichkeit nachweisen, wenn dies zur Minimierung 
der mit dem vorgesehenen Betrieb verbundenen Risiken erforderlich ist.  

2.4. Betrieb 

Der Betreiber eines unbemannten Luftfahrzeugs ist verantwortlich für den Betrieb 
und muss alle angemessenen Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit des 
Betriebs treffen.  
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Die Durchführung des Fluges muss in Einklang stehen mit den anwendbaren 
Gesetzen, Vorschriften und Verfahren, die für die Wahrnehmung der jeweiligen 
Aufgaben maßgebend sind und für den zu nutzenden Bereich, Luftraum sowie die zu 
nutzenden Flugplätze oder Orte sowie gegebenenfalls für die zugehörigen 
ATM/ANS-Systeme gelten. 

(a) Beim Betrieb von unbemannten Luftfahrzeugen müssen die Sicherheit Dritter 
am Boden oder anderer Luftraumnutzer sowie die Minimierung der Risiken 
aufgrund ungünstiger äußerer und innerer Umstände, einschließlich 
Umweltbedingungen, gewährleistet werden, indem in allen Flugphasen ein 
angemessener Abstand eingehalten wird. 

(b) Ein unbemanntes Luftfahrzeug darf nur betrieben werden, wenn es lufttüchtig 
ist und wenn die für den vorgesehenen Betrieb erforderlichen Ausrüstungen 
und sonstigen Komponenten und Dienste verfügbar und betriebsbereit sind. 

(c) Der Betreiber eines unbemannten Luftfahrzeugs muss gewährleisten, dass das 
Luftfahrzeug über die erforderlichen Navigations-, Kommunikations-, 
Überwachungs-, Erkennungs- und Ausweichausrüstungen verfügt, sowie über 
jedwede andere Ausrüstung, die für die Sicherheit des vorgesehenen Fluges für 
notwendig erachtet wird, wobei die Art des Betriebs und die für die jeweilige 
Flugphase geltenden Luftverkehrsregeln und Luftverkehrsvorschriften zu 
berücksichtigen sind. 

3. GRUNDLEGENDE UMWELTSPEZIFISCHE ANFORDERUNGEN FÜR UNBEMANNTE 
LUFTFAHRZEUGE 

Unbemannte Luftfahrzeuge müssen den Umweltverträglichkeitsanforderungen des 
Anhangs III entsprechen.  
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1 INTRODUCTION 

1.1 Political context 

This initiative is part of the 2015 European Commission’s 'Aviation Package for improving 
the competitiveness of the EU aviation sector'. The objective of this review is to prepare the 
EU aviation safety framework for the challenges of the next 10-15 years and thus to continue 
to ensure safe, secure and environmentally friendly air transport for passengers. This initiative 
builds on over twelve years of experience in the implementation of Regulation (EC) No 
216/20081 and its predecessor.2 

The 2011 White Paper on transport3 aims at Europe becoming the safest region for aviation. 
Air transport in the EU has at present an excellent safety record. With the average annual 
accident rate in commercial air transport in the last ten years standing at 1.8 per ten million 
flights, the EU is one of the safest regions in the world for air travellers.4 However, with the 
aviation traffic in Europe predicted to reach 14.4 million flights in 2035 (50% more than in 
2012),5 we must make sure, by focusing on clearly identified risks, that the system continues 
to maintain the current low number of accidents. This means that the accident rate has to 
continue decreasing in proportion to traffic growth. 

While aviation safety is an important objective of this initiative, it is not the only one. This 
proposal must also be seen in the context of the Europe 2020 Strategy6, in particular regarding 
employment and innovation, and of the Commission priorities of fostering jobs and growth, 
developing the internal market and strengthening Europe's role as a global actor.7 Aviation is 
one of the strategic EU industries with a positive growth projection for the next decades and 
generates numerous, highly skilled jobs. Including indirect and induced impacts, the air 
transport sector supports 5.5 million jobs and contributes nearly EUR 395 billion to GDP in 
the EU28.8 This initiative thus also aims at contributing to a competitive European aviation 
industry based on a well-functioning internal market, which creates high value-jobs and drives 
technological innovation. 

Safety is a pre-requisite for a competitive aviation sector. Staying competitive without making 
concession on safety however, requires the EU to become more efficient. While the present 
system has been so far effective in ensuring safety of air passengers, it is not the most 
efficient one, and creates unnecessary costs for Member States, industry and airspace users. 
There is a strong call from the industry and Member States for a more flexible system which 

                                                 
1 Regulation (EU) No 216/2008 of 20 February 2008 on common rules in the field of civil aviation and 
establishing a European Aviation Safety Agency, and repealing Council Directive 91/670/EEC, Regulation (EC) 
No 1592/2002 and Directive 2004/36/EC, (OJ L 79, 19.3.2008). 
2 Regulation (EC) No 1592/2002 of 15 July 2002 on common rules in the field of civil aviation and establishing 
a European Aviation Safety Agency', (OJ L 240, 7.9.2002). 
3 COM (2011) 144 final, p. 22.  
4 EASA, Annual Safety Review (2013), p. 15. 
5 EUROCONTROL, Challenges of Growth 2013, Task 4: European Air Traffic in 2035. This is the most likely 
out of four scenarios proposed by EUROCONTROL that range from 11.2 to 17.3 million flights (19–83% 
growth compared to 2013). 
6 COM (2010) 2020 final. 
7 Commission Work Programme 2015, COM (2014) 910 final, 16.12.2014. 
8 ATAG, Aviation benefits beyond borders (2014), p. 47. 
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would allow using the limited resources more efficiently, eliminate ineffective regulation, 
facilitate innovation and boost the competitiveness of the European industry. Especially the 
small and medium sized enterprises (SMEs) urge the EU to introduce a more proportionate 
regulatory framework and to eliminate regulation which stifles entrepreneurship and 
introduction of new technologies with too prescriptive requirements. 

Finally the present unfavourable economic situation puts an increasing pressure on EU and 
Member States’ budgets. Many National Aviation Authorities are finding it difficult to 
maintain, not to mention increase, their resources, while the demand from industry for 
technically challenging certification and oversight work does not diminish. 

1.2 Legal context 

The responsibilities for the implementation of the EU aviation safety system are shared 
between the national and EU levels. In addition, in the area of air traffic management, the EU 
still makes some use of the European Organisation for the Safety of Air Navigation 
(EUROCONTROL) which is a separate intergovernmental organisation. The International 
Civil Aviation Organisation (ICAO) influences the functioning of the EU system by setting 
minimum standards at the global level and overseeing their implementation by Member States 
and the European Aviation Safety Agency (EASA). Finally a number of specialised bodies, 
such as SESAR Joint Undertaking, Network Manager and Performance Review Body, 
contribute to the functioning of the EU aviation safety system. 

The EU legal framework for civil aviation safety is primarily based on Regulation (EC) No 
216/20089, which constitutes a recast of Regulation (EC) No 1592/2002.10 This Regulation 
establishes the main functions of the system, such as rulemaking, certification and oversight, 
and creates EASA as a specialised EU aviation safety body. Originally the scope of the 
Regulation was limited to airworthiness and certification of environmental protection with 
respect to aeronautical products. This initial scope was subsequently extended to flight 
operations and aircrew (2008), and safety aspects of air traffic management, air navigation 
services and aerodromes (2009).11 Whilst Regulation (EC) No 216/2008 defines the scope of 
the system and sets out the responsibilities for its implementation, the detailed obligations of 
the regulated entities, such as airlines or manufacturers, are laid down in Implementing Rules 
adopted by the European Commission on the basis of technical proposals of EASA. 

In addition to Regulation (EC) No 216/2008 and its Implementing Rules, the legal framework 
of the EU civil aviation safety system is composed of a number of additional regulations, 
most notably on: accident investigation,12 occurrence reporting and analysis,13 and banning of 
unsafe operators.14 Finally safety aspects of air traffic management and air navigation services 

                                                 
9 See note 1. 
10 See note 2. 
11 Regulation (EC) No 1108/2009 of the European Parliament and of the Council of 21 October 2009  amending 
Regulation (EC) No 216/2008 in the field of aerodromes, air traffic management and air navigation services and 
repealing Directive 2006/23/EC, (OJ L 309, 24.11.2009) 
12 Regulation (EU) No 996/2010 of the European Parliament and of the Council of 20 October 2010 on the 
investigation and prevention of accidents and incidents in civil aviation and repealing Directive 94/56/EC', (OJ L 
295, 12.11.2010). 
13 Regulation (EU) No 376/2014 of the European Parliament and of the Council of 3 April 2014 on the reporting, 
analysis and follow-up of occurrences in civil aviation, amending Regulation (EU) No 996/2010 of the European 
Parliament and of the Council and repealing Directive 2003/42/EC of the European Parliament and of the 
Council and Commission Regulations (EC) No 1321/2007 and (EC) No 1330/2007 (OJ L 122, 24.4.2014, p. 18). 
14 Regulation (EC) No 2111/2005 of the European Parliament and of the Council of 14 December 2005 on the 
establishment of a Community list of air carriers subject to an operating ban within the Community and on 
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are still to a certain extent regulated in parallel by Regulation (EC) No 216/2008 and the 
Single European Sky (SES) regulations. With respect to this last point, the European 
Commission has launched the SES II+ initiative which aims to remediate the overlap15, and 
on which the present proposal builds. 

Regulation (EC) No 1008/2008 on common rules for the operation of air services in the 
Union16 also contains a number of safety related provisions (concerning leasing and Air 
Operators Certificates) which are impacted by the present initiative. 

Finally, the governance, functioning and oversight framework for EU agencies has been 
subject to a comprehensive review in 2012, which resulted in a 'Common Approach on 
decentralised agencies' between the Commission, European Parliament and the Council, 
which needs to be taken into account by the present initiative.17 

Annexes VI and VII contain additional information about the functioning of the EU aviation 
safety system and responsibilities of the different actors involved in its implementation. 
Annex XXIII contains a glossary of the main technical terms used in this report. 

1.3 Evolution of aviation safety in the EU/EFTA18 states in the last decade  

When it comes to scheduled commercial air transport operations, the EU/EFTA enjoys today 
one of the best safety records in the world (Table 1), with the average fatal accident rate in the 
last ten years standing at 1.8 per ten million flights, which is significantly below the 
worldwide average (Figure 1). 

Table 1: Scheduled Commercial Air Transport Fatal Accident Rate per 10 million flights, 2004-2013 
EU/EFTA 1,8 
North America 1,9 
Asia 6,3 
Middle East 15,5 
Africa  38,3 

Source: EASA, Annual Safety Review (2013) 

The available data also shows that the rate of fatal accidents for EU/EFTA Member State 
operated aeroplanes in scheduled passenger operations remains stable since 2010. Between 
2005 and 2013 the number of flight movements under instrument flight rules in the 
EUROCONTROL area has increased by only 2.5% due to the economic downturn of 2008.19 

                                                                                                                                                         
informing air transport passengers of the identity of the operating air carrier, and repealing Article 9 of Directive 
2004/36/EC (OJ L 344, 27.12.2005, p. 15). 
15 Communication from the Commission to the European Parliament, the Council, the European Economic and 
Social Committee and the Committee of the Regions: Accelerating the implementation of the Single European 
Sky, (COM(2013) 408 final, 2013),  p.9. 
16 OJ L 293, 31.10.2008, p. 3. 
17 http://europa.eu/agencies/documents/joint_statement_and_common_approach_2012_en.pdf 
18 The EFTA States (Switzerland, Norway, Iceland and Liechtenstein) have been associated with the EU aviation 
safety system and the work of EASA on the basis of international agreements. 
19 Source: EUROCONTROL. 
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Figure 1: Rate of fatal accidents in EU/EFTA Member States and third country operated scheduled passenger 
operations, aeroplanes above 2250 kg MTOM, 2004-2013 per 10 million flights 

 
Source: EASA, Annual Safety Review (2013) 

When it comes to non-commercial aviation, or 'General Aviation', it is at present not possible 
to calculate accident rates in a similar fashion as for commercial air transport, due to 
unavailability of exposure data (number of flights or flight hours). Nevertheless, an 
approximate picture of General Aviation safety can be given using as exposure the size of the 
fleet. Using this method, we can assume that the rate of fatalities has been decreasing, but that 
the level of safety of General Aviation in the EU is slightly worse than in the US (Figure 2). 
Anecdotal evidence suggests that the reduction in the level of fatalities partly results from the 
reduction of General Aviation activity in the EU20 - it is however not possible to verify such a 
proposition due to lack of exposure data. 

Figure 2: Comparison of General Aviation safety in the EU and US 

 
Source: EASA 
 

2 PROBLEM DEFINITION 

The problems selected for analysis have been chosen on the basis of the following primary 
sources: 

(a) Results of the public consultation conducted by the services of the Commission 
(Annex II provides a summary); 

                                                 
20 For example in 2013 over 200 general aviation aircraft were destroyed and another 600 substantially damaged 
in Europe. At the same time, on average 170 general aviation aircraft are sold in Europe (Source: 2014 EASA 
Conference on General Aviation, Rome). 

The linked image cannot be displayed.  The file may have been moved, renamed, or deleted. Verify that the link points to the correct file and location.
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(b) Opinion of the European Aviation Safety Agency;21 
(c) EASA Management Board Sub-Group Report on the Future of the European Aviation 

Regulatory System (Annex V provides a summary of recommendations); 
(d) Report on the evaluation of the functioning of Regulation (EC) No 216/2008 

conducted under Article 62 of that Regulation (Annex IV provides a summary of 
recommendations); 

(e) Two support studies [hyperlink to be added] contracted by the Commission (Annex I 
provides further details); 

(f) Own analysis by the services of the Commission. 
 
The following sections of this Chapter will refer back to the above sources when 
substantiating the identification of a particular problem which has been selected for analysis 
in this impact assessment. The problems identified concern the technical framework for civil 
aviation safety. Where other technical domains of aviation regulation, such as aviation 
security, are taken into account, this is done to the extent that there are interdependencies 
between safety and these other technical domains. Environmental protection with respect to 
aeronautical products' certification is already within the scope of Regulation (EU) 216/2008, 
and is accordingly also within the scope of the present initiative. 
 
Table IV at the end of this Chapter presents the relationship between the problems identified 
and their drivers. It also indicates the relative importance of the specific problem driver for 
each of the problems.  
2.1 Description of the main problems 

2.1.1 The present regulatory system may not be sufficiently able to identify and mitigate 
safety risks in the medium to long term 

The European Aviation Safety Plan (EASp) identifies the main systemic, operational and 
emerging issues which present risk to safety of civil aviation in the Union (Annex XXI 
provides further details). However, the purpose of this initiative is not to deal with specific 
operational issues (such as loss of control in flight or runway excursions), as important as they 
may be.22 Such operational issues are already within the scope of the Union competence and 
are being dealt with by EASA and the Member States' aviation authorities. The two 
exceptions in this respect, identified by the impact assessment and for which Union action is 
examined, are ground-handling and security aspects of aircraft and aviation systems' design. 
The relevance of these two issues for the maintenance of aviation safety are analysed under 
Section 2.2.3. 

Other than that, this impact assessment looks at aviation safety from a systemic perspective. 
In this respect the Commission services have identified two main issues which require 
attention: shortages and inefficient use of resources by aviation authorities, as well as reactive 
nature of aviation safety regulation and oversight.  

The above mentioned issues, and especially those related to the use of resources and safety 
management, are considered as system weaknesses which may make it more difficult to 
maintain the present safety record in conditions of expected traffic growth and increasing 

                                                 
21 EASA, Opinion 1/2015, European Commission policy initiative on aviation safety and a possible revision of 
Regulation (EC) No 216/2008. 
22 The four main occurrence categories associated with fatal accidents of aeroplanes (2004-2013) are as follows: 
(1) Loss of control in flight; (2) Post impact fire; (3) System or component failure not related to engine/propeller; 
(4) Ramp or ground handling related accidents (Source: EASA, Annual Safety Review, 2013). 
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complexity of the aviation system. They also contribute to other problems as identified in this 
Chapter. 
The evidence collected by the Commission supports the need for additional, proportionate 
efforts to maintain the current good safety record of the Union in conditions of traffic growth 
and other future developments. In particular, the safety performance study contracted by the 
Commission estimates that, to counterbalance the expected increase in traffic volume in 
Europe, the required risk reduction should amount to around 25% in the short term (10 years) 
and 60% in the long term (30 years).23 These figures are in line with the assumptions for the 
SESAR project, which estimates the need for a 40% reduction in accident risk per flight hour 
in Step 1 of the project.24 

The uncertainty about future safety performance of the system was also highlighted in the 
results of the Commission public consultation, where 77% of National Aviation Authorities 
and 75% of all organisations were of the opinion that the EU's ability to identify and mitigate 
risks has to be improved going forward. 

Similarly, the Article 62 evaluation stated that the present ‘largely positive picture of air 
safety in Europe cannot be taken for granted and both regulators and regulated must continue 
to maintain and even improve Europe's record on aviation safety.’25 It also warned that ‘any 
deviation from the highest standards of safety could have significant negative impact on 
Europe's air transport industry.’26 

This analysis is in line with the approach of other leading civil aviation safety authorities in 
the world. In particular, the ICAO Resolution on the Global Aviation Safety Plan stresses that 
the ‘expected increase in international civil aviation traffic will result in an increasing number 
of aircraft accidents unless the accident rate is reduced.’27 Similarly, the US Federal Aviation 
Administration recognises the need to achieve the next level of safety by 2025 in a proactive 
manner, by augmenting the traditional methods of analysing the causes of accidents and 
incidents. 28 

2.1.2 The present regulatory system is not proportionate and creates excessive burdens 
especially for smaller operators 

While the EU aviation safety system has been so far effective, it achieves good safety 
performance at a disproportionate cost. High costs are largely attributed to overregulation 
which affects especially SMEs and General Aviation. This view was strongly expressed in the 
Commission public consultation, where 77% of National Aviation Authorities and 82% of all 
respondent organisations stated that safety regulation is too detailed or difficult to 
comprehend; 88% of National Aviation Authorities and 83% of all respondent organisations 
stated that existing safety levels could be maintained with lower costs. The EASA Opinion 
concludes that the current regulatory system puts an excessive and unnecessary administrative 

                                                 
23 ECORYS, Performance Scheme and Performance Based Approach in the context of aviation safety (Support 
study on performance), Final Report, (2015), p. 85. 
24 European ATM Master Plan, 2nd Edition (2012), p. 18. 
25 Article 62 evaluation, Final Report (2013), p.12. 
26 Idem. 

 
28 US Federal Aviation Administration, Destination 2025. 
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and financial burden on the maintenance and operation of light aircraft.29 The EASA agency 
points out in particular that the regulatory framework for light aircraft is not sufficiently 
differentiated from the regulatory framework for commercial air transport, while the risks 
involved are different, and that this results - to a certain extent - from the rigidity of the 
provisions in the Regulation (EU) 216/2008, notably as far as definitions are concerned.30 

It is notable that nearly half of the respondents to Commission public consultation which 
expressed dissatisfaction with the current regulatory system are microenterprises employing 
less than 10 persons. More specifically, with respect to SMEs, the following issues have been 
identified in the Commission public consultations (see Annex II for further details): 

⇒ The present system puts excessive requirements on SMEs compared to the achieved safety 
benefits.  It is felt by many contributors that regulations are too complex and beyond the 
ability of many SMEs to comprehend and be abreast with the constant changes; 

⇒ The ongoing improvements are focused on non-commercial aviation ('pure' general 
aviation), and not sufficient attention is being given to more proportionate regulation for 
commercial activities of SMEs; 

⇒ Regulations are difficult to implement by companies where a single individual performs 
roles which in an airline or a big manufacturer are responsibility of multiple departments. 

 
The results of the Commission public consultation and the support study on safety 
performance31 point to the fact that disproportionate and overly complex regulation results not 
only in excessive cost to demonstrate compliance but also that resources of the operators and 
National Aviation Authorities are diverted from operational and oversight work as well as 
from innovation (activities important for safety and competitiveness of the EU aviation), 
towards administrative tasks. 

Several attempts were made by the Commission to quantify the costs of overregulation more 
precisely. While no comprehensive picture could be obtained (manufacturers in particular 
indicated that companies do not routinely account certification costs separately from overall 
product development costs),32 a number of cases of overregulation were identified and are 
presented as examples (Case I). Overall it seems that overregulation particularly affects 
businesses and operators involved in light and general aviation. This observation is also 
supported by the conclusions of the EASA Management Board sub-group report.33 

                                                 
29 EASA Opinion 1/2015, p.7. 
30 Idem. 
31 Support study on performance, Final Report, p. 17. 
32 Source: Commission interviews with AeroSpace and Defence Industries Association of Europe (ASD). 
33 EASA Management Board sub-group, Final Report, p.8. 
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2.1.3 The present regulatory system is not sufficiently responsive to market developments 

Evidence shows that the regulatory system is not sufficiently adapted to market developments. 
This regards the ability of the system to: (i) quickly accommodate safety and efficiency 
enhancing technologies, and (ii) to respond to new operational practices of the industry. 

(a) Aspects related to technologies: 

The present system is largely based on prescriptive regulations which often describe, in a 
detailed manner, the required way of conduct or technical solutions to be used. Although this 
provides clear guidance to users and compliance with the rules is straightforward, this 
approach has also resulted in some parts of the aviation industry slowing down in adopting 
technological safety and efficiency improvements, as acceptance of new technologies and 
certification methods necessitates frequent changes in the requirements. In addition, it limits 
alternatives for achieving compliance and thus discourages innovation. 

88% of the National Aviation Authorities and 72% of all organisations which contributed to 
the Commission public consultation stated that the system based on prescriptive rules 
hampers innovation. Similarly 77% of the National Aviation Authorities and 83% of all 
organisations stated that excessive reliance on prescriptive regulations puts the EU industry at 
a competitive disadvantage.  

The safety performance study concluded that: ‘the current prescriptive basis of regulation is 
seen as blocking or slowing down innovation by a continued focus on mandating specific 
methods and solutions rather than outcomes and not leaving much flexibility.’37 

This problem can be very well illustrated with the example of General Aviation, where the 
increasing costs of operating certified aircraft and the slow level of incorporation of new 
technologies, which often represent safety improvements, has contributed to the shift of many 

                                                 
34 Source: Europe Air Sports case study provided to the Commission. 
35 Sample study performed in an Impact Assessment performed by EASA for NPA 2011-16. 
36 Source: EASA analysis prepared for the Commission. 
37 Support study on performance, Final Report, p. xvii. 

Case I: Identified examples of quantified overregulation 

- Overregulation leading to high maintenance costs for small aircraft and gliders. A case study provided by Europe 
Air Sports and concerning one of the EFTA States shows that maintenance costs for small aircraft and gliders increased 
by 50% since 2003.34 Figure 2 above demonstrates that General Aviation in the US has a better safety record than the 
EU, even though the requirements for this sector in the EU are more demanding; 

- Disproportionate costs for advanced private pilot training. Instrument rating training costs are approximately twice 
as big in Europe as in the US35. These differences in training costs make an overseas training an attractive alternative 
for European private pilot licence holders who consider obtaining an instrument rating. Compared to the US, the share 
of private pilot licence holders with instrument rating is much lower in the EU than in the US (5.2% and 26.8%, 
respectively). These economic effects have also safety implications: the instrument rating qualification is an effective 
way of avoiding accidents in bad weather conditions. New instrument ratings that were recently introduced by the EU 
took into account the special needs of private pilot licence holders by making instrument rating training more accessible 
and less costly. Further efforts are however needed to increase the number of private pilot licence holders with 
instrument ratings in the EU. This may include considering training outside approved training organisations. 

- Regulatory burden is created by a lack of responsiveness of the current rulemaking system. When comparing 
the average duration of current technical rule development to the development of an industry standard a rough 
comparison indicates that it takes approximately 3 times longer to develop a rule compared to a standard, i.e. 3 years 
for a rule versus 1 year and 2 months for the industry standard.36 Although referring to industry standards is not always 
an alternative to a traditional rulemaking process, this comparison points to potential time and cost savings which could 
be achieved by increasing reliance on industry standards. 
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pilots towards less regulated, ultralight and other Annex II aircraft38, as Figure 3 illustrates 
and the EU General Aviation roadmap confirms.39 It is notable that the average age of 
certified General Aviation aircraft is 40 years.40 Similarly, for drones the existing rules do not 
reflect well the needs of this newly emerging technology. 

Figure 3: European deliveries of Single Engine Piston (SEP) and non-certified light aircraft 

 
Source: Daher-Socata (EASA General Aviation Conference, Rome 2014) 
 
With respect to promotion of environmentally friendly technical solutions and technologies, 
the regulatory system based on Regulation (EC) No 216/2008 has not evolved since the 
adoption of the predecessor of this regulation in 2002, while the attention paid by the EU and 
citizens to ‘greening’ of air transport has significantly increased over the last twelve years. 
The scope of Regulation (EC) No 216/2008 is limited to environmental compatibility of 
aeronautical products only, and the automatic link with ICAO requirements41 - which does 
not exist for safety rules - does not permit the EU to consider possible better alternatives to 
minimum international standards, and weakens the negotiating position of Member States and 
the EU in ICAO. The emergence of electric engines is also not reflected in Regulation (EC) 
No 216/2008, which defines ‘complex aircraft’ by referring to turbine powered engines only. 

Finally, the manufacturing industry has voiced concern during EASA and Commission 
consultations that the present certification system, due to lengthy procedures and in particular 
limited availability of resources at EASA (see point 2.2.4), might not be able to respond to 
future industry demand for product certification in a timely manner, which could lead to 
financial penalties and more generally, to a competitive disadvantage for European industry. 
More specifically, it is estimated that a 6-month delay in delivery of an aircraft to an airline 
can lead to penalties to the manufacturer of up to 2% the price of each aircraft, or cancellation 
of orders to the benefit of competitors.42 The development costs exceed 10 billion € for a new 
large aircraft. If a design issue is detected at a late stage of the certification process, the 
development costs can increase by 10%.43 

(b) Aspects related to operational practices of the industry: 

                                                 
38 'Annex II aircraft' refers to aircraft excluded from the scope of Regulation (EC) No 216/2008 as set out in 
Annex II to this Regulation. 
39 General Aviation Roadmap, http://easa.europa.eu/system/files/dfu/EASA%20MB%2004-
2012%20WP09a%20GA-roadmap_mb.pdf, p.5. 
40 Source: General Aviation Manufacturers Association (GAMA). 
41 See Article 6 of Regulation (EC) No 216/2008. 
42 DG RTD InnovREFIT Task Force, Better regulations for R&I at EU level, Report, July 2015, p.87. 
43 Idem. 

http://easa.europa.eu/system/files/dfu/EASA%20MB%2004-2012%20WP09a%20GA-roadmap_mb.pdf
http://easa.europa.eu/system/files/dfu/EASA%20MB%2004-2012%20WP09a%20GA-roadmap_mb.pdf
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The creation of the single aviation market has lifted the limits imposed on the airline industry 
by Air Services Agreements, and airlines can now operate within the EU as if national borders 
did not exist. Similarly, the recognition of certificates enabled by EU legislation means that 
individuals can now claim recognition of their privileges anywhere in the EU. 

The liberalisation has also resulted in emergence of new employment practices,44 and 
business models. This includes multinational airline consortia, which hold multiple Air 
Operator Certificates (AOCs) in order to be able to satisfy ownership and control 
requirements of Air Services Agreements of individual Member States with third countries. 
However this necessity to hold separate AOCs from multiple Member States prevents such 
consortia from operating as a single airline which would allow for interoperability of assets 
and associated safety benefits (see Case II). It has also become a common practice for airlines 
to use remote bases of operations which allows business development away from the principal 
place of business and outside the territory under the jurisdiction of the certifying authority. 

Evidence does not indicate that any of the new business models is 'unsafe',45 although the 
oversight of multinational organisations and certificate holders moving between jurisdictions 
is more challenging and requires close collaboration between National Aviation Authorities. 
For example:  

− The report issued by the Air Accident Investigation Unit of Ireland 
following the fatal accident of the Fairchild SA 227-BC Metro III EC-ITP which occurred 
on 10 February 2011 at the Cork airport, showed that inadequate oversight of a 
geographically remote operation by the State of the Operator can be a contributing factor 
to an accident;46 

− At least three Member States reported to the Commission or EASA 
that they had encountered situations where licence holders claimed recognition of 
certificates which had been earlier revoked or suspended by the (another) issuing Member 
State (see Case III). 

− Task Force on Measures Following the Accident of Germanwings 
Flight 9525 observed that the introduction of pan European medical certification has given 

                                                 
44 Y. Jorens, D. Gillis, L. Valcke and J. De Coninck, ‘Atypical forms of employment in the aviation sector’, 
European Social Dialogue, European Commission, (2015). 
45 The 2015 study on atypical forms of employment in the aviation sector suggested that innovative employment 
schemes such as zero-hour contracts or 'pay-to-fly' employment schemes can raise safety concerns. While the 
services of the Commission noted the results of this study, they concluded that the evidence presented in the 
study is not sufficient to draw unequivocal conclusions as to the safety consequences of such market practices.  
46 Air Accident Investigation Unit Ireland, Formal accident report, Fairchild Aircraft Corporation SA 227-BC 
Metro III, EC-ITP Cork Airport, Ireland, 10 February 2011, at Conclusions. 

Case II: One Air Operator Certificate (AOC) or four? 

One of the EU tour operators holds four AOCs from separate Member States. The group would like to merge these certificates 
in order to eliminate inefficiencies caused by concurrent activities, achieve higher integration of fleet, and enhance safety by 
using only one process across the whole operation. At the same time the group does not want to jeopardise the traffic rights it 
enjoys from the Member States where its AOC holders are incorporated. While for the purpose of intra-EU operations one 
AOC and operating licence suffices, an airline must be licensed and certified by the designating Member State in order to 
exercise traffic rights outside the EU, if a third country did not accept an EU designation clause. 

The current EU regulatory system does not explicitly envisage a 'joint AOC' issued by several states, although the concept of a 
joint air transport operating organisation is allowed by the Chicago Convention and has been effectively used by three 
EU/EFTA States based on an international agreement concluded in 1951. In 2014 at least three EU airline consortia 
expressed interest in merging their AOCs into a joint approval, while continuing to be able to exercise traffic rights to third 
countries from their Member States of establishment. 
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pilots freedom to apply to any aero-medical examiner certificated by any EU/EFTA 
Member State. At the same time, the authorities and aero-medical examiners do not have 
easy access to information on whether a pilot has been denied a medical certificate in 
another State, nor the reason for eventual denial.47 

 

The Article 62 evaluation concluded that new business models are going to impact heavily on 
the work content of the EASA system.48 These findings are also reflected in the Commission 
public consultation, where 88% of the National Aviation Authorities and 83% of all 
respondent organisations stated that the EU system lacks flexibility to accommodate new 
business models, while 77% of the National Aviation Authorities and 49% of all respondent 
organisations stated that there is a need to change the legislative framework to better 
accommodate multinational operations. 

The 2013 EASA Annual Standardisation Report highlights transnational business models and 
operators having multiple principal places of business as new challenges which need to be 
addressed by the oversight authorities, and for which standardised implementation of 
regulations is not a sufficient solution on its own.49 

The 2015 report of the EASA working group on safety implications of new business models 
concluded that regulators’ own procedures and oversight methodologies are not adapted to the 
developments in business models and that there is insufficient guidance on cooperative 
oversight.50 

2.1.4 There are differences in organisational capabilities between Member States 

The availability of qualified personnel is an essential pre-requisite for effective oversight and 
certification by EASA and National Aviation Authorities. At the same time evidence shows 
that there are significant differences in organisational capabilities of Member States, which: 

− Create potential safety risks, as some Member States are not sufficiently capable of 
ensuring effective oversight of EU legislation (see below); 

− Contribute to mistrust between the Member States. The support study on resources 
reported for example that four out of sixteen National Aviation Authorities interviewed 
stated that they do not automatically accept certificates issued by some other authorities 
due to lack of trust in their compliance.51 This is also one of the reasons why cooperative 
oversight is embraced with reluctance by Member States; 

                                                 
47 Task Force on Measures Following the Accident of Germanwings Flight 9525, Final Report (2015), p.14. 

48 Article 62 evaluation, Final Report (2013), p. 11. 
49 EASA, ‘Annual Standardisation Report’, (2013). 
50 EASA, Developing Business Models in Aviation:  Report from the RAG Working Group (2015), p.4. 
51 ECORYS, Study on the resources deployed in the area of European aviation safety before and after the 
creation of EASA (Support study on resources), Final Report, (2015), p. 121. 

 Case III: Challenges in cross-border enforcement (Irregularities in pilot licensing) 

 In 2014 two cases of irregularities with respect to the conduct of training courses and skill tests / proficiency checks were 
reported by two Member States. The investigation conducted jointly by the two Member States concerned necessitated 
review of documentation concerning hundreds of pilots, several training organisations and numerous instructors and 
examiners located in different countries. As a result of the investigation a number of pilot licences were suspended. The 
cross-border investigation made the case particularly complicated and the current regulatory framework proved to be of 
limited help. The authorities concerned and EASA also concluded that in absence of a central repository of pilot licences it 
would be difficult to detect if the individuals concerned did not apply for new licences in other Member States. 
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− Result in varying interpretations of requirements by Member States which negatively 
affects the level playing field on the market. Many of the organisations and National 
Aviation Authorities which contributed to the Commission's public consultation expressed 
concern over this issue; 

− The support study on resources also concluded, based on 25 interviews, that 'both industry 
and the National Aviation Authorities must deal with an unequal playing field in the 
different Member States, which may potentially undermine the common market/system’. 
The study indicated that these differences stem from varying approaches of national 
authorities to oversight, availability of resources and qualification of staff, as well as 
differences in financing oversight (with some Member States recovering the costs through 
fees and some financed through Member State budgets);52  

The identification of this problem is further supported by the following evidence: 

− 66% of National Aviation Authorities and 68% of all organisations 
which contributed to the Commission public consultation were of the opinion that 'the 
capabilities of national authorities to perform oversight differ increasingly'; 

− The EASA standardisation programme shows that, at the end of 2014, 
ten  (30%) of EU/EFTA Member States had open supplementary reports with non-
resolved safety relevant findings, meaning that they did not adequately implement 
corrective action plans. Shortages of staff and its inadequate qualification were identified 
by EASA as two main reasons for inadequate oversight by National Aviation Authorities; 

− The support study on resources concluded that, given the current 
working methods of authorities, the aviation safety resources in the EU are insufficient 
compared to workload, and that there are significant differences in supervisory approaches 
between the Member States;53 

− The safety performance study concluded that approximately only 1/3 
of National Aviation Authorities are ‘sufficiently well-resourced and skilled to exercise 
appropriate oversight’54. While this does not mean that safety is in danger, it points to the 
fact that the levels of safety assurance vary across the EU; 

− The Article 62 evaluation panel concluded that it is urgently needed to 
find a solution to the problem of weaknesses in safety oversight abilities of some Member 
States.55 

At present, the EU already has a number of tools for addressing deficiencies identified in 
safety oversight capabilities of a Member State. These include infringement procedures to be 
launched by the Commission, the possibility to suspend recognition of certificates under 
Article 11 of Regulation (EC) No 216/2008, and imposing complete or partial operating 
restrictions on operators certified by an EU Member State using Regulation (EC) No 
2111/200556. However, these measures either take long to be implemented (which is the case 
for infringements), or simply stop the entire operation without resolving the underlying 
problems of deficient national oversight. 

2.2 Underlying problem drivers 

There is no one-to-one relationship between the problem drivers identified below and the 
problems set out in the preceding section. This means that one problem driver can feed into 
                                                 
52 Support study on resources, Final Report, p. 103-105. 
53 Support study on resources, Final Report, p. 105, and p. 118. 
54 Support study on performance, Final Report, p.15. 
55 Article 62 evaluation, Final Report (2013), p.18. 
56 OJ L 344, 27.12.2005, p. 15. 
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more than one problem. For example the problem drivers related to shortages and inefficient 
use of resources affect Problem No 1 related to the future performance of the EU aviation 
safety system, as well as Problem No 4 related to organisational capabilities of Member 
States. This is illustrated in Table 4. 

2.2.1 Level and type of regulation does not sufficiently correspond to the risks associated 
with different aviation activities 

According to the results of the public consultation, one of the primary reasons why the EU 
system creates excessive burdens for Member States and stakeholders is the fact that the level 
of regulation and the measures applied do not sufficiently differentiate between the risks 
involved in different types of activities. Although the preamble to Regulation (EC) No 
216/2008 recognises that rules should take into account the risk associated with the different 
types of operations and complexity of aircraft, this principle is not very well reflected in the 
actual provisions of this regulation, which, for example, subjects all aircraft to a type 
certification procedure irrespective of the risk involved. The different classifications of 
operations provided in the regulation are also quite rigid and make reference to technical 
criteria (such as type of engines or maximum mass) which are better suited for lower level 
implementing measures. 

The lack of sufficient differentiation between acceptable levels of risk has resulted, especially 
in the initial phases of developing the EU aviation safety regulations, in a ‘one-size-fits-all’ 
approach which is particularly disproportionate for smaller organisations. The EU General 
Aviation Roadmap concludes that ‘much regulation has been blanket regulation, which aimed 
to cover all possible risks by saying something about everything, although the vast majority of 
fatalities are caused by a small set of recurring causes’.57 In some cases (see Case IV) the 
‘one-size-fits-all’ approach has affected the development of the single aviation market. 

The second reason for excessive burdens, also highlighted in the results of the Commission 
and EASA public consultations, is the fact that the EU overly relies on legislative instruments 
as a means of addressing safety risks while not sufficiently exploring other tools providing 
more flexibility in addressing risks. Such alternative tools mentioned by the respondents 
include the use of industry standards, training and safety promotion.  

2.2.2 System is reactive and predominantly based on prescriptive regulations and 
compliance checking 

The EU aviation safety system is largely based on prescriptive rules, usually developed 
following lessons learned from accidents, which are controlled through periodic audit-type 

                                                 
57 General Aviation Roadmap, see note 42, p.2. 
58 Source: Light Aircraft Manufacturers Association EUROPE. 

Case IV: Light Sport Aircraft: 'one size fits all' (or not) for product certification and production58  
The light sport aircraft category covers a range of lightweight aircraft which represent an entry level for many private pilots. In 
the EU the light sport aircraft are subject to a type certification procedure by EASA and organisations which are involved in 
their design and manufacture must hold design and production organisations approvals, similar as manufacturers of large 
transport category planes. 

In the US, the light sport aircraft can be designed in accordance with consensually developed industry standards, and put on 
the market based on the statement of conformity issued by the manufacturer. As a result, the design and production approval 
costs for light sport aircraft are on average 2.5 higher in the EU than in the US. Because of a more favourable regulatory 
environment overseas, more than 60% of EU produced light sport aircraft are sold in the US.  



 

19 
 

checks focusing on procedures and manuals.59 This prescriptive and reactive approach, which 
has been an international standard so far, allowed the EU to achieve the present good safety 
record.60 The results of the Commission public consultation also show that prescriptive rules 
have many other advantages, such as legal certainty and straightforward compliance checking. 

On the other hand the EASA Opinion indicates that ‘compliance with detailed technical or 
prescriptive standards will in the future be less and less effective in ensuring a satisfactory 
level of safety in all cases’.61 This is because the EU has reached a situation where accident 
causes have become operator unique. Controlling such unique threats through generic 
legislation is very difficult.62 

To achieve further safety improvements, the EU has now mandated, in the Implementing 
Rules, a business-like approach to managing safety risks. This approach is based on the new 
Annex 19 to the Chicago Convention,63 which contains safety management requirements for 
industry and States. Although progress has been made in implementing this new approach, the 
work is far from complete: 

− Safety Management Systems are a recent requirement and not yet mature if we take the 
EU as a whole. At the State level, authorities are moving ahead with implementation of 
State Safety Programmes, but this remains voluntary as the adoption of Sates Safety 
Programmes is not yet mandated by EU law. Furthermore, evidence collected by EASA 
shows that there are still large differences between States, and that performance based 
elements (e.g. agreement on safety performance indicators for industry organisations) are 
posing greatest difficulties for Member States in the State Safety Programme 
implementation process;64 

− The EU has not yet established a fully operational European Aviation Safety Plan, which 
would allow it to identify and address risks collectively as a region. This is partly due to 
the fact that Safety Management Systems and State Safety Programmes are not yet mature 
(see above), and partly due to the fragmentation of the safety management process at EU 
level, where safety information is scattered, in certain respects incomplete or of sub-
standard quality.65 There is also a lack of a process allowing the EU to identify risks in a 
systemic and evidence-based manner. The implementation of the European Aviation 
Safety Plan is voluntary and the effectiveness of the actions contained in the plan is not 
monitored, as highlighted by the EASA Opinion.66 

2.2.3 Inconsistencies and gaps in the regulatory system 

A number of gaps and inconsistencies have been identified in the present regulatory system. 
These result primarily from the high complexity of this system. A clear majority (73%) of all 
organisations, including National Aviation Authorities, which contributed to the Commission 
public consultation, believe that there are gaps, overlaps or contradictions between the 
different domains of EU aviation safety legislation. Many of the contributions point to the 

                                                 
59 Support study on performance, Final Report, pp. 9-10. 
60 Idem. 
61 EASA Opinion 1/2015, p.4. 
62 SMICG, 'A systems Approach to Measuring Safety Performance: the regulator perspective', (2014), pp. 5-6. 
63 ICAO, Annex 19 'Safety Management', First Edition (2013). 
64 EASA, SSP Phase Implementation Survey Results, Annex C to EASp, 4th Edition, (2014). 
65 Support study on performance, Final Report, pp.18-19. 
66 EASA Opinion 1/2015, pp.5-6. 



 

20 
 

general problem of inconsistencies stemming from varying interpretations of EU requirements 
by Member States which has also been confirmed by the support study on resources.67 

Many contributors to the Commission consultation highlighted inconsistencies between EU 
requirements for airborne and ground-based components of the air traffic management 
system. With regard to the latter issue, the Commission understands that this refers to the 
problems with regard to deployment of data-link technologies, which are already being 
addressed.68 The stakeholders and Member States also identified the lack of a common safety 
framework for drones as an issue for action at EU level. The Commission furthermore takes 
note of the concerns expressed by many stakeholders with regard to inconsistencies between 
occurrence reporting obligations in the Implementing Rules adopted under Regulation (EC) 
No 216/2008 and the new regulation on occurrence reporting69. The Commission believes that 
alignment of the reporting requirements70 has ensured that the two systems are consistent and 
complementary and therefore that this issue is also already being addressed.  

Another gap in the present EU regulatory system has been identified with respect to security 
aspects of aircraft and aviation systems' design, including cyber-security, where the EU 
currently lacks a clear mandate to act. Essential requirements to Regulation (EC) No 
216/2008 do not explicitly address security of aircraft design. Essential requirements for 
airworthiness only provide that with respect to systems and equipment, design precautions 
must be taken to minimise the hazards to the aircraft and occupants also from reasonably 
probable external threats. EASA relies on this broad formulation to assess the resilience of 
aircraft design with respect to certain security threats, in particular related to cyber-security, 
but does not have a clear competence to propose relevant implementing measures or to 
mandate design changes addressing security threats for in-service aircraft. The EASA Opinion 
signals the need to address security aspects of aircraft airworthiness, where today the Agency 
has encountered a number of practical problems in addressing safety risks due to lack of a 
clear mandate to act.71 Technical aspects of aircraft security related to the design of aircraft 
and aviation systems have been also identified by a number of contributions to Commission 
public consultation as requiring further EU action. At the same time however the stakeholders 
cautioned that cyber-security goes beyond technical aspects of aircraft and related systems 
and that aviation cyber-security measures should be consistent with the overall EU cyber-
security policies. The Article 62 evaluation recognised that the security of communications 
between the ground and aircraft should be comprehensively addressed by the EU regulatory 
system, as it has clear safety implications. From a general policy perspective, the Commission 
proposal for a directive on network and information security (NIS directive) identifies the 
aviation sector as a critical infrastructure, vital to the EU economy and societal interests 
which needs appropriate protection against cyber threats.72 

Furthermore, there are areas of aviation regulation where safety and security matters are so 
closely linked together that they should be considered jointly in order to avoid gaps or 
unintended consequences, and carefully balance any safety/security trade-offs that may have 
                                                 
67 Support study on resources, Final Report, p. 119. 
68 EASA, Technical issues in the implementation of Regulation (EC) No 29/200 9 (Data link), Report 1.1, 
(2014). 
69 See note 13. 
70 Commission Implementing Regulation (EU) No …/... of XXX laying down a list classifying occurrences in 
civil aviation to be mandatorily reported according to Regulation (EU) No 376/2014 of the European Parliament 
and of the Council 
71 EASA, Opinion 1/2015, p. 15. 
72 Proposal for a Directive of the European Parliament and of the Council concerning measures to ensure a high 
common level of network and information security across the Union, COM(2013)48 final. Further information 
on the NIS Directive is given in Annex XXII. 
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to be made when imposing new requirements on operators. Such close relationship between 
safety and security exists with respect to aircraft operations and in particular in-flight security 
measures, which at present are regulated in parallel by two separate legal instruments: 
Regulation (EC) No 216/2008 and Regulation (EC) No 300/2008. While the results of the 
public consultations do not point to the need for a complete integration of legal frameworks 
for safety and security, they did however bring to the attention of the Commission the need 
for better management of interdependencies between these two domains.  

In addition, the EASA Opinion highlighted the need for an EU mechanism for conformity 
assessment of aviation security equipment, the absence of which is currently considered a 
stumbling block towards the creation of an EU market for manufacturers of airport screening 
and explosive detection equipment. With respect to this issue, a separate initiative is ongoing 
under coordination of DG HOME.73 

Moreover, the EASA Opinion74 and Article 62 evaluation75 identified safety gaps with regard 
to ground handling. This is an area for which presently no safety provisions directly 
addressing the service providers exist at EU level, and which makes oversight and mandating 
corrective action by the competent authorities difficult.76 All interested stakeholders, with the 
exception of airlines, point to the fact that regulatory action is necessary, in particular with 
respect to training of ground handling staff.77 The airlines believe that they are sufficiently 
able to control the safety of ground handling through contractual arrangements with the 
providers and that the costs of regulating ground handling at EU level would outweigh the 
potential benefits. 

The EASA Management Board sub-group also highlighted the issue of ground-handling as 
requiring analysis, but noted that further regulatory intervention should be based on a clear 
safety case.78 In this respect, the safety data shows that since 2005, ground handling 
occurrences in the EU have constituted 6% of fatal accidents, 15% of non-fatal accidents and 
2% of serious incidents. There are on average 3 500 risk-bearing ground handling occurrences 
reported annually, which is between 9%-11% of all risk-bearing occurrences reported.79 
Ground handling accidents constitute the fourth biggest accident category in the period of the 
last ten years after loss of control in flight, post impact fires, and system or components 
failures not related to the engine/propeller (See Annex XXI for information about other top 
categories of accidents in the EU).80 

The main contributing factors to ground handling risk-bearing incidents are a lack of 
standardisation of ground handling procedures, not always sufficient training of staff, and 
deficiencies in safety management, including with respect to occurrence reporting. There is no 
evidence that Europe-wide voluntary safety initiatives have had a significant impact in 

                                                 
73 Commission Roadmap for establishing an EU harmonised certification system for airport equipment, 
http://ec.europa.eu/smart-
regulation/impact/planned_ia/docs/2014_entr_004_harmonized_certification_airport_screening_equipment_en.p
df. 
74 EASA, Opinion 1/2015, p. 12. 
75 Article 62 evaluation, Final report (2013), p. 16. 
76 Currently, there are no general safety objectives or specific requirements for ground handling operators in the 
EU aviation safety regulatory framework. Safety of ground-handling is addressed only indirectly through 
Implementing Rules related to flight operations and aerodromes. 
77 Conclusion reached on the basis of public consultations and discussions with stakeholders in advisory bodies 
established by the Commission. 
78 EASA Management Board sub-group, Final Report, p.6. 
79 EASA analysis based on data from the European Central Repository of information on aviation occurrences. 
80 EASA, Annual Safety Review (2013), p. 30. See Annex XXI for information about other top categories of 
accidents in the EU. 
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improving ramp safety (see Annex XX for further information about ground handling market 
and safety of ground handling operations). With the expected growth in air traffic, the main 
European air hubs reaching full capacities, increasing pressure on aircraft turnaround times, 
and emergence of composite aircraft which are more prone to ground damage, the 
deficiencies in safety of ground handling operations become an issue that needs addressing. In 
addition, the ground handling industry also highlighted the inefficiencies stemming from 
repetitive audits and inspections of the same service providers by multiple airlines and 
aviation authorities.  

With regard to environmental protection, the current Regulation (EC) No 216/2008 makes 
Annex 16 to the Chicago Convention (as regards setting minimum standards for aircraft noise 
and engine emissions) directly applicable in EU law, while in the area of safety ICAO 
standards are met through the adoption of implementing rules. This difference in approach 
excludes the possibility for the EU to deviate from ICAO environmental standards for 
products and thus weakens its negotiation position at international level and prevents the EU 
from considering possible better alternatives to minimum international standards. For 
example, the fact that ICAO environmental standards for tilt-rotor aircraft are applicable only 
as of 2018, the current certification projects for such aircraft in the EU do not cover noise 
aspects. Another example is the ongoing discussions in ICAO on a new standard in respect of 
aircraft engine CO2 emissions which have been significantly influenced by the US 
environmental protection agency announcement of an intention to develop a national CO2 
standard81 – at present the EU cannot use a similar negotiating leverage. Stakeholders who 
contributed to the public consultation do not see a need for changing the scope of the current 
EU environmental action under Regulation (EC) No 216/2008, which is limited to 
environmental compatibility of products.82 The contributions received point however to the 
need of better considering interdependencies between aviation safety and environmental 
legislation (in particular chemicals legislation under the REACH system). 

The Commission has further identified inconsistencies in the EU legislation concerning 
leasing of third country registered aircraft - an issue which has been already identified in 2013 
in the context of the EU internal aviation market 'fitness check'.83 With regard to dry lease-in 
of foreign registered aircraft84 the EU safety legislation allows, subject to a number of 
conditions, such arrangements, while the internal market legislation (Regulation (EC) No 
                                                 
81 EPA, Proposed Finding That Greenhouse Gas Emissions From Aircraft Cause or Contribute to Air Pollution 
That May Reasonably Be Anticipated To Endanger Public Health and Welfare and Advance Notice of Proposed 
Rulemaking, Federal Register / Vol. 80, No. 126, July 1, 2015. 
82 Other main EU legislation which aims at protecting environment from aviation impacts is: (1) Regulation 
(EU) No 598/2014 of the European Parliament and the Council of 16 April 2014 on the establishment of rules 
and procedures with regard to the introduction of noise-related operating restrictions at Union airports within a 
Balanced Approach (OJ L 173, 12.06.2014, p. 65); (2) Commission regulation (EU) No 691/2010 of 29 July 
2010 lying down a performance scheme for air navigation services and network functions and amending 
Regulation (EC) No 2096/2005 lying down common requirements for the provision of air navigation services 
(OJ L 201, 3.08.2010, p.1); Directive 2008/101/EC of the European Parliament and of the Council of 19 
November 2008 amending Directive 2003/87/EC so as to include aviation activities in the scheme for 
greenhouse gas emission allowance trading within the Community (OJ L 8, 13.01.2009, p.3). 
83 European Commission, Fitness Check - Internal Aviation Market, Report on the suitability of economic 
regulation of the European air transport market and of selected ancillary services, SWD(2013) 208 final, pp. 53 
and 66. 
84 Dry lease agreement means an agreement between undertakings pursuant to which the aircraft is operated 
under the air operator certificate (AOC) of the lessee or, in the case of commercial operations other than CAT, 
under the responsibility of the lessee. Wet lease agreement means an agreement, in the case of CAT operations, 
between air carriers pursuant to which the aircraft is operated under the AOC of the lessor; or in the case of 
commercial operations other than CAT, between operators pursuant to which the aircraft is operated under the 
responsibility of the lessor. 
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1008/2008) is not clear whether they are allowed or not which leads to legal uncertainty. This 
inconsistency has been highlighted also by a number of Member States,85 and an airline trade 
body which highlighted that 'registering and deregistering aircraft registered in a third country 
for the typical duration of seasonal leases is complicated and costly'.86 With regard to wet 
lease arrangements between EU operators, while Regulation (EC) No 1008/2008 requires a 
prior safety approval from the relevant authority,87 the EU safety legislation does not impose 
on such arrangements any lease specific conditions in addition to the need of the lessor (AOC 
holder) to comply with usual EU requirements for flight operations and aircraft maintenance. 
The safety value of such prior approval is questionable, especially in view of the fact that 
airlines are now also obliged to monitor the safety of the services they contract from other 
providers. At the same time leasing is a crucial tool for airlines in maintaining operating 
flexibility – it is estimated that nearly 70% of aircraft in operation in the EU are leased 
aircraft.88 

Finally, inconsistencies have been identified with respect to the way Member States notify to 
ICAO differences between international standards and recommended practices and EU 
requirements. The analysis of the content of the differences notified by 23 Member States 
(322 items) to ICAO through the EFOD89 system revealed that EASA’s recommendation 
concerning the type of a difference to be notified was followed in only 29.19% of cases (see 
Annex VIII for more detail). The cases when the recommendations were not followed include 
mostly no information provided, or outdated references to European rules (JARs or EU-OPS) 
or to national rules. This lack of uniformity undermines the consistency of the EU system vis-
à-vis ICAO and third countries and stands in the way of achieving full coordination between 
ICAO and EU aviation safety audits of Member States, as envisaged under the EU-ICAO 
Memorandum of Cooperation on enhanced cooperation.90 

 
2.2.4 Shortages of resources impacting safety oversight and certification 

The support study on resources concluded that, taking into account the current working 
methods and the size of the EU industry, the aviation safety resources are insufficient.91 
While it is difficult to put a concrete figure on what would be the appropriate level of 
resources in Europe to continue ensuring a high level of aviation safety in the future, a 
number of observations can be made. 

First of all, the growth in size of the industry has, over the last ten years, outpaced the increase 
in workforce and budget of aviation authorities, which at the same time have not yet 
significantly changed working methods. Table 2 illustrates that trend, based on key indicators 
calculated using samples of EU/EFTA Members States.  
 
Table 2: Trends in evolution of resources and workload in EU/EFTA Member States since 2003 
 2003 2008 2013 2003-2013 

                                                 
85 Committee established by Article 65 (1) of Regulation (EC) No 216/2008, minutes of the meeting 2014/3, 
Brussels 8-9 July 2014. 
86 IACA, 'Dry lease-in of third country aircraft by Community operators for Commercial Air Transport'. 
87 Article 13(2), 'Leasing' provides that: (…) a wet lease agreement under which the Community air carrier is the 
lessee of the wet leased aircraft shall be subject to prior approval in accordance with applicable Community or 
national law on aviation safety. 
88 Fitness Check - Internal Aviation Market, see note 81, p. 53. 
89 ICAO Electronic Filing of Differences (EFOD) database. 
90 Memorandum of Cooperation between the European Union and the International Civil Aviation Organization 
providing a framework for enhanced cooperation, (OJ L 232, 09.09.2011, p. 2). 
91 Support study on resources, Final Report, p. 105. 
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Resources  
OPS/AIR/FCL National Aviation 
Authority staff (MS=17) 1 574 1 727 (+10%) 1 659 (-4%) +5% 

National Aviation Authority budget 
(MS=16) 

EUR 439 million  EUR 558 million 
(+27%) 

EUR 530 million 
(-5%) 

+21% / -3% if 
adjusted for 
inflation 

Workload  
CAT fleet size (MS=22) 3 494 4 127 (+18%) 4 307 (+4%) +23% 
AOC holders (MS=31) 1,221 1,304 (+7%) 1,201 (-8%) -2% 
Pilots (MS= 23) 139 258 176 575 (+27%) 175 383 (-1%) +26% 
FTOs (MS=25) 1 544 2 010 (+30%) 2 047 (+2%) +33% 
Source: Support study on resources 

In addition, the transition to the EU regulatory framework has created transition costs for the 
authorities, and in some cases increased workload due to the more demanding and complex 
regulatory framework (see Case VI as an example) and standardisation requirements.92 
Furthermore, budget constraints and divergences in the funding of authorities come into play, 
as demonstrated by the support study on resources.93 Especially the small authorities funded 
through government contributions find it difficult to attract competent personnel from the 
market (see Case V). 

The Article 62 evaluation concluded that in the current economic climate, there is a huge 
strain on the resources of Member States and EASA, and that it is incumbent on all partners in 
the system to strive for greater efficiency in the use of limited resources.94 It concluded 
further that some of the National Aviation Authorities are finding it difficult to fulfil their 
statutory obligations related to safety oversight due to staffing/financial problems.95 

Also results of the EASA standardisation programme identified shortages in resources in 
respect of the size, scope and complexity of the regulated industry, as one of the two main 
contributors to inadequate oversight in some of the EU Member States in the fields of Air 
Operations, air traffic management/air navigation services and Aircrew.96 Finally, 55% of 
National Aviation Authorities and 63% of all organisations which contributed to the 
Commission public consultation stated that 'some National Aviation Authorities do not have 
                                                 
92 Idem, p. 100. 
93 Idem, p. 111. 
94 Article 62 evaluation, Final Report (2013), p. 10. 
95 Article 62 evaluation, Final Report (2013), p. 25. 
96 EASA Annual Standardisation Report (2013). 

Case V: Budget constraints (Source: support study on resources) 
Among the primary problems cited by nearly all Competent Authorities is the imbalance created by an increase in workload 
alongside decreasing budgets in the aftermath of the 2008 economic crisis. There are considerable variations in the size of 
Competent Authorities’ budgets, with larger Member States having relatively larger budgets than their smaller counterparts 
on account of the relative size of their respective workloads. In addition to this however a number of Competent Authorities 
recorded extremely low budgets which may be indicative of an even greater imbalance between Member States. For 
example, budgets in large Member States range from EUR 40 – 61 million, while in certain smaller Member States, budgets 
range from EUR 5 million to as low as EUR 1.1 million. While the latter group has a smaller workload than the former, the 
workload-budget disparity is considerably greater for small Competent Authorities. 

Case VI: New regulatory requirements for ballooning 
Before the establishment of the EU aviation legislation, some of the Member States were delegating oversight and 
certification in certain sectors of general aviation, for example ballooning, to user organisations, such as national aero-clubs. 
The EU legislation harmonised requirements for the production and maintenance of balloons as well as for their operations 
and pilots' competence. Member States which were not directly involved in that activity before now have to develop the 
necessary expertise and recruit additional personnel. 
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sufficient financial or human resources to carry out their oversight tasks'. At the same time, 
there was no clear position amongst the respondents, whether there are increased safety risks 
because oversight obligations are not always fully complied with. 

With respect to EASA, the total workload of the Agency with respect to product safety 
oversight workload has increased by 22% between 2011 and 2014, and is expected to further 
grow by 5% by 2016.97 The Agency is going to deploy new performance based working 
methods but anticipates a steady increase in the initial certification and in continuing 
oversight activities due to the upturn of the aircraft fleets in operation and the increase in the 
number of type certificates issued.98 This expectation is confirmed by a review of 
manufacturers' forecasts which predict the size of the EU fleet to nearly double by 2033.99 
The Article 62 evaluation predicts that in the next twenty years, Europe will need around 250 
000 new engineers (25% of the global demand) to accommodate the increase in the size of the 
fleet, and new aircraft types.100 Even though the EASA resources for certification are financed 
by the industry, they are prevented from being adapted to market demand, by an overall EU 
staffing cap, which may hinder the capability of the Agency to adequately respond to this 
anticipated growth. The cuts of the Agency's staff financed by fees and charges are applied 
irrespective of the industry demand for the certification and oversight services. Already today, 
EASA has to adjust efforts spent on continuing airworthiness to meet industry demands for 
initial certification as a consequence of the staff ceiling.101 

The shortages of resources concern not only the availability of staff but also the level of 
qualifications which have been found sub-optimal in a number of Member States: 

− The 2013 EASA standardisation report identified insufficient training and qualification of 
inspecting staff as one of the two main elements contributing to inadequate oversight in 
EU Member States in the field of Air Operations, Air Traffic Management/Air Navigation 
Services and Aircrew; 

− Competence of personnel in the National Aviation Authorities has been also identified as 
one of the systemic issues to be addressed in the European Aviation Safety Plan 2014-
2017.102 The concerns about the level of training in some National Aviation Authorities 
have been also identified by the support study on resources.103 

2.2.5 Inefficient use of resources stemming from fragmentation 

The inefficiencies of the EU aviation system stem to a large extent from institutional 
fragmentation and a high number of actors involved. Already the 2007 report of the High 
Level Group for the Future European Aviation Regulatory Framework stated that 
'fragmentation is a major bottleneck in improving the performance of the European aviation 
system'.104 Similarly the Article 62 evaluation report stated that the architecture of the 

                                                 
97 Work Programmes of EASA for the years 2011-2015. 
98 EASA, Work Programme, (2015), p. 5. 
99 According to Airbus, the commercial passenger fleet with 100 seats or more in Europe is expected to grow by 
82% by 2033 (Airbus, Global Market Forecast, 2014-2033, p. 111). Boeing’s forecast, that includes also regional 
jets, projects a 77% growth in the size of European fleet during the 2013-2033 period (Boeing, Current Market 
Outlook, 2014-2033, p. 2). Embraer forecasts that the fleet of jets with 70–210 seats and turboprops with 70 or 
more seats is going to more than double in the 2013-2033 period (Embraer: Market Outlook 2014-2033, p.32). 
100 Article 62 evaluation, Final Report (2013), p. 11. 
101 EASA Annual Activity Report 2014, p. 51. 
102 EASA, European Aviation Safety Plan (2014-2017). 
103 Support study on resources, Final Report, p. 107. 
104 High Level Group for the Future European Aviation Regulatory Framework (2007), Final Report, p. 7. 
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aviation safety system is not sustainable in the long term and that the current institutional set-
up does not contribute to the maintenance of the high and uniform levels of safety.105 

The support study on resources concluded that the resources available in National Aviation 
Authorities and EASA do not operate as a single system and that there is lack of an effective 
framework for sharing of resources between National Aviation Authorities and between 
National Aviation Authorities and EASA.106 The present system obliges National Aviation 
Authorities to be competent in each domain of aviation safety, even when the aviation 
activities in such a domain are limited.107 This does not help specialisation of National 
Aviation Authorities and prevents achieving economies of scale.  

At the same time, the evolution of the EU aviation market and the organisation of safety 
oversight result in an increasing need for authorities to cooperate with each other. Although a 
legal basis for cooperative oversight has been already introduced into the EU legislation, the 
support study on resources showed that sharing of resources is hampered by lack of common 
working procedures, limited transparency of information about certificates 
issued/revoked/suspended by Member States, differences in funding of authorities, lack of 
standardisation in training and qualification of staff, and absence of a common framework for 
delegation of responsibilities and tasks between authorities as well as practical issues related 
to recovery of costs, language barriers, and questions associated with liability of aviation 
authorities.108 For example, the EASA pool of flight operations and airworthiness experts is 
hardly used due to the inability of the Member States to finance the use of experts from the 
pool. 

A comparison between the EU and US aviation safety systems shows, despite some structural 
differences between the two systems, that the US manages an aviation market which is twice 
as big as in the EU with human resources which are only 29% bigger and a similar budget, as 
illustrated by Table 3. 

Table 3: Comparison between Europe and USA on key indicators 

Indicator Europe (2013) US (2012) 

Budget EUR 1.13 billion EUR 1.0 billion 

Total aviation safety staffing level 
(technical and support staff) 5 600 7 238  

# AOC holders 1 201 2 686 

# Aircraft on register 107 500 199 952 

# Active pilots 255 204 496 053 

Source: support study on resources109 

Further inefficiencies result from the fact that Member States must run two or even three 
systems in parallel: (1) The EU system, which covers the majority of aviation activities in the 
EU; (2) A national system for Annex II aircraft which are excluded from the scope of 
Regulation (EC) No 216/2008; (3) A national system for State aircraft, such as police, or fire-
fighting, which are also excluded from the scope of Regulation (EC) No 216/2008. 

                                                 
105 Article 62 evaluation, Final Report (2013), pp. 27-28. 
106 Support study on resources, Final Report, p. 111. 
107 Support study on resources, Final Report, p. 109. 
108 Support study on resources, Final Report, pp. 104-124. 
109 Support study on resources, Final Report, p. 95. 
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There are also overlaps in resources and cost between EUROCONTROL and EASA, an issue 
which has been highlighted by the EASA Management Board sub-group report,110 and 
quantified by the support study on resources at around EUR 2 million per year.111  

It may be that the system collectively disposes of enough resources, but that as a result of 
fragmentation there is a perceived shortage, which was pointed out by the support study on 
resources. This conclusion has also been suggested by the Article 62 evaluation panel112 and 
EASA Management Board sub-group.113 It is for this reason that this impact assessment puts 
a stronger emphasis on the need for increasing the efficiency in the utilisation of existing 
resources, rather than increasing the numbers of available staff, which in the current economic 
climate would be unrealistic to expect. 

 

                                                 
110 EASA Management Board sub-group, Final Report, p.6. 
111 Support study on resources, Final Report, p. 46. 
112 Article 62 evaluation, Final Report (2013), p. 25. 
113 EASA Management Board sub-group, Final Report, p. 13. 

Case VII: Complex regulatory framework for aerial fire-fighting 

Some EU Member States consider aerial-firefighting as a civil aviation activity. One of such Member States reported in an 
interview with the Commission that following the entry into force of the EU requirements for special operations, it will have to 
run in parallel two regulatory systems for aerial works. The national system will cover fire-fighting services which are excluded 
from Regulation (EC) No 216/2008. At the same time fire-fighting aircraft are also used in that Member State for agricultural 
operations which fall within EU special operations requirements. The Member State concerned would like to be able to opt-
into the EU system for firefighting services to simplify the regulatory framework, and eliminate redundant paperwork resulting 
from the need to run two systems in parallel. 
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 Table 4: Problems (limitations of the regulatory system in meeting future challenges), problem drivers and objectives of the initiative 
 The present regulatory 

system may not be 
sufficiently able to 

identify and mitigate 
safety risks in the mid 

to long term 

The present 
regulatory system is 

not proportionate and 
creates excessive 

burdens, especially 
for smaller operators 

The present 
regulatory system is 

not sufficiently 
responsive to market 

developments 

There are 
differences in 
organisational 

capabilities between 
Member States 

Level and type of regulation does not sufficiently 
correspond to the risks associated with different 
aviation activities 

    

System is reactive and predominantly based on 
prescriptive regulations and compliance checking     

Inconsistencies and gaps in the regulatory system     

Shortages of resources impacting  
safety oversight and certification     

Inefficient use of resources stemming from 
fragmentation     

 -  : Relative importance of a specific 'problem driver' for a given 'problem' 

Specific Objectives (SO): 
1) Eliminate unnecessary requirements and ensure that regulation is proportionate to the risks associated with different types of aviation activities 
2) Ensure that new technologies and market developments are efficiently integrated and effectively overseen 
3) Establish a cooperative safety management process between Union and its Member States to jointly identify and mitigate risks to civil aviation 
4) Close the gaps in the regulatory system and ensure its consistency 
5) Create an effectively working system of pooling and sharing of resources between the Member States and the Agency 

 
 
 

Problems 
Problem drivers 
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2.3 Baseline scenario 

2.3.1 Evolution of the problems 

The structure of the baseline scenario mirrors the structure of the problem definition.  

(a) The present regulatory system may not be sufficiently able to identify 
and mitigate safety risks in the medium to long term 

The EU system will continue the transition to a risk and performance based environment. 
Safety management systems will continue to mature supported by further guidance, and will 
be used EU-wide across the industry. The European Aviation Safety Plan will remain a 
voluntary exercise however and it is likely that not all the Member States will be 
implementing the actions contained in the European Aviation Safety Plan and reporting back 
to EASA on its implementation. Safety information available at EU level will be gradually 
integrated by EASA into a single analysis process, although these efforts may be hampered by 
the reliability and completeness of this information. 

Safety gaps will continue with respect to ground-handling, where experience showed that 
voluntary action is not sufficient. The risks stemming from cyber-security threats will also 
remain partly unaddressed, and are expected to intensify with the introduction of more data 
driven technologies and e-enabled aircraft. Weaknesses in oversight capabilities of some 
Member States are likely to persist due to continuing pressure on public administrations' 
budgets, as showed by the support study on resources. These weaknesses, combined with 
traffic growth,114 will create additional risks for safety of the aviation system. 

Modelling future performance of the EU aviation safety system is very difficult due to already 
low number of accidents and very low probabilities of system failures. For the purpose of this 
report, analysis has been performed based on past accident rates and future traffic projections 
for large aircraft operated in commercial air transport by EU/EFTA air operator certificate 
holders.  

Based on the overall performance of the EU aviation safety system so far, it is reasonable to 
expect that the system is robust enough to at least maintain the current accident rate. This 
would however mean that the absolute number of fatal accidents and fatalities would increase 
by around 30% in the next ten years, due to the expected increase in traffic. The additional 
economic costs related to accidents under this scenario, taking into account the typical costs 
inherent in a fatal accident, are assessed to be around EUR 289 million by 2023 (see Table 5). 

 

                                                 
114 Current economic trends point to significant growth in air traffic across Europe over the next two decades. 
Following an economic crisis in 2009 which saw a slow recovery from a significant decrease in air traffic across 
Europe, the 2008 peak in air traffic of 10.1 million flights is forecasted to be reached again by 2016 (this figure 
includes all instrument flight rules traffic of both EU/EFTA and foreign operators). This is expected to increase 
by 50% in the next 10 to 20 years, growing to 11 million flights in 2018 – a 16% increase over its 2011 flight 
total. Studies predict at the European level, traffic growth rates of 2.7% to 3.9% per year, on average over the 
next 10 to 20 years (Source: Support study on resources). 
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Table 5: Simulation of flight growth scenarios and associated accident costs 

 
Source: EASA115 

The question therefore is under which conditions the accident rate could improve further in 
order to compensate for the expected traffic growth. Two aspects have to be considered in this 
respect. The first observation to be made is that while the system has been able to deliver 
increasing levels of safety, the rate of improvement has slowed down (Figure 4).  

Figure 4: Three year moving average fatal accident rates and an exponential trend line 

 
Source: EASA 

The second observation is that past safety improvements did not happen on its own but were 
depending on the conscious efforts made by industry and the regulators. This observation is 
supported by the safety performance study, which links future reduction of accident rate with 
further improvement efforts and in particular successful implementation of safety 
                                                 
115Additional costs might be involved in an accident such as insurance costs and the impact on the value and 
reputation of the airline. However these are not easy to quantify. The costs included in the table are the most 
current on which reliable information is available. Number of flights includes only EU/EFTA Air Operator 
Certificate (AOC) holders. Sources: Ascend Fleets, IATA Safety Report 2014, Eurocontrol, National Luch- en 
Ruimtevaartlaboratorium (NLR): Aviation Safety Targets for Effective Regulation, Consolidated Final Report 
(2001) 
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management systems.116 This impact assessment study is therefore based on the premise that 
further safety improvements will be conditional on addressing the weaknesses in the system 
identified in the problem definition section of the report.  

As a first estimate on how large such an improvement could potentially be, the evolution of 
annual accident rates of EU/EFTA operators may be modelled using a function of exponential 
decay. This means extrapolating the trend line in Figure 4 into the future. 

Based on this assumption, it is estimated that the accident rate may be further decreased from 
1.8 to 1.2 fatal accidents per 10 million flights in the next decade (2014–2023), which would 
mean five fatal accidents and 202 fatalities prevented, as well as EUR 369 million saving in 
accident costs. This potential improvement would however require further improvement of 
the regulatory system and corresponding efforts in terms of safety promotion and oversight. 

In the 2004–2013 decade there were also 17 non-fatal accidents for every fatal accident with 
an average €2.6 million aircraft physical damage costs, amounting to almost EUR 620 
million. If the non-fatal accident rate would improve with the same rate as fatal accident rate, 
that would mean almost 85 non-fatal accidents with an estimated EUR 221 million aircraft 
damage prevented in the 2014–2023 decade. 

(b) The present regulatory system is not proportionate and creates excessive 
burdens especially for smaller operators 

Further efforts will be made to improve proportionality of the regulatory system and eliminate 
unnecessary regulation. In particular the General Aviation roadmap will continue to be 
implemented and EASA will gradually increase reliance on industry standards. A more 
rigorous impact assessment process is also being introduced by EASA to clearly link 
rulemaking tasks to safety risks and to consistently take into account non-rulemaking risk 
control measures, such as safety promotion actions, as possible alternatives. 

The Regulation (EC) No 216/2008 will not allow however to introduce alternative to a type 
certification methods of assessing airworthiness of products, nor to grant more extensive 
competences to Qualified Entities to help Member States in the conduct of certification and 
oversight activities. Future Implementing Rules may be performance based if needed, but a 
number of prescriptive requirements in Regulation (EC) No 216/2008, such as detailed 
definitions or rigid conditions for granting exemptions, will hamper introduction of a truly 
proportionate regulatory regime, especially for lower risk operations such as light aircraft or 
drones. 
 

(c) The present regulatory system is not sufficiently responsive to market 
developments 

Intensification of innovative employment structures in the aviation industry and further 
development of the multinational organisation model can be expected. Cross-border 
movement of certification holders is also expected to be on the increase, as aviation personnel 
seeks employment opportunities within the internal market. The EU industry is also expected 
to continue seeking business opportunities overseas and developing new technologies such as 
drones, which may require additional regulatory oversight by EASA and National Aviation 
Authorities. 

The above developments will increase the overall complexity of oversight required from the 
National Aviation Authorities and EASA. This, coupled with shortages of resources in some 
                                                 
116 Support study on performance, Final Report, p. 84 and 88. 
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Member States and lack of an efficient framework for sharing resources may result in some 
organisations not being properly overseen. Fragmented oversight may slow down integration 
of multinational organisations and hamper interoperability of personnel and aircraft. 

(d) There are differences in organisational capabilities between Member 
States 

The differences in organisational capabilities of Member States are likely to persist. The 
economic forecasts for the EU indicate that the pressures on budgets of Member States will 
continue.117 Lack of an effective framework for sharing resources will result in resources of 
National Aviation Authorities and EASA operating largely in isolation from each other.  

Member States will also continue to be obliged to run three regulatory systems in parallel: (1) 
the EU system; (2) A national system for aircraft and aerodromes excluded from the scope of 
Regulation (EC) No 216/2008; (3) a national system for State aircraft, which are also 
excluded from the scope of Regulation (EC) No 216/2008. 

Differences in organisational capabilities of Member States and variations in funding of 
oversight will also continue, affecting level playing field for the industry, and will increase 
possibilities for business to 'shop' for the most favourable regulatory environments. With 
respect to training, the EASA Virtual Training Academy will continue to be developed on a 
voluntary basis. 

2.3.2 Expected future resource needs 
The quantification of the baseline has been done in two main dimensions: (i) current resources 
and budgets for aviation safety at Member States and EASA levels; (ii) future needs for 
resources for aviation safety. 

i. Current resources for aviation safety in the EU  

The current resources for aviation safety in EU/EFTA Member States and in EASA, have 
been calculated with the help of the support study contracted by the Commission and are 
presented in Table 6 below. With respect to Member States, this calculation is broad and 
should only be used as an indication. The reason for that note of caution is that no precise data 
are available for all Member States. In particular no information is available from Member 
States splitting the resources into technical and support staff. Similarly the figures provided 
for the size of the budget of Member States is, to a certain extent, estimation based on 
extrapolation of available data. 

Table 6: Staffing and budget on European level in 2013 

 Staff  Budget 
31 NAAs (EU/EFTA) 5 100 EUR 1 billion   
EASA (technical staff only)+ NAAs 5 600 EUR 1.13 billion 
Source: support study on resources 

In order to provide a point of reference for both the resources available in the EU and the 
workload associated with these resources, a comparison with the US and FAA (aviation safety 
branch) has also been done, and which was presented in Table 3 above. 

This comparison shows that the size of the budget for aviation safety in EU and US is similar.  
The US has +/- 29% more staff than the EU, but at the same time the volume of the aviation 
                                                 
117 European Commission, Fiscal Sustainability Report (2012), p. 43. 
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activity under the responsibility of the FAA is roughly two times bigger than in the EU, which 
is also an indicator of the relative efficiency of the US system if compared with the EU. 

ii. Costs of filling the future gap in authority resources: 

The costs of future resource needs for aviation safety (until 2030) were calculated with the 
support of an external study.118 The detailed calculations and assumptions for this analysis are 
contained in Annex XI. In summary, this 'resources gap' analysis indicated that: 

 The need for additional staff to carry out the workload will increase by roughly 7.6 – 9.3% 
of the base figure of around 5 100 total National Aviation Authority staff in 2013 by the 
year 2020, amounting to between 5 487 to 5 572 total staff needed. By 2030, total staff 
needed is expected to increase by between 17.4-21.6% over the 2013 level, which 
represents between 5 987 to 6 200 individuals; 

 The budget for National Aviation Authorities would need to be on a higher level 
compared to the current (2013) level of EUR 1 billion to accommodate for the additional 
staff. The annual increases have been estimated at EUR 21-26 million in 2020, and at 
EUR 49-61 million by 2030 to match the projected gap in resources in 2020 and 2030, 
respectively. The present value of the total increase amounts to EUR 290 – 360 million 
(2016-2030, 4% discount rate). 

No information is available on the forecasted revenues of National Aviation Authorities. 

Similarly, forecasted revenue of EASA is not available for the mid to long term. For 2016 the 
estimated revenue from fees and charges which are mainly related to certification activities, 
amounts to EUR 121.5 million. For the following years these estimates will largely depend on 
the evolution of the aviation market. Factors that will influence industry demand for 
certification vis-à-vis EASA include the number of new aircraft, the entry of new types of 
aircraft from Asian manufacturers on the market and the development of new technologies 
such as unmanned aircraft. However, since the EASA constituent act requires that fees and 
charges have to reflect the real costs of the related activities these revenues will not lead to a 
profit.  Therefore they do not constitute revenue that would impact on the estimated future 
resource gap.   

In order to verify the accuracy of these future predictions, a comparison has also been made 
by using as a benchmark the projection of future aviation safety resources needs in the US. 
The US FAA expects its staffing needs for aviation safety to increase by 12% by 2023 if 
compared to 2013.119 This is a rate comparable to the one anticipated for the EU by 2020. 
Given that the EU and US have similar regulatory frameworks for aviation safety, are both in 
the course of transition to a safety management system environment and have comparable 
safety performance, it can be considered that the calculations used in this impact assessment 
for predicting future resources needs of the EU are in the right order of magnitude. The FAA 
aviation safety workforce trends are included in Annex XIV for comparison purposes. 

                                                 
118 Support study on resources, Final Report, pp. 135-131. 
119 FAA, Aviation Safety FY2014 Workforce Plan, pp. 8-11. 
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2.4 Subsidiarity 

2.4.1 Legal basis 

According to Article 4(2)(g) of the Treaty on the Functioning of the European Union (TFEU), 
transport is a shared competence between the EU and its Member States. The right for the EU 
to act in the field of transport is set out in particular in Title VI of the TFEU which provides 
for the European Transport policy. Article 91(1)(c) gives the Union competence for laying 
down ‘measures to improve transport safety’ under the co-decision procedure. Article 100(2) 
gives the Union the possibility to lay down appropriate provisions for air transport. 

2.4.2 Necessity and EU added value 
Air transport is to a large extent of transnational character and therefore, by nature, calls for a 
regulatory approach at EU-level. 

There is a general understanding of the Member States that common rules are necessary to 
reach a high level of safety. This was manifested already by the initial adoption of Regulation 
(EC) No 216/2008 and its predecessor Regulation (EC) No 1592/2002. The safety of the 
European aviation system depends inter alia on how well the elements of this system 
interlink. Any interface in this system constitutes a risk that requires coordination. Common 
legislation does away with the need to coordinate between Member States regulatory systems 
and as such contributes to an increase in safety. Promoting a common European safety system 
can most effectively be achieved only at EU level. Similarly, efficiency gains, in the order of 
up to 30% (based on comparison with the US), can be potentially achieved within the single 
European aviation safety system by countering costly fragmentation. 

More specifically, as regards ground handling, this initiative has identified a safety gap due to 
a lack of safety requirements in the EU aviation safety regulatory framework. Analysis has 
also shown (see Annex XX) that voluntary initiatives have not as yet brought expected 
results. As ground handling is part of the overall aviation system and interlinks with other 
aviation domains, regulating it at EU level will assure regulatory consistency for ground 
handling safety throughout the internal market. The need for regulatory action in this regard is 
supported by all the groups of stakeholders save airlines, which do not believe that the 
benefits of an EU intervention would outweigh the costs. Member States see the need for 
addressing safety of ground-handling but caution about heavy regulation. The Commission 
believes that a properly designed regulatory framework building on existing industry 
standards would address these concerns while strengthening the oversight of ground handling. 

Furthermore, while most actions addressing deficiencies in safety oversight would be 
implemented by the Member States on a voluntary basis and subject to a positive cost-benefit 
analysis, additional action at EU level seems necessary where the ability of a Member State to 
ensure effective oversight is seriously impaired. In this case Union action would be justified 
by the fact that failure to meet the safety requirements would negatively impact the whole of 
the internal market and that this serious safety risk could effectively be addressed by 
temporarily transferring oversight competences.  

Finally, with respect to cyber-security and security aspects of aircraft and systems design it 
has to be pointed out that the EU is already involved in some of these issues, although not 
always with a clear legal basis, as was explained in Section 2.2.3. EU action to clarify the 
competence in this domain is justified by the fact that these matters are inseparably linked 
with the overall design aspects of aircraft and aviation systems, where the EU already has 
been given a competence to act under Regulation (EC) No 216/2008. The nature of cyber-
security threats in particular is such that can affect systems spanning across multiple Member 
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States, or even the whole of the EU, and where therefore a coordinated action at Union level 
is required. 

The other options examined in the impact assessment, including with regard to environmental 
certification of aeronautical products, do not entail an extension of existing EU competences. 

3 OBJECTIVES 
This policy initiative does not introduce specific EU level targets, expressed in numerical 
values. With respect to qualitative targets, this policy initiative reiterates the target which has 
already been expressed by the Commission in the 2011 White Paper on Transport, which is to 
become and maintain the position of the EU as the safest region in the world. Although the 
public consultation addressed the need for introducing specific safety targets, after 
consideration, this idea has been abandoned. Setting of minimum safety targets depends on 
reliable data and information. The EU is not yet technically ready in this regard, as showed by 
the safety performance study. In addition, review of relevant literature and expert sources 
points to the fact that setting of safety targets can result in unintended consequences, 
especially when such targets are defined in isolation from the operational environment. 

This initiative is linked and fully consistent with the 2014-2019 strategic objectives of the 
European Commission with respect to the promotion of 'Jobs and Growth' and of a 'Deeper 
and Fairer Internal Market with a Strengthened Industrial Base'. This initiative is also an 
integral part of the Commission’s ‘Aviation Package for improving the competitiveness of the 
EU aviation sector’. 

The specific objectives (SO) of this initiative are as follows: 

1) Eliminate unnecessary requirements and ensure that regulation is 
proportionate to the risks associated with different types of aviation activities;  

2) Ensure that new technologies and market developments are efficiently 
integrated and effectively overseen; 

3) Establish a cooperative safety management process between Union 
and its Member States to jointly identify and mitigate risks to civil aviation; 

4) Close the gaps in the regulatory system and ensure its consistency; 

5) Create an effectively working system of pooling and sharing of 
resources between the Member States and the Agency; 

In addition operational objectives are proposed for the preferred policy package in Chapter 6.  

4 POLICY OPTIONS 
4.1 General approach to policy options 

This initiative addresses a broad range of issues. In order to cover all of them, five domains of 
policy options, which are independent of each other, have been developed. They address all 
problem drivers identified under Section 2 and contribute to the objectives set out under 
Section 3 (see Table 7 below). 

Similar to the problem drivers and problems, there is no exclusive one-to-one relationship 
between a policy option and a problem driver. For example options in the domain of 
management and quality of resources address problem drivers related to shortages and 
inefficient use of resources and contribute to tackling Problem No 4 (Differences in 
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organisational capabilities of Member States), but also Problem No 1 (Identification and 
mitigation of safety risks).  

The policy options within the respective domains were developed taking into account the 
suggestions made in the two support studies, results of the public consultations, EASA 
Opinion, Article 62 evaluation, and the Report of the Management Board sub-group. In 
addition, a ‘No EU action’ option, the use of international standards and soft law measures 
have been considered, as explained in the following section dealing with pre-screening of 
options. 

Table 7: Listing of Policy Options and their links with problem drivers and objectives 

Domains of Policy 
Options Policy Options Problem drivers targeted Objectives to be achieved 

Management and 
quality of 
resources 

PO 1.1: Baseline Scenario; 

Shortages of resources impacting 
safety oversight and certification; 
 
Inefficient use of resources stemming 
from fragmentation; 

SO 2: Ensure that new technologies 
and market developments are 
efficiently integrated and effectively 
overseen 

SO 3: Establish a cooperative safety 
management process between Union 
and its Member States to jointly 
identify and mitigate risks to civil 
aviation 

SO 5: Create an effectively working 
system of pooling and sharing of 
resources between the Member 
States and the Agency 

PO 1.2: Enhanced cooperation within the 
current system; 
PO 1.3 (a): Joint oversight system with 
voluntary transfer of responsibilities; 
PO 1.3 (b): Emergency oversight support 
mechanism; 

PO 1.4: A single EU aviation safety 
authority; 

Proportionality 
and safety 
performance  

PO 2.1: Baseline Scenario; 

System predominantly based on 
prescriptive regulations and 
compliance checking 

Level and type of regulation does not 
sufficiently correspond to the risks 
associated with different  aviation 
activities 

SO 1: Eliminate unnecessary 
requirements and ensure that 
regulation is proportionate to the risks 
associated with different types of 
aviation activities 

SO 2: Ensure that new technologies 
and market developments are 
efficiently integrated and effectively 
overseen 

 
SO 3: Establish a cooperative safety 
management process between Union 
and its Member States to jointly 
identify and mitigate risks to civil 
aviation 

PO 2.2: Enablers for a proportional and 
performance based safety system; 

PO 2.3: Two-layered regulatory system; 

PO 2.4: Transition to a full performance 
based regulatory system; 

Gaps and 
inconsistencies - 
ground handling 

PO 3.1 (A): Ground-handling (Baseline 
Scenario); 

Inconsistencies and gaps in the 
regulatory system 

SO 3: Establish a cooperative safety 
management process between Union 
and its Member States to jointly 
identify and mitigate risks to civil 
aviation 

 

SO 4: Close the gaps in the 
regulatory system and ensure its 
consistency 

PO 3.1 (B): Ground-handling (Industry 
Standards/no certification); 

PO 3.1 (C): Ground-handling 
(Implementing Rules/certification); 

Gaps and 
inconsistencies -  
aviation security 

PO 3.2 (A): Aviation Security (Baseline 
Scenario); 

Inconsistencies and gaps in the 
regulatory system 

SO 2: Ensure that new technologies 
and market developments are 
efficiently integrated and effectively 
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PO 3.2 (B): Legal framework for security 
aspects of design; 

overseen 

SO 3: Establish a cooperative safety 
management process between Union 
and its Member States to jointly 
identify and mitigate risks to civil 
aviation 

SO 4: Close the gaps in the 
regulatory system and ensure its 
consistency 

PO 3.2 (C): Coordinated approach to 
safety and security related matters 

Gaps and 
inconsistencies - 
environment 

PO 3.3 (A): Environment (Baseline 
Scenario); 

Inconsistencies and gaps in the 
regulatory system 

SO 2: Ensure that new technologies 
and market developments are 
efficiently integrated and effectively 
overseen 

SO 4: Close the gaps in the 
regulatory system and ensure its 
consistency 

PO 3.3 (B): EU essential requirements for 
environmental protection with respect to 
aeronautical products; 

 
4.2 Discarded Policy Options 

4.2.1 ‘No EU action’ 

The ‘No EU action’ option was considered for each domain of policy options, meaning that 
the EU would stop regulating aviation safety matters entirely. This would mean returning to 
the voluntary system which existed under the Joint Aviation Authorities, with no regional EU 
enforcement mechanisms, different national requirements, and lack of automatic recognition 
of certificates. Aeronautical products would again be certified or validated by Members States 
individually instead of by EASA. Recognition agreements with US and other foreign partners 
would have to be revoked. 

The above would result in a major disruption for the EU industry and could have negative 
impact on aviation safety and is therefore not a viable scenario. However, a ‘No EU action’ 
option is considered as potentially of added value if applied to some sectors of non-
commercial aviation. The results of public consultations and support studies have shown that 
the EU regulatory intervention is too deep when it comes to General Aviation120. Accordingly 
Policy Options 1.3, 1.4, and 2.2 will consider measures which would reduce the authority 
involvement. This will include the possibility of transferring part of oversight from public 
authorities to competent user organisations, and greater reliance on industry standards in 
certification and oversight processes. 

4.2.2 Using international standards only 
In the field of aviation safety, ICAO adopts standards and recommended practices (SARPs) 
which are contained in Annexes to the Chicago Convention. Standards are binding for 
Member States, all of which are parties to the Chicago Convention. However, the SARPs are 
not directly applicable and require legal transposition into the national legal orders of the 
Member States. This is done through EU legislation where the competence has been delegated 
to the EU. Secondly the SARPs usually require adaptation to make them fully operational 
when being transposed into EU law. This requires a rulemaking process with the involvement 
of EASA and the European Commission, and sometimes also the European Parliament and 
                                                 
120 General aviation means ‘an aircraft operation other than a commercial air transport operation or an aerial 
work operation’ (Source: ICAO Annex 6, Part II). 
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the Council. Relying only on ICAO SARPs is therefore not sufficient and does not guarantee 
uniformity of action within the EU which is required for aviation safety. The proposed 
options have been designed in full consistency with the existing ICAO SARPs where they are 
applicable (e.g. ICAO Annex 19). 

1.1.1. ‘Soft law’ measures 
Soft law measures have also been considered in the development of the policy options. This 
analysis has shown that there is significant scope for greater reliance on recognised industry 
standards in regulating aviation safety in the EU. Accordingly, Options 2.1 to 2.4 and Option 
3.1(B) consider reliance on industry standards. However industry standards are only a means 
of compliance with legally binding objectives which in any case always need to be defined at 
the EU level. In the context of the present initiative, these objectives are set in the so-called 
"essential requirements" for the different domains of aviation safety which are annexed to 
Regulation (EC) No 216/2008. 

4.3 Description of Policy Options 

4.3.1 Options with respect to the management and quality of resources 
Adequately resourced aviation authorities, staffed with competent personnel is a pre-requisite 
for a well-functioning oversight system contributing to the maintenance of a high level of 
safety, level playing field for the industry and transition to risk based oversight and 
performance based regulation. The support study on resources121, the EASA Opinion122, the 
Article 62 evaluation123 and the report of the EASA Management Board Sub-Group124 all 
suggest various options with respect to more efficient management and quality of resources in 
National Aviation Authorities and EASA. These suggestions have been taken into account 
when developing the options listed below. 

While there are shortages of resources in the present system, as was explained in Section 
2.2.4, analysis conducted for the purpose of this impact assessment suggests that 
reorganisation of the way these resources are used, should allow for efficiencies to be gained. 
The support study on resources demonstrated, in case of centralisation of certification and 
oversight tasks at EU level, efficiencies in the order of 40%.125 The comparison with the US 
in Section 2.2.5, also suggests that potentially the EU should be able to manage with the 
current resources a much bigger aviation market. The options proposed aim at making these 
efficiencies possible. It has to be underlined however, that the degree to which such 
efficiencies could be achieved would directly correlate with the degree of flexibility the 
regulatory authorities (EASA and national aviation authorities) have in re-allocating between 
themselves the certification and oversight work. For example, the staffing cap applicable to 
EASA means that, to be able to take on new tasks, more outsourcing would be necessary, 
which is not always possible (e.g. general shortages in supply of particular expertise at 
national authorities) or desirable (i.e. quality control and management functions should not be 
outsourced). 

 Option 1.1: Baseline Scenario 

                                                 
121 Support study on resources, Final Report, pp.125-147. 
122 EASA, Opinion 1/2015, pp. 20-21. 
123 Article 62 evaluation, Final Report (2013), pp.7-8. 
124 EASA Management Board sub-group, Final Report, pp.13-14. 
125 Support study on resources, Final Report, p. 188. 
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With the exception of amendments expected to be introduced through the SES II+ package126, 
Regulation (EC) No 216/2008 is not revised, and the current distribution of responsibilities 
remains unchanged. Cooperation mechanisms between National Aviation Authorities and 
between National Aviation Authorities and EASA remain in their current form. EASA 
continues to develop the 'Virtual Academy' and additional guidance material. Minimum EU 
standards (through Implementing Rules to Regulation (EC) No 216/2008) may be provided on 
qualification and training requirements for inspecting staff of National Aviation Authorities. 

Option 1.2: Enhanced cooperation within the current system 
This option consists of a number of non-legislative measures aiming at improving the 
implementation and enforcement of the existing regulatory framework. It focuses on creating 
closer relations among the authorities and on encouraging exchange of best practices through 
common forums under EASA auspices. The measures envisaged are as follows: 

a) Promoting the use of risk and performance based oversight methods. This would be 
achieved by developing further guidance material by EASA. The Agency would also 
launch additional pilot projects together with the Member States. Exchange of best 
practices between the authorities would be also facilitated through dedicated 
workshops and training sessions organised by EASA; 

b) Establishing central repositories of licences and approvals on a voluntary basis to 
facilitate cross border oversight. This measure would be implemented by the Agency 
through establishment of an IT database; 

c) Further development and promotion of the EASA pool of experts (raising awareness 
of its existence and facilitating procedures for usage); 

d) EASA to develop best practices and guidance material on cooperative oversight; 

e) More detailed guidance material on training of staff of National Aviation Authorities 
to be developed by EASA; 

f) Promoting exchange of best practice in the use of resources between Member States. 
This would be implemented through activities similar as under point (a); 

g) Further development of the EASA virtual Training Academy (accreditation of training 
institutes in Member States on a voluntary basis). 

This option is expected to have support of both Member States and of the aviation 
stakeholders.  

The timeframe for implementation is expected to be one to two years. Risks related to 
implementation of this option are considered low. 

Option 1.3 (a): Joint oversight system with voluntary transfer of responsibilities 
The objective of this option is to join up the aviation safety resources available in the National 
Aviation Authorities and EASA through a system of 'pooling and sharing' and to focus them 
on the risks where the public expects greatest authority involvement. This option would 
consist of a number of measures, most of which would require an amendment of Regulation 
(EC) No 216/2008: 

                                                 
126 COM(2013)409 and COM(2013)410. 
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a) A pool of EU-accredited aviation safety inspectors with clearly defined privileges, 
common liability regime, and funded through fees. For this purpose the Agency would 
pre-define profiles on the basis of which Member States would designate candidates 
for participation in the pool. The rights and obligations of Member States providing 
and requesting the assistance from the EU inspectors would be defined in EU law 
(today in individual contracts signed by national authorities). A funding mechanism 
would be also established based on fees and charges (today charging is organised on a 
bilateral basis between the national authorities concerned). The pool of experts would 
be thus put on formal basis, as opposed to today's informal framework coordinated by 
EASA; 

b) Increased possibilities for EU Member States to transfer regulatory responsibilities to 
other Member States or EASA on a voluntary basis (this measure would also require 
amendment of Regulation (EC) No 1008/2008, if transfer of responsibilities for 
certification and oversight of air operators from Member States’ aviation authorities to 
EASA were to be enabled. At present Regulation (EC) No 1008/2008 requires the 
same Member State to be responsible for the operating license and for the AOC). Such 
transfers are already possible today as far as production organisations and flight 
simulators are concerned. This measure would extend these possibilities to other 
domains of aviation; 

c) Freeing up resources of National Aviation Authorities by enabling delegation of 
certain certification and oversight responsibilities to the General Aviation sector, 
while ensuring that conflicts of interest are properly managed. This measure would 
require amendment of the current requirements related to Qualified Entities. Member 
States would also be able to grant to qualified entities a privilege to issues certificates 
on their behalf; 

d) Establishing a repository of aircraft, organisations and personnel registered and 
approved in EU Member States (mandatory), and possibly of other information 
relevant for cooperation between authorities in certification, oversight and 
enforcement. This measure would be implemented by establishing an IT database by 
EASA in cooperation with the national aviation authorities; 

e) Establishing an accreditation scheme for aviation training institutes building on the 
current EASA 'Virtual Academy' process. This means that the legal basis for the 
accreditation process would be established in EU legislation. The accreditation criteria 
would be also made public by EASA to ensure transparency. Member States would 
not be obliged to participate in the accreditation scheme; 

f) Introducing a more flexible framework for funding EASA activities (en-route charges 
to cover the costs of air traffic management related responsibilities; human resources 
financed by fees and charges are allowed to fluctuate in line with the market demand 
for certification services127). Implementation of these measures would require an 
amendment of the founding act of EASA. A corresponding reduction of the 
EUROCONTROL budget would have to be also achieved as explained in Annex X; 

g) Voluntary ‘opt-in’ for State aircraft and Annex II aircraft for Member States and 
aircraft manufacturers. Regarding state aircraft, Member States would be able to 
extend the scope of the basic safety regulation to all or certain state aircraft under their 
regulatory responsibility. Regarding Annex II aircraft, a possibility would be given to 
manufacturers of aircraft which are produced in series and which could benefit from 
circulation within the internal market to opt-into EU requirements; 

                                                 
127 An inter-institutional working group on partially self-financed agencies is examining the cap on staff financed 
from fees and charges. 
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In addition this Option entails measure (a) under Option 1.2 (promotion of risk and 
performance oversight methods). 

This option is expected to have support of both Member States and aviation stakeholders. The 
timeframe for implementation is expected to be two to three years. Risks related to 
implementation are also considered low to moderate in view of the voluntary nature of most 
of the measures. 

 Option 1.3 (b): Emergency oversight support mechanism  
This option encompasses all the measures envisaged under Option 1.3(a). In addition, where 
objective evidence shows that the ability of a Member State to ensure effective oversight of 
activities under its responsibility is seriously degraded and there are no prospects for rapid 
resolution of the problem, the Commission, following opinion of EASA, could decide that the 
oversight of a particular organisation or group of organisations is temporarily transferred from 
the Member State concerned to the EU level (EASA), pending satisfactory resolution of the 
underlying oversight issues. This option would envisage that a Member State is first invited to 
make use of the possibilities to temporarily transfer the responsibility to another authority, 
pending the resolution of the underlying difficulties. The implementation of this option would 
require an amendment of Regulation (EC) No 216/2008. The procedures and conditions for 
activating and deactivating the emergency mechanism would be established in EU law. 
Implementation of this option would require development by EASA of means and capabilities 
for AOC oversight. 

This option is expected to draw some opposition from the Member States but should be 
supported by the aviation industry. The timeframe for implementation is expected to be two to 
three years. Risks related to implementation are considered moderate in view of the 
mandatory nature of the emergency mechanism. 

 Option 1.4: A single aviation safety authority 
Under this option EASA becomes the competent safety authority for all aviation activities in 
the EU. It allocates tasks to the National Aviation Authorities, which act as local offices of 
EASA, based on the actual demand in the system. Under this option EASA fully oversees the 
work of National Aviation Authorities where they act within the scope of the EU system. 
Standardisation mechanisms are replaced by internal quality mechanism of EASA which 
covers also the National Aviation Authorities.  

This option would be based on an EU-wide accreditation mechanism, and require amendment 
to Regulation (EC) No 216/2008. National inspectors would continue to be employed at the 
national level, but perform the certification and oversight work 'on behalf of EASA'. The 
single aviation authority would also operate a training academy for its staff and those of the 
local offices - National Aviation Authorities. Under this option there is only one safety 
programme for the whole of the EU instead of 28 national programmes. Similar to Option 1.3 
(a), Member States may decide to opt into the EU system as far as state aircraft are concerned. 
However, Annex II aircraft and all aerodromes are included from the outset into the scope of 
EU aviation safety legislation.  

The financing of the single authority would come from a fees and charges scheme. 
Concerning the timeframe for implementation, a transition period would have to be 
established in the Union legal act establishing the authority. At the time when EASA was 
originally established, a transition period of three and half years was provided for to allow the 
Agency to assume its aircraft certification and other responsibilities. The establishment of the 
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single authority would most likely take longer and in any case be a gradual process. A 
detailed implementation plan would need to be developed in close cooperation with the 
Member States. The risks involved in the implementation of this option are considered high, 
due to a significant change of the legal and institutional set-up of aviation safety oversight in 
the EU. 

This option is expected to draw some opposition from Member States and possibly smaller 
aviation operators, but is expected to be supported by the large aviation industry. The EASA 
Management Board Sub-group report did not support the proposal for 'convergence of the 
various existing actors towards a single entity, one integrated Agency, within the EU 
institutional architecture'.128 

4.3.2 Options with respect to proportionality and safety performance 
The options considered under this section aim at better identifying and mitigating safety risks, 
at supporting the development of more proportionate regulations, and at using resources more 
efficiently by targeting them according to risk priorities.  

Safety management systems, safety performance schemes and performance based rules are 
different approaches used in managing and regulating aviation safety. A brief explanation as 
to how they are used in the context of this impact assessment has been added as Annex XVII. 
There is wide consensus in the aviation community that implementation of these concepts is 
the way forward to attain further safety improvements beyond current safety levels. ICAO 
reflects this common understanding in its safety management manual.129 The benefits of these 
regulatory approaches were also confirmed by the support study on resources, which was 
peer-reviewed (see Annex XVIII). Consequently, this impact assessment does not put into 
question the merits of a performance based system, but rather focuses on the modalities for its 
effective implementation. 

The EASA Opinion recommends that 'existing prescriptive rules should be progressively 
reviewed to assess whether they are efficient, should remain, or could be either complemented 
or replaced by performance based rules.'130 The EASA Management Board sub-group has 
also recommended a gradual approach by 'promoting performance and risk-based regulations 
where appropriate.'131 The support study on performance recommended that performance 
based rules are introduced over time in accordance with a transition plan, for organisations 
with sufficiently mature Safety Management Systems.132 

Furthermore, an option on establishing a safety performance scheme133 at EU level has been 
considered, but eventually disregarded. This is justified by the fact that the EU today is 
technically not yet ready for such a step, primarily due to a lack of reliable data and 
information.134 In addition, from a safety management point of view, much better effects are 
achieved when safety improvement targets and indicators are defined close to the operational 
environment, as the support study on performance concluded.135 Experience with the EU 
                                                 
128 EASA Management Board sub-group, Final Report, p.20. 

129 ICAO, Safety Management Manual, Third edition 2013, ICAO Doc 9859, AN 474. 
130 EASA, Opinion 1/2015, p. 5. 
131 EASA Management Board sub-group, Final Report, p.8. 
132 Support study on performance, Final Report, p.117. 
133 A safety performance scheme allows for measuring safety levels and identifying risks by using indicators and 
setting safety improvement targets. 
134  SMICG, 'A systems Approach to Measuring Safety Performance: the regulator perspective', (2014), pp. 5-6. 
135 Support study on performance, Final Report, pp.53-55. 



 

43 
 

performance scheme in the air traffic management sector also shows that a performance 
scheme at EU level requires an elaborate administrative machinery,136and that the scheme has 
not yet succeeded in defining meaningful safety performance targets. 

There is nevertheless a need for strengthening cooperation between EU and Member States in 
identifying and mitigating risks of EU-wide concern. The views of the stakeholders and 
Member States from the public consultation indicate that while there is little support for 
establishing an EU safety performance scheme, there is support for formalisation of the 
existing voluntary processes around the European Aviation Safety Plan. The EASA 
Opinion137 and the Article 62 evaluation138 similarly suggest giving to the European Aviation 
Safety Plan a formal legal basis. 

 Option 2.1: Baseline Scenario 
The EU system continues to incorporate elements of risk based oversight and performance 
based regulation. Further efforts are made to complete the safety management systems 
requirements in all aviation domains and to ensure uniform implementation of these 
requirements by authorities and industry, which are subject to the EASA standardisation 
programme. Guidance material is developed and exchange of best practices on evaluating the 
implementation of safety management systems takes place. Member States continue to adopt 
and implement State Safety Programmes on a non-mandatory basis only. At EU level the 
European Aviation Safety Programme is regularly updated by the Commission. The European 
Aviation Safety Plan process continues to be developed on a voluntary basis. EASA continues 
to develop safety analysis capabilities. 

Future Implementing Rules could be drafted in a more performance and risk based manner if 
needed. There are some provisions in Regulation (EC) No 216/2008 which can be considered 
as overly prescriptive (i.e. definitions, product certification), and which may hamper, but do 
not fully prevent the introduction of performance based rules. 

 Option 2.2: Enablers for a proportional and performance based safety system 
This option establishes a number of enablers which will facilitate the introduction of a more 
proportionate and performance based regulatory environment. It in particular brings closer 
together the safety management processes at EU and Member State levels, though falling 
short of mandating EU safety targets. 

Under this option, a more proportional and performance based approach is achieved through: 

a) Reviewing definitions and classifications of aircraft and operations in Regulation (EC) No 
216/2008 to make sure that they are in line with risk hierarchy principles (Annex XVI). In 
particular the definitions of 'commercial operation' and 'complex motor-powered aircraft 
would be reviewed'; 

b) Introducing in Regulation (EC) No 216/2008 a broader range of possibilities for 
demonstrating compliance with essential requirements, in particular for product 
certification, based on risk assessment. These should include mechanisms of accreditation 
and declarations of compliance, particularly for light aircraft and drone operations; 

                                                 
136 The Commission outsources the implementation of the ATM performance scheme to EUROCONTROL 
which acts as a Performance Review Body under Commission Regulation (EC) No 691/2010of 29 July 2010 
laying down a performance scheme for air navigation services and network functions (OJ L 201, 3.8.2010, p.1). 
137 EASA, Opinion 1/2015, pp. 5-7. 
138 Article 62 evaluation, Final Report (2013), p. 8. 



 

44 
 

c) Introducing the principles of a risk hierarchy to the mechanism of exemptions and 
derogations under Regulation (EC) No 216/2008. For low risk activities Member States 
would be given more flexibility to decide on exemptions and derogations; 

d) Simplifying the regulatory framework for wet leasing of aircraft between EU operators in 
Regulation (EC) No 1008/2008, and corresponding Implementing Rules to Regulation 
(EC) No 216/2008 (removing the requirement of prior approval).   

e) Greater reliance on recognised industry standards when developing Implementing Rules, 
Acceptable Means of Compliance, Guidance Material or Certification Specifications. 

In addition, a collaborative safety management process is created, requiring each Member 
State to establish a State Safety Programme (in line with ICAO Annex 19). The adoption and 
update of the European Aviation Safety Plan and the European Aviation Safety Programme 
are formalised in Regulation (EC) No 216/2008. A process is agreed with the Member States 
to identify risks of EU concern and to develop mitigating actions needed to address these 
risks. 

Regarding performance based rules this option is based on the premise that a decision on the 
type of rule to be introduced is best taken on a case by case basis, each time a new 
Implementing Rule under Regulation (EC) No 216/2008 or a significant amendment thereto, 
is being developed. For each rule which has been converted into a performance-based, 
organisations have a choice to either remain under a 'traditional approach' or to opt for a 
performance based rule. This option also envisages reviewing essential requirements in 
Annexes to Regulation (EC) No 216/2008 for all the domains of aviation safety with a view to 
eliminating overly prescriptive language or rules which could be an obstacle to a more 
systematic introduction of performance based rules or which are better suited for 
Implementing Rules. 

The implementation of this option would require amending Regulation (EC) No 216/2008 
and, as regards leasing, Regulation (EC) No 1008/2008. 

Explanation of the process to be followed for developing performance based rules is set out in 
Annex XVII. 

This Option is expected to have support from both the Member States and the aviation sector. 

 Option 2.3: Two-layered regulatory system 
This option builds on Option 2.2, but with regard to performance based rules creates a two-
layered approach for the entire safety regulatory system. All Implementing Rules to 
Regulation (EC) No 216/2008 are drafted both in a prescriptive and in a performance based 
manner, where relevant.  

Under this Option, Implementing Rules which have been adopted so far are systematically 
reviewed to bring them in line with the two-layered principle. Organisations can then apply 
for performance based rules if their safety management systems are sufficiently mature. 
EASA verifies the ability of Member States to authorise organisations under their regulatory 
responsibility to switch to a performance based approach as well as Member States’ ability to 
perform oversight on performance based rules.  

To illustrate how this Option would work in practice a parallel with the present requirements 
for pilot training can be made, where in addition to a standard set of requirements, operators 
can also apply to its aviation authority for an authorisation of an alternative, performance 
based training qualification programme. 
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This Option is expected to be supported by the aviation sector but to draw some opposition 
from the Member States due to additional administrative burden imposed on the authorities. 

 Option 2.4: Transition to a full performance based regulatory system 
This option builds on Option 2.2, but as regards performance based rules a transition plan 
towards performance based rules for the entire safety regulatory system is developed at EU 
level, taking into account the specificities of different aviation domains. This transition plan 
would be developed by EASA with the assistance of existing rulemaking advisory groups. 
Performance based rules are then introduced in the Implementing Rules to Regulation (EC) 
No 216/2008 in accordance to this plan, and prescriptive rules eliminated completely where 
feasible, not providing organisations with a choice as under Options 2.2 and 2.3. This option 
implies mandatory changes for organisations, and a top-down approach with a predetermined 
timetable: organisations are more and more required to collect evidence to show that they 
operate above a certain safety level, and this leads to a change in the way they operate. EASA 
controls the ability of Member States to perform oversight on performance based rules. 

This Option is expected to draw some opposition from the Member States and from the 
smaller aviation organisations. The bigger aviation industry is expected to be supportive of 
this option. 

4.3.3 Options with respect to the safety gaps and inconsistencies 
4.3.3.1  Options with respect to safety aspects of ground handling 
Today ground-handling safety is regulated by the EU only indirectly, through requirements 
imposed on air operators and aerodrome operators. The options proposed would change that 
by allowing the EU to impose safety requirements directly on providers of ground-handling 
services. The EASA Opinion recommends addressing ground-handling safety through the use 
of industry standards.139 The EASA Management Board sub-group also cautioned against 
imposing requirements going beyond the recognised industry standards.140 Ground handling 
service providers, airports and ground handling staff favour an EU action on ground handling 
safety, while airlines advised against that believing that they are sufficiently able to control 
the quality of services through their contractual relations with ground handlers. 

 Option 3.1(A): Baseline Scenario 
Safety of ground handling operations is handled in an indirect manner through air operations 
and aerodrome rules adopted under Regulation (EC) No 216/2008. There is however no legal 
basis in Regulation (EC) No 216/2008 for addressing specific safety requirements directly to 
ground-handling operators. 

 Option 3.1(B): Addressing safety of ground handling through industry standards 
This option would extend the EU competence and establish a set of high level essential 
requirements in Regulation (EC) No 216/2008 regarding safety of ground handling, on the 
basis of which EASA could issue Acceptable Means of Compliance/Guidance Material based 
on existing industry standards for ground operations (such as materials from the International 
Air Transport Association (IATA) or the Airports Council International (ACI)). No 

                                                 
139 EASA, Opinion 1/2015, p. 12. 
140 EASA Management Board sub-group, Final Report, p. 6-7. 
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certification requirements are envisaged under this option. However service providers would 
be required to declare their compliance with the essential requirements, and Member States 
would be responsible for ensuring safety oversight. If needed, implementing rules could be 
adopted as well to supplement the essential requirements. 

This option is expected to be supported by the ground handling service providers and 
aerodrome operators. The airline industry is expected to be opposed to this option. Most 
Member States are expected to be supportive. 

Option 3.1(C): Certification of ground handling service providers  
This option, in addition to establishing essential requirements for the safety of ground-
handling operations would create, also in Regulation (EC) No 216/2008, a legal basis for the 
development of related Implementing Rules, including a certification system and related 
oversight obligations for National Aviation Authorities. Ground-handling would be therefore 
regulated in a similar fashion to other certified aviation activities. 

This option is expected to draw some opposition from Member States and the airline sector.  
The ground handling service providers and aerodrome operators are expected to be supportive 
or neutral. 

4.3.3.2  Options with respect to aviation security  
The proposed options aim, as a minimum, at addressing the most pressing problems related to 
identified safety gaps (security matters related to the design of aircraft and aviation systems, 
including cyber-security), and better coordination of interfaces between safety and security 
measures. 

The Commission has also considered an option whereby the implementation of the current 
EU competence related to aviation security would be transferred to the European Aviation 
Safety Agency. This option has been however abandoned due to expected lack of support for 
this option from Member States and stakeholders. In addition the problems identified with 
respect to the interfaces between safety and security matters can be addressed without the 
need to change the existing institutional set-up and division of competences. 

 Option 3.2(A): Baseline Scenario 
Security aspects of aircraft design continue to be addressed by EASA on an ad-hoc basis 
through special conditions. EASA has no clear competence to issue security sensitive 
airworthiness directives and cannot develop design requirements for other aviation systems in 
order to protect them from cyber-security threats. The ongoing discussions on the 
Commission proposal for a Network Information Safety Directive141 could provide a 
framework for reporting cyber incidents affecting aviation safety, but the final outcome of the 
legislative process concerning this Directive is at this point uncertain. Safety and security 
measures related to flight operations continue to be addressed separately under Regulation 
(EC) No 216/2008 and Regulation (EC) No 300/2008. 

 Option 3.2(B): Legal framework for security aspects of design 
A legal basis (i.e. essential requirements) is introduced in Regulation (EC) No 216/2008 to 
address security aspects of aircraft and aviation systems design, including with respect to 

                                                 
141 COM(2013)48 final. 
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protection against cyber-security threats. EASA is also given the competence to issue security 
sensitive airworthiness directives.  

This option is expected to be supported by Member States and the aviation stakeholders. 

 Option 3.2(C): Coordinated approach to safety and security related matters 
In addition to Option 3.2(B), this option proposes a change in the way existing EU 
competences are exercised. The objective of this option is to ensure that, where relevant, 
safety and security aspects are considered together and that interdependencies between these 
two areas are better taken into account. It does not imply any extension of existing EU 
competence beyond what is proposed under Option 3.2(B), but only reorganising within the 
EU the way this competence is exercised. 

Under this option, interdependencies between Regulation (EC) 216/2008 and Regulation (EC) 
300/2008 are better taken account by establishing closer cooperation between EASA and 
Commission on aviation security matters. Under this option, EASA could assist the 
Commission in developing proposals for aviation security legislation which has impacts on 
aviation safety, or where trade-offs have to be made between safety and security. To this end 
EASA could issue technical opinions and provide advice, as is at present the case for aviation 
safety. This role of EASA would not cover measures which require a security threat and risk 
assessments, which would remain under responsibility of the Member States and the 
Commission. The Commission could also, on a case by case basis, call upon EASA’s support 
in performing security inspections of Member States. This is a model currently used with 
respect to security inspections in the maritime sector, where EMSA provides technical 
assistance to the Commission in the performance of security inspection tasks. The overall 
functioning of the aviation security committee (AVSEC) and its advisory bodies would not be 
affected by this option and would remain under the responsibility of the Commission. 

This option would require amendment of Regulation (EC) No 216/2008.  

This option is expected to be supported by Member States and the aviation stakeholders. 
 

4.3.3.3  Options with respect to environmental protection 

 Option 3.3(A): Baseline Scenario 
The current system of automatic transposition of minimum ICAO requirements (Annex 16 to 
the Chicago Convention) with respect to environmental protection of aeronautical products 
(noise and emissions) is maintained. 

Option 3.3(B): EU essential requirements for environmental protection with 
respect to aeronautical products 

Under this option the EU adopts its own essential requirements for environmental protection 
for aeronautical products, parts and appliances, which is the present scope of the EU 
competence. This would require amending Regulation (EC) No 216/2008. As it is done in the 
field of safety, these essential requirements would then be implemented by means of 
Implementing Rules and EASA certification specifications, hereby affording the necessary 
flexibility to provide for the best level of environmental protection.  

To allow Member States to fulfil their ICAO obligations and to avoid penalising the European 
industry, the essential requirements and their implementation measures would need, in 
principle, to be fully consistent with the ICAO framework. However, the EU would also have 
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the possibility – which does not exist today – to depart from minimum ICAO requirements if 
this is justified by the need for more or less stringent measures. In that case all Member States 
would be obliged to file, in a uniform manner, a difference under Article 38 of the Chicago 
Convention. 

This option also includes, through an amendment to Regulation (EC) No 216/2008 the 
introduction of a European Environmental Report for Aviation to increase transparency of the 
environmental protection measures taken at European level with respect to civil aviation. 
Such report already exists for aviation safety. 
 
5 ANALYSIS OF IMPACTS 
This section details the impact assessment for all the policy options. The impacts of the 
options have been assessed as a net change compared to the baseline described in Section 2.3.  

Given that each domain of policy options addresses distinct issues, the impact assessment is 
done for each domain separately. The impacts are quantified wherever possible, but it has to 
be noted that a number of policy options concern aspects such as administrative or 
governance efficiency, where all elements of changes cannot be quantified. 

In addition some of the options (e.g. related to environment or ground handling) aim at 
establishing a general framework for regulating a particular activity, where the specific 
impacts can only be quantified once the competence is actually exercised, for example though 
adoption or amendment of an implementing rule. 

Finally a number of options do not aim at creating legal obligations but rather at opening new 
opportunities for cooperation, especially between Member States, and in such cases the 
magnitude of impacts will depend on whether these new opportunities will be taken up by the 
Member States or not, which is a further limitation to quantifying impacts.  
Next to monetary quantification (where possible), the impacts are rated as negative (-), 
positive (+) or neutral (0) impacts. Further explanation of the methodologies used can be 
found below in the part of the text dealing with each policy domain, and in the Annexes IX to 
XIII. 

The impact assessment is based on: 
− Results of the two support studies; 
− EASA expert advice; 
− Results of public consultations, and relevant documentation review; 
− In house Commission expertise and expert judgement. 
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5.1 Quality and management of resources 

 Option 1.2:  Enhanced 
Cooperation within the current 
system 

Option 1.3(a): Joint oversight system with voluntary 
transfer of responsibilities  

Option 1.3(b): Emergency 
oversight support mechanism 

Option 1.4: A single aviation 
safety authority 

ECONOMIC IMPACTS     

Functioning of the 
internal market 

Positive impacts are expected on the 
level playing field in the internal market 
through more uniform oversight 
provided by the national authorities. This 
is expected primarily thanks to more 
standardised training offered by the 
EASA virtual academy, and additional 
guidance material offered by EASA and 
exchange of best practices between 
national authorities. 

Overall impact positive: (+). 

Positive impacts are expected on the level playing field in the internal market 
through more uniform oversight. These impacts are expected to be stronger 
than under Option 1.2, thanks to a more robust pool of European inspectors, 
and enhanced possibilities for Member States to delegate and pool 
responsibilities for certification and oversight. 

Voluntary opt-in for State aircraft, and Annex II aircraft should have a 
positive impact on the small aircraft manufacturers and free movement of 
services and personnel within the internal market. It is estimated that over 1 
000 state aircraft could potentially benefit from the opt-in.142 The number of 
Annex II aircraft is estimated to be at least 18 000,143 however the opt-in 
could apply only to those aircraft which are in serial production. 

Positive impacts are expected on manufacturers by allowing the EASA staff 
involved in certification to fluctuate in accordance with market demand, and 
thus shorten time to market for new products. 

Overall impact positive: (++). 

Same impacts are expected as under 
Option 1.3(a).  

In addition, the emergency oversight 
support mechanism allows the market 
operators to continue to do business 
where they are compliant with EU 
aviation safety requirements, but where 
serious deficiencies have been 
identified in the safety oversight 
capabilities of the national aviation 
authority responsible for oversight, and 
where these deficiencies are not being 
resolved by the Member State 
concerned.   

Overall impact positive: (++/+++). 

Significant positive impacts are expected on 
the level playing field and uniformity of 
oversight. Interfaces for the industry are 
also reduced, while proximity of service is 
ensured through local offices. A single 
authority is expected to create more 
standardised approach for industry and 
reduce uncertainties regarding interpretation 
and application of rules by different 
authorities. 

 

Overall a very positive impact: (+++). 

Operating and 
compliance  costs for 

businesses 

Positive impacts are expected for best 
performing organisations through 
reduction of costs of compliance audits 
(risk based oversight methods allow 
greater reliance on internal compliance 
assurance of operators). EU law already 
allows scheduling audits in (up to) 48 
months intervals instead of annually for 
best performing organisations. These 
costs cannot be calculated upfront as 
they depend on the scope and depth of 
the audits and their frequency, which in 
turn are determined by risk profiles of 

Additional costs are expected for the industry in those Member States which 
make use of the pool of experts or delegate responsibilities to EASA. 
Simulation of the magnitude of costs for initial AOC issuance and its 
continuous oversight for a mid-sized airline, based on a fee schedule 
currently applied by one of the Member States: 

- initial AOC issuance: EUR 90 000; 

- annual fee: EUR 464 000;145 

Another example is the EASA fee for approval of a repair station (in case a 
Member State delegates to EASA approval of its repair stations):  

- initial approval of repair station146: EUR 32 080 + fee for technical ratings 

Same impacts are expected as under 
Option 1.3(a), meaning additional costs 
for industry. Similar as under Option 
1.3(a) most of these costs (use of EU 
aviation safety inspectors, delegation 
of certification responsibilities to EASA, 
seeking accreditation for an aviation 
training institute) would apply only in 
those cases where an organisation or a 
Member State responsible for oversight 
of the organisation, expresses an 
interest in using these new 
possibilities.  

Significant additional costs are expected for 
industry by transferring the costs which are 
currently covered by Member States' 
budgets into a 'fees and charges' based 
financing. At present around 40% of NAAs 
budgets are covered by state budget – this 
amounts to +/- EUR 400 million  annually, 
which under this option would have to be 
converted into activity based fees and 
charges.153 In the 2016-2030 timeframe the 
net present value (NPV) of these costs are 
being estimated at over EUR 4 billion.154 

Overall, a very negative impact on industry 

                                                 
142 Source: Ascend 
143 Support study on resources, Final Report, p. 65. 
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the operators. 

EUR 10 000 accreditation fee for an 
aviation training institute participating in 
the 'virtual academy'.144 These costs are 
however incurred only by organisations 
willing to seek EASA accreditation. 

Overall impact positive (+).  

 

(range from EUR 580 to 12 780/rating); 

- annual fee: EUR 32 080 + fee for technical ratings (range from EUR 580 to 
12 780 /rating); 

Hourly fees would need to be established for the use of European aviation 
safety inspectors. Examples of hourly fees applied today by selected aviation 
authorities are as follows: 
- UK CAA: EUR 236;147 EASA: EUR 233;148 IE: EUR 205;149 

The possibility for delegating certification and oversight responsibility from 
Member States to competent users' organisations (i.e. a national aeroclub) is 
expected to reduce the compliance costs for non-commercial aviation by 
ensuring proximity of the authority and simplification of oversight. It is also 
assumed that should this not be the case, the organisation will not take up 
these new opportunities, which are on a voluntary basis. 

Removing the staffing cap on EASA resources financed from fees and 
charges is not in itself expected to create additional costs for manufacturing 
industry, as the certification work is in anyway subject to fees and charges.  
In the domain of product certification, based on current growth in the fleet 
size and plans of aircraft manufacturers it can be estimated that in the mid to 
long term the number of EASA staff is expected to increase by around 12%, 
compared to the current Multiannual Staff Policy Plan, which is around 30 
posts (EUR 2.8 m).150 This would be reduced in case of downturn in demand 
for certification resources.151 

Otherwise same impacts as for Option 1.2. 

However, in exceptional cases where 
the emergency oversight support 
mechanism would be used, mandatory 
costs would be imposed on market 
operators to recover the costs of 
certification and oversight tasks 
exercised by EASA. This would most 
likely apply to AOC issuance and 
oversight, where the costs can be 
simulated in a similar manner as for 
voluntary transfers: 
- initial AOC issuance: EUR 90 000 (if 
applicable in a given case); 
- annual fee: EUR 464 000;152 

Overall impacts are expected to be 
negative, in terms of additional cost, for 
operators affected by an emergency 
oversight support mechanism. 
However it has to be pointed out that 
the mechanism would apply only in 
cases where otherwise the operation 
would have to be stopped entirely and 
thus the market operator put out of 
business. 

Overall impact in terms of additional 

in terms of additional costs: (- - -) 

                                                                                                                                                                                                                                           
145 Simulation based on an actual air operator with five aircraft types and 36 aircraft in the fleet, including one type with maximum mass over 100 tonnes. An ETOPS authorisation for one of the 
aircraft types was included in the simulation of costs. 
146 Simulation based on a repair station employing between 100 and 499 staff. See Annex to Commission Regulation (EU) No 319/2014 of 27 March 2014 on the fees and charges levied by the 
European Aviation Safety Agency, and repealing Regulation (EC) No 593/2007 (OJ L 93, 28.3.2014). 
153 Support study on resources, Final Report, pp. 200-201. 
154 Support study on resources, Final Report, p. 201. 
144 Source: EASA 
147 UK CAA, Scheme of Charges, Official Record Series 5, 2015. 
148 See note 144. 
149 Irish Aviation Authority (fees) (No. 2) Order, S.I. No. 805 (2007). 
150 Source: EASA internal resources plan for product certification. In addition EASA estimates that improved working methods and more reliance on bilateral partners through BASA agreements 
should allow to gain further efficiency gains. 
151 In case of downturn of demand for certification resources EASA would reduce, as a short term measure, outsourcing to Member States, and then reduce internal staff by not replacing leaving 
staff and not extending time limited contracts. 
152 Simulation based on an actual air operator with five aircraft types and 36 aircraft in the fleet, including one type with maximum mass over 100 tonnes. An ETOPS authorisation for one of the 
aircraft types was included in the simulation of costs. 
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Overall impact in terms of additional costs negative: (-) costs  negative: (-) 

Administrative 
burden for 

businesses  

No new mandatory reporting obligations 
identified. 

Overall impact neutral: (0) 

No new mandatory reporting obligations identified. When multiple approvals 
are combined at the EU level as a result of delegation of responsibilities by 
Member States to EASA, the reporting obligations for businesses will be 
simplified.  

 

Overall impact neutral or slightly positive: (0/+) 

Same impacts expected as under 
Option 1.3(a). 

 

Overall impact neutral or slightly 
positive: (0/+) 

Significant simplification of reporting 
obligations is expected for industry, which 
will have to interact with just one aviation 
authority, and where proximity would be 
maintained through NAAs acting as local 
offices. 

Overall impact positive: (+) 

Innovation No significant impacts identified. 

 

Overall impact neutral: (0) 

New technologies might be more rapidly introduced thanks to more efficient 
use of resources in Member States and EASA.  

Adding en-route charges as source of income for EASA is expected to 
ensure the necessary resources for support to the deployment of new 
SESAR technologies. 

Removing the staffing cap on EASA resources financed from fees and 
charges is expected to have positive impacts on innovation by making sure 
that new technologies can be certified according to market demand. 

 

Overall impact positive: (+) 

Same impacts expected as under 
Option 1.3(a). 

 

Overall impact positive: (+) 

 

New technologies might be more rapidly 
introduced thanks to more efficient use of 
authority resources and existence of a 
single system. These impacts are expected 
to be more significant than under Option 
1.3(a), due to even more efficient use and 
higher specialisation of resources. 

 

Overall impact positive: (++) 

SMEs No significant impacts identified. 

 

Overall impact neutral: (0) 

Positive impacts expected on SMEs, by enabling delegation of certification 
and oversight to competent users' organisations in the GA sector (many of 
which are SMEs).  

 

Overall impact positive (+) 

Same impacts expected as under 
Option 1.3(a). 

Overall impact positive (+) 

Same impacts expected as under Option 
1.3(a). 

Overall impact positive (+) 

International relations  Some positive impacts on the promotion 
of EU aviation safety requirements are 
expected by opening cooperation 
between the virtual training academy 
and third countries.  

Overall impact positive: (+) 

Positive impacts on the promotion of EU aviation safety requirements by 
opening cooperation between virtual training academy and third countries. 
Positive impacts are also expected on implementation by EU MS of ICAO 
requirements, thanks to a common system of filing of differences, which 
should also contribute to better alignment between ICAO USOAP 
programme and EU system of standardisation inspections and continuous 
monitoring activities.  

 

Overall impact positive (+/++) 

Same impacts expected as under 
Option 1.3(a). 

Overall impact positive (+/++) 

Same impacts expected as under Option 
1.3(a). 

In addition positive impacts are expected 
through better coordination of EU positions 
at the international level, more optimal use 
of resources for technical work at ICAO and 
other international fora.   

Overall impact positive (++) 

 

Competitiveness At least neutral, possibly positive, as 
competitiveness of the EU airline 
industry partly relies on its safety record. 

Positive impact, as competitiveness of the EU airline industry partly relies on 
its safety record. However, these impacts will depend on the ability of the EU 
and Member States to adequately manage the interfaces involved in the 
horizontal and vertical transfers of responsibilities for safety oversight – the 

Positive, as competitiveness of the EU 
airline industry partly relies on its safety 
record. The positive impacts are 
expected to be stronger than under 

Overall impacts on competitiveness are 
expected to be negative. This is because 
although some positive impacts are 
expected from safety improvements, (as 
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Overall impact neutral to slightly 
positive: (0/+) 

 

possibility which is envisaged under this option. Should these interfaces not 
be adequately managed the safety impacts could be negative, having a 
knock-on effect on the competitiveness of the EU industry. The risks of 
successful implementation have to be therefore taken into account. 

Positive impacts are also expected on companies with multiple approvals in 
different Member States, which will be able to combine approvals at EU 
level, thus simplifying oversight and reducing administrative overheads. This 
should also facilitate the consolidation of the EU airline industry.155 

Based on past experiences, it can be assumed that the possibility to 
combine approvals at EU level is also expected to bring benefits for 
multinational companies, based on the fact that they would be represented 
by a single, internationally recognised authority (EASA).156 

Overall impact positive: (+) 

Option 1.3(a), due to the fact that the 
emergency oversight support 
mechanism could be used as a means 
of last resort in exceptional cases of 
safety oversight deficiencies in a 
Member State. 

Overall impact positive: (+/++) 

competitiveness of the EU airline industry 
partly relies on its safety record), and the 
fact that EU industry would be represented 
by a single authority, the positive impacts 
would be outweighed by additional costs 
which the EU industry would have to incur 
as a result of the change in charging 
regimes (see compliance costs for 
businesses). The airlines are expected to 
transfer these additional costs on to the 
passengers, which could deteriorate the 
competitive position of EU industry vis-a-vis 
other regions where the costs of oversight 
are covered by public budgets (e.g. US). 

Overall impact negative (-) 

Implementation costs 
for public authorities 

Central repository of certificates: EU 
level: EUR 1.2 m  (one-off costs) + EUR 
0.5 m (annual maintenance);157 MS 
level: - EUR 0.1 m  (annual savings);158 

Pool of experts: EU level: EUR 0.4 m  
(one-off upgrade costs) + EUR 0.1 m  
(annual costs);159 

Further development of virtual training 
academy: EU level: EUR 0.1 m  (one-off 
costs);160 MS level: EUR 0.3 m  (annual 
additional training costs);161 

Same impacts as under Option 1.2. In addition: 
 
Mid to long term positive effects on reduction of future resources needs of 
Member States are expected, the NPV of which is estimated during the 
2016-2030 time frame at EUR 13-25 million.165 
 
Expanded possibilities for delegation of certification and oversight 
responsibilities to EASA, would result in the following impacts: 
- EASA would need to build capabilities to act as a competent authority 

primarily in air operations. For other domains EASA already has the 
capability as a result of competence for approval of third country 
organisations, but it would need to be expanded based on interest of 

Same impacts as under Option 1.3(a) 

Overall the long term impacts for the 
Member States and the EU are 
expected to be positive: (+) 

 

The total NPV of transitioning to the single 
authority is estimated (for the period 2016-
2030) at:  
- EU: EUR  7.4 m168 
- MS: EUR - 4.3 billion to - 4.4 billion; 
 
The savings for the Member States include: 
- reduction of employment at National 
Aviation Authority level by 64 FTEs due to 
work rationalisation. The total NPV of this 
rationalisation for 2016-2030 is estimated at 
EUR 117 m. 169 

                                                 
155 Attempt was made to quantify these benefits based on the current example of the Airbus Single Production Organisation approval, but this analysis, including contacts with Airbus, allowed to 
assess the impacts only qualitatively. Another example of such a combined approval is the Scandinavian Airline System, which holds a joint AOC from Sweden, Denmark and Norway. The SAS 
structure creates significant benefits for the operator, at the same time requires however additional administrative arrangements between authorities to coordinate the oversight. 
156 This assumption is based on an interview with the Airbus consortium, which highlighted that one of the main benefits of a single EU approval and establishment of EASA was the fact that 
Airbus was put under responsibility of an aviation authority which is recognised worldwide, and with competence commensurate with the significance of the EU aviation Industry, and at par 
with the FAA. 
157 Support study on resources, Final Report, pp.168-171. 
158 Support study on resources, Final Report, p. 170. 
159 Support study on resources, Final Report, p.169. 
160 Support study on resources, Final Report, p. 169. 
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Additional training guidance material: 
EU level: EUR 0.2 m  (one-off costs);162 

Promotion of risk and performance 
based oversight methods: EU level: 
EUR 0.2 m  (annual costs), MS level: 
EUR 0.4 m  (annual costs);163 

Accreditation audits for training 
institutes: EU level: 1 FTE(EUR 95 000) 
(magnitude of EU-wide costs depending 
on demand for accreditation);164 

Additional savings expected for the 
Member States from the use of the pool 
of experts. However based on 
experience so far it is clear that MS that 
have already very limited resources, find 
it also difficult the financing of the use of 
central pool of experts. The resources 
support study was not able to assess up 
front the impact of the pool of resources, 
as a self-standing measure, on the 
reduction of future resources needs.  

The measures under this option are 
largely voluntary, and therefore the 
majority of the costs will be incurred only 
by the Member States which take 
advantage of the opportunities offered. 

Total EU level:  
EUR 1.9 m  (one-off costs);  
EUR 0.895 m  (annual costs);   
Overall NPV 2016-2030: EUR 12,7 m.; 
 

Member States to delegate the responsibility. The new capability in air 
operations would be built on a combination of internal EASA resources, 
and resources available in the Member States and qualified entities 
(through an accreditation programme). The costs would be financed by 
fees and charges (see example of a simulation under 'compliance 
costs for businesses'). The one off costs of setting up of administrative 
and contractual framework for effectuating the delegations to EASA is 
estimated at: EUR 0.7 m for EU budget.166 

Impacts of financing EASA ATM/ANS tasks from en-route charges are set 
out in Annex X. 

The formalisation of the common repository of differences between EU and 
ICAO requirements is not expected to create additional costs, as the 
processes are already established and functioning as part of the baseline 
scenario. At the same time it is expected to reduce the costs of 
demonstrating compliance with ICAO requirements for the Member States.  

Additional one-off costs are expected for Member States which take up the 
opportunity to delegate responsibilities to users' organisations. An 
administrative and surveillance framework has to be established in such 
case. In case all Member States take up such opportunity, the EU wide costs 
are estimated at: EUR 1.8 m.167 

Total EU level (including option 1.2): 
EUR  2.6 m (one-off costs); 
EUR 0.8 m (annual costs); 
Overall NPV 2016-2030: EUR 11.5 m; 
 
Total Member States (including option 1.2): 
EUR 1.8 m (one off costs);  
EUR 0.6 m (annual costs); 
Overall NPV 2016-2030 as the net total of NPV of reduction of resource 
needs of EUR 13-25 million and NPV of total costs of EUR 8.6: EUR - 4.4 m 
to – 16.4 m  

- reduction of future resources needs of 
Member States, NPV of which is estimated, 
for the period 2016-2030, at EUR 209-246 
m, and which corresponds to 368-433 
FTEs.170 
- 4,1 billion EUR savings for the public 
budgets, by switching completely to an 
industry funded authority (see operating and 
compliance costs for businesses); 

Total EU: 
Overall NPV 2016-2030: EUR 7.4 m 

Total Member States: 
Overall NPV 2016-2030: EUR -4.1 to -4.2 
billion 

Overall impact very positive (+++) 

                                                                                                                                                                                                                                           
165 See Annex XII for detailed calculations and methodology. 
168 Resources support study, Final Report, p.198. 
169 Resources support study, Final Report, p.203. 
162 Resources support study, Final Report, p. 169. 
163 Resources support study, Final Report, p. 170. 
164 Source: EASA. 
166 Resources support study, Final Report, p. 182 
167 Support study on resources, Final Report, p.170. 
170 See Annex XII for detailed calculations and methodology. 
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Total Member States:  
EUR 0.6 m (annual costs);  
Overall NPV 2016-2030: EUR 8.6 m. 
Additional savings not possible to 
quantify. 

Overall impacts are expected to be 
negative in terms of additional costs for 
both Member States and EU: (-) 

Additional savings not possible to quantify 

Overall the long term impacts for the Member States and the EU are 
expected to be positive: (+) 

SOCIAL IMPACTS     
Number and quality of 

jobs 
There is a marginal impact from the safety benefits of these options, as the aviation industry's market share and therefore the aviation related employment in the internal market are impacted by the number of 
accidents. 

Overall impact neutral: (0) 

Aviation safety Positive impacts expected through 
improved training and qualification 
of staff and more uniform oversight. 
Critical Element No 4 (training) and 
Critical Element No 7 (surveillance 
of state safety oversight system) 
have 'strong' and 'very strong' 
correlation with accident rates, 
according to ICAO statistical model 
(see Annex XIII). 

Overall impact positive: (+) 

Same impacts as under Option 1.2. 

In addition, the possibility for delegating certification and oversight 
responsibility from Member States to competent users' organisations (i.e. a 
national aeroclub) is expected to free up resources in NAAs, which can be 
then shifted to oversight of higher risk activities, bringing safety benefits. 

Overall impact positive (+/++) 

More positive impact than under Option 1.3(a) 
by providing a mechanism for dealing with 
safety oversight deficiencies at Member State 
level. See correlation between critical 
elements of safety oversight system and 
accident rates in Annex XIII. 

Overall impact positive: (++) 

Significant positive impacts are expected by 
reducing the number of interfaces between 
authorities, ensuring uniformity of oversight, 
common training and qualifications of 
inspecting staff and minimising conflicts of 
interest. There are however significant 
implementation risks involved during the 
transition to the single authority. 

Overall impact positive: (+++) 

     
ENVIRONMENTAL 
IMPACTS 

This option involves very limited environmental impacts  which could be linked to the prevention of environmental damage caused by aircraft accidents. 

Overall impact neutral (0) 

1.2. Proportionality and safety performance  

 Option 2.2:  Enablers for a proportional and 
performance based safety system 

Option 2.3: Two-layered regulatory system Option 2.4: Transition to a full performance based 
regulatory system 

ECONOMIC IMPACTS  
Functioning of the 

internal market 
Eliminating overly prescriptive rules and introducing a broader 
range of possibilities to demonstrate compliance with essential 
requirements stimulates economic activity and allows for a 
wider range of technical solutions and thus choices on the 
market. Changes to Reg. 216/2008 will allow new methods for 

Same impacts as under Option 2.2.  

With regard to PBR, two sets of rules apply in parallel within the 
internal market. The choice of the set of rules is left to industry and the 
only limiting and non-discriminatory criteria enabling this choice is the 

Same impacts as under Option 2.2. 

Overall impact positive: (+) 
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product certification, quality assurance from manufactures and 
an increased use of industry standards according to the risk 
involved. This will reduce the complexity and length of 
administrative procedures. (See example of certification 
specifications CS-23 in Annex XV). Simplification of leasing 
approvals will also have positive impacts on the airline industry 
by increasing operational flexibility. Positive impacts are 
expected for new technologies such as drones. 

Overall impact positive: (+) 

maturity of the safety management system of the operator. Hence no 
additional impact on the internal market as compared to Option 2.2. 

Overall impact positive: (+) 

Operational and 
compliance costs for 

businesses 

With regard to safety management, operators are already 
mandated to monitor the safety of their operations on an 
ongoing basis as part of their management systems which is an 
existing EU requirement. 

In addition it is expected that a simplification of certification 
procedures, increased reliance on industry standards, 
simplification of leasing approvals and more extensive use of 
Qualified Entities in the certification and oversight processes 
will reduce compliance costs for businesses. For example in the 
light sport aircraft category, a comparison with the US system 
shows that this approach could reduce the certification costs by 
over 50% while maintaining an acceptable level of safety.171 

Positive impacts are also expected by giving industry the 
possibility of PBR on a case by case basis.  

Overall impact positive: (+ ) 

Same positive impacts are expected as under Option 2.2, with regard 
to simplification and proportionality related measures. 

Additional positive impacts are expected by maintaining the 
prescriptive rules in parallel to new PBR across the whole spectrum of 
aviation regulations, which will allow companies to choose the 
preferred method of compliance. The organisations opting for PBR 
may need to develop additional skills and possibly adapt their Safety 
Management Systems to the specificities of the rules172 (e.g. develop 
additional safety indicators, identify relevant sources of information) to 
demonstrate compliance with the objective of the performance based 
rule. It is assumed that the operator will opt for PBR based on a cost-
benefit analysis where the additional costs of adapting the system will 
be outweighed by other benefits (e.g. safety benefits). 

Overall impact positive: (++ ) 

Same positive impacts are expected as under Option 2.2, with regard 
to simplification and proportionality related measures. 

Additional compliance costs are expected compared to the baseline, 
as PBR is imposed on all organisations in a top-down manner 
according to a predetermined schedule and not based on individual 
and operators specific cost-benefit analyses. 

Overall impact neutral to positive: (0/+) 

Administrative burdens 
for businesses 

The requirement for the industry to provide information will 
increase in those Member States which have not yet 
implemented a State Safety Programme (15 Member 
States173). In such situation the relevant industry will have to 
provide to their State information on their safety performance. 
This additional burden is however limited compared to the 
baseline scenario, as the assessment of the safety performance 
of an organisation is already required by EU law in the context 
of safety management system requirements. 

Overall impact negative: (-) 

Same impacts as under Option 2.2.  

 

Additional reporting requirements for those businesses having opted 
for performance based rules to demonstrate having reached 
acceptable performance levels established by these rules will exceed 
those of Option 2.2 as the entire safety regulatory system is 
concerned. 

Overall impact negative: (- -) 

Same impacts as under Option 2.2.   

 

In addition, there will be additional reporting requirements for all 
businesses to demonstrate having reached acceptable performance 
levels established by performance based rules. 

Overall impact negative: (- -) 

                                                 
171 See Case IV in Section 2.2. 
172 Safety Performance Study, Final Report, p. 107. 
173 Source: EASA 
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Innovation Eliminating overly prescriptive rules, reducing costs of compliance and introducing a broader range of possibilities to demonstrate compliance with essential requirements is expected to stimulate innovation. In 
particular greater reliance on industry standards is expected to reduce the time to market for new technologies (e.g. electric engines or drones). Furthermore, increased use of PBR that define a desired outcome 
without prescribing the method of how to achieve it, will give to industry more flexibility in developing new technologies. Thus there is a positive impact compared to baseline for all three options. 

Overall impact positive: (+) 

SMEs No measures under Option 2.2 and Option 2.3 specifically target SMEs, but SMEs in particular could benefit from simplified and less 
costly procedures, which so far have kept them out of business in certain areas. In addition, these options are favourable to SMEs, 
among which capabilities to accommodate PBR differ significantly, as it could provide them with a choice of applying prescriptive or 
performance based rules on a case by case basis. The voluntary nature of the measures related to PBR is to the advantage of SMEs, 
some of which may prefer to use prescriptive rules which clearly describe what exactly is required from the operator. 

Overall impact positive: (+) 

Negative impacts are expected on SMEs that would prefer prescriptive 
rules but which will be obliged, regardless of their preference, to apply 
PBR rules which require more sophisticated management systems 
and data collection and analysis capabilities. 

Overall impact negative: (-) 

International relations  Harmonisation of rules at international level may become more difficult if foreign partners do not follow an equivalent approach to regulation. The example of CS-23 certification code which is revised jointly with 
the FAA shows that it is possible to develop performance based rules across national borders. With regard to safety management this option will positively impact the compliance of the European Union Member 
States with international ICAO standards as the requirement for States to adopt and implement a State Safety Programme already exists at international level (ICAO Annex 19) and will be transposed into EU 
legislation under this option. 

Overall impact neutral: (0) 

Competitiveness Competitiveness of European industry is influenced by the safety record of air carriers and the ability of industry to innovate. Accidents reduce public confidence in the safety of the transport system and this is 
particularly true for aviation where accidents usually involve a high number of fatalities. Accidents have an impact on the market value of the organisation concerned and on the demand for tickets offered by the 
airline which has had an accident. 

 

Compared to the baseline scenario which involves an increased fatal accidents number, the expected aviation safety benefit from an improved collaborative safety management process will contribute, as a 
minimum, to the EU industry remaining as competitive as it is in the current situation, if not more competitive. The quantitative dimension of this impact is however difficult to assess, mainly due to lack of a reliable 
methodology to assess the number of accident which could be avoided thanks to the implementation of this option. Eliminating overly prescriptive rules and introducing a risk-based approach and performance 
elements to regulation will render compliance less costly, stimulate innovation and thus positively impact competitiveness. However, impacts related to a more proportional, risk and performance based regulatory 
system are difficult to quantify due to lack of a methodology to assess the number of accidents avoided and monetary benefits from innovation. 

 

Overall impact positive: (+) 

Implementation costs 
for public authorities 

In this option, all EU Member States are required to set up and 
implement a State Safety Programme and to report on the 
European Aviation Safety Plan implementation. Currently, on 
the basis of available information, 13 Member States have 
started to implement a State Safety Programme174. In this 
respect this option will mainly impact 15 Member States. The 

With regard to implementation of State Safety Programmes, European 
Aviation Safety Plan, and simplification of certification and approvals 
procedures the costs/benefits for Member States and EASA will be the 
same as under Option 2.2. 

As regards PBR, although these significantly reduce the need for 
regular updates and modifications as explained under Option 2.2, the 

With regard to implementation of State Safety Programmes, European 
Aviation Safety Plan, and simplification of certification and approvals 
procedures the costs/benefits for Member States and EASA will be the 
same as under Option 2.2. 

As regards PBR, although these significantly reduce the need for 
regular updates and modifications as explained under Option 2.2, the 

                                                 
174 Source: EASA 
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effort required per Member State is estimated at an average 
need of 2 senior person-years and 3 junior person-years175. 
However, in the current economic context, it is expected that 
most these resources will be redeployed internally, notably 
benefiting from the potential savings of performing a more 
focused and risk-based oversight. The effort compared to the 
baseline scenario is estimated around 2 FTE for each of the 15 
Member State in which a State Safety Programme is not yet 
implemented. This means 30 FTEs EU wide at a total cost of: 
EUR 1.7 million annually. 

This option is not expected to require additional resources from 
EASA, as it only formalises the current process with respect to 
the European Aviation Safety Plan. The analysis of the 
information coming from Member States on implementation of 
European Aviation Safety Plan is expected to be absorbed by 
EASA with the currently available resources. 

As regards PBR, these significantly reduce the need for regular 
updates and modifications. The standard EASA rulemaking 
process is also on average three times longer if compared to 
the development of specifications by industry by the most 
efficient standard setting bodies.176 On the other hand, staff at 
Member States will need additional training and oversight has 
to be adapted. 
 
Increasing reliance on accreditation mechanisms and 
declarations of compliance for product certification should also 
reduce the costs of EASA in product certification and oversight 
in the general aviation sector. Finally, simplifying the approvals 
for leasing should also reduce the administrative costs for 
Member States. 

The quantitative impact for the public authorities is expected as 
follows: 

Total EU level: 
Reduction in rulemaking and certification costs 

two-layered system of rules envisaged under this option will require 
additional rulemaking, training and standardisation efforts, which can 
be estimated as follows: 
- At EU (EASA) level the two-layered system will have to be set up 
and compliance checking of Member States to be integrated in the 
standardisation programme. It is estimated that 3 FTE at EUR 
285 000 per year are needed;177 
- At the Member States level, the adaptation and training costs are 
estimated at EUR 3.5 million one-off training costs and EUR 17.7 
million recurrent costs;178 
 
Total EU level (in addition to Option 2.2): 
Overall NPV 2016-2030: EUR 4.3 m 
 
Total Member States (in addition to Option 2.2): 
Overall NPV 2016-2030: EUR 255 m 
 
Overall impact negative: (- -) 

 

need for completely reforming the regulatory system as envisaged 
under this option will require additional rulemaking, training and 
standardisation efforts, the costs of which can be estimated as follows: 
- At EU (EASA) level the introduction of PBR has to be set up and 
checking compliance of Member States to be integrated in the 
standardisation programme. It is estimated that 3 FTE at EUR 
285 000 per year are needed.179 
- At the Member States level, the adaptation and training costs are 
estimated at EUR 3.5 million one-off training costs and EUR 16.1 
million  recurrent costs;180 

Total EU level (in addition to Option 2.2): 
Overall NPV 2016-2030: EUR 4.3 m 
 
Total Member States (in addition to Option 2.2): 
Overall NPV 2016-2030: EUR 232 m 
 
Overall impact negative: (- -) 

                                                 
175 Support study on performance, Final Report, pp. 97-98. 
176 Source: EASA. 
177 Support study on performance, Final Report, p. 108. 
178 Support study on performance, Final Report, p. 107. 
179 Support study on performance, Final Report, p. 109. 
180 Support study on performance, Final Report, p. 109. 
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Total Member States: 
Overall NPV 2016-2030: EUR 24.5 m 
Additional costs for training of staff and adaptation of oversight 
to PBR 
Reduced effort for participation in rulemaking 
Reduced costs of leasing approvals 
Reduced costs for production oversight of light aircraft 

 

Overall impact positive: (+) 

SOCIAL IMPACTS     
Number and quality of 

jobs 
It is expected that employment is impacted positively by more proportionate rules and favourable conditions for innovation. The introduction of PBR in certain areas will require training of job holders which 
positively affects the quality of jobs. The simplification of certification procedures should have in particular positive impacts on decreasing costs in the general aviation sector, which could translate into new jobs in 
the sector. While it is difficult to quantify these benefits, a comparison with the US shows that the costs of certification and production oversight for the simplest aircraft are probably over 2 times higher in the EU 
than in the US.181   

The aviation industry's market share and therefore the aviation related employment in the internal market are impacted by the number of accidents. The safety benefit from this option will, as a minimum, 
contribute to an equivalent level of employment in the aviation industry compared to the current situation and an improved one compared to the baseline scenario.  

Overall impact positive: (+) 

Aviation safety By improving the ability to identify and mitigate safety risks through a collaborative safety management process, the overall safety performance of the EU aviation safety sector should improve. The adoption of a 
State Safety Programme by each Member State (whereas only 13 Member States have started to implement a State Safety Programme in the current situation) will improve the ability of each Member State to 
agree with their organisations on the safety performance of their Safety Management Systems. It will also support States in performing risk-based oversight. Furthermore, the monitoring of the implementation of 
European Aviation Safety Plan actions will ensure a better effectiveness of the European risk identification and mitigation processes. This option is expected to deliver an overall safety level improvement of 19% 
on the short term (10 years) and 44% on the long term (30 years).182 Compared to the baseline scenario in which the number of accidents is expected to increase, this option should therefore bring safety benefits 
by reducing the probability of accidents and related fatalities. Determining quantitative impacts in terms of decrease in number of fatal accidents is not possible due to lack of a reliable calculation method. 

As regards performance based rules, the safety impacts depend on the specific rules that will be converted from prescriptive to performance based requiring a case by case assessment and can therefore not be 
quantified. Overall, a performance based approach to the regulation of aviation safety lends itself well to setting safety performance targets that are progressively more ambitious. Being data-driven, a performance 
based approach allows operators to better adapt to different conditions in order to meet safety targets (Fatigue risk management is an example.)  

Indirectly, PBR could stimulate swifter introduction of innovations that improve safety (CS-23 is an example - see Annex XV). 

On the other hand, the proof and verification of whether safety levels have been attained becomes more complex for organisations and authorities under PBR than under prescriptive rules which bears a risk if not 
mitigated by suitable processes and qualified staff. 

Overall impact positive: (+) 

 

                                                 
181 See Case IV in Section 2.2 
182 Support study on performance, Final Report, pp. 88-91. 
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ENVIRONMENTAL 
IMPACTS 

This option involves limited environmental impacts. Indirect positive impacts could stem from swifter innovation including also more environmentally friendly technologies and practices. In addition, the prevention 
of environmental damage caused by aircraft accidents entails positive environmental impacts and therefore the baseline scenario  would be impacted positively in proportion to the safety improvement. 

Overall impact neutral to positive: (0/+) 

5.2 Gaps and inconsistencies - safety aspects of ground handling 

 Option 3.1 (B):  Ground handling (industry standards, no certification) Option 3.1 (C): Ground handling (implementing rules, certification) 

ECONOMIC IMPACTS   
Functioning of the 

internal market 
This option is expected to have a positive impact on the functioning of the internal market by 
introducing common safety standards for ground handling services across the EU. This should 
contribute to a level playing field for the operators. The recognition of standards would also be enabled 
thus making market access for operators easier across the EU.  

Overall impact positive: (+) 

The functioning of the internal market would be ensured to the same or even slightly greater extent as 
under Option 3.1(B), given the fact that certification requirements would improve the enforcement of 
common standards. 

Overall impact positive: (+/++) 

Operating and 
compliance costs for 

businesses 

Limited compliance costs are expected under this option, due to absence of new certification 
requirements and reliance on existing industry standards which are followed by the majority of the 
market operators. 

Positive impacts are expected for ground handling operators from harmonised EU standards which 
could lead to airlines not imposing their own standards when auditing ground handling providers. 

Positive impacts are expected for airlines by reducing the costs of ground handling related damage. 
Airlines estimate the worldwide cost of ground handling incidents to be in the region of EUR 9 billion 
damages and delay (no EU specific information on these costs is however available).183 

Overall impact neutral: (0) 

The impacts are expected to be more negative than under Option 3.1(B) because the new certification 
process would imply higher cost for industry to demonstrate compliance with the common EU 
requirements. It is not certain whether the certification requirement would be able to replace / significantly 
reduce audits of ground handling companies by airlines, which are obliged to ensure oversight of 
contracted services under EU rules for flight operations. 

Overall impact negative: (-) 

Administrative burdens 
for businesses 

Due to absence of a certification scheme, there would be no new reporting obligations for ground-
handling companies. Occurrence reporting obligations are already imposed on the ground handling 
operators through separate EU legislation. 

Overall impact negative: (-) 

The new certification process would result in reporting and auditing requirements creating administrative 
burden for ground handling businesses. 

Overall impact negative: (- -) 

Innovation No significant impacts identified 
 
Overall impact neutral: (0) 

                                                 
183 Steer Davies Gleave, Possible revision of Directive 96/67/EC on access to the ground-handling market at Community airports, Final Report, 16 June 2010, p. 22. 
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SMEs Only a low/medium number of ground handling companies are expected to be SMEs.184  
The implementation of industry standards is not expected to have negative impacts for the SMEs. 

Overall impact neutral: (0) 

Only a low/medium number of ground handling companies are expected to be SMEs.185 However, the 
increase in administrative costs would have a more significant impact on SMEs than on larger companies 
who operate in the ground handling market. For example, if a certification process for ground-handlers is 
introduced at a European level, an SME in one country would incur costs similar to a large ground 
handling company, operating in a large number of EU Member States. The cost, as a proportion of 
turnover would be higher in the SME than in the larger company. 

Overall impact negative: (-) 

International relations  No significant impacts identified.  

Overall impact neutral: (0) 

Competitiveness Positive impacts are expected for airlines by reducing the costs of ground handling related damage 
and associated delays. Airlines estimate the worldwide cost of ground handling incidents to be in the 
region of EUR 9 billion damages and delay.186 On the other hand there are additional costs expected 
for ground handling service providers to ensure compliance with the new essential requirements.  

Overall impact neutral: (0) 

Positive impacts are expected for airlines by reducing the costs of ground handling related damage and 
associated delays. Airlines estimate the worldwide cost of ground handling incidents to be in the region of 
EUR.9 billion damages and delay. On the other hand there are additional costs expected for ground 
handling service providers to ensure compliance with the new essential requirements. These additional 
costs are higher than under Option 3.1 (B) due to certification requirements.  

Overall impact negative: (-) 

Implementation costs 
for public authorities 

Low cost impact on national aviation authorities to set up or adjust the existing oversight system. 

With respect to EASA, 1.5 FTE (EUR 142 500) is expected to set up and maintain the system of 
common requirements including initial rulemaking and maintenance of rules, standardisation and 
implementation support.187 

Total EU level: 
Overall NPV 2016-2030: EUR 2.05 m 
 
Total Member States: 
marginal 
 
Overall impact negative: (-) 

Medium to high cost impact on national aviation authorities in terms of implementation costs, as a 
certification process needs to be set up in the competent aviation authorities. 

With respect to EASA, 1.5 FTE (EUR 142 500) is expected to set up and maintain the system of common 
requirements including initial rulemaking and maintenance of rules, standardisation and implementation 
support.188 

Total EU level: 
Overall NPV 2016-2030: EUR 2.05 m 
 
Total Member States: 
Costs of setting up a certification system. Depends on the size of the ground-handling industry under 
responsibility. 

Overall impact negative: (- -) 
SOCIAL IMPACTS    

                                                 
184 EC, Impact Assessment accompanying the proposal for a Regulation of the European Parliament and of the Council on ground-handling services at Union airports and repealing Council 
Directive 96/67/EC, COM(2011) 824 final, p. 40. 
185 EC, Impact Assessment accompanying the proposal for a Regulation of the European Parliament and of the Council on ground-handling services at Union airports and repealing Council 
Directive 96/67/EC, COM(2011) 824 final, p. 40. 
186 Steer Davies Gleave, Possible revision of Directive 96/67/EC on access to the ground-handling market at Community airports, Final Report, 16 June 2010, p. 22.  
187 Expert judgement by EASA. 
188 Expert judgement by EASA. 
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Number and quality of 
jobs 

The introduction of minimum training, as well as the introduction of minimum quality requirement in terms of safety of operations, should contribute to an improvement of working conditions and reduction of 
injuries under both policy options. 

Overall impact positive: (+) 

Aviation safety The safety issues identified in Section 2.2.3 of this impact assessment report are expected to be 
further mitigated as essential requirement would allow for a direct oversight of the ground handling 
activities.189 

Overall impact positive: (+) 

There is no indication that in this particular case the certification solution can provide a significantly 
higher level of safety as compared to using industry standards.190 The safety impacts are therefore 
expected to be comparable to those under Option 3.1(B). 

Overall impact positive: (+) 

   
ENVIRONMENTAL 
IMPACTS 

No significant impacts identified. 

Overall impact neutral: (0) 

No significant impacts identified. 

Overall impact neutral: (0) 

5.3 Gaps and inconsistencies - aviation security 

 Option 3.2 (B):   Legal framework for security aspects of design Option 3.2 (C):  Coordinated approach to safety and security related matters 

ECONOMIC IMPACTS   
Functioning of the 

internal market 
With respect to the security aspects of aircraft airworthiness this option will have neutral impacts 
compared to the baseline. This is because EASA in practice already addresses security of aircraft 
design but the legal basis for that is not clear. With respect to the security of the ATM systems, this 
option is expected to have a positive effect on the functioning of the internal market by reducing 
the probability of disruption in the provision of air traffic services. 

Overall impact positive: (+) 

Impacts expected as under Option 3.2(B) or slightly more positive thanks to better assessment of safety and 
security trade-offs and interdependencies in cost-benefit analysis leading to more optimal solutions being 
chosen. 

Overall impact positive: (+/++) 

Operating and 
compliance costs for 

businesses 

With respect to the security aspects of aircraft airworthiness this option will have neutral impacts 
compared to the baseline. This is because EASA in practice already addresses security of aircraft 
design but the legal basis for that is not clear. With respect to the security of ATM system, this 
option, by imposing new requirements, is expected to have additional costs for the air traffic 
service providers. 

Overall impact negative: (-) 

Overall impacts are expected to be more positive than under Option 3.2(B), thanks to better assessment of 
safety and security trade-offs and interdependencies in cost-benefit analysis leading to more optimal 
solutions being chosen. 

Overall impact neutral to positive: (0/+) 

Administrative burdens 
for businesses 

With respect to the security aspects of aircraft airworthiness this option will have neutral impacts 
compared to the baseline. This is because EASA in practice already addresses security of aircraft 
design but the legal basis for that is not clear. With regard to ATM, no additional reporting 
obligations are envisaged in case the NIS Directive imposes adequate obligations concerning 

Impacts expected as under Option 3.2(B) 

Overall impact neutral to negative (0/-) 

                                                 
189 Expert judgment by EASA. 
190 Expert judgement by EASA. 
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reporting of cyber-security related incidents on providers of critical ATM infrastructure. Should that 
not be the case, aviation specific reporting obligations would be introduced with the resulting 
increased administrative burden. 

Overall impact neutral to negative: (0/-) 

Innovation Essential requirements for cyber-protection and resilience of critical ATM infrastructure and 
systems are expected to stimulate development of innovative technical solutions to meet these 
requirements 
 
Overall impact positive: (+) 

Positive impacts are expected but slightly stronger than under Option 3.2(B), thanks to better assessment of 
safety and security trade-offs and interdependencies in cost-benefit analysis leading to more optimal 
solutions being chosen. 

Overall impact positive: (++) 

SMEs With respect to the security aspects of aircraft airworthiness this option will have neutral impacts 
compared to the baseline. This is because EASA in practice already addresses security of aircraft 
design but the legal basis for that is not clear. With regard to ATM, the SMEs are not expected to 
be affected as they are not involved in the provision of air traffic services. 

Overall impact neutral: (0) 

Impacts expected as under Option 3.2(B) 

Overall impact neutral: (0) 

International relations  This option would have a positive effect on the compliance of EU Member States with the ICAO 
Annex 17 recommendations concerning measures related to cyber-threats (Recommendations 
4.9.1 and 4.9.2.) 

Overall impact positive: (+) 

Impacts expected as under Option 3.2(B) 

Overall impact positive: (+) 

Competitiveness With respect to the security aspects of aircraft airworthiness this option will have neutral impacts 
compared to the baseline. This is because EASA in practice already addresses security of aircraft 
design but the legal basis for that is not clear. With respect to ATM, innovative solutions developed 
by the EU industry to meet the safety objectives defined by the new essential requirements could 
have positive impacts on the competitiveness of the EU industry. On the other hand the additional 
costs for ANSPs of implementing the new requirements are expected to be reflected in the air 
navigation charges. 

Overall impact neutral: (0) 

Impacts expected as under Option 3.2(B) 

Overall impact neutral (0) 
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Implementation costs 
for public authorities Additional costs are expected for the national aviation authorities, of acquiring the expertise 

necessary for assessing the compliance of ANSPs with the new essential requirements. No 
additional costs are expected for EASA as in practice it already addresses security of aircraft 
design and has the relevant expertise in house. 
 
Total EU level: 
0 
 
Total Member States: 
The cost of developing cyber-security expertise.  
 
Overall impact negative: (-) 

Some additional costs for both Member States and EASA. Compared to Option 3.2(B), EASA will gradually 
need to further develop its security expertise (estimated at 3 FTEs for the EU budget at a cost of EUR 
285 000 / year).  

Total EU level (in addition to Option 3.2(B)): 
Overall NPV 2016-2030: EUR 4.3 m 
 
Total Member States (in addition to Option 3.2(B): 
0 
 
Overall impact negative: (- -) 

SOCIAL IMPACTS    
Number and quality of 

jobs 
There are no impacts identified 

Overall impact neutral: (0) 

There are no impacts identified 

Overall impact neutral: (0) 

Aviation safety This option would have a positive impact on aviation safety by allowing the EU to better safeguard 
aviation against security related risks, including in particular cyber-security threats. 

Overall impact positive: (+) 

Positive impacts are expected to a greater degree than under Option 3.2(B), thanks to better assessment of 
safety and security trade-offs and interdependencies in cost-benefit analysis leading to more optimal 
solutions being chosen. 

Overall impact positive: (++) 

   

ENVIRONMENTAL 
IMPACTS 

There are no impacts identified 

Overall impact neutral: (0) 

There are no impacts identified 

Overall impact neutral: (0) 

5.4 Gaps and inconsistencies - environmental protection 

 Option 3.3 (B): EU essential requirements for environmental protection with respect to aeronautical products 
ECONOMIC IMPACTS  

Functioning of the 
internal market 

Having the possibility to deviate from the minimum ICAO standards (Annex 16 to the Chicago Convention), based on EU-specific impact assessment process, would allow the EU to adopt aviation environmental 
protection requirements for “products” (aircraft, engines and propellers) which are better adapted to the interests of European citizens and EU industry. The European Aviation Environmental Report would 
provide objective, accurate information on the environmental performance of the air transport sector, as well as feedback on the effectiveness of existing policies in place and future environmental challenges 
that lie ahead. The positive impacts on the environmental protection are also expected to contribute to the growth of the EU aviation market, given the fact that environmental limitations are expected to be a 
significant constraint to development of air transport in the EU. 

Overall impact positive: (+) 
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Operating and 
compliance costs for 

businesses  

The cost-benefit analysis of deviating from minimum ICAO requirements would be done on a case by case basis, when the new flexibility envisaged under this option would be actually used. It is thus not 
possible to estimate such impacts upfront. It has to be pointed out however that the cost-effectiveness analysis that is done in ICAO may not be the same as for the EU.191 

The EU Aviation Environmental Report will not have any costs for the businesses. 

Overall impact in terms of costs is not possible to be estimated upfront, and is therefore considered as neutral (0) 

Administrative burdens 
for businesses 

There are no new reporting obligations for businesses envisaged under this Option. 

Overall impact neutral: (0) 

Innovation The change would allow adapting EU rules more easily, thus allowing a more rapid response to benefits from innovation. In case EU would opt for higher stringency than the minimum ICAO requirements this 
would create a market incentive that would stimulate innovation and potentially give EU industry an advantage over other parts of the world, allowing it to export its knowledge. 

Overall impact positive: (+) 

SMEs Overall, the impact for SMEs would likely be neutral, but would again need to be analysed on a case by case basis. There may be cases where a lower stringency of standards would allow taking into account 
particular interests of SMEs, as in ICAO it is not always easy to get changes agreed that would only benefit a small part of the industry. For instance, it was not possible to lift the ICAO requirement for 
determining the smoke number for the very small jet engines that power self-launching gliders as there was no global interest to support this work. 

Overall impact neutral: (0) 

International relations  This option is expected to improve the negotiation position of the EU in the ICAO Committee on Aviation Environmental Protection (CAEP). Other CAEP participants have a system in which ICAO SARPs have 
to be transposed into national legislation, making it relatively easy for them to deviate where they see fit. Consequently, the current EU legal framework does not help to make a credible reservation against a 
CAEP decision. As explained above, the effects of deviating from ICAO would have to be carefully assessed before deciding. If there is no such benefit, ICAO SARPs would be followed as today. The benefit 
would be to have an option to deviate available to the EU in principle, like other parts of the world have, rather than being automatically bound to the ICAO outcome. Where a possibility of deviation from ICAO 
SARPs would be used, all Member States would have to notify a common difference under Article 38 of the Chicago Convention. 

Overall impact positive: (+) 

Competitiveness The impact (positive or negative) would only materialise if it was decided to make use of the increased flexibility that this Option provides. For further assessment see ' Compliance costs for businesses'. 

Overall impact in terms of costs is not possible to be estimated upfront, and is therefore considered as Neutral (0). 

Implementation costs for 
public authorities 

There would be increased implementation costs of drafting the EU rules, while previously a simple update of the references to ICAO Annex 16 are all that has been needed. However, the need to spend 
resources in the ICAO process could potentially be decreased, as the risk of having an outcome that would affect the EU negatively can be mitigated by deviating from ICAO requirements. It is expected that the 
overall effort of keeping the environmental rules up-to-date would be of the same order of magnitude as the “baseline”, or would be approximately 2 FTE higher, divided equally over EU (EUR 95 000) and 
Member States (EUR 55 000). This would primarily depend on the extent to which the increased flexibility would be used and could be judged against the expected benefits at such a moment. The 
implementation costs of the European Aviation Environmental Report, as well as the maintenance of data streams and modelling capabilities is estimated for EU at 1 FTEs (EUR 95 000) and EUR 300 000 / 
year for IT equipment. 

                                                 
191 As an example, a higher stringency may not impact the EU fleet as much as the global fleet, as on average the EU fleet is more modern. Also the benefits of a higher stringency may be higher 
in a densely populated EU, compared to other regions of the world where there is more room to build new airports further away from densely populated areas. There may also be cases where the 
EU would prefer to be less stringent - for instance noise standards for helicopters mainly used for sea operations could be less stringent when such helicopters would have significant operational 
advantages in such an operating environment, while few people would be affected by the higher noise. Applying a higher stringency for just the EU may less affect the asset value of the current 
fleet as when there would be a global stringency increase, because the aircraft would still have value in other parts of the world. In other cases it may be deemed beneficial to be less stringent 
than ICAO if there is a particular problem for some European products. 
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Total EU level: 
Overall NPV 2016-2030: EUR 7 m 
 
Total Member States: 
Overall NPV 2016-2030: EUR 0.8 m 

Overall impact negative: (-) 

SOCIAL IMPACTS  
Number and quality of 

jobs 
The impact (positive or negative) would only materialise if it was decided to make use of the increased flexibility that this Option provides. In general this Option should support the sustainable development of 
aviation which will likely benefit the number and quality of jobs. 

Overall impact in terms of costs is not possible to be estimated upfront, and is therefore considered as neutral: (0) 

Aviation safety Environmental protection requirements shall not have a negative safety impact. However, the increased flexibility could potentially allow alternative means to achieve the environmental objective while having 
safety benefits. European Aviation Environmental Report will not have an impact on aviation safety. 

Overall impact neutral to positive: (0/+) 

     
ENVIRONMENTAL 
IMPACTS 

The proposed change would allow easier fine-tuning of the aviation environmental requirements for aeronautical products to the environmental interests of European citizens and industry. It would allow a 
separate cost-effectiveness assessment from a European perspective only, and should lead to a more optimised mix of mitigation measures than the global measures that are agreed in ICAO. Another 
significant benefit would be that the EU could react more quickly to new developments, as the current system de facto has to wait for the relatively slow ICAO process to be completed. Innovation would be a key 
element of that, as well as being one of the main factors allowing the sustainable development of aviation. The European Aviation Environmental Report is also expected to have positive environmental impact. 

Overall impact positive: (+) 
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Table 8: The result of the assessment of impacts per domain of policy options 
 

 

 

 

 

 

 

 Management and quality of resources Proportionality and safety performance 
 PO 1.2 PO 1.3(a) PO 1.3(b) PO 1.4 PO 2.2 PO 2.3 PO 2.4 
ECONOMIC IMPACTS      

Functioning of the internal market + ++ ++/+++ +++ + + + 
Operating and compliance  costs for businesses + - - - - - + ++ 0/+ 

Administrative burden for businesses  0 0/+ 0/+ + - -- -- 
Innovation 0 + + ++ + + + 

SMEs 0 + + + + + - 
International relations  + +/++ +/++ ++ 0 0 0 

Competitiveness 0/+ + +/++ - + + + 

Implementation costs for public authorities - + + +++ + - - - - 

SOCIAL IMPACTS        
Number and quality of jobs 0 0 0 0 + + + 

Aviation safety + +/++ ++ +++ + + + 
ENVIRONMENTAL IMPACTS 0 0 0 0 0/+ 0/+ 0/+ 

 Ground-handling Aviation Security Environment 
 PO 3.1(B) PO 3.1(C) PO 3.2(B) PO 3.2(C) PO 3.3(B) 
ECONOMIC IMPACTS      

Functioning of the internal market + +/++ + +/++ + 
Operating and compliance  costs for businesses 0  - - 0/+ 0 

Administrative burden for businesses  - - - 0/- 0/- 0 

Innovation 0 0 + ++ + 
SMEs 0 - 0 0 0 

International relations  0 0 + + + 
Competitiveness 0 - 0 0 0 

Implementation costs for public authorities - - - - - - - 

SOCIAL IMPACTS  
Number and quality of jobs + + 0 0 0 

Aviation safety + + + ++ 0/+ 
ENVIRONMENTAL IMPACTS 0 0 0 0 + 
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6 COMPARING THE POLICY OPTIONS 

Within each policy domain, the policy options (PO) are compared to the baseline in terms of 
effectiveness, efficiency and coherence. 

1.1. Quality and management of resources  

Effectiveness: PO 1.3(b) is considered as the most effective in achieving SO 5, SO 2 and SO 
3, even though PO 1.4 better contributes to the reduction of the future resources needs for 
aviation safety in the EU and scores higher on safety benefits. PO 1.4 is however not expected 
to be supported by Member States, and has high risks during the transition period towards a 
single aviation authority, which reduces the overall probability of successful implementation 
of this policy option, and thus means a lower overall effectiveness. PO 1.3(b) has a higher 
effectiveness in achieving the SO 3 than PO 1.3(a) by including the emergency mechanism 
for dealing with oversight problems in Member States. Other than that, both PO 1.3(a) and 
1.3(b) leave the same large scope for voluntary action at the Member State level. PO 1.2 has a 
lower effectiveness in achieving SO 5, SO 2 and SO 3, as it does not have a strong 
contribution to the reduction of future resources needs and has only a marginal positive 
impact on safety compared to the baseline. 

Efficiency: PO 1.2 and PO 1.3(b) score best in a cost-efficiency analysis. While PO 1.4 is 
more effective in achieving SO 5, and SO 3, as stated above, the savings that it would allow 
for Member States' budgets are imposed as costs on the single market (NPV of over EUR 4 
billion for 2016-2030). Given that the EU has already a high level of safety the improvement 
that could be achieved in this respect by implementing PO 1.4 would be marginal compared 
to the costs incurred by the market operators. At the same time PO 1.3(b) would allow to deal 
with the most serious safety oversight deficiencies in a targeted and proportional manner. PO 
1.3(a) is also cost-efficient when it comes to making more efficient use of resources, but does 
not provide the additional safety benefit of PO 1.3(b). Although these safety benefits will 
result in additional costs for the operators, these costs are more than outweighed by the fact 
that under PO 1.3(b) a safe operator from a Member State with safety deficiencies will be able 
to continue doing business, while under PO 1.3(a) it would have to stop the operations. 

Coherence: All policy options are coherent with the overarching EU objectives of a safe and 
well-functioning internal market for aviation, although they contribute to different degrees to 
these objectives. PO 1.3(b) provides for a framework enabling a safe, future growth of the 
aviation industry while at the same time allowing for the simplification of the legal 
framework and keeping decision making at the national level, unless public safety is at risk 
and Member States do not take sufficient action to address this risk. PO 1.4 could be 
considered as disproportionate due to the high cost imposed on the industry and strong 
encroachment on existing Member State competences, and thus not coherent with the 
priorities of the Commission in promoting the development of the internal market. PO 1.2 is 
coherent with the overall EU objectives, but its coherence with the objective of the promotion 
of the single market is weaker than that of PO 1.3(a) and PO 1.3(b). 

6.2 Proportionality and safety performance  

Effectiveness: All three options effectively contribute to reaching SO 3. By making State 
Safety Programmes and the European Aviation Safety Plan mandatory and by ensuring 
consistency between safety planning at EU and Member State levels, safety management will 
be enhanced and better synergies created across the EU compared to the baseline. PO 2.2 is 
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also effective in reaching SO 1 and SO 2, as it provides a systematic approach for the 
introduction of more proportional rules. The main limitation of PO 2.2 is the fact that under 
this option performance based rules are only introduced on a case by case basis. In this 
respect PO 2.3 is more effective, as under this option performance based rules are introduced 
into all existing safety legislation. PO 2.2 and 2.3 both provide a choice between prescriptive 
and performance based rules which is a solution best tailored to the capabilities of 
organisations. While also covering all legislation, PO 2.4 is less effective than PO 2.3, as it 
requires all organisations to apply performance based rules irrespective of the maturity of 
their safety management systems. 

Efficiency: PO 2.2, though limited in scope, is the most efficient option in terms of 
implementation as it only requires a revision of Regulation (EC) No 216/2008 and otherwise 
can be integrated in the regular legislative process without much additional cost. PO 2.3 and 
PO 2.4 have high implementation costs because all existing safety legislation has to be 
revised. In addition, implementation costs under PO 2.3 are even higher as two types of rules 
have to be maintained. PO 2.3 on the other hand has the highest potential for cost savings in 
the long run for businesses. Overall though, costs are expected to outweigh the additional 
benefits of more performance based legislation, rendering PO 2.3 and PO 2.4 less efficient. 

Coherence: All options are coherent with the overarching objectives of EU policy, in 
particular with regard to better regulation and fostering innovation thus contributing to growth 
and jobs, and support EU-wide compliance with ICAO recommendations. They all contribute 
to reaching the objectives without significant negative impacts. PO 2.2 and PO 2.3 are most 
coherent with the principle of proportionality though as they provides a choice to the 
organisation as to which regulatory system (performance or prescriptive) to use. 

1.2. Gaps and inconsistencies - ground-handling  

Effectiveness: Both PO 3.1(B) and PO 3.1(C) are considered equally effective in meeting SO 
3, which is the primary objective linked to the policy option in this policy domain. The EASA 
analysis concluded that safety impacts of risk bearing ground-handling related accidents can 
be adequately addressed by both policy options under consideration. It could be however 
assumed that PO 3.1 (C) would have additional positive effects on enforcement and 
implementation due to the certification requirements, which do not exist under PO 3.1(B). 

Efficiency: PO 3.1(B) is considered more cost-efficient, as it allows SO 1 with smaller 
compliance and implementation costs for the operators and authorities than in case of PO 
3.1(C). In addition, the fact that PO 3.1(B) is coherent with the existing market practices 
should help improving compliance rates if this policy option is chosen.  

Coherence: Both PO 3.1(B) and PO 3.1(C) score similarly with respect to the coherence with 
the overarching EU objectives. They both contribute to the safety of the aviation sector and to 
a well-functioning internal market. By raising the quality of jobs in the ground-handling 
sector through more standardised training, they also contribute to the social agenda of the EU. 
PO 3.1(B) could be considered however as better respecting the principles of proportionality 
and better regulation, and is therefore given a better final score. 

1.3. Gaps and inconsistencies - aviation security 

Effectiveness: PO 3.2 (C) is expected to be more effective than PO 3.2(B) in achieving SO 4, 
SO 3, and SO 2 by not only establishing a clear legal basis for the EU to deal with cyber-
security protection of civil aviation and security aspects of aircraft and ATM systems, but by 
also ensuring a better assessment of safety and security trade-offs and interdependencies in 
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cost-benefit analysis leading to more optimal solutions being chosen. This should reduce the 
risk of gaps or unintended consequences and better take into account operational aspects in 
design of security measures. 

Efficiency: The scope of PO 3.2(B) and of PO 3.2(C) is different and therefore the cost-
efficiency analysis is not directly comparable. However, these differences in scope are also 
reflected in cost of implementation. In case of PO 3.2(B) costs are expected for the Member 
States and industry, but not the EU, where EASA in practice already acts but without a clear 
legal basis. With respect to protection of ATM systems and infrastructure, the cost efficiency 
can be ensured by setting essential requirements while leaving up to the operators the choice 
of the methods and means of meeting these requirements. The situation is different with 
respect to PO 3.2(C), where additional costs are also expected at the EU level, but where on 
the other hand overall compliance costs for businesses are expected to be lower compared to 
the baseline. 

Coherence: PO 3.2(B) is coherent with the EU cyber security strategy which aims at 
strengthening the security and resilience of vital information and communication technology 
infrastructures. It also contributes to the deployment of the SESAR technologies and thus 
achievement of the Single European Sky objectives by defining essential requirements for 
protection and resilience of critical ATM infrastructure and systems. PO 3.2 (C) is coherent 
with the overall objective of promoting safe and efficient air transport market and with 
existing aviation security policy. 

1.4. Gaps and inconsistencies – environmental protection 

Effectiveness: PO 3.3(B) is effective in contributing to SO 2 and SO 4. It favours the 
development of new environmental technologies and their market uptake. By aligning the 
legislative approach in the area of environmental protection to that of safety regulatory 
consistency is enhanced.   

Efficiency: PO 3.3(B) involves higher implementation costs as it requires the adoption of 
essential requirements and implementing rules. As these costs can partly be offset by cost 
savings stemming from flexibility gains the option is expected to be only slightly more costly 
than the baseline. Taking into account the positive effect this option has in reaching SO 2 and 
SO 4, PO 3.3(B) can nevertheless be considered efficient. 

Coherence: PO 3.3(B) is coherent with the overarching objectives of EU policy. It 
strengthens the position of EU Member States in ICAO on environmental issues and thus of 
the EU as a global actor and is expected to foster innovation through new environmental 
technologies.  

The summary table 9 below gives an overview on the comparison of options to their 
respective baselines: 
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Table 9: Comparison of options with respect to the baseline scenario 
Quality and management of resources: 

 PO 1.2 PO 1.3(a) PO 1.3(b) PO 1.4 
Effectiveness + ++ +++ ++ 
Efficiency +++ ++ +++ ++ 
Coherence ++ ++ ++ + 

Proportionality and safety performance: 
 PO 2.2 PO 2.3 PO 2.4 
Effectiveness + ++ + 
Efficiency ++ 0 0 
Coherence + + + 

Gaps and inconsistencies (ground-handling): 
 PO 3.1(B) PO 3.1(C) 
Effectiveness + ++ 
Efficiency ++ + 
Coherence ++ + 

Gaps and inconsistencies (aviation security): 
 PO 3.2(B) PO 3.2(C) 
Effectiveness + ++ 
Efficiency + + 
Coherence + + 

Gaps and inconsistencies (environmental protection – aeronautical products): 
 PO 3.3(B) 
Effectiveness + 
Efficiency + 
Coherence + 

 

1.5. Preferred policy package 

In view of the above the following policy package could be created based on a combination of 
the preferred option from each of the five policy domains. The options comprising the 
preferred policy package address the problem drivers from different policy angles that are 
complementary. Thus, the options are coherent with one another and could be implemented 
simultaneously. 

Table 10: Final package of policy options 
 Policy Option 

Quality and management of 
resources 1.3(b)  Emergency Oversight support mechanism 

Proportionality and safety 
performance  2.2  Enablers for a proportional and performance based safety system  

Gaps and inconsistencies - ground-
handling 3.1(B)  Ground handling (industry standards/no certification)  

Gaps and inconsistencies -  aviation 
security 3.2(C)  Coordinated approach to safety and security related matters 

Gaps and inconsistencies - 
environmental protection 

3.3(B)  EU essential requirements for environmental protection with 
respect to aeronautical products 

In the final policy package the preferred options for all policy domains are based to a large 
extent on the principle of voluntary cooperation. Regulatory measures pursue above all the 
aim of furthering collaboration within the European aviation safety system with regard to 
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efficient use of resources and safety improvements. A regulatory system is created that allows 
for the development of aviation safety by providing a framework without imposing solutions. 
With the exception of ground handling, emergency oversight mechanism, and to a certain 
extent security of design, the measures proposed do not extend the scope of EU 
competence.192  

Under the final policy package, the regulatory system is made more proportional by 
introducing the principle of a risk hierarchy and introducing performance based rules. 
Increased use of performance based regulation and industry standards leaves more room to 
technological developments on the market. Safety gains will be achieved through a 
collaborative safety management process linking organisations, Member States and EU level. 
Oversight is also expected to be improved by creating a framework for sharing and pooling of 
resources. The latter makes it possible to delegate responsibilities and to share resources 
according to the needs identified by the Member States and EASA based on a case by case 
cost-benefit analysis.  

The summary of impacts with respect to the options constituting the final policy package is as 
follows: 

With respect to the internal market there will be positive impacts on a level playing field 
through more uniform oversight by the National Aviation Authorities and promoting EU-wide 
training standards. A broader range of possibilities to demonstrate compliance including an 
increased reliance on industry standards will further stimulate market activity and choices on 
the market. Voluntary opt-in for state aircraft and Annex II aircraft is expected to have similar 
effects. Common rules for ground handling based on industry standards will ease market 
access and enhance safety with minimum necessary compliance costs. The emergency 
oversight support mechanism will allow compliant operators to continue to do business where 
a National Aviation Authority fails to address serious deficiencies in its oversight capabilities. 
Airlines will have more flexibility in leasing aircraft. It is not expected that implementation of 
the preferred policy package would result in additional costs for the consumers. As the 
measures proposed aim at increased efficiency, they are expected to contribute to reduced 
costs for consumers in the longer term perspective. 

Compliance costs and other operational costs for businesses will overall be positively 
impacted. Positive impacts stem from a more proportional and performance based regulatory 
system, more flexibility in the means to meet requirements, an increased reliance on industry 
standards. In particular risk-based oversight will lead to savings for well-performing 
organisations. Simplified certification procedures for light aircraft are further examples where 
cost savings would be achieved while maintaining an acceptable level of safety. Airlines will 
be positively impacted by simplification of leasing approvals and possible consolidation of 
certificates held by the same company in multiple Member States. Financing of measures 
related to pooling or sharing of resources and the emergency oversight support mechanism 
will be borne by the industry based on the 'user pays principle', which may impact businesses 
in those Member States where oversight is currently financed from general tax revenue, but 
these measures would be applied by Member States largely on a voluntary basis.  

                                                 
192 It has to be noted that with regard to ground-handling and cyber security, the majority of the stakeholders 
support action at EU level (with the exception of airlines that do not support action with respect to ground-
handling). 
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As regards SMEs and light aviation, a number of measures would reduce the administrative 
burden for these sectors and make the regulation more favourable for small entrepreneurs. As 
regards aircraft certification, an alternative procedure to a type certification is proposed for 
light aircraft used in low risk operations. Manufacturers of Annex II aircraft would be also 
allowed to have their products regulated under common rules and thus benefit from free 
circulation within the internal market if they wish so. Competent users organisations (such as 
national aeroclubs or light aviation associations) would be allowed to act - within established 
conditions - as qualified entities on behalf of the national aviation authorities, thus ensuring 
proximity of the oversight to the regulated entities. A modular approach to certification of 
aviation activities and removal of overly prescriptive definitions from the framework safety 
regulation will allow to better adapt requirements to the risks involved in light aviation and 
activities of small organisations. SMEs will be able to benefit from risk-based oversight, 
which removes unnecessary controls, but may not benefit from performance based regulation 
to the same extent as larger businesses which have more means to collect and analyse the 
necessary safety information. 

Under the preferred policy package innovation will be impacted positively mainly by the 
measures with regard to proportionality and performance. These will free resources and allow 
new technologies to be introduced more easily thanks to eliminating overly prescriptive rules, 
reducing compliance costs and introducing a range of possibilities to demonstrate compliance. 
New technologies, such as electric engines or drones, would be reflected in the updated 
regulatory framework. The combined assessment of safety and security issues at regulatory 
level will lead to improved solutions and ensure that interdependencies and trade-offs 
between safety and security are better managed. Increased flexibility in setting environmental 
standards for aeronautical products could further stimulate innovation, and allow the EU to 
adopt solutions which are better suited to the EU context than a generic solution developed at 
ICAO level. 

Under the preferred policy package aviation safety is expected to improve. Safety gains will 
be achieved through a collaborative safety management process linking organisation, Member 
States and EU level, and improved oversight thanks to easier sharing and pooling of 
resources. Closing safety gaps for ground handling and security aspects of design will have 
additional positive impacts. The emergency support oversight mechanism will be a new tool 
of last resort to help maintain a high safety standard throughout the EU. 

Competitiveness of the European aviation sector will benefit from safety improvements and 
favourable conditions for innovation, which were described above.  

With regard to creating new jobs, the final policy package should contribute to the EU 
aviation sector to continue being able to safely grow in the future, stimulating innovation and 
new technologies, and cutting costs which are not justified from a safety perspective, in 
particular in the general aviation and SME sector. This should translate into additional jobs on 
the market. 

With respect to implementation costs, Member States that have not yet introduced State 
Safety Programmes will be required to do so. Further costs arise from the need for additional 
training. Certain Member States will have to develop expertise in cyber security and ground 
handling. Nevertheless, the majority of the measures proposed and which affect the resources 
of Member States will be applied on a voluntary basis, and be activated by a Member State on 
the basis of a positive cost-benefit analysis. After some initial set-up and training costs, 
positive impacts on the resources of national aviation administrations are expected in the mid 
and long run, by achieving efficiency gains through the pooling and sharing of resources and 
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the move to more targeted, risk-based oversight. The pooling and sharing of resources will be 
financed by fees and charges based on the 'user pays principle'. The preferred ground-
handling and security options do not involve new certification requirements and as a result 
oversight costs for Member States are not expected to be significant. 

In terms of resource needs for EASA the preferred policy option would comprise to the 
following: 

Table 11: Resources needs of EASA under preferred policy package 
(1 FTE = EUR 95 000, not including overheads; based on support study on resources) 
Policy option  Resources in FTE One-off costs in EUR 

(non-staff costs) 
Annual costs in EUR 
(incl. staff costs) 

NPV 2016 – 
2030 in EUR193 

PO 1.3(b)  Emergency 
Oversight support 
mechanism 

1 FTE (repository of 
certificates) 

1 FTE (pool of 
experts) 

1 FTE (accreditation 
scheme for training 
institutes and 
monitoring) 

Central repository of 
certificates: 1.2 m 

Pool of experts: 0.4 m 

development of virtual 
training academy: 0.1 m 

Additional training 
guidance material: 0.2 
m 

setting up of 
administrative and 
contractual framework 
for delegations: 0.7 m 

Central repository of 
certificates annual 
maintenance: 0.5 m  

Pool of experts: 0.1 m 

Promotion of risk and 
performance based 
oversight methods: 0.2 m 

Accreditation scheme: 
0.095 m 

12.7 m (annual 
costs) + 2.6 m 
(one-off costs) 

PO 2.2 Enablers for a 
proportional and 
performance based 
safety system 

Tasks are expected 
to be absorbed by 
present staff 

No additional costs for EASA. Possibility for cost reduction due to 
increasing reliance on accreditation mechanisms and declarations of 
compliance for product certification should also reduce the costs of EASA 
in product certification etc. 

PO 3.1(B) ground 
handling (industry 
standards/no 
certification) 

1.5 FTE n/a set up and maintain the 
system of common 
requirements incl. initial 
rulemaking standardisation 
and implementation 
support: 0.142 m.  

2.05 m 

PO 3.2(C) Coord. 
approach to safety 
and security related 
matters 

3 FTE 194 n/a Support to rulemaking and 
inspections: 0.295 m 

4.3 m 

PO 3.3(B) EU 
essential 
requirements for 
environmental 
protection wrt 
aeronautical products 

2 FTE n/a Update of environmental 
rules:  0.095 m 

IT equipment EUR  0.3 m 

European environmental 
report: 0.095 m 

7 m 

Total:  9.5 FTE 2.6 m 1.822 m 28.65 m 

                                                 
193 This NPV includes also the costs of FTE listed in the table. 
194 Depending on evolution of EASA role in inspections the number of FTE may increase to 7. 
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Possible financing of these resource needs is set out in Annex X 'The use of en-route charges 
to finance EASA activities in the field of ATM/ANS'. 

2. MONITORING AND EVALUATION 
This section presents the monitoring and evaluation arrangement for the final policy scenario 
as described in the preceding section and with respect to the policy objectives of this 
initiative. Ample mechanisms for monitoring and evaluation already exist and can be used, 
due to the fact that in the field of aviation safety the monitoring of performance is an integral 
element of the regulatory framework.   

The proposed monitoring and evaluation system would therefore largely rely on data and 
information sources and feedback processes already in place, or created through the 
implementation of the policy options envisaged under the present initiative. This should 
reduce additional administrative burden for Member States and industry to the minimum. 
 
Table 12: Indicators for monitoring and evaluation of the final policy package 

  (SO 1) Eliminate unnecessary requirements and ensure that regulation is proportionate to the risks 
associated with different types of aviation activities:  

Main indicators Source of information Entity responsible for monitoring 

1. Positive feedback from 
stakeholders and aviation authorities; 
2. Reducing number of questions of 
interpretation concerning the revised 
rules; 
3. Number of operators using 
performance based rules for 
demonstrating compliance with 
essential requirements; 
4. Number of General Aviation  
Private Pilot Licences 
5. Reduced costs for operators 
 

- Regulatory committee under 
successor of Regulation (EC) No 
216/2008 (regular basis) 
- Citizens and businesses (regular 
basis) 
- EASA standardisation and 
consultative bodies (regular basis); 
- Article 62 evaluation (every five 
years); 

European Commission  

EASA 

EASA Management Board 

 

 (SO 2) Ensure that new technologies and market developments are efficiently integrated and effectively 
overseen: 

Main indicators Source of information Entity responsible for monitoring 

1. Number of new rules which make 
reference to recognised industry 
standards; 

2. Reduced age of the general 
aviation fleet in EU; 

3. Reduced costs of aircraft 
certification and production; 

4. Number of new certifications 

- Rulemaking programme (annual 
basis) 

- Aircraft manufacturers (ad hoc) 

 

EASA 

European Commission 

 
 (SO 3) Establish a cooperative safety management process between Union and its Member States to jointly 

identify and mitigate risks to civil aviation: 

Main indicators Source of information Entity responsible for monitoring 
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1. Accident rate in relation to traffic growth 

2. Improving results of EASA 
standardisation and continuous 
monitoring activities 

3. State Safety Programmes 
implementation level in Member States 

4. Risk bearing occurrences involving 
ground-handling; 

- EASA Safety Report (annual) 

- European Aviation Safety Plan (annual) 

- Central Repository of Information on 
occurrences in civil aviation (continuous) 

- Safety recommendations information 
system (continuous) 

 

European Commission 

EASA 

 

 
 (SO 4) Close the gaps in the regulatory system and ensure its consistency: 

Main indicators Source of information Entity responsible for monitoring 

1. Positive feedback from stakeholders 
and aviation authorities 
2. Reducing number of questions of 
interpretation concerning the revised rules 

- Regulatory committee under successor 
of Regulation (EC) No 216/2008 (regular 
basis) 
- Citizens and businesses (regular basis) 
- EASA standardisation and consultative 
bodies (regular basis); 
- Article 62 evaluation (every five years); 

European Commission  

EASA 

 (SO 5) Create an effectively working system of pooling and sharing of resources between the Member 
States and the Agency: 

Main indicators Source of information Entity responsible for monitoring 

1. Improving results of the EASA 
standardisation inspections and 
continuous monitoring with respect to 
resources and its competence in Member 
States 

2. Positive feedback from Member States 
on workload impact of EU rules 

3. Number of Member States making use 
of EU aviation safety inspectors, and new 
instruments for pooling and sharing of 
resources (delegation of responsibilities, 
opt-in for state and Annex II aircraft) 

4. Evolution of resources in national 
aviation authorities of Member States 
measured in terms of FTEs and budget 

 
- EASA standardisation report (annual 
basis) 

- 'Article 62 evaluation' (every five years) 
- Regulatory committee under successor 
of Regulation (EC) No 216/2008 
(continuous  basis) 
- EASA standardisation and consultative 
bodies (continuous basis); 
- Member States authorities (continuous 
basis)  
- EASA standardisation information 
system - SIS (continuous basis) 

European Commission 

EASA 

EASA Management Board 

 

8 IMPLEMENTATION OF THE PREFERRED POLICY PACKAGE 

This chapter deals with aspects relates to the implementation of the preferred policy package. 
Issues taken into account in this respect include: operational objectives; timeframe for 
implementation; implementation risks; and interdependencies between different policy 
domains. 

8.1 Operational objectives 

The operational objectives are related to the specific measures to be implemented under the 
policy options comprising the final policy package (Table 13): 
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Table 13: Operational objectives with respect to the final policy package 

Policy Option Main operational objectives 

1.3(b)  Emergency Oversight support 
mechanism 

- Establish a pool of EU-accredited aviation safety inspectors with 
clearly defined privileges, common liability regime, and funded 
through fees.  
- Establish an emergency oversight support mechanism to deal with 
weaknesses in safety oversight capabilities of Member States; 
- Create a legal basis for Member States to transfer responsibilities 
to each other  Member States or EASA on a voluntary basis; 
- Enable allocation of certification and oversight tasks competent 
users organisation in the general aviation sector; 
- Establish a repository of information relevant for cooperation 
between authorities in certification, oversight and enforcement. 
- Establish an accreditation scheme for aviation training institutes  
- Introduce a more flexible framework for funding EASA activities; 
- Create a possibility of opt-in for state aircraft and Annex II aircraft 
produced in series; 

2.2  Enablers for a proportional and 
performance based safety system 

- Ensure all Member States implement State Safety Programmes; 
- Establish a formal process for the development and implementation 
of the European Aviation Safety Plan; 
- Review definitions and classifications of aircraft and operations in 
Regulation (EC) No 216/2008 to align them with risk hierarchy 
principles; 
- Introduce a broader range of possibilities for demonstrating 
compliance with essential requirements, in particular for product 
certification, based on risk assessment; 
- Introduce principles of risk hierarchy and risk assessment to the 
mechanism of exemptions and derogations under Regulation (EC) 
No 216/2008.; 
- Simplify the regulatory framework for wet leasing of aircraft 
between EU operators; 
- Ensure greater reliance on recognised industry standards when 
developing. 
- Develop policy on performance based regulations; 

3.1(B)  Ground handling (industry 
standards/no certification)  

- Establish essential requirements and a legal basis for oversight of 
ground handling service providers in the EU; 

3.2(C)  Coordinated approach to safety and 
security related matters 

- Establish EU essential requirements for cyber-security; 
- Establish a process for involvement of EASA in the work on aviation 
security where the Agency has relevant expertise;  
- Clarify the competence of EASA to issue security directives; 

3.3(B)  EU essential requirements for 
environmental protection with respect to 
aeronautical products 

- Establish EU essential requirements for environmental protection of 
aeronautical products; 
- Establish a legal basis for aviation environmental protection report; 

 
8.2 Timeframe for implementation 

The timeframe for implementation depends on each particular measure. Some measures are a 
'low-hanging fruit', where the very change of EU law would already provide benefits. Other 
measures would require preparatory work to be done which could last between one to three 
years.  Table 14 presents an overview of the implementation timeframe for the policy options 
comprising the final policy package where measures require preparatory work. 

Table 14: Timeframe for implementation of the preferred policy package 
Policy Option  Timeframe for implementation 
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PO 1.3 (B) Up to three years. Need for EASA to prepare for accepting transfers of responsibilities from Member 
States and to exercise oversight under the emergency oversight mechanism. Similar timeframe would 
be needed for establishment of repository of information on personnel, organisations and aircraft.  

PO 2.2 + Implementation of performance based regulations takes place on a case by case basis and the 
timeframe depends on the length of a rulemaking process involved. Implementation of national and EU 
safety programmes is an ongoing process. Implementation of a state safety programme requires up to 
five years according to ICAO.  

PO 3.1 (B) Up to two years needed for development of the necessary regulatory material by EASA. 
PO 3.2 (C) Up to two years needed for development of the necessary regulatory material by EASA for security of 

aviation systems (primarily for ATM).  
 
8.3 Implementation risks 

The main implementation risks are linked to the measures concerning the transfer of 
responsibilities for the implementation of EU aviation safety legislation. This applies to the 
horizontal transfers (between Member States), vertical transfers (between Member States and 
EASA), and the emergency oversight mechanism. There are two types of issues to be 
considered here. Firstly, such transfers should only take place if the transferred 
responsibilities can be exercised efficiently and in full compliance with the applicable safety 
legislation. Secondly, there should be no ambiguity about which authority is responsible for 
which organisation/activity. 

When it comes to the emergency oversight mechanism, its effectiveness will depend on the 
ability of EASA to develop the means and capabilities to act as a competent authority for 
AOC oversight, which would be a new competence for EASA. 

In order to mitigate the above risks, conditions under which the transfers can take place (or 
should not be taking place) must be established in the EU legislation. Transparency should be 
also ensured by establishing a register of such arrangements, and which should include 
information about the scope of the transfers effectuated. Last but not least, adequate financing 
of the regulatory responsibilities subject to transfer must be provided for. In case of transfers 
between Member States, such financing should be agreed between the Member States 
concerned. In case of the transfers to EASA, including under the emergency oversight 
mechanism, the financing mechanisms should be created by EU law (i.e. extending the 
current fees and charges scheme to issuance and oversight of certificates issued by EASA 
under the transfer arrangements). 

8.4 Interdependencies between measures in different policy domains 

The Options comprising the final policy package address problem drivers from different 
angles and are mostly self-standing. Some interdependencies do however exist between PO 
2.2 (Proportionality and safety performance) and PO 1.3(b) Emergency oversight mechanism.  

In particular the implementation of a risk and performance based approach to safety 
regulation and oversight will require the authority inspectors and specialists to acquire 
additional competences such as the ability to assess safety management systems. Moreover, as 
oversight will be mainly based on performance, the ability to measure safety performance 
should also become part of the inspectors’ knowledge base. The need to perform oversight of 
ground-handling will also require some additional resources from Member States, although 
this should not be overly demanding due to the fact that a certification process is not 
proposed.  



 

78 
 

It is however expected based on the impact assessments that the benefits of the measures 
under PO 1.3(b), including in particular the arrangements for pooling and sharing resources, 
will more than outweigh the demands put on authority resources under other policy options. 
In particular, as demonstrated in Chapter  5, under PO 1.3(b) mid to long term positive effects 
on reduction of future resources needs of Member States are expected, the NPV of which is 
estimated during the 2016-2030 time frame at EUR 13-25 million. 

 

 

 

 

 

ANNEX I  

Procedural information concerning the process to prepare the impact assessment report 
and the related initiative 

 

 

LIST OF ABBREVIATIONS 

 
A-NPA Advanced Notice of Proposed Amendment 

ANS Air Navigation Services 

AOC Air Operator Certificate 

ATM Air Traffic Management 

CAT Commercial Air Transport 

EASA European Aviation Safety Agency 

EASP European Aviation Safety Programme 

EASp European Aviation Safety Plan 

EFTA European Free Trade Association 

EUROCONTROL European Organisation for the Safety of Air Navigation  

FAA Federal Aviation Administration of the United States of America 

FTE Full Time Equivalent 
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GDP Gross Domestic Product 

IA Impact Assessment 

IAB Impact Assessment Board 

ISG Inter-service Steering Group 

ICAO International Civil Aviation Organization 

MTOM Maximum Take Off Mass 

NAA National Aviation Authority of an EU/EFTA Member State 

PBR Performance Based Regulation 

SES Single European Sky 

SESAR Single European Sky ATM Research 

SME Small and Medium Sized Enterprises 

SMS Safety Management System 

SPS Safety Performance Scheme 
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1. Lead DG:    DG MOVE 

2. Agenda planning reference:  2015/MOVE/001 

This impact assessment is prepared by DG MOVE to support a legislative proposal regarding 
a revision of Regulation (EC) No 216/2008 of the European Parliament and of the Council of 
20 February 2008 on common rules in the field of civil aviation and establishing a European 
Aviation Safety Agency, and repealing Council Directive 91/670/EEC, Regulation (EC) No 
1592/20012 and Directive 2004/36/EC (Agenda Planning Reference No 2015/MOVE/001). 
The original roadmap was published in April 2014, and an updated version was published in 
May2015.195 

3. Organisation and timing: 

An Inter-service Steering Group (ISG) was created in January 2014 following an invitation 
sent by DG MOVE to DGs and services concerned including the SG, DG SJ, DG BUDG, DG 
CLIMA, DG EMPL, DG GROW, DG ENV, DG NEAR, DG HR, DG RTD, EEAS as well as 
EASA (Ares(2014)9349). The SG, DG SJ, DG BUDG, DG EMPL, DG GROW, DG NEAR, 
DG HR, DG RTD, DG CLIMA and EASA actually participated and contributed actively. DG 
HOME was also consulted for the parts of the impact assessment which concern aviation 
security aspects. The ISG met 3 times. The first ISG meeting took place on 31 January 2014, 
the second meeting on 26 March 2015, and the third meeting on 7 May 2015. In addition, the 
ISG was consulted on the questionnaire that DG MOVE used for the stakeholder consultation 
and on the interim and final reports of the two support studies contracted by DG MOVE. 

 

4. Consultation of the Impact Assessment Board: 

This impact assessment report was reviewed by the Commission Impact Assessment Board 
(IAB) on 17 June 2015. The IAB has issued a positive opinion on 19 June 2015. Based on the 
IAB recommendations, the IA report has been revised as follows: 

(a) Comparison of the accident rate in Europe and in other regions has 
been added in Chapter 1; 

(b) Additional information was provided in Chapter 2 on how the 
problems have been identified; 

(c) The problem tree has been reviewed and its presentation changed to 
clearly indicate the relationship between the problems and problem drivers and to 
indicate the relative importance of each problem driver; 

(d) The main categories of air accidents in the EU have been added in 
Chapter 2, as well as indication of the main risks affecting the EU aviation safety 
system (based on European Aviation Safety Plan); 

(e) Problem definition chapter has been reviewed and additional evidence 
provided where possible; 

                                                 
195 http://ec.europa.eu/smart-regulation/impact/planned_ia/roadmaps_2014_en.htm#MOVE 

http://ec.europa.eu/smart-regulation/impact/planned_ia/roadmaps_2014_en.htm%23MOVE
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(f) The baseline scenario has been revised, including the calculation of 
possible evolution of accident rates based on latest data and technical analysis done by 
EASA; 

(g) The formulation of the objectives have been revised; 
(h) The description of the options has been expanded to better explain 

how the different options would be implemented; 
(i) A description of the impacts of the final policy package on SMEs and 

light aviation has been added in Chapter 7; 
(j) A new Chapter 8 has been added and which addresses implementation 

aspects related to the final policy package (operational objectives, risks, 
interdependencies and timing); 

(k) Glossary of technical terms and a bibliography have been added as 
Annexes XXIII and XXIV. 

 
5. External expertise: 
DG MOVE contracted two studies to support the impact assessment process: 

− The first study analysed the availability, efficiency of utilisation and 
evolution of human resources and financing of the European aviation safety system 
(support study on resources).196 This study concluded that the resource to workload 
balance has deteriorated over the last 10 years. The mismatch between resources and 
workload is intensified, according to the study, by a sub-optimal allocation of resources 
and qualification level of staff across the system. The study concludes that, combined, 
these aspects prevent aviation authorities from performing up to expectations. 
Additionally, the insufficient harmonisation of working approaches between National 
Aviation Authorities and the differences in charging schemes contribute to creating an 
uneven playing field that undermines the common aviation market in Europe. 

− The second study, on performance schemes and performance based 
approach, explored possibilities of introducing performance elements in the management 
of aviation safety (support study on performance).197 This study concluded that 
introducing a safety performance scheme is feasible, but cautions against its rapid 
introduction for a number of technical reasons. With respect to performance based 
approach to the regulation of aviation safety, the study concluded that this should have a 
positive impact on aviation safety and innovation, but the impact can only be described 
qualitatively and is very much depending on the specific rules that will be converted from 
prescriptive to performance based, which makes it impossible to quantify upfront the 
benefits of such approach. A meeting was held with safety performance experts of 
Member States and industry to peer review the results of the study on 10 February 2015, a 
summary of which has been included in Annex XVIII. 

This Impact Assessment takes into account the relevant ICAO documentation, including the 
Global Aviation Safety Plan, which sets out a continuous improvement strategy for States to 

                                                 
196 ECORYS, Study on the resources deployed in the area of European aviation safety before and after the 
creation of EASA (Support study on resources), Final Report, (2015).  
197 ECORYS, Performance Scheme and Performance Based Approach in the context of aviation safety (Support 
study on performance), Final Report, (2015). 
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implement over the next 15 years, when the global aviation traffic is expected to double, 
including the achievement of predictive risk management capabilities by 2027.198 

The Commission also took into account the EU General Aviation Strategy and Roadmap, 
which concluded that General Aviation is regulated in a disproportionate and bureaucratic 
manner and sets out recommendations for a more proportionate regulatory system for light 
aviation and SMEs. 199 

This Impact Assessment also draws on the discussions and recommendations of the sub-group 
on the future EU aviation regulatory system of the EASA Management Board, which was 
made up of the Directors-General of Civil Aviation of 14 EU/EFTA countries, as well as of 
representatives from EASA and DG MOVE.200 Finally the results of the independent external 
evaluation conducted in accordance with Article 62 of Regulation (EC) No 216/2008 on the 
implementation of this regulation were taken into account (Article 62 evaluation).201 Both of 
these groups recommended, amongst other, a number of amendments to Regulation (EC) No 
216/2008. The summaries of recommendations of both these groups are attached as Annexes 
IV and V. 

                                                 
198 ICAO, Global Aviation Safety Plan, Doc. 10004. 
199 EU General Aviation Strategy and Roadmap, http://easa.europa.eu/easa-and-you/aviation-domain/general-
aviation/general-aviation-road-map.   
200 EASA Management Board sub-group, ‘Final Report’ (2015), http://easa.europa.eu/the-
agency/governance/management-board/meetings/mb-032014. 
201 Article 62 evaluation, Final Report (2013), 
http://easa.europa.eu/system/files/dfu/Article%2062%20Report.pdf.  

http://easa.europa.eu/easa-and-you/aviation-domain/general-aviation/general-aviation-road-map
http://easa.europa.eu/easa-and-you/aviation-domain/general-aviation/general-aviation-road-map
http://easa.europa.eu/the-agency/governance/management-board/meetings/mb-032014
http://easa.europa.eu/the-agency/governance/management-board/meetings/mb-032014
http://easa.europa.eu/system/files/dfu/Article%2062%20Report.pdf
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ANNEX II  

Summary of Commission Public Consultations 

This section presents a brief summary of the results of the public consultation. A more 
detailed overview is set out below: 

− There is a strong agreement that the EU has achieved a very high 
level of safety. Over 90% of contributors agreed or strongly agreed with a statement that it 
is, at present, safe to travel by plane in the EU; 

− At the same time it was recognised that, when it comes to safety, there 
is no place for complacency. Over 70% of Member States and industry organisations 
which contributed to the Commission’s on-line survey believe that the ability to identify 
and mitigate safety risks has to be improved; 

− Beyond maintaining the current safety performance, the main concern 
of Member States and stakeholders is the efficiency and proportionality of the present 
system. The vast majority of the organisations which contributed to the Commission’s on-
line survey (82%), and in particular the SMEs, argue that existing regulation is too 
detailed and prescriptive, and that the current safety levels could be maintained with lower 
compliance cost (83%). This view is largely shared by Member States; 

− There is a concern amongst Member States and industry that the 
current way the technical resources are being used by the aviation authorities is 
inefficient, and that some National Aviation Authorities experience shortages of 
resources. The majority (63%) of Member States and of the organisations which submitted 
replies to Commission’s on-line survey believe that some of the National Aviation 
Authorities do not have sufficient financial or human resources to carry out their oversight 
tasks; 

− The aircraft manufacturing industry has strongly advocated a more 
active role of the EU in promoting European safety standards internationally, including in 
ICAO, and expressed concern about long-term availability of resources at EASA for 
product certification; 

− Many of the organisations which contributed to the Commission’s on-
line survey pointed towards inconsistencies in application of law stemming from its 
varying interpretations by Member States. 

DG MOVE and EASA collaborated closely on the stakeholder consultation. While DG 
MOVE prepared a questionnaire published on 'Your Voice in Europe', EASA published an 
'Advance Notice of Proposed Amendment' (A-NPA). The two consultations were 
complementary, with the Commission consultation being more high level and the EASA A-
NPA going into more detail on specific issues. Both consultations were launched on 15 May 
2014 and ran until 15 September 2014. In addition, both DG MOVE and EASA conducted a 
number of meetings with Member States and aviation stakeholders to supplement the public 
consultations with additional information. 

Supplementary feedback on the problem definition and possible policy options was collected 
during dedicated events: on 10 February 2015 a meeting was held with safety performance 
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experts of Member States and industry; on 23 February 2015 a meeting was held with 
Member State and industry representatives covering all aspects of the initiative. Conclusions 
of both meetings are attached as Annex XVIII and XIX respectively. 

The Commission has sought an Opinion from EASA, which was delivered on 16 March 
2015.202 The Opinion is based on over 6 000 comments submitted by Member States and 
stakeholders, and suggests a variety of changes to the different areas of technical regulation of 
aviation including safety, security, research and environmental protection. The Opinion also 
makes suggestions on how the resources of EASA and National Aviation Authorities could be 
used more efficiently. The individual replies to EASA consultations were also available to the 
Commission and used for the purpose of the impact assessment.  

The Commission's minimum standards regarding public consultations have been met.203 

 
 

A. GENERAL OVERVIEW OF CONTRIBUTION SOURCES 

The public consultation has been opened on 23 May and closed on 15 September 2014. 

In total 330 valid contributions were submitted, including 12 general comments (4%204), 225 
contributions from individuals (68%) and 93 contributions from organisations (28%). Amongst the 
contributions from organisations, 9 were coming from National Aviation Authorities. In addition to 
National Aviation Authorities, a contribution was also submitted by EUROCONTROL. 

Contributions from organisations included 20 from large enterprises, 15 from SMEs and 21 from 
microenterprises. Overall contributions from enterprises constituted 60% of all submissions from 
organisations. 

  

                                                 
202 EASA, Opinion 1/2015, http://easa.europa.eu/document-library/opinions/opinion-012015   
203 COM(2002)704. 
204 Note: Some of the percentages may not add up to 100% due to rounding of figures. 

http://easa.europa.eu/document-library/opinions/opinion-012015
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In terms of geographical distribution of contributors, the vast majority of submissions from individuals 
came from Germany (47%), followed by Switzerland (20%) and UK (13%).  

 

When it comes to geographical distribution of submissions from organisations, nearly 70% of all 
contributions came from five States: Germany (17%), Switzerland (14%), United Kingdom (13%), 
Belgium (13%) and France (11%). 

B. ISSUES TO BE ADRESSED 

The subsequent part of this summary document contains an overview of the responses to the 
questions included in the survey. This overview consists of the statistical presentation of the replies to 
the multiple choice questions, as well as a summary of the main responses submitted by respondents 
as 'free text'. The replies to the multiple choice questions have been split into National Aviation 
Authorities, all organisations (which includes also National Aviation Authorities), and individuals.  

Due to the overly represented population of individual submissions from German private pilots, for 
some of the questions the results have been also compared with the population of individual 
responses which did not contain submissions from Germany. 

a. Overall satisfaction 

Overall there is a strong agreement amongst all the categories of respondents (organisations: 98%; 
National Aviation Authorities: 88%; individuals: 97%) that aviation safety in the EU stands at present at 
a very high level. 
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Overall, the majority (66%) of the organisations which responded to the questionnaire are satisfied 
with the way aviation safety is managed in the country where they are established. A deeper analysis 
of the 25% of the organisations which responded that they are not satisfied revealed that nearly half of 
them (42%) are microenterprises employing less than 10 persons. 

The satisfaction with the way aviation safety is managed is visibly lower amongst the individuals, 
where 50% of respondents responded that they are not satisfied with the current state of affairs. This 
relatively high level of unsatisfied individual respondents is maintained also when the contributions 
from private pilots from Germany are excluded from the analysis (52% satisfied; 46% not satisfied). 

  

Some National Aviation Authorities pointed out that while the present safety levels are satisfactory, 
this should not distract the regulators from focusing on maintaining this good safety record in the 
future. 

b. Specific Problem Areas 

i. Level of regulation 

Both the majority of the respondent organisations (82%) and the majority of the individuals (87%) 
stated that the existing safety regulation is too detailed, and that the existing safety levels could be 
probably maintained with lower compliance costs (83% of the organisations; 87% of the individuals). 
The respondent National Aviation Authorities largely share these views. 

  

Many of the contributing organisations were of the opinion that the current complexity of the 
regulations is beyond the capability of the operators to understand and manage effectively, and that 
this in itself may present a risk, as organisations tend to overly focus on demonstrating compliance 
with the requirements instead of managing safety. 

The contributors from the General Aviation community especially were of the opinion that impact 
assessments are not thorough enough and the effect of regulations on aviation safety is not being 
sufficiently evaluated, and that this results in requirements which are disproportionate to the risk or 
even not addressing the right risks. More generally the present requirements for non-commercial flying 
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are considered as too onerous and costly compared to the achieved safety benefit. Many contributors 
suggested that the present definition of commercial operation should be reviewed. 

It was pointed out by some of the contributors that North America achieves a similar safety level to 
EU, but with a much lower regulatory and financial burden upon its industry. 

It was also pointed out by many of the organisations that aviation authorities (both at EU and NAA 
level) have inconsistent interpretations of the requirements. It was felt by contributors that some of the 
interpretations are more restrictive than the original intention of the rule.  

ii. Ability to identify risks and to accommodate new technologies 
and business models 

While a clear majority of National Aviation Authorities (77%) and of the respondent organisations in 
general (75%) agree that the ability of the EU to identify and mitigate safety risk must be improved, 
there is also a group of organisations (21%), which disagree. An analysis of the latter group did not 
reveal any particular pattern in its composition. 56% of individual respondents believe that the ability of 
the EU to identify and mitigate safety risk must be improved, while 34% of the individuals disagree.  

 

 

The large majority of all categories of respondents agree that the current system lack the ability to 
accommodate new technologies and new business models. As far as technologies are concerned, 
RPAS has been mentioned as an example by many of the organisations and National Aviation 
Authorities.  

At the same time, the representatives of the aviation employees expressed their concerns about the 
possible negative impact of new business models on aviation safety and working conditions. 

  

With respect to the new business models, some National Aviation Authorities and industry 
organisations suggested that rather than trying to restrict them, the rules should be broad enough to 
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safely accommodate them. It was also felt by some National Aviation Authorities that the new 
business models may put additional strain on oversight resources of competent authorities. 

iii. Clarity of roles and responsibilities 

The division of responsibilities between National Aviation Authorities and EASA are clear for the 
Member States. On the other hand for 56% of the respondent organisations, the division of the 
respective roles and responsibilities of National Aviation Authorities and EASA are not clear. When it 
comes to individuals, 81% of them responded that the roles and responsibilities of National Aviation 
Authorities and EASA are not clear. 

 

 

iv. Ability to carry out oversight by National Aviation Authorities and 
EASA 

57% of organisations responded that there are shortcomings in the way Member States carry out 
oversight. 49% of the respondent organisations are also of the view that there are shortcomings in the 
way EASA carriers out oversight. When it comes to individuals, 67% of the respondents identified 
shortcomings in the national authority oversight, and 60% in EASA oversight. Most of the National 
Aviation Authorities which responded do not see shortcomings in national and EASA oversight. 

  

v. International leadership 

There are split views amongst respondents as to the EU international leadership on aviation safety. 
While 41% of organisations believe that EU lacks international leadership, 37% disagree with such a 
statement, and 21% have no opinion at all. The opinions of the National Aviation Authorities are split 
half-half. 
 

vi. Scope of the present rules 
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There is a very clear agreement amongst all the categories of respondents that the current legislative 
framework needs to be adjusted / extended to accommodate RPAS. When it comes to Commercial 
Space Transport, the majority of the organisations (60%) were not able to express an opinion, while 
77% of respondent National Aviation Authorities see a need for a regulatory action in this respect 
(either at EU or ICAO level).  

When it comes to multinational operations, outsourcing/leasing, and dual-use certification, the 
respondent organisations in general and National Aviation Authorities in particular tend to lean 
towards a need for a regulatory action. There is a large percentage of individuals which do not have 
an opinion on these rather specialised issues.  

  

  

 

As regards other aspects related to potential changes in the scope of the EU rules, following main 
trends can be observed in the contributions received from organisations and National Aviation 
Authorities: 

 Airports and transport workers suggest the inclusion of the ground-handling services into the 
scope of EU regulation. The air operators which submitted contributions and their 
representatives were also in favour of addressing ground-handling by the present initiative. 
The views amongst authorities on this issue were divided; 

 Many of the organisations suggested that it should be possible for National Aviation 
Authorities and EASA to certify state aviation activities and aircraft (such as used by police or 
firefighters), according to civil rules; 
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 Some of the organisations, especially from the General Aviation sector, suggested that the 
scope of Annex II to Regulation 216/2008 should be extended, and that leisure and sport 
aviation would be better regulated at the national level; 

Concerning security issues, the views between organisations were rather split, with some of the 
contributors advocating a more integrated approach, with safety and security regulated together, while 
other contributors advised caution arguing that the current arrangements for security are appropriate 
and that any changes could have negative consequences. Those stakeholders which were in favour of 
including security aspects within the scope of Regulation (EU) 216/2008, would like them to be limited 
to technical issues such as cyber-security or aircraft design. 

vii. Capabilities and resources of national authorities and EASA 

There is a large agreement between all groups of respondents that the capabilities of national aviation 
authorities to perform oversight differ increasingly. At the same time there is no clear position amongst 
respondents whether there are potential safety risks because oversight obligations are not always 
complied with. 

There is quite a clear majority amongst the respondents that some national aviation authorities do not 
have sufficient human or financial resources to carry out their safety oversight tasks. Over half of the 
respondent National Aviation Authorities share this view (55%). On the other hand nearly the majority 
of the respondent organisations (46%) in general, and most of the respondent National Aviation 
Authorities (77%) believe that EASA has sufficient financial and human resources. 

  

A point made by a number of organisations with regard to differing capacities of the authorities was 
that this difference largely stems from the fact that authorities do have differing volumes of aviation 
activity under their responsibility, and that it would be unrealistic to expect all the authorities to be at 
the same level. At the same time one of the main concerns of the industry is that the differing 
capabilities of the national authorities can result in a lack of playing field on the market. 

Many contributions underlined the need for authorities to have first-hand experience and expertise 
deriving directly from the industry in order to be in touch with the realities of the market, understand 
changes in operational practices and be up to date with the latest technologies. The General Aviation 
community in particular believes that EASA lacks understanding of their sector. 
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The aeronautical manufacturing industry has stressed the need for EASA to have adequate resources 
to ensure efficient certification of the new aeronautical products that are expected to be developed in 
the coming years.  

viii. Consistency of the present regulatory framework 

A clear majority of the respondent organisations (73%) pointed out that there are gaps, overlaps or 
contradictions between the different domains of aviation safety legislation. Similarly there was a clear 
majority of respondent organisations (68%) which believe that there are gaps, overlaps, 
contradictions, or competing requirements between safety rules and other domains of aviation 
legislation. These views were shared by the respondent National Aviation Authorities and 
individual respondents. 

  

Some of the most common examples of inconsistencies and gaps pointed out by the respondents 
include: 

 Inconsistencies between requirements for airborne and ground-based components of the air 
traffic management system. Especially many air navigation service providers believe that the 
risk of such inconsistencies is big for the SESAR deployment phase.  

 The inconsistencies between the occurrence reporting obligations in the present EASA 
implementing rules and the new EU regulation on occurrence reporting; 

 Absence of a common framework for RPAS, and lack of coordinated response to emerging 
cyber-security threats; 

 Inconsistencies between safety requirements and the EU chemicals regulation (REACH); 

 Inconsistencies stemming from varying interpretations of EU requirements by different EU 
Member States; 
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ix. Exchange of information and oversight of complex Air Operator 
Certificate arrangements 

While the majority of the respondent organisations (53%) believe that the oversight authorities do not 
sufficiently share safety relevant information, they were not able to give a clear opinion whether the 
complexity or geographical remoteness of the operation hampers the ability of oversight of air operator 
certificates by national authorities. 

The majority of the respondent National Aviation Authorities (55%) believe that not only safety 
information is not sufficiently shared between the authorities but also that the authorities may not 
always be able to exercise oversight of air operator certificates due to remote or complex 
characteristics of the operation. 

  

x. EU interests at international level 

Views were almost equally split on whether the EU is successful in influencing international standards 
at ICAO level, with 38% of responding organisations agreeing that Europe is successful in this 
respect, 33% that not successful and 26% not having opinion at all. When it comes to the evaluation of 
EU's success in promoting the business interests overseas, and in supporting foreign countries in 
raising their safety levels, nearly half of the respondent organisations were not able to give an opinion. 
Respondent National Aviation Authorities were largely satisfied with the level of influence the EU has 
at the international level. 
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More specifically the following main trends can be observed in the contributions submitted: 

 The manufacturing industry stresses the need for more reliance on Bilateral Aviation Safety 
Agreements to reduce redundant certifications and oversight. The manufacturing industry 
would also like to see EASA more present in the key markets and in ICAO, in order to promote 
the EU way of thinking on aviation safety and facilitate the export of aeronautical products; 

 Many industry contributors see a need for close cooperation with the US, which at the same 
time is seen as a competitor; 

 While the airline representatives underline the need for as close alignment with ICAO 
Standards And Recommended Practices as possible, the air navigation service providers 
caution about blindly following the ICAO Annexes which may be sometimes outdated or not 
adapted for the EU operational environment; 

 While the need for coordination in representing EU interests abroad is widely recognised, 
many contributors believe that this should not be interpreted as speaking with 'single voice', 
and that  'multiple voices signing from the same hymn-sheet' would be more effective;  

c. Subsidiarity of EU action 

In the context of aviation safety regulation, the following main trends emerge from the contributions as 
regards subsidiarity of EU action: 

 As a matter of principle, EU regulation is justified where it is necessary to ensure a level 
playing field on the internal market, or where the risks to be addressed concern more than one 
Member State; 

 Operation in special local environments, such as mountainous regions, should be allowed on 
the basis of national rules or exemptions from common EU standards; 

 A number of organisations suggested that sport and recreational aviation, especially with 
balloons and gliders, could be better regulated at the national than EU level. There were 
however submissions, suggesting that instead of reverting back to national approaches, the 
EU regulatory system for light aviation should be improved, and/or a choice given to the 
operators / manufacturers whether they would like to be under the EU or national system; 

 Many helicopter operators suggested that commercial operations with helicopters should be 
regulated at national level. 

 Many of the General Aviation organisations were of the opinion that more responsibility should 
be devolved from the authorities to competent users' organisations and individuals; 

d. Policy objectives 
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i. The need for an EU target on aviation safety 

Views were split with respect to the need to have an EU target for aviation safety. The largest 
proportion of the respondents was of the view that as a minimum the EU should be able to freeze the 
current rate of fatal accidents. 

 

Main arguments in favour and against target setting were as follows: 

 Setting an overall safety target is too vague and could be at best considered as an aspirational 
objective. Targets should be set individually at the level of the organisation which has the most 
practical overview of the situation; 

 While setting targets could be acceptable for Commercial Air Transport, General Aviation 
should not be subject to target setting; 

 Safety targets should be set with respect to each domain of aviation and based on different 
acceptable levels of safety performance; 

 Target setting can result in unintended safety consequences; 

 'Absolute' safety targets are unrealistic. Continuous improvement is a much better indicator of 
progress made; 

ii. Key policy objectives, as perceived by stakeholders 

Overall the respondents have agreed with the main objectives as suggested by the Commission. In 
particular there was almost a unanimous agreement between all the categories of respondents that 
the present regulatory system should be made more proportional and less costly.  

The improvement of the ability of the system to identify and mitigate safety risks has been also rated 
as a particularly important objective, especially by the respondent organisations and National Aviation 
Authorities more specifically. 



 

95 
 

  

With respect to the future shape of the regulatory system, a large number of industry and National 
Aviation Authorities contributions suggested that rules should focus more on the safety objectives 
rather than prescribing in detailed the method of compliance, which should be up to the operators to 
choose.  

Air navigation service providers and other stakeholders from the air traffic management sector 
advocated that EASA should be the only body in the EU responsible for setting safety requirements. 

 

  

  

e. Policy measures 

i. Regulatory system 

⇒ Benefits of prescriptive regulations 

The respondents have largely agreed with the Commission as to the benefits provided by the 
prescriptive regulations (clear guidance, legal certainty and straightforward compliance checking). 
However, views were split on whether the prescriptive regulations actually ensure a high level of 
safety, with 48% of all organisations and 50% of individuals disagreeing with such a statement. 
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A thread that was present in many of the contributions is that while the prescriptive safety rules have 
helped to achieve the present high level of safety in Europe, the most important factors are 
commitment and professionalism of people and organisations, and that following the rule alone does 
not guarantee safety.  

It was also highlighted in many of the contributions that EU is overly relying on regulation and that 
other means should be added to the EU's safety management 'tool-box' including safety promotion 
and support for training and implementation. 

⇒ Shortcomings of prescriptive regulations 

All the categories of respondents have similarly agreed with the statements made by the Commission 
with respect to the shortcomings of prescriptive regulations, which are perceived as hampering 
innovation, costly and burdensome. 
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While the respondents identified a number of shortcomings of prescriptive regulations, many of them 
felt that there is a place for both prescriptive and performance based regulations. For many of the 
respondents the added value of prescriptive rules is the knowledge about safety risks - often 
stemming from accidents - which prescriptive rules contain. Prescriptive rules are also felt more 
appropriate for organisations which have not reached maturity which allows them to manage safety 
through own risks assessments. 

A number of respondents from the General Aviation community, while supporting a transition to more 
proportionate, performance and risk based regulatory framework, argued that in the first place there is 
a need to reassess whether in some domains there is a need for regulation at all. 

⇒ Benefits of a risk based approach 

When it comes to identifying befits of a risk based approach, there has been a large degree of 
agreement amongst all the categories of respondents with the statements made by the Commission. 
However the majority of the respondent National Aviation Authorities (55%) and nearly a third of all 
respondent organisations (30%) do not agree that a risk based approach allows reducing enforcement 
costs for authorities.  
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⇒ Shortcomings of a risk based approach 

The majority of respondents in all categories agree that implementation of a risk based approach 
requires additional expertise in gathering and interpreting risk information, at the level of both the 
regulated entity and of the regulator. The majority of the respondent National Aviation Authorities 
(55%) and of the organisations in general (56%) believe that this new method can be implemented 
without risks of oversight gaps. However one-third of the respondents in each of the categories believe 
that such risks of oversight gaps do exist. 
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The majority of the respondents in each of the categories (55% National Aviation Authorities; 63% all 
organisations, 52% individuals) believe that implementation of a risk based approach creates 
additional costs and administrative burdens stemming from the need to put in place reliable data 
collection and risk monitoring systems. There is however also roughly a one-third of respondents in 
each of the categories, which believe that this not the case. 

Finally, the majority of the respondents in each of the categories disagree with a statement that 
implementation of a risk based approach could create uncertainty for operators and employees, 
provided that such a new approach is well implemented. 
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⇒ Benefits of SMS 

There is a strong agreement between all categories of respondents that SMS allows better prevention 
of accidents and further improvement of aviation safety. Respondents are also very much in 
agreement with the statement that SMS should allow the industry to increasingly manage its own 
safety.   

Views were however more split on the resource savings offered by SMS and on the possibility to rely 
less on prescriptive safety rules as a result of SMS implementation. 

There were also two themes clearly present in the replies of respondents with respect to the SMS 
implementation: 

1. Genuine implementation of SMS takes time, and requires a cultural change within the 
organisation; 

2. Smaller organisations and General Aviation community in particular expressed strong 
concerns about the added value of the SMS, compared to the costs required for 
implementation; 

  

  

ii. The need for public authority involvement in protecting the 
citizens  

The results of the responses to question related to the need for public authority involvement in 
protecting the citizens can be summarised as follows: 

 There is an agreement between all the categories of respondents that the highest level of 
public authority involvement is necessary in case of airline passengers; 
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 The respondent organisations in general and National Aviation Authorities in particular also 
agree that a high level of protection (through authority involvement) should be given to 
persons on the ground not involved in aviation activities. This view is however not shared by 
the responded individuals. 

 According to the respondents, a high to moderate level of protection (through authority 
involvement), should be afforded to persons transported by air for work related reasons, and 
employed as members of air crew. 

 A moderate level of protection (through authority involvement), should be afforded, according 
to respondents, to persons on the ground involved in aviation activities (such as airport 
workers), and persons working in the air (such as aerial photography). 

 Finally there is a large degree of consensus that the lowest need for public authority 
involvement is justified in case of persons flying for recreational purposes such as 
parachutists, and private pilots; 

 

 

iii. Governance  

With respect to the governance, the majority of the respondent National Aviation Authorities (77%) 
would like to keep the current division of responsibilities between the EU and national level. On the 
other hand 48% of all the respondent organisations and 70% of individual respondents would like the 
allocation of responsibilities to be revisited.  
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There is a strong disagreement amongst respondent organisations (63%) and National Aviation 
Authorities in particular (88%) with the proposition to centralise the responsibilities of national 
authorities at EASA. 

  

There is a very strong agreement between also the categories of respondents that more responsibility 
for safety should be given to the operators themselves, and that in the case of general aviation, certain 
regulatory tasks could be entrusted to specialised authorised private organisations, such as sport 
aviation associations. 

  

Views are almost equally split on whether certain responsibilities should be moved from EASA back to 
the national authorities. Similarly there are split views whether certain responsibilities should be moved 
from national authorities to EASA, but with the majority of the respondent National Aviation Authorities 
clearly against such a proposition.  

Where proposals were made by the respondents that certain activities be regulated at the national 
level instead of EU level, that primarily concerned light and recreational aviation. The large 
manufacturing industry on the other hand would like to see the EASA regulatory remit extended. In 
those cases were respondents agreed that certain tasks should be moved from national authorities to 
EASA this was justified by reasons of harmonisation and standardisation. At the same time the 
industry recognised in their submissions the value of local proximity that the presence of national 
authorities gives. 
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Views are split on whether some of the responsibilities should be moved from the European 
Commission to EASA. On the other hand respondents are clearly against moving responsibilities from 
EASA back to the European Commission. 
 

  

 
There is a clear agreement between all the categories of respondents that national authorities should 
have more options of outsourcing and pooling tasks amongst each other and with EASA.  
 
The majority of the organisations (58%) would like to see the safety oversight and certification tasks 
executed by national authorities on behalf of EASA in a more harmonised manner. The majority of the 
respondent National Aviation Authorities oppose to such a proposition. 
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f. Small and Medium Sized Enterprises (SMEs) 

The on-line survey contained a section dedicated to SMEs, and a number of contributors commented 
on this issue. The organisations which explicitly commented on the impact of the present regulatory 
system on SMEs highlighted the following: 

⇒ The present regulatory system puts excessive requirements on SMEs compared to achieved 
safety benefits. In particular it is felt by many contributors that regulations are too complex and 
beyond the ability of many SMEs to comprehend and be abreast with the constant changes; 

⇒ The regulations do not sufficiently differentiate between commercial air transportation provided on 
the mass scale by airlines and commercial air transportation provided by SMEs; 

⇒ The present improvements are focused on non-commercial aviation (i.e. general aviation), and not 
sufficient attention is being given to more proportionate regulation for commercial activities of 
SMEs; 

⇒  Regulations are very difficult to implement by companies where a single individual performs roles 
which in an airline or a big manufacturer are responsibility of multiple departments; 

Overall, there is almost unanimity amongst the micro and SME enterprises which responded to the 
questionnaire, that the existing safety regulation is too detailed and that the existing safety levels could 
be maintained with lower compliance cost. 

  

g. Other issues 

Amongst some other issues brought by the respondents to the attention of the Commission were: 
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⇒ Suggestion to create a Light Sport Aircraft category, similar to the US one; 

⇒ Need for translation of 'soft law' material into national languages; 

⇒ Greater reliance on standards developed by the industry through recognised standardisation 
bodies; 

⇒ Need for development of manuals which regroup all the regulatory material for a particular 
domain (i.e. general aviation) in a single user-friendly document; 

⇒ Need for development of EU standards and authorisation procedures for aviation bio-fuels; 

⇒ Review of EU requirements concerning wet-leasing to make them more operational. 

 

 

ANNEX III 

Who is affected by the initiative and how? 

The stakeholders affected by the problems and their drivers outlined in Section 2 of the 
impact assessment are persons and organisations involved in the civil aviation safety system 
at national and/or EU level. 

National Aviation Authorities and their staff, which are primarily responsible for the 
implementation of the EU aviation safety legislation, including initial approval and continuing 
oversight of persons, organisations and services subject to the provisions of Regulation (EC) 
No 216/2008 and its Implementing Rules, are affected by changes to the current legislation 
such as risk and performance based elements or cooperative oversight. The EU is concerned 
in its role as safety regulator and EASA in particular in its rule making and standardisation 
tasks. Both EU and Member States are responsible for ensuring a high and uniform level of 
safety and thus addressing safety risks. 

Industry players (such as manufacturers, airlines, maintenance and training organisations 
including their staff) as well as private airspace users are affected as addressees of aviation 
safety legislation who have to handle its complexity, have to compete on a global market and 
are hindered in developing or using new technologies. 

Employees in the aviation sector are also affected by changes to the current legislation such as 
risk and performance based elements or cooperative oversight, which require additional 
training to develop the necessary competences. Aircrew is particularly concerned by certain 
airline employment practices and other innovative business models. 

The travelling public as potential victim of aviation accidents and incidents is affected by the 
ability of the regulatory system to identify and mitigate safety risks. Indirectly, their choices 
as consumers are influenced by the competitiveness of the European aviation sector. 
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ANNEX IV 

Article 62 evaluation (2013) 

Summary of recommendations 

 
While the Panel has for the Management Board’s convenience listed below its main 
recommendations, the Panel cannot emphasize too strongly the need for the Board to consider 
the totality of this report as the source of its advice to the Management Board. To concentrate 
only on these main recommendations would, in the Panel’s view, not do justice to its work, 
nor would it enable the Management Board to derive full value from the Article 62 evaluation 
exercise.  
 
1) The work of establishing a risk-based EU Safety Management System should be 

prioritised and completed urgently. It should extend to all areas in the Agency’s remit and 
be mandatory involving changes to the Basic Regulation. Data collection and exchange 
should be accorded priority and action to implement a just culture regime across the EU 
System should be stepped up. Tools for the analysis of data and shared information should 
be enhanced as a matter of urgency.  

2) The Agency should be mandated for the safety aspects of EU security measures as well as 
the safety aspects of ground handling, commercial space transport and remotely piloted 
aircraft.  

3) Should Member States have insufficient resources to perform their oversight activities the 
Panel recommends a System-wide solution, which may be voluntary in nature but may in 
some cases need to be mandatory. For the voluntary solution the Agency should, by 
amending the Basic Regulation, be authorised to execute the national oversight duties for 
those Member States that wish to transfer their duties to the Agency. Where the voluntary 
solution is not appropriate or practical for whatever reason but the oversight 
responsibilities are not being or cannot be performed, a mandatory solution, requiring 
amendment of the Basic Regulation is recommended. The Agency should be mandated to 
identify and report to the Commission those States/National Aviation Authorities failing 
in their oversight obligations and if a method to resolve the problem (whether voluntary or 
mandatory) is not availed of by those States, consideration should be given to employing 
whatever measures are available to the Commission/Agency to resolve the issue. 

4) The Management Board should initiate a study designed to clarify institutional roles and 
responsibilities of the actors involved in the EASA System. The outcome of the study 
should lead to a common understanding – pending any regulatory changes that may be 
required – amongst the EASA System actors on their institutional boundaries, 
responsibilities and roles. This understanding would be expressed in an agreed document.  

5) A method should be found of tapping into and using the pool of expertise available in the 
European manufacturing industry. In addition, consideration should be given to delegating 
self-oversight arrangements to the industry on the basis of clear legal conditions. 

6) A small Executive Board should be created and responsibility delegated to it by the 
Management Board, empowered to enable it to do this. Amendment of the Basic 
Regulation would be required.  
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7) The European Aviation Safety Plan should be embedded in the Basic Regulation (legally 
binding the Agency and Member States) and, as a rule, Agency proposals should emanate 
from this Plan.  

8) To assist in securing stable and predictable funding of the Agency, new sources of 
funding should be explored with a stronger emphasis on the application of the user pays 
approach. One source that should be explored is the possibility of drawing on air 
navigation en route charges.  

9) The Management Board should recognise and accept that the current EASA System is not 
sustainable in the medium to long term.  

10) The Management Board should acknowledge the need for early planning to develop the 
present System into a genuine European Aviation Safety System through the convergence 
of the various existing system actors towards a single entity, one integrated Agency, 
within the EU institutional architecture. 
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ANNEX V 

EASA Management Board Sub-Group  
on the Future of the European Aviation Regulatory System 

 
Summary of recommendations 

 
(a) Enable sharing of resources within the EASA system for specific tasks, through 

contractual and voluntary mechanisms;  
(b) Extension of the remit to safety aspects in the field of ground handling, security (for 

oversight activities), environment (for product-related aspects), and RPAS;  
(c) Avoid potential overregulation and promote performance and risk-based regulations 

where appropriate. The principles of proportionality and subsidiarity need to be 
respected;  

(d) Risk-based oversight (RBO) - More effective, well planned use of oversight resources 
based on detected risks;  

(e) Performance based oversight (PBO) concentrating on the required outcome or 
performance in relation with the agreed safety objectives;  

(f) Facilitate the implementation of SMS at Europe/State/Authority and organisation 
level, in a consistent manner, as an enabler for a risk/performance-based environment;  

(g) Have due regard to the competitiveness of the European industry, and avoid putting 
undue regulatory burden on it, as well as reviewing its role in the rulemaking process;  

(h) The Agency shall enhance its presence at international level;  
(i) Ensure the necessary resources are available, especially for certification and oversight 

purposes;  
(j) Identify areas where resources could be released without compromising performance;  
(k) Ensure continued availability of resources matching the evolving needs e.g. in safety 

analysis and PBO;  
(l) New funding mechanisms based on the user-pays principle should be explored/made 

available, especially when the conditions change (e.g. remit expansion), but without 
generating new costs for the airlines.  

(m) The continuous efficiency in the use of financial resources should be ensured and 
prioritised.  
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ANNEX VI 

DIVISION OF RESPONSIBILITIES IN THE EU AVIATION SAFETY SYSTEM 

(1) EU MEMBER STATES 

Under the EU institutional system, and in particular Article 5 of the Treaty on the 
European Union (TEU) which sets out the principle of subsidiarity, the implementation of 
EU law is primarily the responsibility of the EU Member States. This is the case also for 
aviation safety where, unless it has been decided by the EU legislator that a certain 
function can be better performed - by reason of the scale or effects of the proposed action 
- at the EU level, EU Member States are, per default, responsible for the initial 
certification and continuing oversight of airlines, pilot schools and other types of 
organisations and personnel performing aviation activities. EU Member States are also 
primarily responsible for enforcing EU aviation safety legislation, in particular by 
revoking, suspending or limiting certificates, as well as laying down administrative 
penalties for breaches of EU aviation safety legislation.  

(2) EUROPEAN COMMISSION 

The European Commission has five main functions in the implementation of the EU 
aviation safety system. The first function is to present proposals for aviation safety 
regulations, which are developed, depending on whether the legal basis of the envisaged 
rule stems from Regulation (EC) No 216/2008 or not, either on the basis of a technical 
Opinion from EASA or on the Commission's own initiative. The second function is to 
monitor the correct implementation of the EU aviation safety acquis, and where the 
European Commission relies on EASA standardisation inspections and other monitoring 
activities. Thirdly, the European Commission has an enforcement role, which can take a 
form of an infringement action against an EU Member State or a financial penalty 
payment against a holder of a certificate issued by EASA. The fourth function is to 
negotiate, with technical assistance of EASA, Bilateral Aviation Safety Agreements with 
non-EU countries. Finally the European Commission has an overall responsibility for the 
implementation of the EU regulation establishing a list of air carriers subject to an 
operating ban or restriction. 

(3) EUROPEAN AVIATION SAFETY AGENCY (EASA) 

EASA is a body of the EU with legal personality which was originally established in 2002 
on the basis of a regulation of the European Parliament and the Council. Its mandate was 
initially limited to airworthiness and environmental certification of aeronautical products, 
parts and appliances, but was subsequently extended to other domains of the aviation 
safety chain (in 2008 Air Operations and Aircrew; in 2009 to air traffic management/air 
navigation services and aerodromes). EASA is one of the few EU agencies which have 
not only advisory and monitoring role, but which have been doted also with executive 
competences. In particular EASA has been empowered by its Basic Regulation to conduct 
certification tasks in the area of aircraft design approval, certification of organisations 
located in the territories of non-EU countries and approval of organisations which provide 
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pan-European Air Traffic Management services. In addition to its certification 
competences, EASA assists the European Commission in the development the EU 
aviation safety acquis and the monitoring of its correct implementation. It has also the 
competence to adopt soft law measures, that is: Guidance Material, Certification 
Specifications and Acceptable Means of Compliance. EASA supports the European 
Commission and EU Member States in international cooperation with non-EU countries 
and ICAO, and has the competence to conclude technical working arrangements with 
foreign aviation authorities. 

(4) EUROPEAN ORGANISATION FOR THE SAFETY OF AIR NAVIGATION (EUROCONTROL) 

EUROCONTROL is an intergovernmental organisation which was originally established 
in 1960 with the intention of being a provider of air traffic management/air navigation 
services in the entire upper airspace of its six initial Member States. However, the 
majority of the European States were not prepared to give up as much sovereignty over 
their own airspace as EUROCONTROL would have needed to perform these functions 
and thus its focus shifted from integration to cooperation. Currently EUROCONTROL is 
active in areas such as SESAR related R&D, support to States in implementation of the 
Single European Sky (SES) initiative, support to the EU in rule drafting and oversight, 
and most visibly it has been nominated to host both the EU Performance Review Body 
and the Network Manager, where it provides vital EU functions. It is widely 
acknowledged that the current 1997 revised EUROCONTROL Convention - which is not 
in force - is outdated and needs modernisation in line with the organisation's current and 
future roles in support of the SES initiative and increasingly focusing on operational tasks 
through the Network Manager, support to SESAR deployment and the performance 
scheme. However this modernisation is difficult to achieve due to the intergovernmental 
status of EUROCONTROL and the fact that its membership goes beyond the EU borders. 

 
(5) INTERNATIONAL CIVIL AVIATION ORGANIZATION (ICAO) 

Although part of a separate UN system, ICAO influences the implementation of the EU 
aviation safety system in a number of ways. First of all by defining minimum 
requirements, which are set out in the 19 technical Annexes (majority of them dealing 
with aviation safety) to the 1944 Convention on International Civil Aviation (Chicago 
Convention). Whilst all the EU Member States are parties to the Chicago Convention and 
are thus responsible under international law for its implementation, the EU cannot be a 
party to it, and can influence the rulemaking ICAO machinery only indirectly. This 
reliance on ICAO is especially visible in the area of environmental protection where the 
ICAO requirements apply in the EU by reference. ICAO also monitors compliance of EU 
Member States with minimum requirements of the Chicago Convention. Where the EU 
Member States have delegated executive tasks to EASA, the Agency is also subject to 
monitoring by ICAO. Until 2014 ICAO has performed two audits of EASA. Finally ICAO 
is responsible for the global planning of aviation safety improvements and coordinated 
world-wide deployment of new technologies, in particular in the air traffic management 
domain. 
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ANNEX VII 

 
The main functions of the EU aviation safety system 

 

(1) THE CURRENT SCOPE OF THE EU AVIATION SAFETY SYSTEM 

At present aviation safety is largely regulated at the EU level. The EU Member States 
continue to regulate only in areas which have been traditionally excluded from the EU 
competence, such as state aviation (military, police etc.), or where in view of the subsidiarity 
principle the legislator has decided that the EU regulatory involvement would not bring much 
added value (e.g. small general aviation aerodromes, amateur-built or historic aircraft). 

The second feature of the current EU regulatory system is that not all the safety related rules 
are developed and maintained following the same process. In this respect three main pillars 
can be distinguished:  

- Pillar I: Currently the majority of the aviation safety rules are developed, adopted and 
maintained in the framework of Regulation (EC) No 216/2008, which, following its initial 
adoption in 2002,205 has been subsequently extended twice to cover all the principal domains 
of the aviation safety chain.206 The essential requirements which are set out in the Annexes to 
Regulation (EC) No 216/2008 are supplemented with detailed Implementing Regulations, 
which in turn are accompanied by Certification Specifications, Acceptable Means of 
Compliance and Guidance Material developed by EASA. It is a general policy of the EU to 
regulate aviation safety under Pillar I. In this respect a number of safety rules which were 
originally developed before the adoption of Regulation (EC) No 216/2008, such as the former 
SAFA Directive207 or the EU-OPS Regulation,208 have been subsequently transformed into 
Implementing Rules to Regulation (EC) No 216/2008.209 

- Pillar II: In 2009, Regulation (EC) No 1108/2009 extended the competences of EASA to 
safety aspects of air traffic management/air navigation services. Whilst this resulted in the 
incorporation of various related technical elements into Regulation (EC) No 216/2008, the 

                                                 
205 Regulation (EC) No 1592/2002 of 15 July 2002 on common rules in the field of civil aviation and 
establishing a European Aviation Safety Agency', (OJ L 240, 7.9.2002). 
206 Regulation (EU) No 216/2008 of 20 February 2008 on common rules in the field of civil aviation and 
establishing a European Aviation Safety Agency, and repealing Council Directive 91/670/EEC, Regulation (EC) 
No 1592/2002 and Directive 2004/36/EC, (OJ L 79, 19.3.2008); Regulation (EC) No 1108/2009 of the European 
Parliament and of the Council of 21 October 2009  amending Regulation (EC) No 216/2008 in the field of 
aerodromes, air traffic management and air navigation services and repealing Directive 2006/23/EC, (OJ L 309, 
24.11.2009). 
207 Directive 2004/36/CE of the European Parliament and of the Council of 21 April 2004 on the safety of third-
country aircraft using Community airports, (OJ L 143, 30.4.2004, p. 76). 
208 Council Regulation (EEC) No 3922/91 of 16 December 1991 on the harmonization of technical requirements 
and administrative procedures in the field of civil aviation (OJ L 373, 31.12.1991, p. 4) 
209 Both the former SAFA Directive and the EU-OPS Regulation have been replaced, subject to transitional 
periods, by Commission Regulation (EU) No 965/2012 of 5 October 2012 laying down technical requirements 
and administrative procedures related to air operations pursuant to Regulation (EC) No 216/2008 of the 
European Parliament and of the Council, (OJ L 296, 25.10.2012, p. 1) 
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corresponding changes to the SES founding regulations210 were not completed 
simultaneously. The reason for this approach was that the legislator wanted to avoid a risk of 
regulatory gaps during the transition from the SES to the EASA framework. However this 
also caused an overlap between the SES founding regulations and Regulation (EC) No 
216/2008, and more generally a mismatch between the approach used for all other sectors of 
aviation (airworthiness, crew licensing, air operations etc.) in the EASA framework and air 
traffic management/air navigation services. The 2012 SES II+ initiative launched by the 
European Commission has as its objective to "eradicate the overlap between SES and EASA 
regulations",211 and work is ongoing on bringing all the safety relevant legislation related to 
air traffic management/ air navigation services under Pillar I.212 It is therefore ultimately 
envisaged that Pillars I and II will be merged, following the adoption of the relevant 
provisions of the SES II+ package. 

- Pillar III: This pillar contains aviation safety rules which are developed neither under the 
SES framework regulations, nor under Regulation (EC) No 216/2008. Three main areas can 
be distinguished in this respect: Air Accident investigations;213 the reporting analysis and 
follow-up of occurrences;214 and finally the EU list of airlines subject to an operating ban or 
restriction.215 

 

 

 

 

                                                 
210 Regulation (EC) No 549/2004 of 10 March 2004 laying down the framework for the creation of the single 
European sky (OJ L 96, 31.3.2004, p. 1.); Regulation (EC) No 550/2004 of 10 March 2004 on the provision of 
air navigation services in the single European sky (OJ L 96, 31.3.2004, p. 10); Regulation (EC) No 551/2004 of 
10 March 2004 on the organisation and use of the airspace in the Single European Sky (OJ L 96, 31.3.2004, p. 
20); Regulation (EC) No 552/2004 of 10 March 2004 on the interoperability of the European air traffic 
management network (OJ L 96, 31.3.2004, p. 26). 
211 Communication from the Commission to the European Parliament, the Council, the European Economic and 
Social Committee and the Committee of the Regions: Accelerating the implementation of the Single European 
Sky, (COM(2013) 408 final, 2013),  p.9 
212 This has been the case for example with the former Directive on ATCO licensing (Directive 2006/23/EC of 
the European Parliament and of the Council of 5 April 2006 on a Community air traffic controller licence (OJ L 
114, 27.4.2006, p. 22)), which has been transformed into Commission Regulation (EU) No 805/2011 of 10 
August 2011 laying down detailed rules for air traffic controllers’ licences and certain certificates pursuant to 
Regulation (EC) No 216/2008 of the European Parliament and of the Council (OJ L 206, 11.8.2011, p. 21). 
213 Regulation (EU) No 996/2010 of the European Parliament and of the Council of 20 October 2010 on the 
investigation and prevention of accidents and incidents in civil aviation and repealing Directive 94/56/EC', (OJ L 
295, 12.11.2010) 
214 Regulation (EU) No 376/2014 of the European Parliament and of the Council of 3 April 2014 on the 
reporting, analysis and follow-up of occurrences in civil aviation, amending Regulation (EU) No 996/2010 of the 
European Parliament and of the Council and repealing Directive 2003/42/EC of the European Parliament and of 
the Council and Commission Regulations (EC) No 1321/2007 and (EC) No 1330/2007 (OJ L 122, 24.4.2014, p. 
18). 
215 Regulation (EC) No 2111/2005 of the European Parliament and of the Council of 14 December 2005 on the 
establishment of a Community list of air carriers subject to an operating ban within the Community and on 
informing air transport passengers of the identity of the operating air carrier, and repealing Article 9 of Directive 
2004/36/EC (OJ L 344, 27.12.2005, p. 15). 
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Source: European Aviation Safety Agency 

Architecture of the aviation safety regulatory framework in 2014 
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(2) RULEMAKING 

The principal objective of the Regulation (EC) No 216/2008 is to "establish and maintain a 
high uniform level civil aviation safety in Europe."216 One of the means to ensure this 
objective is "the preparation, adoption and uniform application of all necessary acts."217 
Harmonised and adequate rules are not only one of the safety barriers, but in the case of the 
EU with respect to the creation of an internal market are also essential for a level playing field 
for the industry, facilitating free movement of goods, persons and services, and promoting 
cost-efficiency in the regulatory and certification processes.  

Safety rules are currently developed primarily under Pillar I above, following a rulemaking 
process which is defined in Regulation (EC) No 216/2008.218 In this respect, the 
responsibilities are shared between the European Commission and EASA depending on the 
type of the regulatory material being developed: 

- Proposals for binding measures of general applicability, i.e. amendments to Regulation 
(EC) No 216/2008 and proposals for Implementing Rules thereto are made by the 
European Commission on the basis of EASA technical Opinions. Regulations of the 
European Parliament and the Council are adopted in accordance with the ordinary 
legislative procedure. Implementing Rules, which are Commission Regulations, are 
adopted by the College. 

- The non-binding regulatory material, i.e. Certification Specifications, Acceptable Means 
of Compliance and Guidance Material, are developed and adopted by EASA; 

The above hierarchy of regulatory material was introduced to enable technical standards and 
best practices to be adapted quickly in view of operational experience and rapid scientific 
progress which characterises the aviation sector. A major benefit that the EU system has 
brought about when compared with the former Joint Aviation Authorities is that currently the 
safety requirements are legally binding and directly applicable in all EU Member States, 
while under the Joint Aviation Authorities rules needed transposition into the national legal 
orders of the Member States, and national variants were possible, which made acceptance of 
certificates more complex. 

(3) CERTIFICATION 

Another major benefit of the EU regulatory system is the principle of automatic certificate 
acceptance which is established by Article 11 of Regulation (EC) No 216/2008, and which 
requires the EU Member States to recognise "without further technical requirements or 
evaluation" certificates which were issued in accordance with this Regulation. This is a 
significant difference compared with the former Joint Aviation Authorities system which 
could only issue recommendations for certificate acceptance which in practice led to a 
patchwork of recognition arrangements between the Member States. The precondition for this 
automatic recognition of certificates is the existence of the common regulatory framework as 
presented under point (2). 

                                                 
216 Article 2(1) of Regulation (EC) No 216/2008 
217 Article 2.3(a) of Regulation (EC) No 216/2008 
218 Articles 18-19 and 52 of Regulation (EC) No 216/2008 



 

 

The second characteristic feature of the EU civil aviation system is centralisation of 
certification tasks, where it has been found by the EU legislator that such centralisation would 
bring additional efficiency effects compared to national based certification, or if it is justified 
by need for uniformity of action vis-a-vis third countries. In such cases it is EASA, and not 
the National Aviation Authorities, which is a competent authority for the initial approval and 
continuing oversight of an organisation, device or an aeronautical product. By the end of 2014 
the centralisation of certification tasks will have been used in the areas of: approval of design 
of aeronautical products, parts and appliances,219 third country organisations and operators,220 
and organisations providing pan-European air navigation services.221 Regulation (EC) No 
216/2008 also allows EU Member States to delegate to EASA certain certification tasks on a 
voluntary basis. Such voluntary delegations are currently possible in the domain of 
production222 and approval of Flight Simulation Training Devices.223 The most notable 
practical example of the use of such voluntary delegations is the Airbus consortium which 
holds a single production organisation approval from EASA and which covers the facilities of 
Airbus both in the EU and abroad (e.g. the A320 Final Assembly Line in Tianjin, China). 

The EASA certification process represents a 'one-stop-shop' for the aeronautical industry: 
only one technical investigation is conducted and one certificate issued at the end of this 
process which is automatically valid in all EU Member States and other countries which have 
been associated with the EU aviation safety system on the basis of international agreements. 
This is a difference with the previous Joint Aviation Authorities system, where each authority 
had to still issue a separate certificate on the basis of the technical investigation / 
recommendation, and where the recommended certification basis could still be modified at 
the national level. 
(4) OVERSIGHT & ENFORCEMENT 

The EU aviation safety system has own oversight mechanisms which complement those 
available in EU Member States. The primary objective of the EU level oversight mechanisms 
is to ensure a uniform level of implementation of the common safety requirements and 
facilitate the sharing of best practices between the EU Member States. 

The primary oversight mechanism that the EU uses to monitor the implementation of aviation 
safety legislation is the system of standardisation inspections and other monitoring activities 
which are performed by EASA on a mandatory and continuous basis, and through which the 
Agency assists the European Commission, using a risk based methodology, in controlling the 
application and uniform implementation by competent authorities of the EU Member States of 
Regulation (EC) No 216/2008 and its implementing rules.224 The system of EASA 
standardisation inspections and other monitoring activities, together with the common 
regulatory framework addressed under point (2) is an enabler of the automatic recognition of 
                                                 
219 Article 20 of Regulation (EC) No 216/2008 
220 Articles 20.2(b)(iii), 21.1(b), 21.2(iii), 22a(b), 22b(b) and 23 of Regulation (EC) No 216/2008 
221 Article 22(a) of Regulation (EC) No 216/2008 
222 The legal basis for such approval is: Regulation (EU) No 216/2008, supra note 132, Article 20.2(b)(ii). See 
also: EASA, 'Agency issues first European Single Production Organisation Approval to Airbus', Press release of 
21.07.2008,  
223 Article 21.2(b)(ii) of Regulation (EC) No 216/2008 
224 Commission Implementing Regulation (EU) No 628/2013 of 28 June 2013 on working methods of the 
European Aviation Safety Agency for conducting standardisation inspections and for monitoring the application 
of the rules of Regulation (EC) No 216/2008 of the European Parliament and of the Council and repealing 
Commission Regulation (EC) No 736/2006 (OJ L 179, 29.6.2013 p. 46) 
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certificates, as it gives confidence to all the EU Member States that the level of 
implementation of EU safety requirements which is necessary to recognise certificates as 
provided for under Article 11 of Regulation (EC) No 216/2008 is achieved. 

When it comes to enforcement, the EU Member States are primarily responsible for taking 
action in case of identified non-conformities or violations of EU legislation. In particular, 
Regulation (EC) No 216/2008 obliges the Member States to "lay down penalties for 
infringement of this regulation and its implementing rules". However, similarly to the EU 
oversight mechanisms, the enforcement at national level is supplemented by enforcement 
mechanisms which exist at the EU level, and which can be activated in case the national 
system does not take appropriate corrective measures in a timely manner. It is the primary 
responsibility of the European Commission, as the 'Guardian of the Treaties' to activate the 
EU level enforcement mechanisms, which can take two main forms: (1) an infringement 
against a non-compliant EU Member State taken under Article 258 of the Treaty on the 
Functioning of the European Union (TFEU), or (2) initiation of the procedure envisaged 
under Article 11 (2) of Regulation (EC) No 216/2008 with a view to determining if a 
certificate issued by an EU Member State effectively complies with the provision of that 
regulation and its implementing rules.  

When it comes to enforcement competences of EASA, these are limited to the actions that the 
Agency can take as a competent authority with respect to organisations, devices or products 
that it certifies. This effectively means that the enforcement competences of EASA are limited 
to revoking, suspending or limiting the certificate that it has issued, or taking an action by 
means of an Airworthiness Directive when the Agency has identified that an unsafe condition 
exists with respect to a product that it has certified. When a "more nuanced, flexible and 
graduated response to a breach of the rules, compared to the withdrawal of a certificate" is 
warranted, the Agency has the possibility of recommending to the European Commission the 
imposition of a financial fine or a periodic penalty payment.225 However, under the current 
legal framework it is the responsibility of the European Commission to actually impose such a 
fine or penalty payment. 

(5) SAFETY ANALYSIS & PROMOTION 

With the gradual transition towards safety management and performance based approaches in 
aviation safety regulation and oversight, the role of safety analysis and promotion are 
becoming increasingly important functions of the EU aviation safety system.  

The recently adopted EU Regulation on reporting, analysis and follow-up of occurrences226, 
currently in transition towards implementation, is expected to improve the capabilities of the 
industry, the Member States and the EU to draw safety lessons from the analysis of 
occurrences, notably by mandating the collection and analysis of occurrences to determine 
necessary mitigation actions. It also strengthens the exchange of information between the 
Member States and with EASA and ensures that the Commission, EASA and Member States 
                                                 
225 Commission Implementing Regulation (EU) No 646/2012 of 16 July 2012 laying down detailed rules on fines 
and periodic penalty payments pursuant to Regulation (EC) No 216/2008 of the European Parliament and of the 
Council (OJ L 187, 17.7.2012, p. 29) 
226 Regulation (EU) No 376/2014 of the European Parliament and of the Council of 3 April 2014 on the 
reporting, analysis and follow-up of occurrences in civil aviation, amending Regulation (EU) No 996/2010 of the 
European Parliament and of the Council and repealing Directive 2003/42/EC of the European Parliament and of 
the Council and Commission Regulations (EC) No 1321/2007 and (EC) No 1330/2007 
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collaborate through a network of analysts with the view to support the adoption of the 
European Aviation Safety Plan. 

The EU has also published the European Aviation Safety Programme227, which describes the 
functioning of the EU aviation safety system, and regularly releases new editions of the 
European Aviation Safety Plan, which identifies the main risk areas and reports on the status 
of implementation actions which have been identified as the best mitigations for the identified 
risks. In 2014, a fourth edition of the European Aviation Safety Plan228 has been issued. 
(6) INTERNATIONAL COOPERATION 

In view of the global nature of the civil aviation sector, international cooperation is essential 
to maintain network safety, ensure fulfilment of EU Member States' obligations under the 
Chicago Convention, reduce redundant regulatory oversight and promote EU views regarding 
civil aviation safety standards and rules throughout the world. There are a number of tools 
that the EU uses in this respect: (a) Bilateral Aviation Safety Agreements, (b) Working 
Arrangements; (c) Technical cooperation projects, and (d) cooperation with ICAO. 

(7) ACCIDENT INVESTIGATION 

Despite aviation safety being currently at record high levels, accident investigation remains 
the ultimate safety net of the EU aviation safety system, which will step in to correct 
deficiencies once all the other safety barriers have failed. In addition to investigating the 
causes of aviation accidents and serious incidents, safety investigation authorities contribute 
to the improvement of the system by conducting safety studies and participating in analysis of 
safety information in the European Central Repository. 

In 2010 the EU has adopted a new Regulation on the investigation and prevention of 
accidents and incidents in civil aviation.229 This Regulation strengthened the accident 
investigation function in the EU, notably by establishing the European Network of Civil 
Aviation Safety Investigation Authorities (ENCASIA), clarifying the role of EASA in safety 
investigations, transposing ICAO Annex 13 requirements concerning safety recommendations 
and establishing an EU database of safety recommendations, better protecting the rights of the 
victims of aviation accidents and their families, and finally affording a higher level of 
protection to safety information collected during the investigations. 

 

 

                                                 
227 SEC(2011) 1261 final, 25.10.2011 
228 http://www.easa.europa.eu/system/files/dfu/sms-docs-European-Aviation-Safety-Plan-(2014-2017).pdf 
229 Regulation (EU) No 996/2010 of the European Parliament and of the Council of 20 October 2010 on the 
investigation and prevention of accidents and incidents in civil aviation and repealing Directive 94/56/EC (OJ L  
295, 12.11.2010, p. 35) 
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ANNEX VIII 

FILING OF DIFFERENCES WITH ICAO SARPS BY EU MEMBER STATES 
ON THE BASIS OF EASA RECOMMENDATIONS 

Background 

EASA developed Compliance Checklists (CCs) for a number of Annexes to the Chicago 
Convention. By November 2014 EASA drafted and consulted with the Member States the 
CCs for Annexes 1, 6 Part I, 6 Part III (CAT only), 8, 14 Volume I, 16, 18 and 19. This covers 
around 31% of entries in the ICAO Electronic Filing of Differences (EFOD) database (there 
are 10 800 items in the EFOD in total). Some of those checklists are now being revised with a 
view to the last ICAO amendments to the annexes in question. In addition new CCs for 
Annex 6 Part II and for Annex 10 are being developed. The purpose of this activity is two-
fold: 

1) To provide ICAO with information required for the continuous monitoring of EASA by 
ICAO in accordance with the EASA-ICAO Working Arrangement on Continuous 
Monitoring Activities of 30 July 2014; 

2) To provide the Member States and other interested countries, members of the PANEP and 
EASA International Cooperation Forum, with ready-made material to be used in the CCs 
they must submit to ICAO as required in their Memorandums of Understanding on 
Continuous Monitoring Activities; 

The added value of this activity is a common statement on compliance and differences of EU 
safety rules with ICAO SARPs, helping the Member States to fulfil their obligations towards 
ICAO in a uniform manner. The material prepared by EASA is based purely on EU rules and 
does not consider the actual implementation by the Member States including possible 
derogations, exemptions and alternative means of compliance. 

Methodology of the study 
The study was based on a sample of 14 ICAO standards for which EASA indicated category 
C difference ('less protective' or 'not implemented') from Annexes 1, 6 and 19. The 
information analysed came from 23 Member States. 

The annexes were chosen based on their scope (Annexes 1 and 6) and existence of differences 
in the EASA CCs (which excluded Annexes 16 and 18). Annex 19 was chosen due to its 
recent publication and the fact that the CCs for this Annex were the first ones to be shared 
with Member States in 2014. The structure of Annex 8 (repeated numbering of SARPs in each 
of its parts) made it impossible to identify particular entries without access to the full CCs of 
each state. Annex 14 was not chosen because the corresponding implementing rules 
(Regulation (EC) No 139/2014) are not yet applicable. The Member States taken into account 
are those that indicated any differences against the SARPs of the three above-mentioned 
annexes. 

Result of the study 
The analysis of the content of the differences indicated in EFOD by the 23 Member States 
(322 items) revealed, that EASA’s recommendation was followed in only 29.19% of cases, 
with significantly higher results in case of Annex 19. The cases when the recommendations 
were not followed include mostly no information provided, outdated references to European 
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rules (JARs or EU-OPS) or to national rules. Three Member States followed the EASA CCs 
almost to the letter. The results are presented in the table below. 



 

 

Table: Are EASA recommended CCs followed? 

                  ICAO Annex 
reference 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 YES NO 

% of 
compliance 

Annex 1   

2.1.10.1 N Y N N N Y N N Y N N N Y N N N N Y N N Y N N 6 17 26.09% 

4.2.2.2 N Y N N N N N N N N N N Y N N Y N Y N N Y N N 5 18 21.74% 

4.4.1.1 N N N N N N N N N N N N Y N N N N Y N N Y N N 3 20 13.04% 

Annex 6 Part I   

4.3.6.2 N Y N N N N N N N N N N Y N N N N N N N Y N N 3 20 13.04% 

6.3.1.2.1 N Y N N N N N N N N N N Y N N N N N N N Y N N 3 20 13.04% 

6.5.3.1 N Y N N N N N N N N N N Y N N N N N N N Y N N 3 20 13.04% 

8.2.1 N Y N N N N Y N N N N N Y N N N N N N Y Y N Y 6 17 26.09% 

8.7.1.1 N Y N N N N N N N N N N Y N N N N N N N Y Y N 4 19 17.39% 

Annex 19   

3.1.3 Y Y N N Y N N N N N Y N Y Y N N Y Y Y N Y Y N 11 12 47.83% 

3.1.4 Y Y N N N Y N N N N Y N Y Y N N Y Y N N Y Y N 10 13 43.48% 

3.2 Y Y N N N Y N N N N Y N Y Y N N Y N N N N N N 7 16 30.43% 
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4.1.1 Y Y N N N Y N N N N N N Y Y N N Y Y Y N Y Y N 10 13 43.48% 

4.1.4 Y Y N N Y Y N N N N N N Y Y N N Y Y Y N Y Y N 11 12 47.83% 

4.1.5 Y Y N N Y Y N N N N Y N Y Y N N Y Y Y N Y Y N 12 11 52.17% 
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ANNEX IX 

KEY FIGURES FOR THE QUANTIFICATION OF ECONOMIC IMPACTS 

 

The following generic key figures have been used when quantifying the economic impacts:  

Item Value Source 
Average labour costs 
(cost of employment 
without overheads) EASA 
and Commission per 
person-year 

EUR 95 000 http://easa.europa.eu/system/files/dfu/Working-
for-us.pdf. Assumed to be average of grades 
of highest function group. 

Average labour costs at 
National Aviation 
Authorities per person-
year (cost of employment 
without overheads) 

EUR 55 000 Average of Germany, Netherlands, UK, 
adapted to average EU/EFTA Member State 
level based on Purchasing Power Parity 
estimate. This excludes overheads and staff 
related expenditures of National Aviation 
Authorities on e.g. training.  

Discount rate for 
calculating Net Present 
Value 

4% Commission: Annexes to Impact Assessment 
Guidelines. 

 
Source: Support study on resources 
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ANNEX X 

THE USE OF EN-ROUTE CHARGES TO FINANCE EASA ACTIVITIES IN THE 
FIELD OF ATM/ANS 

Rationale 

The objective of this measure is to mirror with respect to EASA the solution normally used at 
the Member State and EUROCONTROL level, whereby the relevant ATM/ANS authority 
tasks are financed by air navigation charges based on the user pays principle. The user pays 
principle is enshrined in Regulation (EC) No 550/2004 on the Single European Sky.230  

Regulation (EC) No 216/2008 transferred a number of tasks concerning ATM/ANS rule-
making, safety analysis and oversight by law from EUROCONTROL to EASA. While a 
number of activities were in principle discontinued by EUROCONTROL, including ATM 
audits and rulemaking, a number of areas continue to exist where activities between EASA 
and EUROCONTROL are duplicated or where there is a potential for present or future 
duplication (see table below). These areas include rulemaking, occurrence reporting and 
analysis, safety review and actions, reporting on implementation of SES regulation and 
consultation. Furthermore, the user charges were not transferred, and thus at EASA these 
tasks are now de facto financed from the general EU budget. It is proposed to correct this and 
to return to a user-pays environment for all ATM/ANS related activity. 

In EASA accounting the user-pays principle is already established, notably in the field of 
certification. EASA has a cost accounting system in place which allows for separation of user 
and budget financed activities. There is thus no risk of double charging within EASA.  

With regard to EASA, the activities affected by the proposed measure are as follows: 

- standardisation inspections to be carried out in accordance with Articles 24(1) and 54 of 
Regulation (EC) No 216/2008; 

- activities to support National Supervisory Authorities (NSA), including in the areas 
under the duty of EASA in the context of the NSA coordination platform established by 
the Commission;  

- rulemaking activities in accordance with Article 19 of Regulation (EC) No 216/2008, 
including those stemming from SESAR deployment; and 

- SES monitoring and involvement in the development and implementation of the 
performance scheme, as far as the safety key performance area is concerned. 

This discussion relates only to general authority tasks. It does not concern EASA’s tasks in 
issuing and renewing certificates and reviewing declarations of ATM/ANS operators and 

                                                 
230 Article 15 of Regulation (EC) No 550/2004 provides that the costs to be included in the air navigation cost-
base may include costs incurred by national supervisory authorities and/or qualified entities, as well as other 
costs incurred by the Member States. 
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manufacturers. These are already remunerated through fees paid by the certified organisations 
in accordance with Article 59(1) (c) of Regulation (EC) No 216/2008. 

Resource needs 

The above translates into the following resource implications (in number of full time 
equivalents - FTE): 

Domain EASA Member States EUROCONTROL 
(approximate) 

ATM performance scheme (safety area) +5  -5 
rulemaking +3  -8 
Flexible use of airspace +1.5  -3 
Compliance verification +0.5 Potential significant savings from 

the current EUR 90 million spent by 
MS on oversight, by pooling and 
transferring tasks to EASA or to 
each other 

-2 

SES reporting +3  -12 
ATM regulatory and standardisation 
roadmap, including team leader 

+1.5  -5 

ATM safety data validation and analysis 2  -3 
TOTAL CHANGE +16.5  -38 

Taking into account that there are already 23 FTE at EASA involved in ATM/ANS related 
tasks, in particular in standardisation inspections and rulemaking, the total resource needs at 
EASA in the ATM/ANS area amount to 39.5 FTE. 

Cost impact 
Under the proposed measure, the costs of EASA activities in the field of ATM/ANS would be 
set in separated accounts within the EASA budget; these costs will then be included in the 
cost base for air navigation charges and attributed to EU Member States through sharing-keys 
(similarly to the existing sharing-keys used for EUROCONTROL costs). Their inclusion in 
the cost base for air navigation charges will make them subject to the EU performance 
scheme. The costs of EUROCONTROL should be reduced accordingly, reflecting the 
discontinuation of the tasks mentioned in the table above. The common charging scheme 
including with respect to en-route charges, is established by Commission Implementing 
Regulation.231 

The above table expressed in FTEs produces the following financial outcome based on an 
average unit cost of EUR 150 000 per FTE at EASA and EUR 263 000 at 
EUROCONTROL232, mainly due to the different tax regime (both include overheads such as 
real estate, IT etc.): 

In million euro EASA Member States EUROCONTROL 
(approximate) 

Additional +2.475   

                                                 
231 Commission Implementing Regulation (EC) No 391/2013 of 3 May 2013 laying down a common charging 
scheme for air navigation services, (OJ L 128, 9.5.2013, p. 31). 
232 EUROCONTROL Agency Business Plan 2015 – 2019, p. 48. 
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Existing +3.450   
Total +5.925 -X (several 10s of millions to be saved 

in the medium to longer term) 
-9.994 

The net saving for airspace users thus amounts to over EUR 4 million immediately, and 
potentially more following savings in Member States’ oversight needs.  

The above figures are calculated on the basis of FTE costs including overheads and taxes in 
order to demonstrate all the savings potentially to be achieved by internalising in EASA the 
tasks for which the EU makes use of the expertise of EUROCONTROL today. Plain salaries 
in EASA and EUROCONTROL on the other hand differ only slightly. 

Moreover, nearly EUR 3.5 million would be saved for the EU budget, as 23 FTE would no 
longer need to be financed from the EU contribution. These resources could be reallocated to 
finance additional EASA tasks envisaged under the preferred policy package. 
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ANNEX XI 

METHODOLOGY FOR CALCULATING FUTURE RESOURCES NEEDS OF THE NATIONAL 
AVIATION AUTHORITIES UNDER THE BASELINE SCENARIO ('FUTURE RESOURCES GAP') 

In order to make an estimation of future growth in workload and resource requirements for 
Member States' aviation authorities under a baseline scenario, an analysis was conducted of 
the relationship between a number of indicators related to the level of industry activity, the 
level of workload of national authorities and the associated number of staff resources, 
respectively. The relationship was assessed for three different years (2003, 2008 and 2013) in 
order to provide a view of the growth trends for the years 2020 and 2030. 

Using this model, development in the size of the industry is measured by means of the total 
number of aircraft on national register and the total volume in IFR flights; to measure 
workload, the total number of Air Operator Certificate (AOC) holders is used; and for 
national authorities resources, data on the technical staff in the three largest domains, 
airworthiness (AIR), operations (OPS) and personnel licensing (PEL), is used. 

It is assumed that a growth in the level of industry activity will increase the workload in the 
national authorities. As workload increases, so too will the resources required of national 
aviation authorities, although at a certain point this should be offset by more efficient working 
methods stemming from the transition to risk based safety oversight planning. On the other 
hand, it is clear from the resources support study,233 that that budget constraints in Member 
States are considered among the most important causal factors in relation to staffing levels. 

Because of the limited number of Member States with data available across all three periods 
referred to above (2003, 2008 and 2013), we look only at the year 2013, for which most 
Member States (18 total) provided data, in order to calculate an estimate for the total budget 
and resources in all States participating in the EU aviation safety system and to predict the 
baseline trend and future scenario. This calculation is done as follows: an average is taken of 
the total budget amount of the 18 states, and then multiplied by 31 (total number of states 
participating in the EU aviation safety system). It is then estimated, for each change in the 
level of industry activity for the years 2020 and 2030, future resources needs, assuming a 
continuation of the baseline scenario. This is calculated based on an elasticity approach to the 
industry activity and resource variables as follows: 

i) The development in the size of the industry is measured by means of the total amount 
of aircraft on national register and the volume of "instrument flight rules" (IFR) flight 
in Europe both indicate an increase. Regarding aircraft on national register, the total 
number of aircraft on register of all states that submitted data grew from 75 554 in 
2003, to 79 620 in 2008 and to 88 057 in 2013. This represents an overall increase of 
16.5% over the 10 year period; 

                                                 
233  ECORYS, Resources support study, (2015), p. 110. 
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ii) Regarding IFR traffic, the number of flights grew from approximately 8.5 million in 
2003, to 10.1 million in 2008. However due to the economic crisis, air traffic has seen 
a slow recovery, reaching approximately 9.447 million flights in 2013 – an 11% 
increase over 2003 levels, though nearly a 6.5% decrease over traffic in 2008. 
According to EUROCONTROL latest Challenges of Growth forecast, traffic will 
reach the 2008 peak again by 2016 and grow by approximately 1.8% annually over 
currently levels by 2030, with faster growth expected in the initial years between 
2015-2020 (approximately 2.5% annually until 2020);234  

iii) In terms of workload, it is expected that the number of AOCs - taken as a proxy 
measure for workload in national authorities - will be affected by the growth in 
industry activity levels. While the results of the analysis show a strong, positive linear 
correlation between the variables for passengers and the number of AOCs for each of 
the periods assessed, the trend in the number of AOCs held shows an increase from 
1 221 in 2003 to 1 304 in 2008, followed by a decrease to 1 201 AOC holders in 2013. 
Thus the total period experienced an overall decrease of 2.4% with respect to 2003. 
No clear explanation could be found for this trend other than the economic downturn 
since 2008. Notwithstanding this finding, it can be expected that, all else being equal, 
an improved economic climate would have the effect of reversing the trend; therefore, 
for the purpose of this analysis, an increase in the overall workload is assumed. 

iv) Summing up the total technical staff of the three largest domains (that is OPS, PEL 
and AIR) for all States that submitted data, provides totals of 1 573 in 2003, 1 728 in 
2008 and 1 659 in 2013. Hence the trend is initially an increase of 9.9%, followed by a 
decrease of 11%. With respect to 2003, 2013 shows an increase of 5.5%. 

v) Regarding budget, the total of the 18 States that provided data for 2013 was 
EUR 581 464 245. This means an average of EUR 32 303 569 per State. Multiplying 
this figure by 31 (total number of states participating in the EU aviation safety system) 
gives an estimate of the total amount of EUR 1 billion. Including the budget of EASA 
an estimate of the total budget is EUR 1.13 billion. 
 

Table 1: Baseline trends, 2003-2013 

Baseline 2003 2008 2013 % change, 2003 - 
2013 

Total technical NAA 
staff (AIR, OPS, PEL 
only) 

1 573 1 728 1 659 5.5% 

Total NAA staff  n/a n/a 5 100 n/a 

Total NAA Budget  n/a n/a EUR 1 billion n/a 

Total Budget (NAA + n/a n/a EUR 1.13 billion n/a 

                                                 
234 EUROCONTROL, Challenges to growth 2004 Report. EUROCONTROL, Brussels: 2004. EUROCONTROL Challenges 
of Growth 2013: Summary report, June 2013. EUROCONTROL Seven-Year Forecast - Flight Movements and Service Units 
2014-2020, September 2014.  
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Baseline 2003 2008 2013 % change, 2003 - 
2013 

EASA) 

AOCs held 1 221 1 304 1 201 -2.4% 

Aircraft 75 554 79 620 88 057 16.5% 

IFR traffic 8.5 million 10.1 million 9.447 million 11.1% 

Looking forward, a number of studies235 have been consulted to make a prediction on future 
growth. For the number of aircraft on register, an annual growth of 3% is estimated across 
Europe until 2033; and a growth rate of 2.5% per annum in IFR flights until 2020, followed 
by slower growth until 2030. For the latter, the 1.8% average annual growth over the whole 
period (2014-2030) was used to estimate the IFR flights in 2030. Based on the figures 
collected for 2013, total aircraft on register is estimated to reach 108 000 by 2020 and 
145 000 by 2030. This represents an increase of 23% by 2020, and an increase of 65% by 
2030. Regarding IFR traffic, total growth is estimated to reach 11.2 million in 2020, and 12.8 
million in 2030, an increase of 19% and 35% over the 2013 figures respectively. See Table  
for an overview of these estimates.  

Table 2: Gap assessment 

Industry growth 2020 total 2020 / 2013 - % 
change 

2030 total 2030 / 2013 - % 
change 

Aircraft on register  108 000 23.0% 145 000 65.3% 

IFR traffic growth 11.2 million  18.9% 12.8 million  35.4% 

Estimated resource 
growth needed 2020 total 2020 / 2013 - % 

change 2030 total 2030 / 2013 - % 
change 

Total EASA staff 698 7% No additional 
change 

No additional 
change 

Total CA staff 5 487-5 572  7.6% – 9.3% 5 987 – 6 200  17.4% - 21.6%  
Total CA Budget  EUR 1.021 

billion–  
EUR 1.026 billion  

2.1% - 2.6%  EUR 1.049 billion 
-  
EUR 1.061 billion 

4.9% - 6.1%  
 

Taking the above industry growth rate estimates for the years 2020 and 2030, together with 
rate of change in the number of NAA staff from 2003 to 2013, an elasticity analysis is 
subsequently conducted to assess the potential proportional change in the number of National 
Aviation Authority staff for a proportional change in industry level activity. It should be noted 
that the results are to be interpreted with caution, as there are clearly many other indicators 
that influence workload. Based on the total staff and industry growth rates calculated during 
the last decade, combined with the estimates for future industry growth provided above, it can 
be predicted that: 
                                                 
235 Airbus, Global Market Forecast 2014-2033, Flying on Demand, 2014; Airbus, GMF book 2014-2022, 2014.  
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⇒ the need for additional staff to carry out the workload will increase by roughly 7.6 – 
9.3% by the year 2020 of the base figure of around 5 100 total National Aviation 
Authority staff in 2013, amounting to between 5 487 to 5 572 total staff needed; 

⇒ By 2030, total staff needed is expected to increase by between 17.4 – 21.6% over the 
current level, which represents between 5 987 to 6 200 individuals. 

The above increases can be considered somewhat conservative, as the resources support study 
also showed that there are currently shortages in staff in certain National Aviation Authorities. 
As such, the current figure of 5 100 total staff that served as the basis for the assessment does 
not reflect the present actual need for resources at National Aviation Authority level. The 
increase in staff necessary at EASA is based on analysis of the EASA Annual Staffing Plans, 
which call for approximately 698 additional staff by the end of 2017 (up from 638 at the end 
of 2013). Taking into consideration EU's intent to reduce the number of additional staff 
required at EASA as foreseen in the Staffing Plans, it can be expected that, the current gap of 
50 FTE is maintained in 2020 and 2030. As a comparison, the FAA forecasts that it will need 
a staff increase for its Aviation Safety workforce of 11% in 2023 compared to 2013.236 

The same proportional increase is applied to the total budget of NAAs, which indicates total 
budget needs in 2020 will amount to EUR 1.021 billion - EUR 1.026 billion, and between 
EUR 1.049 billion - EUR 1.061 billion in 2030. Thus, the projected gap in NAA budgets, 
compared to the current budget levels of approximately EUR 1 billion, is estimated at EUR 
21-26 million in 2020 and EUR 49-61 million in 2030 (annually).  

This increase has been valued by multiplying the additional FTEs by the average wage level 
of National Aviation Authority staff in Europe (see Annex IX). These are ‘plain’ wages costs 
and exclude overheads and employee related costs such as training. 

The above figures are clearly indicative, as an overall resource forecast model in this area 
does not exist. Nevertheless, it is clear that if industry activity and associated demand for new 
aircraft will grow according to forecasts, this will impact National Aviation Authorities in the 
workload increase. These estimates do not factor in the impact of the transition to risk based 
approach however, which in the longer term should reduce the need for some resources. 

                                                 
236FAA, Aviation Safety FY2014 Workforce Plan. 
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ANNEX XII  

CONTRIBUTION OF POLICY OPTIONS RELATED TO 'QUALITY AND MANAGEMENT OF 
RESOURCES' TO THE REDUCTION OF FUTURE RESOURCES NEEDS IN MEMBER STATES – 

DETAILED CALCULATIONS 

In Annex XI an estimate on the gap of resources towards 2020 and 2030 has been presented. 
This Annex presents detailed calculations of how the different policy options related to the 
quality and management of resources contribute to reducing this resources gap. The 
calculation is not presented for PO 1.2 (Enhanced cooperation within the system), which 
should have a positive result on the use of resources in Member States, but the scale of this 
impact is expected  to be rather limited. These calculations were performed using the data 
submitted by Member States in the context of the support study on resources.237 

Policy Option: 1.3(a): Joint oversight system with voluntary transfer of responsibilities 
& 1.3 (b) Emergency oversight support mechanism 

PO 1.3(a) and PO 1.3(b) are expected to have overall the same effect on the reduction of the 
future resources needs in Member States. The Emergency oversight support mechanism is 
designed as an exceptional measure not to be applied on a routine basis, and therefore its 
impact on the resources is very difficult to assess up-front. 

Both PO 1.3(a) and PO 1.3(b) are expected to achieve a reduction in the resources gap by a 
reallocation of tasks from NAAs that are less specialised in performing a given type of 
activity, to others that are more specialised in doing so. In addition, where Member States will 
take up opportunity to transfer the responsibility for a given activity to EASA, this is expected 
to have economies of scale effects, as was the case for Type Certification centralisation under 
the current mandate of EASA.  

In order to assess these impacts, the following methodology was followed, using as an 
example the OPS domain, and where it is assumed that NAAs with the least in-house 
expertise in OPS delegate the relevant tasks to the NAAs with most in house expertise in the 
same domain: 

1. Identifying 6 out of 28 NAAs (that have provided relevant data), with the least experts 
in OPS, as well as the 6 NAAs with the most experts in OPS; 

2. Calculating the average staff/AOC ratio for each of the 2 above identified groups, 
which results in the following: 
⇒ 'Larger OPS NAA' average ratio: 0.60 (4 out of 6 of NAAs are within the range 

0.27-0.94) 
⇒ 'Smaller OPS NAA' ratio: 0.97  

3. Estimating the decrease in resources if the OPS operations of the 'smaller OPS CAs', 
were performed by the 'larger OPS CAs'. To do this, we calculate the staff that would 

                                                 
237 ECORYS, Resources support study, (2015) 
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be needed (on average) to produce the same amount of output by assigning the AOCs 
of the 'smaller OPS CAs' to the 'larger OPS CAs', which results in the following:  
⇒ AOCs issued by the 6 'smaller OPS CAs': 51; 
⇒ Staff needed for the AOCs issued by the 6 'smaller OPS CAs': 49.25; 
⇒ Staff needed if these AOCs where produced by the 'larger OPS CAs' (high 

estimate): 51*0.27 = 13.88; 
⇒ Staff needed if these AOCs where produced by the 'larger OPS CAs' (low 

estimate): 51*0.598 = 30.52; 
 

Resources gap reduction in 2013 (assuming instant implementation): approximately 19-35. 
FTEs: 

1. This resources gap reduction concerns year 2013. By 2020, the need for resources is 
expected to grow by 8.45% (average of 7.6% – 9.3% band) and therefore the reduction in 
the resources gap due to this option is expected to grow proportionally to 20-38 FTEs. By 
2030, the need for resources is expected to grow by 19.5% (average of 17.4% – 21.6% 
band) and therefore the reduction in the resources gap due to this option is expected to 
grow proportionally to 24-46 FTEs. 
 

2. This corresponds to a reduction in the budget required to fill the resources gap of about 
EUR 1.0-2.0 million/year (2013), about EUR 1.1-2.1 million/year (2020) and about EUR 
1.3-2.5 million/year (2030). The present value of this during the entire 2016-2030 time 
frame amounts to EUR13.0-24.6 million. This is valued by applying the average wage 
costs as presented in Annex IX to the required resources in FTEs. These are ‘plain’ wages 
costs and exclude overheads and employee related costs such as training. 

The above is a global estimate of the potential impact on reducing the resources gap. The 
actual impact depends on the actual number of NAAs that would voluntary transfer tasks as 
well as the number of tasks that they would transfer. 

Policy Option 1.4: A single aviation safety authority 
 
Under PO 1.4 EASA is the competent authority for aviation safety in the EU and allocates 
tasks to the NAAs. We assume that at least for the 3 largest domains of oversight activity 
(AIR, OPS, PEL), the implementation of tasks, for each domain, will be reallocated from the 
least efficient NAAs to those that achieving the highest performance quality.  

This is different from the calculation approach proposed for PO 1.3 where the transfer is 
based on a voluntary basis and therefore the assumption was that the transfers take place from 
smaller to larger NAAs regardless of their efficiency. 

In order to calculate the impacts of PO 1.4 on the reduction of future resources needs the 
following steps were followed:  

1. Creation of a basic resources/output ratio for each of the 3 largest domains considering a 
representative indicator for the workload under each domain. The selected indicators for 
this exercise are: aircraft in registry for AIR; AOCs issued for OPS; and ATOs supervised 
for PEL. 
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2. Calculation, for each of the 3 above domains of the average resources/output ratio for the 
20% (6) most efficient, the 20% (6) least efficient NAAs, as well as the average efficiency 
of the NAAs with a good performance according to EASA standardisation inspections.238 
 

3. Calculation of the sum of the output of the least efficient NAAs (i.e. total aircraft on the 
register of these NAAs; total AOCs and ATO approvals issued by these NAAs) and the 
sum of the resources needed for performing this output by (i) the most efficient NAAs and 
(ii) the NAAs with the best standardisation performance. 
 

4. Estimation of the resources needed if the output referred to in point (3) was to be 
performed by the most efficient NAAs or by an average efficiency rate of the most 
standardised NAAs. The resources needed in each of these 2 cases are calculated by 
multiplying the output of the least efficient NAAs with the resources/output ratio for the 
most efficient NAAs and that of the most standardised NAAs respectively for each of the 
domains examined. These figures are presented in the table underneath (rounded-up). 

 Ratio resources/output  Least efficient NAAs resources 
needed  

 

 Most 
efficient 

Least 
efficient 

CAs with 
best 
performance  

Least efficient 
CAs output 

Actual Performed 
by most 
efficient 

Performed 
by CAs with 
best 
performance  

Resources gap 
reduction 
(FTEs) 

AIR 0.0063 0.0366 0.0116 2966 a/c 108.45 18. 541 34.41 74-90 
OPS 0.2638 1.281 0.4323 226 AOCs 289.60 59.61 97.70 192-230 
PEL 0.0735 1.070 0.0988 43 ATOs 46 3.16 4.25 42-43 

 Total (2013) 308 - 363 
 Total (2020) Growth 8.45% 334-393 
 Total (2030) Growth 19.5% 368-433 

 
5. We estimate the range of resources impact to be between the 2 calculated values as an 

indication that scale efficiency will be also achieved after the activities are allocated to the 
most standardised NAAs. 
 

6. This resources gap reduction concerns year 2013. By 2030, the need for resources is 
expected to grow by 8.45% by 2020 and by 19.5% by 2030 (see Annex XI) and therefore 
the reduction in the resources gap due to this option is expected to grow proportionally to 
334-393 FTE by 2020 and to 368-433 FTEs by 2030. 
 

7. The above corresponds to a reduction in the budget required to fill the resources gap by 
about EUR 16.9-19.9 million/year (2013), about EUR 18.4-21.6 million/year (2020), and 
about EUR 20.2-23.8 million/year (2030). The present value of this during the entire 
2016-2030 time frame amounts to EUR 209-246 million. This is valued by applying the 
average wage costs as presented in Annex IX to the required resources in FTEs. These are 
‘plain’ wages costs and exclude overheads and employee related costs such as training.

                                                 
238 These is defined as the average efficiency rate of the CAs reported in the EASA standardization reports as having no 
supplementary Class C or D comments for 2012 and 2013. 
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ANNEX XIII 

CORRELATION BETWEEN EFFECTIVENESS OF STATE SAFETY OVERSIGHT AND ACCIDENT 
RATES 

 

Table: Critical Elements of State Safety Oversight System and Their Correlation with Accident Rates 
Critical Element Correlation with Accident Rates 
CE-6: Licensing, certification, authorisation and/or 
approval obligations 

Very strong 

CE-7: Surveillance obligations Very strong 
CE-3: State civil aviation system and safety 
oversight functions 

Strong 

CE-4: Technical personnel qualifications and training Strong 
CE-8: Resolution of safety concerns Strong 
CE-1: Primary aviation legislation Medium 
CE-2: Specific operating regulations Medium 
CE-5: Technical guidance, tools and provision of 
safety critical 
information 

Medium 

Source: ICAO, Report on the USOAP Comprehensive System Approach, Analysis of Audit Results, 
Reporting Period April 2005 to December 2008, Second Edition. 
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ANNEX XIV 

 

PROJECTED AVIATION SAFETY WORKFORCE TRENDS IN US 

 

Source: FAA, Aviation Safety FY 2014 workforce plan 
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ANNEX XV  

EXAMPLES OF PERFORMANCE BASED REGULATIONS 

 
Example: Fatigue risk management as introduced by Commission Regulation (EU) No 
83/2014 ("Flight Time Limitations" Regulation) 
The traditional regulatory approach to managing crew member fatigue has been to prescribe 
limits on maximum daily, monthly, and yearly flight and duty hours, and to require minimum 
breaks within and between duty periods. Prescriptive flight and duty time limits represent a 
simplified view of safety where being inside the limits is safe while being outside the limits is 
unsafe. This has two effects: (1) there will be pilots flying inside the limits who are unfit, and 
(2) there will be pilots that are not allowed to fly as they are outside the limits who are 
actually fit-to-fly. The former has a negative safety impact, the latter a negative economic 
impact. By applying a data-driven performance based approach based upon scientific 
principles and knowledge as well as operational experience which aims at ensuring that 
relevant personnel are performing at adequate levels of alertness (a Fatigue Risk Management 
System) the actual achieved level of safety performance is optimized and the negative impacts 
are reduced. 

 

Example: Proposed reorganisation of Certification Specifications ‘CS-23’ (EASA 
Advance Notice of Proposed Amendment 2015-6)  
The reorganisation of the current CS-23 introduces a new concept whereby the EASA 
certification specifications will be replaced by objective requirements that are design-
independent and applicable to the entire range of aeroplanes within CS-23. These objective 
requirements will be accompanied by acceptable Airworthiness Design Standards, where the 
design-specific details are captured. The new concept of objective rules of a higher abstract 
level accompanied by Airworthiness Design Standards allows the use of appropriate and 
proportionate standards as Acceptable Means of Compliance catering to the specific needs of 
different aeroplane categories covered. This flexibility is intended to encourage the 
introduction of safety enhancing features and reduce certification costs. Future amendments 
of these Airworthiness Design Standards will have to follow an industry consensus process 
only, which will allow for a faster adoption of new technologies and better up-to-date 
standards. Acceptance of these standards as Acceptable Means of Compliance to the objective 
rules will remain the responsibility of EASA. 
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ANNEX XVI 

Risk Hierarchy Concept 

 
The public consultations clearly showed that the general public, stakeholders and Member 
States expect the intensity of regulatory interventions to be proportionate to the level of risk 
posed by the different aviation activities, and to the ability of the user to control that risk. 
When the risk for the general public is low and the user has direct control over the risk, as is 
the case for example for recreational flying, the level of regulatory intervention can be lower. 
Where the risk for the general public is higher and the users have no control over the risk, as 
is the case for high capacity air transport, the level of regulatory intervention is expected to be 
high. 
 

High 

Low

A passenger who bought an airline ticket 

A person on the ground not involved in aviation activities 

A pilot flying his/her own aircraft 

A person flying for recreational purposes (e.g. a parachutist) 

A person transported for work related reasons (e.g. a worker transported in a company plane) 

A person employed as a member of an air crew 

A person working in the air (e.g. someone making aerial photographs) 

A person on the ground involved in aviation activities (e.g. airport ground worker) 

Need for public authority involvement in protecting the citizens 
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ANNEX XVII 

SAFETY MANAGEMENT SYSTEMS, SAFETY PERFORMANCE SCHEMES AND PERFORMANCE 
BASED RULES 

This annex gives an overview on the concepts of safety management systems, safety 
performance schemes and performance based rules, which form important elements of the 
policy options in the domain on proportionality and safety performance, and their possible 
advantages on safety. This overview is largely based on the findings of the support study on 
resources239 as well as the EASA report on ‘A Harmonised European Approach to a 
Performance Based Environment’240. 

1. Safety Management Systems: 

A safety management system is a pro-active system that identifies the hazards to the activity, 
assesses the risks those hazards present, and takes action to reduce those risks to an acceptable 
level. It then checks to confirm the effectiveness of the actions. The system works 
continuously to ensure any new hazards or risks are rapidly identified and that mitigation 
actions are suitable and where found ineffective are revised.241 An essential component of 
safety management systems is ‘safety assurance’, which requires safety performance to be 
measured and monitored using safety performance indicators and targets. Safety management 
applies to organisational, State and regional level and to all domains of aviation. It helps 
recognise interactions and interdependencies of the aviation system (EASA) 

2. Safety Performance Scheme: 

A ‘safety performance scheme’ is a scheme in which the safety performance is measured and 
monitored. Such a scheme relies in particular on the use of measurable and pertinent safety 
performance indicators based on a continuous collection and analysis of data. It can also 
include the adoption of relevant safety performance targets. Such a scheme contributes 
notably to monitoring whether an action which was implemented positively impacted on the 
level of aviation safety and can thus support reorienting efforts where appropriate. (Study) 

3. Performance based rules: 

Performance based rules refers to rules setting a desired measurable outcome defined in terms 
of performance, but the detail of achieving it is not prescribed (although best practice 
guidance may be provided). Performance indicators can be used to provide evidence of 
achieved levels of performance. 

4.  Advantages of performance based rules: 

                                                 
239 ECORYS, Performance Scheme and Performance Based Approach in the context of aviation safety (Support 
study on performance), Final Report, (2015). 
240 http://easa.europa.eu/newsroom-and-events/general-publications/harmonised-european-approach-
performance-based-environment 
241 Communication from the Commission to the Council and the European Parliament, Setting up an Aviation 
Safety Management System for Europe; (COM(2011)670), p. 3. 
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Experience has shown that simple compliance with prescriptive regulations does not 
guarantee safety alone. Performance based rules offers improvements by proposing safety 
performance indicators, targeting safety objectives and efficiently mitigating risks through a 
better focus on the outcome rather than only on the way something has to be done. It provides 
flexibility in the implementation rather than developing prescriptive rules for every 
eventuality.  

The key advantages of performance based rules are: 

- Better focus on achieving the desired performance. 

- Improved understanding of risks and clearer identification of the required mitigations. 

- More tailored oversight activities that focus activities on the areas of greater concern 
or need. 

- Efficiency through a better targeting of resources. 

- Better legislative adaptability and flexibility.  

- Improved focus on the individuals in the aviation system and their role in safety.  

- Will lead to a more active involvement and interaction of all actors in managing the  

system. 

5.  Process for developing performance based rules: 

A standard EASA rulemaking process would be followed as is the case today. Depending on 
the type of measure (implementing rule / or soft law material) the outcome of that rulemaking 
process would be either an opinion for the Commission or certification specification, 
acceptable means of compliance, or guidance material.  

EASA when developing a rule either establishes a rulemaking group with the involvement of 
industry and Member State authorities or develops the rule/proposal in-house.  

The priorities are defined in the rulemaking programme which is approved by the EASA 
management board (so the Member States) as part of the EASA work programme following 
opinion of the EASA advisory board (composed of the industry representatives). The 
rulemaking programme is linked to the European Aviation Safety Plan which identifies the 
issues of greater concern where a mitigating action has to be taken.  

However not all the risks require a rulemaking approach. Sometimes a safety promotion 
action, increased standardisation or guidance material is sufficient. Performance based rules 
can refer to acceptable industry standards, which then also reduces the rulemaking effort. 
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ANNEX XVIII 

WORKSHOP ON PERFORMANCE SCHEMES AND PERFORMANCE BASED APPROACH IN THE 
CONTEXT OF AVIATION SAFETY 

Brussels, 10 February 2015 
Conclusions 

 

• There is a need to clarify the concepts as not everyone understands 'performance' and 
related terms the same way 

1. Necessity of introducing performance elements in the EU system 

• There was an overall agreement on the need to go forward with both Safety 
Performance Scheme (SPS) and the Performance Based Approach to the Regulation of 
Aviation Safety (PBA) 

• With regards to the feasibility of SPS, the availability and accuracy of data is a key 
issue 

• Any change should be supported by a clear identification of its benefits (safety, 
economic etc…) 

• There is a necessity, both for SPS and PBA, to be gradual and to build over time on 
the basis of experience and capacity 

2. Safety performance Scheme 

• There was an overall agreement on the need  and benefits of measuring aviation safety 

• However it was recognised that certain specific areas might not be covered as they are 
not measurable 

• The development of an SPS will require time and should be a gradual process 
following a pragmatic approach 

• A SPS should rely on the industry input- it should follow a bottom up approach rather 
than a top down one 

• The introduction of SPS should follow a logical sequence of events (bottom up 
process): 

 The industry level with maturation of SMS and the State level with maturation of 
SSP should follow 

 Then the EU level with a possible development of EU SPIs 

 Finally, building on those experiences, EU SPTs might be developed. 

• Different SPIs and SPTs may be defined for the various aviation sectors 
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• There is a need to take into account the possible unintended consequences of SPTs on 
safety  

• Based on ATM experience, it should start with a safety monitoring phase for some 
years (with SPIs) before the definition of SPTs 

• The key success elements for SPS are:  

 A stable and effective SMS 

 Well-designed SPIs and SPTs 

 A strong Just Culture supporting reporting of data 

 An adequate oversight from the competent authorities (training needs) 

3. Performance-based approach to the Regulation of Aviation Safety 

• The introduction of Performance-Based Rules (PBR) should be gradual 

• A mix of options 2.1 and 2.2a might be the good way forward 

• The introduction of PBR should start with selected areas 

• It should not exclude the possibility for certain industry stakeholders to continue 
applying prescriptive rules 

• Industry shift to PBR should build upon strong and mature SMS 

• A proportionate way of regulating aviation safety might include the set-up of high 
level PBR in the legislation and the details in soft law 

• There was no general answer whether PBR should replace or complement prescriptive 
rules. This has to be assessed according to topic and type of rule.  

• Setting up both prescriptive and PBR on the same issue will be challenging for the 
oversight. The level playing field should be maintained  

• From industry perspective the international dimension should be taken into account 
when introducing PBR. 

• Oversight will be a key issue in the development of PBA: adapt oversight capabilities 
to PBR will require time and careful consideration 

• Developing collaborative oversight between authorities might support oversight in a 
more complex regulatory framework (with both PBR and prescriptive rules) 

• Shifting to PBR/PBA is expected to bring safety improvements. 

• PBR might also bring economic benefits. 
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ANNEX XIX 

Executive seminar on European aviation safety 

Florence, 23 February 2015 

The main conclusions of the seminar were as follows: 

(1) Performance based approach and risk based approach to regulation and oversight:  
a) We have already embarked on this transition. However there is a need to clarify what 

these concepts really mean in detail.  
b) This transition will mean a change in philosophy of working methods and required 

skill sets for regulated organisations and authorities. Although performance based 
approach may not be always applicable, the overall objective should be not to just add 
additional layer of regulation, but to  implement a genuinely new approach; 

c) The European Aviation Safety Plan and the State Safety Programme/Plan will be 
essential tools in this transition. 
 

(2) Optimisation of resources:  
a) It is not realistic to expect that it will be possible to significantly increase the 

resources – this is a political reality; 
b) There is a need for changing the working methods, and the transition to a 

performance and risk based approach is part of the answer; 
c) Reallocation of tasks and of resources should be considered; 
d) EASA and National Aviation Authorities should work as a single system, but 

not necessarily a single organisation; 
e) The pooling and sharing of inspectors should be facilitated; harmonised 

training and working methods are key to this;  
f) When it comes to EASA budget, there is a need to clearly differentiate 

between funding provided by industry and funding coming from the public 
budget. The part of the budget funded by industry should reflect the needs of 
the industry; 

 
(3) Scope of the system: 

a) There is a need for a regulatory framework for RPAS; 
b) There is a gap as regards ground-handling, as well as security aspects of 

airworthiness; 
c) There is a need for better coordination of research on aviation safety, and there 

is a role for EASA here; 
d) Cyber-security work needs to be better coordinated in EU; 
e) EASA could provide  add value in technical aspects of aviation security more 

broadly, provided it does acquire the necessary expertise; 
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ANNEX XX 

GENERAL INFORMATION ABOUT THE EU GROUND-HANDLING MARKET AND 
SAFETY OF GROUND HANDLING SERVICES242 

 
 
1. General overview of the EU ground-handling market 
 
It is difficult to estimate accurately the size and importance of ground-handling market in the 
EU, due notably to: (i) the diversity of ground-handling services: the present Directive 
96/67/EC distinguishes 11 categories of services, each one including several activities; and 
(ii) the fact that the companies intervening in these markets can be airports, airlines or 
independent companies, that do not necessarily publish public separate data for their ground-
handling activities or for each of their ground-handling activities. 

Commission and stakeholders' estimations assess the revenues of ground-handling in Europe 
to lie between 6 and 10 billion euros, and the employment in the ground-handling sector to be 
at the minimum 60,000.243 Global ground-handling market value was assessed to be around 
31 billion euros in 2007 (KPMG, 2008244) but this figure seems underestimated. The market 
is still very fragmented with over 400 operators worldwide and a combined market share of 
20% for the top 4 handlers (according to Swissport, 2008245): it has not witnessed the same 
level of regroupings as experienced by other aviation sectors such as the duty-free provider 
industry. However, this assessment is more or less verified depending on the considered 
ground-handling category.246 

Figure 7 below presents more detailed information about the number of ground handling 
companies in EU member states. 
 
2. Profitability of the ground-handling sector 

                                                 
242 The information presented in this Annex is based on the analysis performed by the Commission for the 
purpose of the 2011 proposal for a Regulation of the European Parliament and of the Council on ground-
handling services at Union airports and repealing Council Directive 96/67/EC. The information concerning 
safety of ground handling in the EU has been provided by EASA. 
243 IAHA estimates the number of workers to be around 60,000 for its members; Booz and co study found 
that approximately 40,000 people were working in the sole ground-handling independent companies, but 
put a warning that this figure is certainly underestimated. 
244Source: 
www.groundhandling.com/GHI%20Conf/downloads/updated%20papers/2008/04.02%20Robin%20Cartwright,
%20KPMG.pdf. 
245 Source: http://www.swissport.com/download/publications/swissreporter_2008_18.pdf. 
246 The catering services market for instance is relatively consolidated at global level with 3 main operators: LSG 
Sky chefs (30% of market share), Gate Gourmet (24%) and Servair (9%). On the contrary, other services such as 
aircraft internal cleaning services (which are a subcategory of category 6 "aircraft services") are still very often 
subcontracted to local cleaning companies, thereby representing extremely fragmented markets. For ramp and 
cargo handling services, some EU ground-handling players have gained market shares all over the world and are 
amongst the main providers worldwide. For instance SAS ground services is present at more than 160 airports in 
40 countries worldwide (incl. 25 EU countries); BBA at 200 airports worldwide (inc. 7 EU countries); 
Swissport: 176 airports in 38 countries worldwide (12 EU countries); Servisair: 128 locations worldwide (incl. 8 
EU countries); Menzies Aviation: 124 stations in 28 countries worldwide (incl. 8 EU countries); WFS: present in 
120 airports etc.  
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Currently the independent ground handlers use a wide range of business models and their 
ground handling business profitability varies significantly. The profit margins or Earnings 
Before Interest, Tax, Depreciation and Amortisation (EBITDA) as a % of revenues are in 
single digits and thus reflect the nature of the ground-handling business as a relatively 
commoditised, low cost margin business. This contrasts to the airline services industry with 
very low margins (3-4% over the period 1995-2008 source IATA) and airport business with 
higher margins of 10% on average (source: Infofinancials) representing some degree of local 
monopoly power.  

Staff costs represent the vast majority of the handlers’ costs (ranging from between 66% and 
75% of costs). 
Table: Number of ground-handling providers in the EU 27 and Switzerland, 2008 (Pax, Ramp, Cargo, Fuel, Flight 
Support and de-icing) 

 
 
3. Detailed overview of safety issues in ground-handling 

Aviation safety risks that arise from ground handling can be divided into the risks to 
passengers and personnel during the turnaround and those that have a knock-on effect during 
flight. There is a significant cross-over between health and safety in the workplace (on the 
ramp) and aviation safety. The ICAO definition of an accident includes injuries to people on 
the ground when an aircraft is being prepared for flight or when passengers and crew have not 
yet disembarked. In general, if an individual is injured by an aircraft or falls from an aircraft, 
it falls within the definition of an accident and the remit of occurrence reporting and is thus 
captured by the data. 

Risks on the ramp include: 

- Collisions between ground vehicles and aircraft causing both injuries and aircraft 
damage. Examples include a vehicle towing airstairs that tried to drive under the wing 
of an aircraft or tug drivers injured in collisions with aircraft; 
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- Injuries to passengers, crew or ground handlers as a result of falling from open aircraft 
doors or integral airstairs. This has been a particular problem where procedures are not 
followed or are inadequate, resulting in airstairs being removed from an aircraft 
without warning. 

- Aircraft damage during pushback, for example caused by tow-bar failures. 
- Incorrect pushbacks, such as turning the aircraft the wrong way or pushing back into 

taxiing aircraft. 
- Poorly maintained ramp areas, such as slippery aprons from excessive de-icing, 

damage to aircraft from so called Foreign Object Damage (FOD), unreadable signage,  

One occurrence that spans ramp and inflight safety risks is damage to aircraft where the 
damage is not reported when it happens but only found later. Reluctance to report such 
damage can stem from problems with just culture and from contractual obligations with 
regard to the cost of the damage. 

In flight risks associated with ramp errors include: 

- Loss of Control in Flight and Runway Excursion, related to 
o loading errors causing weight and balance problems 
o inadequate de/anti-icing 

- In-Flight Fire related to 
o cargo or baggage fires 

- System/ Component Failures and Malfunctions, related to 
o damage caused during the turnaround process 
o de/ anti-icing errors (such as fluid ingress into systems and components) 

- Aircraft structure/ pressurisation problems 
o This is a particular risk for composite aircraft where the exterior surface of the 

aircraft can appear undamaged, but significant damage has occurred below the 
surface. This risk will increase as yet more composite aircraft enter service. 

The majority of fatal accidents worldwide involve people struck by rotating propellers, falling 
from aircraft or being sucked into engines. A minority involve loading errors that 
subsequently cause control problems in flight. These have so far only occurred on cargo 
flights and so the number of fatalities is low relative to other aviation accident types, although 
cargo can also be carried on passenger flights. A higher number of fatalities occur where de/ 
anti-icing errors have happened, since these have occurred on both passenger and cargo 
flights.  

More unusual but nevertheless severe and sometimes high-profile occurrences include: 

• During the winter of 2005 and for some following winters, over-use of anti-icing fluids 
led to control restrictions on aircraft with non-powered flight controls such as the DHC-8, 
EMB 145 and BAE 146. See UK AAIB Report EW/G2006/01/14. 

• Incorrect application of de or anti-icing fluid has led to contamination of the APU, 
resulting in fumes in the cabin and, on a few occasions, the complete disintegration of the 
APU. 
 
3.1. Specific accident and incident data 

Figures presented in this section are for Part-CAT large aeroplanes where EU/EFTA Member 
State was the State of Occurrence, Registration or Operation.  
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The ADREP database has records of seven fatal accidents in the last 20 years and a total of 
eight fatalities. 

- 06 Jul 1996, HAL748 - Marshaller walked backwards into propeller - 2 POB - 1 OG Fatal 
- No Damage 

- 18 May 1997, ATR72 - Ground mechanic struck by propeller while removing a chock - 
53 POB - 1 OG Fatal - No Damage 

- 12 Jan 1999, F27 - Aircraft pitch up following flap deployment due to load exceeding aft 
CofG, subsequent load shift and collision with building - 2 POB – 2 Fatal - Aircraft 
Destroyed 

- 05 Sep 2001, B777 - Ground fire during refuelling, killing aircraft fueller - 26 POB - 1 
OG Fatal - Minor Damage 

- 17 Sep 2002, ATR72 - Ground Handler struck by propeller during parking - 37 POB - 1 
OG Fatal – Minor Damage 

- 01 Feb 2005, A319 - Cabin crew fell from rear door when steps removed before closing - 
104 POB - 1 Fatal - No Damage 

- 11 Nov 2012, A320 - Loading operative caught between loader and baggage door - 5 POB 
- 1 Fatal - Substantial Damage 

Since 1st January 2005, ground handling occurrences have formed 6% of fatal accidents, 15% 
of non-fatal accidents and 2% of serious incidents. During that time, there were 84 ground 
handling related accidents and serious incidents (Figure 8). The apparently low proportion of 
serious incidents relates to a lack of risk perception when accidents only nearly happen – 
because the aircraft is usually on the ground, it is assumed that what happened was not 
serious. 

Table: Number of ground handling occurrences per year 

 
Injury statistics (Table 11) from the European Central Repository over a six year period show 
no overall trend in the numbers of injuries, except that there has been an increase in minor 
injuries.  
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Table 15: Injuries associated with ground handling incidents 

Year Fatal Serious Minor 
2009 

 
1 7 

2010 
 

3 2 
2011 

 
2 4 

2012 1 1 17 
2013 

 
3 12 

2014 
  

11 
Total 1 10 53 

Over 20,000 risk-bearing ground handling occurrences were reported to the European Central 
Repository (ECR) in a six year period by member states, an average of approximately 3,500 
per year.  However, the number of all types of occurrence reported to the ECR has increased 
over the past six years as changes within Member States enabled better reporting. To 
normalise the figures compared with overall reporting, the proportion of ground handling 
occurrences reported to the ECR in comparison with all occurrences reported was calculated, 
showing that between 9 and 11% of risk-bearing occurrences related to ground handling in the 
period 2009-2014. This is a high proportion of occurrences for a sector that is not directly 
regulated and the figures do not include records that are not considered severe enough to be 
classed as occurrences, but which may be costly in terms of aircraft damage and delays. Work 
with ground handling companies and airlines have identified significant under-reporting in 
this sector, due to the lack of understanding and guidance relating to ground handling 
reporting.  

Further analysis of ECR data showed that in 2013 ground handling occurrences were more 
common than aerodrome occurrences, security problems, bird strikes, airborne conflict, 
power-plant malfunctions and runway incursions, to list but a few. It was the fourth most 
commonly applied occurrence category, behind “other”, ATM/CNS errors and system or 
component failures. 

Analysis of event codes shows that the majority of RAMP occurrences relate either to loading 
errors or to near-collisions and collisions on the ramp or during parking and pushback. 
Collisions can be either with ground servicing vehicles or with other aircraft. As stated above, 
these collisions/near collisions and loading errors carry in-flight safety risks as well as 
causing problems on the ground. A request to the Network of Analysts regarding unreported 
damage to aircraft as a result of collisions revealed that reporting varied, with one country 
estimating that 5% of aircraft damage was found later instead of reported at the time, while a 
second country put this estimate as high as 14%. Although this is a current safety risk, the 
introduction of composite aircraft increases the importance of reporting collisions and near 
collisions, owing to the difficulty in detecting damage to composite materials. 

3.2 Ongoing safety initiatives 

European and international safety initiatives have been initiated with the intention of raising 
the profile of ground handling, streamlining airline auditing of ground handlers and 
improving safety. Examples include: 

- UK Ground Handling Operations Safety Team (GHOST): actions have included 
awareness campaigns for aircraft loaders during the Olympics, advisory material to 
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support reporting and just culture campaigns, , amendments to CAP 168 – Licensing 
of Aerodromes 

- ECAST Ground Safety Working Group (GSWG): research into human factors in 
ground handling, proposals for a standardised ground handling training syllabus and 
coordination with other initiatives; 

- IATA ISAGO and IGOM: the IATA Safety Audit of Ground Operations has 
developed a common audit programme for ground handlers and airlines, with the aim 
of reducing the number of audits a ground handler must undergo and raising the 
standard of audits.  The IATA Ground Operations Manual Task Force meets twice per 
year to attempt to standardise ground handling operations; 

Part of the problem with voluntary initiatives is that the cost of the initiatives adds to the cost 
of service in a very competitive environment for contracts. Furthermore, the attendees to such 
groups are often the safety managers or members of the safety team, but not the budget 
holders or managing directors. Anecdotally, many of those responsible for safety in ground 
handling companies would prefer to have regulation in place because it strengthens their case 
for investments, however this will not necessarily be supported by their senior management, 
unless it can be made clear that the same regulations and oversight will also apply to their 
competitors. 

Despite these initiatives, the occurrence data does not indicate any significant change or 
improvement in ground handling safety. There is no indication that voluntary initiatives have 
been effective at a European level. Although initiatives such as the GHOST have been 
productive, they work because they are local and involve targeted actions. Thus, motivation to 
join in the initiatives is better and follow-up is easier. This in some cases one-to-one and 
personal approach cannot be replicated at a European level.  

3.3 International developments 

Since 2012 the International Civil Aviation Organisation (ICAO) has also been looking at the 
safety of ground-handling services. The problem statement from ICAO in the related job-card 
to the Aerodrome Panel (AP, now the ADOP) states “(t)hat there is a need to look at the 
safety, efficiency and standardisation issues associated with ground handling and determine 
the status and future needs for ICAO provisions in relation to ground-handling at 
aerodromes”.  

In the beginning of 2015 the ICAO task force under the ADOP will report on its results and 
come forth with the following identified primary safety issues: 

• Mass and balance, load distribution and securing; 
• De-icing; 
• Ground collisions. 

The group will also present the following recommendations in its imminent report: 

1. SMS for Ground Handlers; 
2. ICAO Circular on industry best practices (industry standards); 
3. In the long term ICAO Annex dedicated to ground handling (very unlikely); 
4. Oversight not decided but presumably aerodrome operator proposed. 
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At the same time ADOP group concedes that SMS does not resolve the operational safety 
issue with ground collisions, which is really more a matter for the aerodrome operator and the 
enforcement of local apron and runway safety procedures. At the same time it is also realised 
that full SMS might be excessive with non-aircraft safety related ground handling services 
(such as catering) and that therefore probably a selection of the most relevant ground handling 
categories be necessary. 

Furthermore there are difficulties in implementation, as the idea of oversight over ground 
handling by aerodrome operator conflicts with aircraft operator’s responsibility for its 
subcontractors. Any future ICAO or EU provisions would have to ensure to minimise the 
duplication of responsibilities and give a correct dimensioning of oversight resources and at 
the same time empower the aerodrome operator vis-a-vis ground handling service providers.  

In its work, the Task Force is collaborating with the Safety Management Panel (SMP) and the 
Air Operations Panel (OPSP). 

3.4 Conclusions on safety of ground-handling 

Errors on the ramp form a significant proportion of accidents and incidents involving 
commercial aeroplanes each year (10%). The majority of accidents occur on the ramp itself 
and the majority of fatal accidents involve one fatality. However, some of the errors that occur 
during the turnaround have serious consequences during flight, such as loss of control, 
runway excursion or in-flight fire.  

Additional conclusions are as follows: 

• Errors involving ground handling have clear in-flight safety risks that have caused 
fatal accidents, accidents and serious incidents. 

• In addition to in-flight risks, there are risks on the ramp to passengers and personnel. 
The definition of Annex 13 includes these injuries, therefore they fall within the 
purview of aviation safety regulation and not just local health and safety. 

• Ground damage to aircraft is very common but is an increasing risk, owing to the 
difference in appearance between significant damage to conventional aircraft and 
composite aircraft. As the number of composite aircraft in service increases, ground 
damage becomes a higher in-flight safety risk.  

• Recent data shows that ground handling occurrences form approximately 10% of all 
aviation safety occurrences and this figure has not changed significantly over the past 
5 years. 

• There is no evidence that Europe-wide voluntary safety initiatives have had a 
significant impact in improving ramp safety. 

 

 

 

 

 

 



 

149 

 

ANNEX XXI 

MAIN ISSUES AFECTING THE EU AVIATION SAFETY SYSTEM 

 
Source: European Aviation Safety Plan (edition 2014-2017) 

Figure 5: Categories of fatal and non-fatal accidents involving EU/EFTA operated aeroplanes (2004-2013) 
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Source: EASA, Annual Safety Review (2013) 
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Annex XXII 

Overview of the draft Network Information Security (NIS) Directive 

The NIS Directive was proposed by the Commission in 2013 and at the end of 2015 was in 
the final stages of negotiations between the European Parliament and the Council. The 
proposal aims to ensure a high common level of cybersecurity in the EU, by: 

The proposed NIS Directive is a key component of the overall EU cybersecurity strategy and 
would require all Member States, key internet enablers and critical infrastructure operators 
such as e-commerce platforms and social networks and operators in energy, transport, 
banking and healthcare services to ensure a secure and trustworthy digital environment 
throughout the EU. The proposed NIS Directive lays down measures including:  

(a) Member State must adopt a NIS strategy and designate a national NIS competent 
authority with adequate financial and human resources to prevent, handle and respond 
to NIS risks and incidents;  

(b) Creating a cooperation mechanism among Member States and the Commission to 
share early warnings on risks and incidents through a secure infrastructure, cooperate 
and organise regular peer reviews;  

(c) Operators of critical infrastructures in some sectors (financial services, transport, 
energy, health), enablers of information society services (notably: app stores e-
commerce platforms, Internet payment, cloud computing, search engines, social 
networks) and public administrations must adopt risk management practices and report 
major security incidents on their core services. 

The proposed NIS Directive does not mandate specific technical requirements, which can be 
developed at sectorial level.  
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ANNEX XXIII 

GLOSSARY OF MAIN TECHNICAL TERMS 

 

Acceptable Means of Compliance (AMC): are non-binding standards adopted by EASA to 
illustrate means to establish compliance with Regulation (EC) No 216/2008 and its 
Implementing Rules. 
 
Air Operator's Certificate (AOC): certificate delivered to an undertaking confirming that the 
operator has the professional ability and organisation to ensure the safety of operations 
specified in the certificate. 

Air Services Agreements (ASA): international agreement which governs the conditions and 
procedures for the conduct of international commercial air transport operations. 

Annex II aircraft: Aircraft listed in Annex II to Regulation (EC) No 216/2008, and which are 
excluded from the scope of that Regulation and its Implementing Rules. 

Certification Specifications (CS): ‘Certification Specifications’ are technical standards 
adopted EASA indicating means to show compliance with the essential requirements to 
Regulation (EC) No 216/2008. 
 
Commercial air transport (CAT): means an aircraft operation to transport passengers, cargo 
or mail for remuneration or other valuable consideration. 

European Organisation for the Safety of Air Navigation (EUROCONTROL): An international 
organisation established in 1960 to work for seamless, pan-European air traffic management. 

General aviation (GA): those flight activities not involving commercial air transportation or 
aerial work, and where aerial work means operations used for specialized services such as 
agriculture, construction, photography, surveying, observation and patrol, aerial development, 
etc. 

Guidance Material (GM): is non-binding material issued by EASA to assist in the 
understanding of the Regulation (EC) No 216/2008, its Implementing Rules and Certification 
Specifications. 

State aircraft: means aircraft while carrying out military, customs, police, search and rescue, 
firefighting, coastguard or similar activities or services. 

International Civil Aviation Organisation (ICAO):  Specialised UN body established by the 
1944 Convention on International Civil Aviation. The aims and objectives of ICAO is to 
develop the principles and techniques of international air navigation and to foster the planning 
and development of international air transport. 
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Instrument Flight Rules (IFR):  Rules and regulations established to govern flight under 
conditions in which flight by outside visual reference is not safe. IFR flight depends upon 
flying by reference to instruments in the flight deck, and navigation is accomplished by 
reference to electronic signals. 

Instrument rating (IR): A privilege given to a pilot to flight under IFR. 

Maximum take-off mass (MTOM): The maximum takeoff mass of an aircraft is a value 
defined by the aircraft manufacturer. It is the maximum mass at which the aircraft is certified 
for take-off due to structural or other limits. MTOM is usually specified in units of kilograms 
or pounds. The mass is a fixed value and does not vary with changes in temperature, altitude 
or runway available 

Network Manager: A body designated under the Single European Sky legislation to perform 
certain functions and duties with respect to the management of European ATM network. In 
2015 the functions and duties of the Network Manager were entrusted to EUROCONTROL. 

Qualified Entity (QE): Means a body which may be allocated oversight or certification tasks 
by EASA or by a national aviation authority under Regulation (EC) No 216/2008. 
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SECTION 1: INTRODUCTION AND POLITICAL CONTEXT  

Unmanned aircraft have been considered a possibility since decades. Their existence is 
acknowledged in the Chicago Convention, which regulates international civil aviation since 
1944. In reality such aircraft have until recently been used almost exclusively by the military. 
Technological progress has now reached a point where civil aviation applications have 
become technologically feasible and economically viable. It is the combination of innovation 
in ever lighter and stronger materials, software development, data processing and 
miniaturisation at ever lower cost which makes this development possible. Annex VI provides 
general background information on drone technology. 
Graph 1: The bundle of drone technologies 

 

Source: Safran presentation, 2015 1 

 

In particular the category of remotely piloted drones, called Remotely Piloted Aircraft 
Systems (RPAS), has been expanding rapidly in recent years. It is estimated that about 10% 
of civil aviation will be unmanned in just ten years' time from practically none today. 2 Just as 
the productivity of many jobs now depends on internet or mobile phone use, drone services 
will become an important tool and part of many businesses, supporting the competitiveness of 
various industries. The most obvious sectors where drone applications have already started are 
agriculture, television and movie industry, and aerial services such as inspections of pipelines, 
railway lines or electric lines. Drones will also become integrated in transport and logistics 
chains. Finally, there are more innovative sectors, such as energy provision or satellite 

                                                 
 

1  This graph represents military equipment, but is of course also applicable to commercial operations. 
2  Marsh&McLennan, (2015) p1. 
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coverage where drone operations may enable new methods of production and delivery.3 In the 
longer term, drone technology may not only enable new applications but also transform air 
transport itself, as technologies steadily take over more and more tasks from humans also on 
large aircraft. 4 Drones thus carry the promise of a disruptive technology, opening up 
previously impractical unavailable or uneconomical aerial applications and replacing existing 
services at a dramatically lower cost. 

Drone manufacturing, operation and maintenance are likely to see strong growth. The public 
consultation found that all stakeholders envisage applications to develop within five years for 
professional activities (99%) or for daily life purposes (80%). 5 Together with the contribution 
of new drone services to the competitiveness of other sectors, a strong direct and indirect 
impact on growth and jobs may be expected.6 The world market is forecast to more than 
double by 2022 and represent by then around 4bn euro per year. Europe would represent 
about 25% of the world market.7 In terms of jobs, for Europe, employment is estimated to 
increase to about 150,000 jobs by 2050 in manufacturing 8 hence excluding drone operator 
services employment. In the USA, a study forecasts that in the first three years of integration 
of drones in the national airspace more than 70,000 jobs will be created with an economic 
impact of more than $13.6 billion. The number of jobs created through new drones activities 
in the US is estimated to exceed 100,000 by 2025. 9 In any case, drone activities start off 
mostly in countries where drone rules are adopted – see Table 1. 

The full potential of drones will only be realised if they can safely fly in non-segregated 
airspace – alongside manned aircraft. 10 This is not the case today, as drones face operational 
restrictions and diverging national standards. A number of other legal, operational and 
technical issues linked to the civil use of drones, like liability and data protection, also hamper 
their deployment.  

1.1 EU LEGAL CONTEXT 

Drones fall under the definition of aircraft, as laid down in the Chicago Convention system. 
This means that the aviation rules, principally safety rules, apply to drones and drone 
operations.11 

In the EU, Regulation (EC) 216/2008 ("Basic aviation safety regulation") establishes the 
principles for EU safety rules and division of tasks between EU and national authorities. 

                                                 
 

3  Annex IV provides more background information. 
4  See also Annex VI for more information. 
5  The exceptions are the air navigation service providers where only 40% did see daily applications happen in such 

short time period. 
6  Annex VI provides an overview of the most commonly referenced market studies. 
7  TEAL group 2013 Market Profile and Forecast 
8 Estimate provided by ASD, the AeroSpace and Defence Industries Association of Europe. 
9 AUVSI, (2013), "The Economic Impact of Unmanned Aircraft Systems Integration in the US", 574p.  
10  Segregation – keeping the drones away from manned air traffic – is burdensome and complicated to manage and 

reduces the overall capacity of the aviation network. After all, it is expected that manned aviation will evolve to 
single-pilot operations and, eventually, to unmanned operations. 

11  Other relevant rules concern liability, privacy and data protection, and environment. They are given in Annex IV. 
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Detailed safety rules have been adopted in the form of Commission implementing regulations 
covering all aspects of aviation safety: airworthiness, operations, crew licensing, rules of the 
air. The EU is competent for regulating unmanned aircraft above 150kg, with some 
exceptions. 12 The weight criterion was not introduced to regulate the bigger unmanned 
systems, but to avoid that the EU would regulate model aircraft. The current regulatory 
framework is ill suited for drones and drone operations and would lead to burdensome 
regulation.13 No specific rules have been developed yet, but the European Aviation Safety 
Agency (EASA) has received two applications for type certification. 

The basic aviation safety Regulation functions at three levels – as compared to more typical 
EU product safety rules which functions in two layers. Typical product safety directives lay 
down quite specific requirements which are then detailed in European industry standards. The 
standards serve as acceptable means of compliance but are not strictly speaking binding. In 
aviation safety regulation, the basic Regulation only lays down the general framework, 
including procedures and essential (safety and other) requirements. Detailed binding rules are 
adopted in delegated acts.14 The essential requirements and the underlying delegated acts 
address the following core areas in respect of flight operations: airworthiness (the aircraft 
must be capable of flying safely); operations (how flights are planned, prepared and 
executed); and air crew (what specific knowledge, competences and skills flight crew must 
have). The three core areas are completed by requirements for the "infrastructure", i.e. 
aerodromes and air traffic management (the safety requirements for the 'infrastructure' of 
aviation).  

Graph 2: Regulation (EC) 216/2008 and the structure of delegated acts 15 

 

The essential requirements translate in a series of delegated acts. For instance, airworthiness 
needs to give detailed rules to make an aircraft airworthy ("Part 21") and to indicate how the 
aircraft must be properly maintained ("Part M"). For air crew, detailed rules determine exactly 

                                                 
 

12  Except those used for military, customs, police, search and rescue, firefighting, coastguard or similar activity or services 
(article 2 basic regulation) or specifically designed or modified for research, experimental or scientific purpose to be 
produced in very limited numbers (annex II Basic regulation). 

13  Supported by the public consultation. See Annex III for more details on the consultation process. 
14  Delegated acts are European regulations adopted by the Commission that amend and complement legislation adopted by 

the European Parliament and Council. In this case, the substance of the delegated acts could be compared to the Annexes 
of the Product Safety Directives, like e.g. the Machinery Directive (2006/42/EC). 

15  The technical terms indicate specific areas, as explained below. 
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what competences flight crew must acquire to obtain their license ("Part FCL"). The technical 
rules may be completed by specific industry standards. In aviation, most standards are 
developed by the aviation specific body EuroCAE.16 

The basic EU framework for aviation safety regulation, which is mainly established by 
Regulation (EC) 216/2008 is complemented by other EU legal instruments. The most relevant 
in the safety area are the rules on accident investigation and on occurrence reporting and 
analysis.17 These rules refer to Regulation (EC) 216/2008 and also exclude drones below 
150kg. As drones are aircraft and become integrated in the aviation system, significant drone 
incidents should be reported and accidents should be investigated if that contributes to the 
overall safety of the system. Beyond safety, other relevant rules relate to EU product safety 
regulation, privacy, insurance and environmental rules. Section 2.4 below and Annexes IV 
and V provide more details.  

In the absence of a specific EU regulatory framework on lighter drones below 150 kg, certain 
aspects of these drones are already subject to product safety directives under the general 
market surveillance framework of Regulation (EC) 765/2008.18 This is the case e.g. for the 
General Product Safety Directive 2001/95/EC, which provides that economic operators must 
guarantee the safety of consumer products placed on the EU market. Similar horizontal 
legislation also applies to materials that are used in aircraft manufacturing, where especially 
the chemical treatment is sometimes safety critical. 19 

The Radio Equipment Directive 2014/53/EU provides that equipment must effectively use the 
radio spectrum and not cause harmful interference. The Machinery Directive 2006/42/EC 
provides obligations to manufacturers, including labelling and providing information to the 
end user on the safety risks of the product. The smallest drones which are only used for 
leisure may also fall under the scope of the Toy Safety Directive 2009/48/EC. These 
directives however do not contain any precise reference to drones.20 

Privacy issues are covered by Article 8 of the European Convention for the Protection of 
Human Rights and Fundamental Freedoms and Article 7 of the Charter of Fundamental 
Rights of the European Union. The right to protection of personal data is set out in Article 8 
of the Charter of Fundamental Rights of the European Union, in Article 16 of the Treaty on 
the Functioning of the European Union ('TFUE') and is regulated in Directive 95/46/EC of the 
European Parliament and of the Council of 24 October 1995 on the protection of individuals 
with regard to the processing of personal data and on the free movement of such data. The 
processing of data is regulated in Regulation (EC) No 45/2001, 21 insofar as it is carried out 

                                                 
 

16  The European Organisation for Civil Aviation Equipment is a non-profit organisation dedicated to aviation 
standardisation since 1963, where CEN/CENELEC/ETSI are providing "general industry" standards. The US 
counterparts are the SAE (Standards of Automotive Engineers), RTCA (Radio Technical Commission for Aeronautics) 
and ASTM (American Society for Testing and Materials). 

17  Annex IV gives the exact references. 
18 See AnnexIV.7 Product harmonisation legislation 
19  EASA and the European Chemicals Agency have established a working relationship with regard to the implementation of 

REACH. 
20 See Annex IV.7 for more details. 
21 Regulation (EC) No 45/2001of the European Parliament and of the Council of 18 December 2000 on the protection of 

individuals with regard to the processing of personal data by the institutions and bodies of the Community and on the free 
movement of such data 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/AUTO/?uri=celex:32001R0045
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by Union institutions and bodies in the exercise of activities all or part of which fall within the 
scope of Union law. 

As regards environmental performance, drones are not subject to the noise and gaseous 
emissions standards laid down at EU level, such as the directive on noise emission in the 
environment by equipment for use outdoors. 22. 

1.2 EU POLICY CONTEXT 

For years drones have been used for military purposes. The European Summit of 
19 December 2013 on the Future Defence Policy made a commitment to enhance Europe´s 
military (drone) capabilities, including through regulatory as well as R&D activities; and 
welcomed efforts to integrate drones into the European civil aviation system as from 2016.23 

This impact assessment constitutes the follow-up to the Commission Communication "A new 
era for aviation – Opening the aviation market for remotely piloted aircraft systems [RPAS] in 
a safe and sustainable manner" published on 8 April 2014. This Communication concluded 
that “the RPAS market poses a real opportunity to foster job creation and a source for 
innovation and economic growth for the years to come. It also poses new challenges related to 
safety, security and respect of citizens’ rights which must be tackled before RPAS can be used 
on any serious scale in a civilian environment. The lack of harmonized regulations across 
Europe and of validated technologies forms the main obstacle to open the RPAS market and 
to integrate RPAS in European non-segregated airspace. Industry is urging rapid steps 
towards the establishment of an enabling RPAS regulatory framework.”24 

The Transport Council, in its meeting of 8 October 2014, welcomed the Commission 
initiative to start working on a European regulatory framework for drones. The EU 
Presidency, with support of the Commission, organised a high level conference on drones, 
where the aviation community established the basic principles for the integration of drones in 
the aviation system in the so-called "Riga Declaration".25 

This initiative is part of the European Commission’s "Aviation Package for improving the 
competitiveness of the EU aviation sector", included in the 2015 Commission Work 
Programme. This package also includes a wider revision of the basic aviation safety 
Regulation (EC) 216/2008 that should reflect 10 years' experience of the EU aviation system. 
The revision should make the aviation system more flexible and performance based. It is 
therefore envisaged to include in that proposal also the necessary new framework rules 

                                                 
 

22  Directive 2000/14/EC of the European Parliament and Council of 8 May 2000 on the approximation of the laws of the 
Member States relating to the noise emission in the environment by equipment for use outdoors. This statement applies to 
drones with a weight of less than 150kg. 

23  The Council… underlines the need to intensify EU-level cooperation on RPAS. In this regard, it encourages the European 
Commission to establish the regulatory framework for an initial RPAS integration into the European Aviation System by 
2016. It supports appropriate R&D activities for this integration to be undertaken by SESAR (Single European Sky ATM 
Research) Joint Undertaking as soon as possible, as well as close synergies between EDA, SESAR Joint Undertaking and 
the Member States in the development of technologies needed for air traffic insertion and anti-collision and 
complementarity between EASA and EDA in the development of a pertinent certification system; 

24  COM/2014/207 final.  
25  See Annex VII - http://ec.europa.eu/transport/modes/air/sign-up/index_en.htm. 
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relating to drones, in line with the conclusions of this impact assessment.26 The proposal will 
then open the way for the adoption of more detailed rules with their own regulatory impact 
assessment once the legal basis is created. Drones will in particular benefit from the greater 
flexibility that the safety framework will offer, as the rules and procedures would become 
better accommodated to the risk of the operation – which in the case of drones ranges from 
practically none to risks equivalent to risks associated with manned aviation. 

1.3 INTERNATIONAL CONTEXT 

There are no international rules on drones yet except for the requirement under the Chicago 
Convention on international civil aviation to obtain a specific authorisation to operate a drone 
from the national competent authorities.27  

The International Civil Aviation Organisation (ICAO), the UN body dealing with 
international civil aviation created in 1944 by the Chicago Convention, has adopted a circular 
and an RPAS manual, introducing some basic definitions and principles on the rules of the 
air. 28 ICAO recently launched an institutionalised process to develop standards and 
recommended practices. Such ICAO standards are included in Annexes to the Chicago 
Convention. They are binding on States, but they require transposition into national law in 
order to affect the participants in civil aviation such as aircraft operations. Also, the standards 
are often quite generic and require additional detail in national law to be made truly 
operational. Most of these standards are now transposed in the European ICAO States through 
EU Regulations. The same would be applicable for any new ICAO standards on drones. Two 
important limitations are to be noted. Firstly, ICAO standards are binding only for 
international traffic, i.e. in practice only for large drones used in specific operations which 
require crossing borders. Secondly, States (in this case the EU) may deviate from ICAO 
standards and "file a difference" to ICAO, provided their alternative approach is able to meet 
the objectives of the ICAO standards. This offers a degree of freedom to organise drone 
operations inside the EU, with the caveat that alternative approaches may not be recognised 
by third countries for operations in their airspace. The ICAO Manual on Unmanned Aircraft 
states recognises this where it states "states may agree mutually upon simpler procedures 
through bilateral or multilateral agreements or arrangements for the operation of specific 
remotely piloted aircraft or categories of remotely piloted aircraft. This will reduce the 
workload on RPAS operators and the state authorities. The same objective may be reached 
through regulatory measures at regional levels."29 Finally, it should be remembered that the 
need for "filing differences" is greatly reduced when the EU and its Member States are 
effective in shaping ICAO rules to meet our needs. European States carry considerable weight 
in ICAO both through their number and the size of their aviation industry, and through the 
expertise they bring to the discussions at ICAO. 

The Joint Authorities for Rulemaking on Unmanned Systems (JARUS) was set up as an 
ad hoc intergovernmental forum to discuss drone regulation. It enables exchange of 
                                                 
 

26 The new basic aviation safety Regulation would implement policy option 2, while leaving open the precise way of 
implementing suboption 2.1. 

27  Art. 8 of the Chicago Convention. 
28  Amendment 43 to Annex 2 to the Chicago Convention on the rules of the air. See annex for the reference. 
29  Chapter 3 of the ICAO RPAS Manual, Doc. 10019 AN1507 of 2015 
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information and best practices among a large number of industrialised states but it cannot 
adopt binding rules.30 EU Member States and EASA are engaged in the JARUS process 
(EASA now chairs it), as it offers an opportunity to work towards a global consensus on the 
approach to drone regulation. The EU experts will also drive the ICAO process and will 
ensure coherence between the activities of the two organisations. The EU is committed to 
follow as far as possible the JARUS process and find consensus; however, the JARUS 
process should not prevent the EU from adopting the necessary rules to regulate drone 
operations in Europe when consensus may not be found (in due time). 

Non-EU countries are also working towards the adoption of drone specific rules to allow 
civil operations. Active countries for the operations of civil drones, for instance Japan, 
Canada, New Zealand and Australia, have adopted national rules. In Japan, the regulations 
were conceived specifically for the agriculture sector and are managed by the Ministry of 
Agriculture. Only recently, Japan amended its aviation act to regulate drones in a more 
general way.31 Australia has adopted specific drone rules for commercial air work (e.g. aerial 
photography). The requirements include a pilot licence, but the level of the requirements is 
relatively easy to meet. The recreational use of drones remains free and only flights that risk 
mixing with manned aircraft are forbidden. Also New Zealand has very few limitations for 
operations with drones up to 25kg, as long as the operation is not conducted close to an 
airport, remains in the line of sight of the pilot and below 400ft, and the operator has the 
consent of people whose land is overflown.32 Canada has been providing over 3,200 operating 
certificates in the period 2007-14 on the basis of a risk assessment of the operator for 
individual operations or for a type of operations ("blanket certificate"). Recreational use of 
drones up to 35kg is free. Currently Canada is reviewing its rules in order to reduce the 
number of cumbersome individual risk analyses. The U.S. Federal Aviation Administration 
has adopted a roadmap33 and is mandated by the U.S. Congress to allow drone civil 
operations starting from 2015. Progress has been slower than expected, and the US has, until 
now, pursued a quite restrictive policy. Based on the ICAO 'authorization process', the Federal 
Aviation Authority (FAA) has been granting individual exemptions to operators from 2012 
onwards. Given the increasing backlog, the FAA has recently moved to blanket exemptions 
until a general rule for small drones will be adopted (expected for 2017).34 

Industry is also involved in the above forums of ICAO and JARUS, and is working towards 
the development of industrial standards. The standardisation body for aviation EUROCAE 
has established two specific working parties on drones. However, the standard-setting agenda 
is difficult to decide in the absence of a clear regulatory agenda. 

                                                 
 

30 JARUS is an international group of Aviation Authorities, comparable to the former Joint Aviation Authorities, with an 
ever growing global membership. At the moment of preparation of the report, the membership included AT, Australia, 
BE, Brazil, Canada, CH, China, CZ, DE, DK,SP, FI,, FR, GR, Japan, Ireland, Israel, IT, MT, NL, NO, PL, Qatar, Russia, 
Singapore, South Africa, SV, UK, USA are members, together with Eurocontrol and EASA. 

31  Since the security forces found a drone on the roof of the Prime Minister's building in April 2015, the authorities have 
introduced operating restrictions to ban flying in the vicinity of official buildings, dense residential areas and particular 
places that attract crowds. 

32  http://www.caa.govt.nz/rules/Part_101_Brief.htm 
33  https://www.faa.gov/uas/media/UAS_Roadmap_2013.pdf 
34  See Box 2 p. 18 for more details. 
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SECTION 2: WHAT PROBLEMS ARE TO BE ADDRESSED? 

2.1 DESCRIPTION OF THE MAIN PROBLEMS  

2.1.1 The current regulatory system hampers market development 

The existing aviation rules do not properly address the specificities of drones. Drones include 
many different types of aircraft performing a variety of different missions, ranging in terms of 
maximum take-off weight from grams to more than ten tons, in terms of maximum speed 
from hovering to more than 1,000 km/h, in terms of flight endurance from a few minutes to 
months and in terms of lift technology from rotor to fixed wing to lighter than air. This means 
that drones are able to perform a wide range of operations that was not at all conceivable with 
manned aviation.35  

Compared to traditional aviation, drone operations would cover a wider span of risk, from 
very low risk operations to operations with risks equivalent to manned aviation. In addition, it 
is expected that, in terms of numbers, most drone operations would represent a low safety 
risk, e.g. crop spraying which takes place away from other air traffic and outside residential 
areas. Drones and drone operations are expected to outnumber, potentially quite significantly, 
the number of aircraft currently in use because of their low cost and multiple uses, including 
many new applications. Today’s aviation rules and oversight system were developed for a 
much smaller population and number of movements than what we can expect in the future. 

Graph 3: The wide range of drones and drone operations 
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35 See Annex VI for more details. 
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Given the innovative design and concept of operations of drones, it is impossible for drones to 
meet some of the most basic requirements and underlying assumptions of conventional 
aviation, such as having a pilot on board or taking off from an airport. Especially smaller 
drones cannot apply many of the methods and technologies used in large manned aviation to 
ensure safety, e.g. the filing of flight plans and communication with air traffic control, or the 
carriage on board of radars, transponders and collision avoidance systems. Those methods and 
technologies are either disproportionate to the operational risk, too difficult (heavy) to carry 
or present such high cost that most drone services would be uneconomical. 

In the absence of dedicated rules for drones, drone operations at the moment need to be 
allowed to derogate from the standard rules by means of individual authorisations. This 
approach is not sustainable considering the expected growth in the number of drone 
manufacturers and operators starts to grow, as individual authorisations are resource-intensive 
for the administration and costly for the applicant. 36 

Moreover, individual authorisations typically imply strong operational limitations (e.g. a 
limited geographical zone, or time of day) because these authorisations are not capable of 
solving some of the key underlying issues, such as the safe interaction of drones with other 
aircraft in the air.  

Experience illustrates the impact of (the absence of) dedicated rules on the market. Japan is 
the oldest and most telling experience. The Japanese market was regulated in the nineties for 
agricultural purposes only. This has resulted in a high number of operators not found in any 
other sector in the Japanese economy or in any other country.  

                                                 
 

36  Or for the administrations, as authorities are not acquainted with the new phenomenon. All categories of participants of 
the public consultation confirmed differences in national legislation (91%), lack of common rules applicable to all types 
of drones (91%) and gaps in the current EU legislation (93%) as important barriers. 
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The conventional aviation approach is the starting point for regulating drones in states which 
already developed and adopted rules, resulting sometimes in complex processes to obtain 
authorisations and therefore very limited numbers of operations. New concepts, like an 
'operation centric approach' – whereby the rules and the evidence required to demonstrate that 
the rules are complied with, are made proportionate with the risk of a particular (type of) 
operation – are slowly taking hold, driven by JARUS and based on experience, in a limited 
number of countries, like Finland, Switzerland and Austria – and are getting more and more 
support through this truly global reflection and discussion process. Also the UK and France 
have put in place relatively accommodating rules on drone operations. 

The number of operators in the EU is concentrated in those Member State who managed to 
put in place dedicated rules for drones, and their numbers grow rapidly. For example, the 
number of commercial operators in France grew from less than 100 in 2012 to more than 
1,000 in 2015. The Polish CAA issued not a single Operator Certificate in 2012 and only five 
in 2013; the number grew to 316 in 2014 and up to mid-2015, already more than 1,000 
certificates were issued. However, because of the operational limitations, nearly all the 
authorisations concern low risk operations with small drones. More sophisticated services 
such as goods delivery can in practice not be deployed, limiting market and business 
opportunities. 

Table 1: Number of approved commercial operators37: 
Country/ region Number of approved commercial operators 

Australia 100+ 
EU 2,500+ 
Japan 14,000+ 
South-Korea 130 
USA 1,000 38 
 

Further upstream, the difficulty to bring drone services to the market also prevents investment 
decisions to be made in relation to drone design and manufacturing. Despite having a strong 
industrial basis in aeronautics (a yearly turnover of close to €140bn and employment of 
500,000 specialised personnel), including numerous small and medium-sized companies in 
the supply chain, Europe risks missing the opportunity to become a leader in this new 
industry. Numerous market surveys on drones have been conducted.39 In general these studies 
forecast a market of several billion euro a year (often including military and state operations). 

What is more, the difficulty to start legal drone operations has pushed some operators to do so 
illegally. Authorities report increasing difficulty to deal with this phenomenon. 40 Irregular 
operations are likely to represent particularly high safety risks, besides other public policy 
concerns. 

                                                 
 
37  Frost&Sullivan, 2015, Unmanned Aerial Systems, Presentation UAV DACH, April 2015. 
38 For the US: there is no general rule allowing commercial operations. Since the publication of the Small UAV rule 

consultation in January 2015, the speed of granting exemptions has been increased significantly. At the moment of 
drafting of this report – August 2015, more than 1,000 exemptions were granted – see  
http://www.faa.gov/uas/legislative_programs/section_333 and UAVSI (2015). 

39  See an overview in annex V. 
40  Koen Meuleman, president Belgian drone association, in UK House of Lords, 2015, p. 20. At the moment of preparing 

this report, 17 Member States do not have specific drone rules in force.   
The Dutch Inspectorate published a report in June 2015 on the number of incident reports on model and drone incidents 
in the period 2013-14. About 25% of the reported cases concerned professional activities without the required 
authorisation; 

http://www.faa.gov/uas/legislative_programs/section_333/
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2.1.2 Drone operations cause risks which are not adequately addressed by 
existing rules 

Drone operations present a number of issues which are not, or much less, present in civil 
aviation in general. They concern safety, security, privacy and data protection, environmental 
protection and liability. 41 

With regard to safety in the air and on the ground, although drones do not carry people on 
board, a drone crash may depending on the energy involved in the crash potentially cause 
injuries or fatalities on the ground or in other –manned– aircraft. Even small drones can 
interfere with air traffic: many drones can climb hundreds or even thousands meters high, 
where they could collide with commercial jetliners, especially near airports. 42 Several events 
of drones flying in close proximity with other aircraft have been reported and have worried 
the pilot community.43 Although in theory the necessary rules are in place to prevent such 
risks (e.g. it is forbidden to fly at such altitude), those rules are often not enforceable. The 
likelihood to be caught flying illegally is small given the difficulty to link a drone to its pilot. 
Moreover, drones have limited safety features because of weight and cost limitations and are 
vulnerable to loss of power or loss of control (e.g. because the communication link with the 
pilot is lost), or to collision because of pilot error. Remote pilots may also lack awareness of 
the risks they are taking if they have had no aviation training. There is a serious risk that these 
safety incidents could multiply with the growing number of drones. 44 

Concerning security, as noted in COM(2014)207 and reflected in the draft European 
Parliament own initiative report of MEP Jacqueline Foster, 45 drones offer new opportunities 
for illegal activity including surveillance (espionage, target reconnaissance) or the carriage of 
an offensive payload 46 (bomb attack, or even the delivery of weapons to a prison 
courtyard). 47 While such criminal offenses may also be carried out with traditional aircraft 
such as helicopters, such traditional measures are much less accessible (cost, skills required, 
registration/identification) and are more easily detected than drones. These unauthorized and 
illegal uses will be the main security threats of drones. Furthermore, due to the remote 
                                                 
 
41  In the case of liability and insurance a dedicated study (see section 2.3) indicated that the current legislative framework 

sufficiently covers drones. Even if some MS have raised concerns in this respect there is no sufficient evidence that the 
current rules on insurance would be prohibitive for drone operations. The problems concern the levels of the fees and 
above all enforcement. Consequently, amending the rules on insurance is out of scope of the current initiative. 

42  For instance, The Telegraph, “Drone was 'within 20ft' of crashing into passenger plane landing at Heathrow” 12.12.2014, 
online version. 

43  The European Cockpit Association has adopted a particular position on this issue to express its concerns (ECA, 2015). 
https://www.eurocockpit.be/pages/remotely-piloted-aircraft-systems-drones. 

44  Many individual incidents have been reported in newspapers and it takes time before these numbers will be well reflected 
in official reports. In the UK the CAA, together with the pilot association BALPA launched a drone operator awareness 
initiative (http://www.caa.co.uk/application.aspx?appid=7&mode=detail&nid=2468);  
In the US pilot safety reports on drones have increased from 238 reports in all of 2014 to more than 650 until early 
August 2015 (– see FAA: pilot reports of close calls with drones soar in 2015 -  
https://www.faa.gov/news/updates/?newsId=83445)..  
The Dutch inspectorate also observes a significant increase of incidents with a model aircraft or a drone involved  
(http://www.ilent.nl/Images/Infoblad%20Drones_tcm334-366571.pdf). 

45  Own-initiative report “Safe use of remotely piloted aircraft systems (RPAS), commonly known as unmanned aerial 
vehicles (UAVs), in the field of civil aviation”, available as a draft (2014/2243(INI)) at the time of writing. This includes 
an opinion of the LIBE committee. 

46  Payload is the technical term used to describe all things that a drone can carry. This may be cargo, but also all kind of 
cameras or sensors. 

47  Data link is also considered a weak link in the overall ATM community and is therefore a priority in the drone activities 
of the SESAR work programme.  

http://www.caa.co.uk/application.aspx?appid=7&mode=detail&nid=2468
https://www.faa.gov/news/updates/?newsId=83445
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command and control technology, drones have greater vulnerability in certain respects than 
manned aviation, and remain particularly exposed to hacking where a legitimate drone may be 
taken over for criminal purposes. The fact that drone operators may remain anonymous poses 
a serious problem to law enforcement authorities, who have difficulties to intercept or prevent 
certain operations or to identify or apprehend the operator. These risks need yet to be 
resolved. 

Security issues should be considered from the system perspective, where especially its 
robustness against external attacks should be assessed. In particular, command and control 
appears to be a weak link in the security chain. In this context, safety and security aspects are 
intrinsically linked. A suboptimal safety approach will also lead to a suboptimal security 
outcome. SESAR, the Single European Sky Air Traffic Management Research, is already 
working on these technologies, which may then be translated into rules for drones falling 
under national or European competence. 

In addition, drones can invade privacy in ways which other aircraft cannot do, by flying very 
close to persons or into their “private space” such as a home garden. Moreover, many drones 
carry recording or sensing equipment, be it for navigation or for the purposes of photography 
or remote sensing. The data captured by that equipment is likely to be stored and/or 
processed, raising data protection issues. Strictly speaking, the data protection issue is caused 
not by the drone itself but by its payload (camera, sensor), which may also be mounted on 
other vehicles or on fixed structures and is already subject to general privacy and data 
protection rules. In other words, drones raise indirect privacy and data protection concerns, by 
increasing the possibilities for deploying such cameras and sensors.  

Specific analysis has shown that there does not appear to be a need to amend the legal 
framework in this respect at EU level. 48 These rules are currently under revision and the 
adoption of the new General Data Protection Regulation would further help to ensure a better 
protection of the data subject’s rights when data are processed by introducing new tools like 
the accountability principle, the data minimisation principle, Data-Protection-by-Design 
approach, the obligation to carry out a Data Protection Impact Assessment, etc.  

In principle, the security and privacy/data protection risks are addressed by the existing 
legislation. However, there are serious concerns about the extent to which the existing 
legislation can be enforced effectively by competent authorities. The main problem with 
oversight concerns the light category of drones that could be easily obtained and controlled 
and for which it is difficult to identify who is the actual operator. The enforcement authorities 
– aviation authorities, privacy and data protection authorities, security forces or police – 
currently are missing the basic user information to enforce the rules and effectively intercept 
an operation. 

Even if today these issues remain limited in scale, and problematic occurrences have been 
limited, they have often received strong media attention, leading to concerns in the sector 
about potential public opposition. 49 Studies have shown that public support already varies 
significantly depending upon the application or the location. 50  

                                                 
 

48  Privacy, data protection and ethical risks in civil RPAS operations, Rachel L. Finn, Anna Donovan and David Wright, 
Trilateral Research & Consulting, LLP, Laura Jacques and Paul De Hert, Vrije Universiteit Brussel, November 2014. 

49  See European Commission (2014), "Civil drones in society – Societal and ethics aspects of remotely piloted aircraft 
systems", JRC Science and Policy Reports (Philip Boucher), Luxembourg, 50p. 
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Concerning the environmental risks, most drones rely on electrical power and therefore 
emissions are not a major issue, but noise should be addressed. The challenge will be to deal 
with the smaller drones, which may be flying closer to residential areas and people and may 
cause noise nuisance. Specific drone noise standards and/or operating restrictions may be 
needed. 51 When combustion-engine drones will replace manned aircraft in some operations, 
the level of emissions will be reduced as they are typically lighter. In cases where drones are 
equivalent to traditional aircraft, equivalent noise and gaseous emissions standards are to be 
applied to contain the environmental impact. 52 

Furthermore, unavoidably accidents with drones will happen, which raises the question of 
dealing with damage to people and property. Liability and compensation regimes are well 
established in the world of air transport, but if drones operate outside those regimes liability 
and compensation may become an issue. Also, contrary to traditional aircraft, which are all 
registered, it is currently very difficult to establish the identity of the owner/operator of a 
drone. 

While the number of drone operations is expected to grow rapidly, a similarly rapid growth in 
incidents may cause economic and social damage to the sector. If the underlying issues are 
not adequately addressed, the public may actively oppose development and apply pressure 
upon the political leadership to impose strong restrictions on drones. This could be avoided by 
addressing the risks early on, and preventing incidents to the greatest extent possible. If, 
however, regulations are too conservative and restrictive, development of drone-based 
services may not reach their potential, leading to missed opportunities for jobs and growth. 

2.2 THE UNDERLYING PROBLEM DRIVERS  

2.2.1 Problem driver 1: Responsibilities for drone regulation are divided, leading 
to diverging requirements in the internal market 

Some EU Member States are developing or have developed national rules for simple 
operations, well below 150kg. By the middle of 2015, specific drone rules have been adopted 
                                                                                                                                                         
 

http://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/handle/JRC91671.. This study also refers to surveys. Many positive press 
articles have appeared since, see e.g. The Guardian (2014) on Humanitarian Drones to deliver medical supplies to 
roadless areas. 

50  See European Commission (2015), "What comes to mind when we talk about civil drones? An early exploration of 
citizens’ perspectives on civil drone development", JRC Science and Policy Reports (Philip Boucher), Luxembourg, 46pp 
[limited distribution]. See also European Commission (2015), "Ethics dialogues: Experiencing ethics through ‘things’: 
open IoT, civil drones and wearable sensors", JRC Science and Policy Reports (Philip Boucher, Susana Nascimento, 
Lucia Vesnić-Alujević and Ângela Guimarães Pereira), Luxembourg, 80pp,  
http://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/handle/JRC93162. 

51  For instance, the City Zürich has introduced instructions for drones that would significantly restrict the operations, also 
for electric drones – see Martin Steiger, (2014), "Regulierung von Drohnen im zivilen Behördeneinsatz in der Schweiz", 
in Sicherheit & Recht, 2014/3. In the US, the FAA has started an outreach campaign to states and other partners to make 
people aware of drone no-fly zones: https://www.faa.gov/uas/no_drone_zone/. Also private initiatives have popped up to 
declare such no-fly zones (for safety, privacy or environmental reasons). 

52 Some initial noise tests in the US indicate that noise levels in overflight at 150 meters can be in the order of 25 to 
55 dB(A) SEL. When correcting these levels to distances that may be common for some of the proposed task (delivery of 
packages) the actual noise levels perceived by citizens could go up by another 10 or more decibels. If such operations 
would be of a frequent nature this could well reach levels where the noisier drones would be considered annoying by a 
significant percentage of the population. 

http://bookshop.europa.eu/en/search/Filter?SearchParameter=%26%40QueryTerm%3D*%26Author%3DSusana%2BNascimento
http://bookshop.europa.eu/en/search/Filter?SearchParameter=%26%40QueryTerm%3D*%26Author%3DLucia%2BVesni%25C4%2587-Alujevi%25C4%2587
http://bookshop.europa.eu/en/search/Filter?SearchParameter=%26%40QueryTerm%3D*%26Author%3D%25C3%2582ngela%2BGuimar%25C3%25A3es%2BPereira
https://www.faa.gov/uas/no_drone_zone/
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in AT, DE, DK, ES, FI, FR, IE, IT, NL, PL, SE and UK. Other countries have established 
only a high level framework or are in the process of adopting rules, notably BE, HU and 
MT. 53 This means that the exemption process still applies in 17 Member States. 54 The main 
features of the existing national regimes are shown in Table 2. 

                                                 
 

53  The draft BE legislation has been published for consultation. 
54  In the public consultation especially the operators confirmed the exemption process as very problematic. Different 

authorities apply very different standards and these change over time and under circumstances. To some extent, the 
evolving standards reflect a growing expertise of both the administrative side and the operators' capabilities.  
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Table 2: Main features of selected Member State drone legislation 

Member 
State 

Drone categories Categories of permitted operations Area allowed to be 
overflown 

AT Below 5kg MTOW 
(maximum take-off 
weight) 
Between 5-25 kg 
Between 25 -150 kg 

VLOS (visual line of sight) only Undeveloped, Unpopulated, 
Populated, 
Densely populated 

DK Below 7kg MTOW 
Between 7-25 kg 
Between 25 -150 kg 

VLOS only – <100m AGL (above 
ground level) 

150m from road and 
buildings; never over 
densely built-up areas 

FR Below 2kg MTOW 
Between 2-25 kg 
Between 25 -150 kg 

S1= VLOS < 100m distance from 
pilot 
S2= VLOS, within 1,000m distance 
from pilot - <50m AGL 
S3= VLOS, within 100m distance 
from pilot 
S4= observations – 150m AGL 

S1= unpopulated area 
S2= unpopulated area 
S3= populated area 
S4= unpopulated area 
 

DE Below 5kg MTOW: 
Länder 
Above 5kg: federal 
competence 

VLOS only, <100m AGL   

ES 2 main categories: 
Below/Above 25kg 

<2kg: BVLOS & AGL<120m 
<25kg VLOS 500m and AGL<120m 
>25kg: subject to the imposed by 
CAA 

<2kg : only away from 
habited places   
<25kg : only away from 
habited places   
Above 25kg: specific 
conditions 

IT 2 main categories: 
Below/Above 25kg 
CAA may provide 
simplified procedures for 
drones <2 kg 

“V70”: 70 m (230 ft) max AGL and 
200 m radius  
“V150”: 150 m (500 ft) AGL and 
500 m radius 

At least 150 m from 
congested areas and at least 
50 m from persons and 
property 

PL Two main categories: 
Below 25kg MTOW  
Between 25 -150 kg 

- VLOS 
- BVLOS (in segregated airspace) 

Outside aerodromes and 
landing side (5km); outside 
controlled traffic zones, and 
R, D airspace zones. 

SE Below 1.5kg MTOW or 
<150 joule 
Between 1.5 and 7kg 
or <1,000 joule 
Between 7 -150 kg 

S1= VLOS , Below 1.5kg 
S2= VLOS, 1.5 and 7kg 
S3= VLOS, >7kg 
S4= BLOS  
Always < 120 m AGL 

Distance RPAS/persons and 
property: >50m 
 

UK 55 Below 20kg MTOW excl. 
fuel/incl. battery 
Between 20 -150 kg 

Max speed : 70 kts; 
400ft AGL 
< 500m distance from pilot 

>150m from buildings 
>100m from people 

Terminology:   
MTOW: maximum take-off weight; 
AGL : above ground level; 
VLOS: visual line of sight (pilot must be able to always see the aircraft; 
BLOS: beyond visual line of sight. 

The weight criterion is used in most of the countries, in conjunction with other criteria such as 
the area overflown, the line of sight and the altitude above the ground level. The problem is 
                                                 
 

55  IE has adopted similar rules. The member States not included in the table have an exemption regime where CAA treat 
the applications and where additional authorizations from other administrations may be necessary, e.g. to fly with 
cameras over city centres. 
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that the weight is a real cut-off threshold, which suddenly renders operations with somewhat 
heavier drones impossible, even if the risk to third parties does not increase, for example, 
flights over non-populated area in restricted airspace. The cross-border provision of drone-
based services, like infrastructure inspections, or the roll-out of EU wide operations organised 
according a particular operational model, such as home deliveries, is severely hampered. The 
need to meet diverging requirements simultaneously forces operators to meet the strictest 
requirements on all criteria (weight, operations area, altitude, speed, line of sight, etc.). In 
some cases, national requirements are mutually exclusive. Moreover, authorisations must be 
obtained separately in each Member State as there is no mutual recognition. 

The fragmentation of rules also affects manufacturing. It tends to be "structuring", i.e. 
manufacturers will design their aircraft in a way to fit a particular regulatory environment. It 
is impossible to devise an aircraft type optimal for all national markets, even if it was to be 
used for the same type of operations. However, the ability to market drones across borders is 
indispensable for creating economies of scale and lower product development costs by 
avoiding the need for different types or models for different national markets. The need for 
cross border market access also applies to drone operations. For instance, a highly specialised 
offshore infrastructure inspection company must be able to operate beyond its home country 
to serve niche markets in other countries with offshore infrastructure if it wants to create a 
sufficiently large client base. The box below illustrates the difficulties. 

Box 1: Daily problems of an SME: 

Gatewing, a Belgian SME, produces a successful drone which is globally marketed as far as 
Australia. Its newest product weighs 2.5kg and operates best at 120m above ground level for 
aerial inspections. The Company has difficulties entering the Swedish market, given the threshold 
of 1.5kg. 56 It is not worth to develop a drone for the Swedish market, where companies have 
taken this threshold as a given. The same Company is obliged to sell the old version of its drone 
in the French market, which just falls within the 2kg limit. It cannot sell its newest product, as 
this is 500g heavier even though the extra 500g accounts for equipment which makes it safer to 
operate. 

Similarly, Gatewing is confused as its drone has to produce a specific noise in case of emergency 
according to Danish law, while it must remain below a specific noise level in all circumstances 
according to Austrian law. 

Gatewing sold on a regular basis drone systems in Spain. The market was closed for six months 
before the adoption of drone rules half 2014. Since the adoption of national rules, the Spanish 
market has become the most important market in the EU. 

In the online consultation a vast majority of respondents identified differences in national 
legislation (91%), lack of common rules applicable to all types of drone operations (91%) and 
gaps in the current EU legislation (93%) as important barriers. 57 These views are shared 
across the various categories of stakeholders. Regulators concur with the views of other 
stakeholders that differences in national legislation (79%) and lack of common rules (83%) 
pose barriers to the industry. 

                                                 
 

56  Beyond the threshold of 1.5 kg the practical modalities are heavier and the company has experience that these are more 
difficult to respect by customers. 

57  See Annex II for more details. 
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For companies the segmentation of the market with diverging national rules, if rules already 
exist, does not constitute a fertile basis to develop drone activities. 

2.2.2 Problem driver 2: Individual authorisations are too costly and too time and 
resource intensive 

ICAO in principle forbids drone operations with unmanned vehicles, unless States give 
individual "special authorizations" for each operation of unmanned aircraft on their 
territory. 58 In some cases, additional authorisations are required to cover the payload or 
service, e.g. for filming or photography. In Europe all drone operations still require special 
authorisation, with the exception of certain low-risk operations with small drones in some 
Member States who have put in place generic regulation. However, even for those operations 
a general licence or authorisation is still required. 

Box 2: The US Exemption process: 59  

Commercial activities are forbidden in the US. Six test sites were recognized late 2013. Operators 
must request a special FAA commercial Section 333 exemption. The first such exemption was granted 
in 2013 for a drone overflying the arctic waters. 

More exemptions are granted on a piecemeal basis to industries with the greatest needs – oil and film 
industries. The GAO stated in its 2014 US Congress testimony that "During our ongoing work, FAA 
has granted seven section 333 exemptions for the filmmaking industry as of December 4, 2014. FAA 
officials told us that there were more than 140 applications waiting to be reviewed for other 
industries, for uses such as precision agriculture and electric power line monitoring, and more 
continue to arrive." In March 2015 the FAA started issuing 'blanket' exemptions to speed up the 
process. By August 2015, the number of exemptions had risen just above 1,000. 60 

Amazon, a US online retailing company, also applied for an exemption. By the time the FAA granted 
the exemption, Amazon declared that it already was obsolete, as the drone mentioned in the request 
was already replaced by a newer model. Amazon moved for testing purposes to Canada, the UK and 
the Czech Republic. 

A very high number (83%) of respondents to the online public consultation cited the 
burdensome character of the current national authorisations process in the EU Member States, 
both in terms of cost for administrations and industry. Individual authorizations give rise to a 
lack of legal certainty with regard to substance and duration. The applicant simply does not 
know exactly whether his specific operation will be approved and the treatment of the 
requests for exemption can take from weeks to months, depending on the complexity of the 
operation, 61 and operators find it hard to keep a client on hold for such a long period before 
being able to conclude or execute a contract. Moreover, if the number of drone operations and 
drone operators continues to grow, the authorities will have difficulty to cope with the number 
of applications in the absence of additional trained staff, which may lead to further delays.  

                                                 
 
58  Article 8 was part of the original text conceived in 1944.. 
59  This case is best documented and is also representative for the EU states without drone rules, as demonstrated by 

the on-line consultation.  
60  GAO, (2014). Meanwhile the FAA has reviewed its exemption policy and facilitated the process. See: 

http://www.faa.gov/uas/legislative_programs/section_333/ and AUVSI (2015).  
61  This is an estimate given by experts. The average assessment time to obtain an exemption was around six months in 

The Netherlands. 

http://www.faa.gov/uas/legislative_programs/section_333/
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Some states do not charge (yet) the operators for obtaining a permit, like in France, Malta or 
Spain, or charge below cost price, e.g. in Swiss where fees are legally restricted to SF700 or 
in Sweden where the rates for an approval is about SEK3,800 (about €380). In the 
Netherlands and the UK the rates are most cost covering. A Dutch certificate of airworthiness 
costs €4,640 (renewal at €928); an operator certificate costs €1,856 (renewal at €232); and a 
training school approvals costs €825. In the UK the permissions depend on mass, with an 
initial application costing £112 (£56 for renewal) for aircraft weighing 7kg or less; for aircraft 
between 7 and 20 kg, this charge is double; in addition, companies must pay for the 
appropriate pilot competency assessments (private charges).  

In general, companies do not complain about the amounts charged (if charged only once); the 
real cost are the numerous hours of work required to produce the necessary documents, like 
an operations manual or a safety management manual, especially if these documents have to 
be tailor-made for each Member State. The costs to develop a handbook for a specific 
regulation can be estimated at about €6,000 (based on 80 hours at EUR 75/h); for a safety and 
maintenance manual at about €12,000 (based on four weeks of work for the development of 
the plan at EUR 75/h). The cost of attending a training school is estimated at about €1,000. 62 
It is especially the multiplicity of these diverging rules which make these costs soar for 
companies. There are no precise estimates known of this administrative burden on overall 
turnover of SMEs. 

Especially drone operators (82%) and industry associations (91%) qualify individual 
authorizations as very problematic. This view is not shared by the issuing authorities: only 
30% of the regulators consider individual authorisations problematic. 

Individual authorizations constitute a bottleneck for developing drone activities and are a 
burdensome process for administrations. 

2.2.3 Problem driver 3: The existing methods of civil aviation regulation are not 
always well suited to the specificities of drones 

The main shortcomings of the current aviation rules are the contradictions between the 
(1) concept of operations of manned as opposed to unmanned flight, (2) the perception of risk, 
and (3) the difference in the nature of the operators and manufacturers.  

Firstly, the fact that the existing aviation rules were conceived for large manned aviation 
makes them not well suited for drone operations. In the conventional concept of operations, 
the pilot on board is central to the safety of operations. There is no definition of a "remote 
pilot" nor of a "ground station", which means drones are unable to meet current safety rules. 
Concepts of control of drone operations, such as "line of sight" are missing. Besides, drone 
technologies provide another step of automation that may allow for remotely piloted aircraft 
systems, single-pilot operations or further automation where one pilot could be in charge of 
several drones at the same time, for a swarm of drones, or where the command of a drone is 
transferred in flight from one ground station to another.  

In terms of navigation, drone operations are not bound by airports, which are in fact specific 
fixed points of entry and exit of the airspace. Different types of drones are able to fly from 
                                                 
 

62  Costs taken from the Notification 2015/0035/NL of the Dutch Ministry of Infrastructure and Environment in preparation 
for its drone proposal. The cost for a working hour was assumed €75 on average.  
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right above the ground with very low level operations, at a few meters from persons or 
property, to 15-25 kms, far higher than the flight levels currently used for commercial air 
traffic. The European harmonised rules of the air in general do not regulate civil or 
commercial flights below 500ft (about 150m), exactly where smaller drones would operate 
intensively – or where also larger drones would be more present, as their take-off or landing 
are no longer confined to traditional airports. Operations below 500ft are not systematically 
regulated in national rules and reserved mainly for special missions of light aircraft and 
helicopters with which drones could easily interfere in the absence of specific rules. 63 Drones 
are also incapable of meeting the most basic requirements of separation (from obstacles) as 
currently applied in civil aviation, at least in most of the expected types of operations.64  

Secondly, the perception of risk is fundamentally different: manned aviation is considered to 
be always risky as at least the pilot is at risk in case of an accident. In the case of drones and 
especially smaller ones, most accidents would involve only the loss of the drone and possibly 
other material damage. What needs to be managed in the case of drones, is the risk to others – 
be it people on the ground or other aircraft. Risk can be mitigated in many cases by staying 
clear of people on the ground or other aircraft. In other situations, the potential risk factors 
need to be analysed in their own right, to identify the most relevant contributors and decide 
the most appropriate risk mitigation measures.65 Clearly, the level of rigour applied to safety 
management in manned aviation, involving strict controls on aircraft design, production and 
maintenance; pilots; operations, with (in most cases) ex ante licensing and continuous 
monitoring, is disproportionate to the risk posed by many drone operations.   

Thirdly, most manufacturers and operators involved in the drone sector are unlike those 
involved in civil aviation generally. With the exception of the lightest end of leisure aviation, 
traditionally civil aviation has involved a relatively limited number of specialised 
organisations, both in manufacturing and operations. They are capable of ensuring compliance 
with a large number of detailed aviation-specific rules, and to adapt their organisation to the 
complex requirements of aviation safety regulation. They are also individually overseen by a 
public authority. In the drone sector, the number of actors involved and the nature of their 
business – which is typically not aviation-centric, will make it difficult to sustain an intrusive 
regulatory approach in an effective way. The affordable and easy operation of drones gives 
the possibility to almost everybody to become an airspace user by operating a drone, but it 
cannot be assumed that all actors have a strong aviation culture and are aware of the safety 
consequences of their actions. 

These shortcomings can be found not only in the basic aviation safety Regulation 
(EC) 216/2008. Also other legal instruments are not really fit for dealing with unmanned 
systems either. For instance, under the normal application of the rules on accidents 
investigation or incident reporting, an accident between two (smaller) drones would trigger a 

                                                 
 
63  For instance, only in DE some 100,000 missions were flown by rescue helicopters. This number results in some half 

million low altitude operations (on average 2.5 take-off and landings per mission). If one adds police or military 
helicopter flights, more than 1M low level operations take place in DE alone (Rüder and Scheck, 2014). 

64  The Standardized European Rules of the Air specify: SERA 5005 (f) minimum height in VFR: Except when necessary 
for take-off or landing, or except by permission from the competent authority, a VFR flight shall not be flown: 
1) over the congested areas of cities, towns or settlements or over an open-air assembly of persons at a height less than 
300 m (1 000 ft) above the highest obstacle within a radius of 600 m from the aircraft; (2) elsewhere than as specified in 
(1), at a height less than 150 m (500 ft) above the ground or water, or 150 m (500 ft) above the highest obstacle within a 
radius of 150 m (500 ft) from the aircraft. 

65  The Swiss Federal Office of Civil Aviation developed a useful risk assessment methodology. 
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full and expensive accident investigation, while having to report any drone incident however 
small would impose an excessive burden on the operator. The negative consequences limited 
to small material loss with no safety implications certainly do not justify such excessive 
requirements. 66 

All categories of respondents concur with this analysis (93%), including regulators (92%) and 
100% of the twenty industry associations that replied on the online consultation. 

2.2.4 Problem driver 4: The oversight and law enforcement authorities lack 
proper information and instruments 

Over time, manned aviation has developed its own oversight and law enforcement 
mechanisms, especially driven by the civil aviation authorities. While large drone operations 
will fall under the conventional aviation enforcement mechanisms managed primarily by 
national civil aviation authorities, especially operations of smaller drones will lead to another 
set of challenges for enforcement authorities. This issue was particularly highlighted when a 
number of drones overflew French nuclear plants or the Paris city centre. Also incidents of 
drones flying in the close vicinity of airports have been reported. Drones are also found flying 
over crowded beaches, causing safety, (environmental) nuisance and privacy problems. 
Authorities are struggling how to respond. Police forces may be first in line to respond to 
inquiries from concerned citizens. There are no common tools in place to prevent 
infringements in an automated way and police forces have no means to enforce the correct 
application of the rules. 

As drones are a new phenomenon, experience needs to be built up as to how existing rules on 
safety, data protection and privacy, security and environmental protection, or 
liability/insurance can be implemented. Guidelines are often not available, and those who are 
engaged in drone operations have insufficient awareness of the rules.  

This view is supported by stakeholders views expressed in the public consultation which point 
that for example for privacy there is no need for new rules, but rather a better application of 
existing rules, with a closer collaboration between the civil aviation authorities and national 
data protection authorities.  

Moreover, if an incident or accident happens, 67 enforcement authorities encounter problems 
with the identification of the operator and enforcing operator liability – where the drone has 
no number plate or other means of identification, where the operator may not have sufficient 
insurance, or has been flying illegally. 68 These problems do not arise in civil aviation in 
general: all aircraft are registered and ex ante controls establish compliance with rules and 
                                                 
 

66  Some national investigating authorities have already been involved in drone accidents. The European group of accident 
investigation authorities ENCASIA has started developing a specific manual on drone accidents. A ballpark estimate of a 
light aircraft accident investigation would be in the range of about €15,000 for the investigating authorities (in addition to 
costs for the ministry of justice or the police etc.). With a ballooning of drone numbers, accidents are expected to 
increase. Not every accident or incident between two drones would deliver safety critical lessons. 

67  See evidence and warning of pilot associations in previous footnotes under section 2.1.2. 
68  For instance the Danish Ministry of Transport report (2015) identifies the lack of identification as one of the most 

important issues to be tackled. Without such identification, enforcement becomes near impossible. 
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requirements; and non-complying operators can be grounded at an aerodrome. There are 
currently no requirements for drones to be equipped with embedded identification, privacy by 
design, security by design, communication/interception or geofencing 69 capabilities as a 
precondition for placing on the market. The control of operations is performed differently 
depending on the Member State, but is often based on individual authorisations. However, 
even with the requirement for authorisation of each operation, the ease of misuse of drones 
requires efforts to prevent and eliminate any potential unauthorised or improper use of drones. 

With regard to safety, 28% of the respondents found that drones should not be allowed to 
overfly city centres at low altitude. Only a fraction of the operators (20%) and industry 
associations (14%) find such low altitude flight problematic. The exceptions are here the air 
navigation service providers, where 75% find such low level flights problematic. On 
enforcement, stakeholders generally agree (76% in general - 85% for regulators) that drone 
operations pose particular enforcement problems. 

2.3 MOST AFFECTED STAKEHOLDERS 

Drones will become, eventually, a normal part of the daily life of every citizen, in a 
professional context and in a private sphere as a customer or private drone operator. All 
citizens may also be impacted in their fundamental rights if no appropriate protective 
measures are taken. 

Besides citizens, the stakeholders most affected by the regulatory deficit are the EU drone 
industry (drone manufacturers, payload developers, operators and ancillary service providers 
such as training organisations), the Member States (with specific administrations like civil 
aviation or data protection authorities) and EASA. The fragmentation between EU and 
national competencies and between the national rules leads to regulatory complexity that is 
especially problematic for SMEs which are most active in developing new technologies and 
innovative types of operations. 70 

As drone technologies offer innovative ways of working and new services, businesses that 
could benefit from drone services are affected in their efforts to remain competitive, from 
traditional aerial services over logistics companies to big industries like construction, mining, 
transport, energy provision. The barriers to efficient use of drones hamper these companies 
growth potential and can reduce their competitiveness versus companies in other parts of the 
world benefiting from drone services. 

Existing civil aviation operators, especially general aviation and helicopter operators – as well 
as other operators at and around airports – are affected by the arrival of large numbers of 
relatively unsophisticated drones, which could diminish safety in the airspace where they also 

                                                 
 

69  Geofencing is the capability to forbid drones to fly in a particular airspace. Airports can be "geofenced", meaning that the 
GPS and autopilot of the drone know that it cannot fly into airport areas. Geofencing can therefore also be used for 
security or environmental purposes. 

70  See box 1 highlighting the daily problems of an SME. "Fragmentation is hampering competitiveness" was endorsed by 
77% of the respondents of the online consultation and by 89% of the industry associations. 
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operate. Model aircraft enthusiasts could be affected if they are captured in new drone 
regulations. 
Table 3: Overview of affected parties by the problem 

Stakeholder Description  Key interest 

EU citizens 

All EU citizens affected by 
risks related to drone 
operations and as possible 
clients of drone services or 
users of drones for private 
purposes 

Access to innovative services with high 
welfare and job potential, but with properly 
addressed safety, security and privacy risks  
 

Drone manufacturers and 
operators 

 

Drone manufacturers and 
operators with many SMEs 
and start-ups. 

(i) need for (clear) rules for producing and 
operating drones to make a business case and 
take investment decisions; 
(ii) produce rules proportionate to risk to keep 
regulatory burden as low as possible 
 

Member States (civil aviation, 
data protection, law 
enforcement authorities 

Regulating and enforcing 
authorities in aviation, 
privacy or security 

 
(i) Ability to cope with demands/expectations 
of growing drone sector (need to develop 
regulations, organise licensing and oversight); 
(ii) Need to enforce public policy (safety, 
privacy, security) 
  

Industry in general 
Many businesses may 
include the use of drones in 
their operating environment 

Ability to include drone services into their 
value chains to lower costs or provide 
innovative services 
 

Airspace users 

Commercial airlines 
performing daily ca. 27,000 
flights in the EU, together 
with hundred thousand 
private pilots 

Airspace users (especially general aviation 
and helicopters) want to keep “their” airspace 
safe. Model aircraft enthusiasts do not want to 
be affected by drone rules. 
 

2.4 BASELINE SCENARIO  

Under the baseline scenario the identified problems would not be addressed and most likely 
be aggravated with the growing popularity and use of lighter drones. Available drone market 
forecasts assume that the legislative framework will follow the technological developments 
and would not hamper the market development (see Annex VI). The legislative framework for 
drones is widely anticipated in all markets, so it is hard to assess what if the current situation 
is maintained. Nonetheless, it is also quite evident that specific rules for drones at Member 
States level usually lead to rapid expansion of drone operations (see 2.1.1.). 

Concerning the increasing risks caused by drone operations, there are again no official reports 
known showing the trends in the number of incidents and accidents with drones. 71 One 
should, however, not dismiss an increasing number of press reports on such incidents, with 
safety experts fearing it might be a matter of time before a drone brings down a passenger 

                                                 
 

71  The US FAA has published, in August 2015, a list of drone incidents. A Dutch report analyses incidents with drones and 
models alike for the period 2012-14.  
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plane.72 The restrictive legislative framework does not seem to address all risks, as they are 
not effective in preventing unauthorised or inappropriate use of drones. Consequently, with no 
policy change the risks are expected to become more serious. 

Below the expected evolution of problem drivers is presented. 

a) Evolution of problem driver 1: Responsibilities for drone regulation are divided, 
leading to diverging requirements in the internal market 

As things stand, it is likely that divergent and patchy approaches to the drone rules between 
Member States will develop for drones below 150kg, as described in the section on problem 
driver 1 above. It is, however, difficult to predict in which direction the national regulations 
will go, but current experience shows that it is highly unlikely that uniform rules would be 
adopted, despite the work at international level. 

At the international level, ICAO has produced some guidance material for countries which is 
used for Member State action and to facilitate the application of individual authorisations. The 
ICAO process that could lead to formal requirements started in autumn 2014, and concrete 
results could be expected in coming years only. If successful, these generic international 
requirements would then need to be translated into national or European jurisdictions to 
become enforceable laws. This would mean that full harmonisation could not be guaranteed. 

In order to advance more quickly, a number of European and other aviation authorities have 
grouped together in JARUS, Joint Authorities for Rulemaking on Unmanned Systems. 
JARUS is a flexible structure that should be able to produce proposals for requirements for 
drones in a timelier manner. As a purely voluntary intergovernmental body, JARUS has 
suffered from a lack of clear and decisive governance, although recently improvements were 
made by clarifying leadership and secretarial support. In addition, JARUS cannot adopt rules 
by itself. They need to be transposed into national law. The past expertise, also from the Joint 
Aviation Authorities, clearly demonstrates that the transposition would most likely lead to 
different versions of "JARUS rules" and an attempt to coordinate the transposition into 
national law on a voluntary basis has in practice no chance to deliver a real single market in 
Europe.73 For instance, some Member States are proposing rules that go against some 
fundamentals of an operation-centric approach like sticking to the distinction between 
recreational and professional use (while also expertise in other states have demonstrated that 
this distinction does not function) or imposing 'means of compliance' that are disproportionate 
to the risk, for instance requiring a private pilot licence for a chimney sweeper who from time 
to time wants to inspect the roof with a drone or for the photographer who wants occasionally 
take a picture with a drone. Besides, not all Member States are in a position to follow the 
JARUS work. At best, the JARUS process will contribute to sharing best practices and 
helping countries to avoid mistakes made by first movers, and probably contribute to 
conceptual similarity of approaches between States. If industry standards are developed 
harmonisation could benefit, but JARUS has so far not been able to steer standard-setting 
work. 

                                                 
 

72   http://www.dailymail.co.uk/news/article-3251543/Drone-owners-forced-register-devices-tracking-database-four-near-
misses-aircraft-past-month-alone.html 

73  Such divergence in national rules and practices is for instance revealed during EASA standardization inspections, 
whenever new areas which used to fall under international requirements, be it from ICAO, JAA or Eurocontrol, came 
within the scope of applicable EU rules.  
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The EU’s SESAR programme is planning to work on developing technologies and standards, 
inter alia to improve “command and control” and “sense and avoid” capabilities of drones. 
These technologies are important to make drones fly and react like manned aircraft, so that 
the "rules of the air" can be respected. At the end of the day, the purpose is to integrate drones 
in the aviation system where safety depends on the actions of various actors and where drones 
have to adapt to the rules of the other air traffic. This is comparable to the road sector, where 
the advantage of driverless cars cannot be used if such driverless cars had to drive on separate 
lanes. On the other hand, if driverless cars are to enter the traffic and share the roads with 
piloted cars, they must be able to follow all traffic rules. Under the baseline scenario, the 
results from this work could then be integrated by Member States and EU/EASA, each within 
their area of competence. The streamlining of R&D work of SESAR with the subsequent 
regulatory validation by EASA should increase the pace of innovation. 

All in all, differences in national drone rules are expected to continue restricting the ability of 
companies to take advantage of cross-border markets. This would lead to further 
fragmentation of the EU market, hampering development of both manufacturers and 
operators, and, indirectly, for the wider economy. 

b) Evolution of problem driver 2: Individual authorisations are too costly and too time 
and resource intensive  

Some Member States might continue pursuing a proactive approach, abandoning where 
possible the individual ex-ante authorisation in favour of generic operating rules to favour the 
growth of the drone sector, whereas other Member States will stick longer to an ad-hoc 
authorisation policy. In general, though, there are no developments in the pipeline that would 
eliminate the system of individual authorisations for any segment of individual authorisations. 
As mentioned above the work in ICAO could facilitate individual authorisations, but would 
not replace them with blank approval of certain operations. 

The product market legislation, which generally applies to the lightest category of drones and 
allows for placing some drones on the market, does not address the issue of operation 
authorisations. Only aviation authorities that are in charge of the implementation of the rules 
of the air and can impose capability limitations on small drones or a unique identification tool 
or a national register in the context of operations in civil airspace, allowing for a 'type-
approval' operations. However, there are no institutional links foreseen in the existing legal 
instruments between aviation authorities and industry that would enable industry to respond to 
specific aviation requirements (e.g. small drones should only be authorised to fly at a certain 
distance from an urban environment or airport, to be used by persons having received 
minimum aviation safety training and who are listed in a national register). As exactly these 
aviation safety requirements would support mutual recognition, the current situation of 
divergent and fragmented national approaches hampers the true development of the internal 
market for lighter drones. 

Finally, the baseline path is likely to put pressure on Member States’ public administrations, 
which may in turn constrain drone market development. In those Member States where such 
staff is paid from the general budget and not from industry fees, the authorities will have 
difficulties to cope. If authority approvals become a bottleneck, the effect will be to “ration” 
access to the market and to slow down innovation. 

c) Evolution of problem driver 3: The existing methods of civil aviation regulation are 
not well suited to the specificities of drones 
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There is no work on-going to make the currently existing civil aviation rules better suited for 
the specificities of drones. The revision of the Regulation (EC) 216/2008 has still not be been 
proposed by the Commission and "a possibly reviewed Regulation (EC) 216/2008" cannot be 
treated as a baseline. There is also not much work on-going to amend the rules for drones 
above 150 kg, but for this category the current approach is less problematic, as it requires 
similar level of supervision as manned aircrafts. Consequently, a single market could be 
developed for drones above 150kg within the current legislative framework. Based on 
concrete certification applications from manufacturers EASA would work out a certification 
basis and related operational requirements, which could serve as a basis for the adoption by 
the Commission, where needed in the form of Commission Regulations under 
Regulation (EC) 216/2008. However, it is expected that the civil market for large drones will 
remain limited in the short to medium term, as market pressure is clearly being felt strongest 
in the smaller segment. 

Moreover, for drones below 150 kg it would be also difficult for Member States to come up 
with their own more 'drone tailored' rules, as they would not fit well in the general civil 
aviation framework e.g. the current rules of the air do not foresee civil or commercial flights 
below 500ft, so only individual authorisations at Member States level can approve drone 
operations at low altitude. The lack of proper coverage in the EU legislation of the concepts 
of 'remote pilots' or 'ground station' will not assure a uniform approach to safety. 

d) Evolution of problem driver 4: The oversight and law enforcement authorities lack 
proper information and instruments 

The current organisation of market surveillance remains a further challenge, caused by the 
patchwork of numerous provisions spread across several different pieces of EU legislation. 
Although the ongoing revision of the EU framework on product safety and market 
surveillance 74 is expected to strengthen market surveillance capabilities in the Member 
States, it remains to be proven how these changes are able to cope with a rapidly expanding 
drone market and the related safe use of the airspace. 

Concerning privacy and data protection, drone operators must respect citizens' privacy and 
data protection fundamental rights and comply with the existing EU and national rules: these 
rules are technology neutral, regardless of whether the data are collected by a smartphone, 
CCTV or a camera on a drone. Specific analysis has shown that there does not appear to be a 
need to amend the EU rules.75 Nevertheless, the new General Data Protection Regulation76 
should ensure, when adopted, a better protection of the data subject’s rights when data are 
gathered by means of a drone using new tools like the accountability principle, the data 
minimisation principle, data-protection-by-design approach, or the obligation to carry out a 
data protection impact assessment. As regards privacy, Member States will continue to 
develop rules and administrative procedures they deem necessary in combination with their 
aviation safety rules to ensure further protection of the right to privacy, for which no 
secondary legislation exists at EU level.  

                                                 
 

74 COM(2013)74 final  
75  Trilateral Research & Consulting and VUB, (2014).  
76  The Commission proposal COM/2012/01 is still under discussion in the European Parliament and Council and could be 

adopted by the end of 2015. 
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In all, on privacy/data protection, the problem appears to be not primarily a regulatory deficit, 
but an enforcement deficit, where police and security forces lack the appropriate tools to 
enforce. Despite the existence of a general legal framework, a growing number of security 
and privacy incidents are occurring. Some Member States are actively developing ways to 
address security and privacy issues but this process is in the early stages. It would be 
accelerated by exchange of information and best practices, which could occur through 
established European networks of data protection authorities and police services, but this is 
yet to be developed. Enforcement is hampered in the absence of drone design features to 
enable identification of the operator, to prevent it from entering certain areas ("geofencing") 
or to prevent it from being hijacked or stolen through cyber-attack. A single Member State 
would in practice have difficulty to impose the necessary product standards on (global) 
manufacturers. As long as these issues are not resolved, public acceptance of drones will be 
affected and Member State authorities may restrict the legitimate sale and operation of drones, 
slowing down market development. At the same time they will often fail to curb the 
unauthorised or even criminal use of drones because they lack enforcement tools. 

Finally, growing expertise with drone activities, also from non-EU states, shows that the 
baseline path is likely to put pressure on Member States’ public administrations, which may 
in turn constrain drone market development. In those Member States where such staff is paid 
from the general budget and not from industry fees, the authorities will have difficulties to 
cope. If authority approvals become a bottleneck, the effect will be to “ration” access to the 
market and to slow down innovation. 

All in all, there is a serious risk that the current situation will lead to further fragmentation 
between national markets and between the national and European safety approaches. 
Manufacturing industry and operators, often SMEs, will struggle with a multitude of national 
and European safety rules, leading to a suboptimal take-up of innovative technologies to 
support jobs and growth. The combined application of un-adapted EU product (safety) rules 
and national requirements will cause problems of mutual recognition and hinder product 
markets. The lack of relevant common product standards will also reduce the capacity of 
administrations to effectively deal with citizens' concerns in the field of safety, security, 
privacy and data protection, environmental protection, and product and operational liability. 

SECTION 3: WHY SHOULD THE EU TAKE ACTION? 

Article 100(2) TFEU provides a legal basis for the EU aviation policy. As it stands, large 
drones (above 150kg) are already covered by EU rules adopted on that basis, namely 
Regulation (EC) 216/2008. In addition, Article 114 TFEU provides a legal basis for 
harmonisation measures concerning the EU's internal market. The question as to the 
appropriate legal basis for any possible EU legislation on drones remains to be determined at 
a later stage, in particular in function of the aim and content of the intended measures. 

Taking into account that the new technologies allow ever lighter drones to interfere with 
“manned aviation”, for which already EU rules exist, the intended EU legislation on drones 
should also cover all types of drones in order to act coherently and thus prevent that drone 
operations negatively impact the safety of existing aviation activities.  

Drone manufacturing has a cross-border dimension since many drones are bought online, are 
imported or at least have imported parts. Mutual recognition in the internal market is difficult 
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to achieve in the presence of detailed national standards and rules. If type design certification 
is carried out at the national level, manufacturers would see their investment and transaction 
costs increase as they attempt to meet diverging requirements in small segmented markets, 
thus hampering also their global competitiveness. From the perspective of drones as 
“aeronautical products”, national markets do not provide sufficient scale to develop such 
global technologies. For instance, critical safety measures such as the identification of the 
drone or geofencing require industry standards that, for instance, determine the exact 
technical requirements for an electronic chip that sends out the identification signals. National 
rules cannot deliver regional or global solutions for manufacturers, who would be confronted 
with a high number of different technical specifications. And such strong safety measures are 
exactly required to contribute to the adequate enforcement of existing rules e.g. on privacy, 
where, in an ideal world, police officers could be given an app to easily identify the drone 
(owner). 

Also with regard to drone services, many operators are developing cross-border activities. For 
instance, infrastructure inspections, from oil rigs to rail tracks, are being organised at an 
international level. The point is that even if the operations have a limited scope (e.g. inspect 
an oil rig or a bridge and do not cross borders), operators should be in a position to use the 
same drone and the same operating requirements with the same pilot at different places in 
Europe to really develop their businesses, especially if they operate in niche markets. Large 
delivery companies have expressed their intentions to organise their services at the European 
level which requires common rules. 

Subsidiarity should, however, apply at the level of the implementation of the common 
operational rules, e.g. Member State authorities will carry out local risk assessments and 
decide which airspace shall be open or closed to drone operations, and under which 
conditions. Most of the light drones operations have a local dimension and it should be for the 
local authorities to assess the level of risk and authorise the specific type of drone operations. 
This way a mayor should be in a position to impose local restriction to protect particular 
residential areas, comparable to the situation where municipalities decide to restrict road 
traffic in city centres and declare pedestrian-only streets. 

In addition, as is the case for civil aviation in general, Member States remain responsible for 
most oversight tasks and they thus mostly manage the direct relationship with manufacturers 
and operators. As a general rule Member States remain responsible for enforcing (common) 
safety, security, privacy and environmental rules. 

In addition, it is intended to rely as much as possible on industry standards as the drone sector 
is a high technology and fast developing sector. However, industry needs a stable basic 
regulatory framework to plan and rightly focus their investments and innovation efforts in 
drones. 

Finally, the initiative should also be such as to facilitate the enforcement of EU and national 
rules in areas such as security and privacy in relation to drones. For instance for security, 
safety operational measures such as a registry of operators or geofencing capability should 
make security enforcement measures more effective. 77 

                                                 
 

77  See problem description under 2.2.4. 
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The public consultation revealed that the consulted stakeholders widely support action at the 
EU level. Some 80% of the respondents agree with a full harmonization of the drone rules 
with an implementation by national authorities. This view is shared by national regulators 
(82% support – with none against), by drone operators (81%) and by associations (71%). 
Only 15% of respondents find that the drone technology is not sufficiently mature to be 
regulated (none of the regulators is of this opinion; 30% of individuals find regulations 
premature). Two of the fourteen replying authorities find that regulating small drones should 
remain a task of the competent national authorities. 

Only EU basic rules for the whole range of drones, regardless of weight, offer a consistent 
regulatory framework for drone manufacturing and operations in the EU internal market, and 
have the ability to overcome the main problems identified in this report. 

SECTION 4: WHAT SHOULD BE ACHIEVED? 

4.1 GENERAL POLICY OBJECTIVE  

The general policy objective is to enable the development of drones and drone services in a 
safe, secure and sustainable manner and in full respect of citizens’ fundamental rights.  

The aim of this initiative is, in accordance with the logic of the current safety regulatory 
framework as established in Regulation 216/2008,78 not to address each of the specific 
problems in detail, but to adopt, in the first instance, the basic principles and essential 
requirements within the EU aviation safety framework for the safe development of drones in 
the EU. This will be achieved through setting essential requirements complemented by the 
necessary empowerments for the Commission to adopt the necessary more detailed 
implementing rules. These detailed rules would be adopted in due course on the basis of a 
separate impact assessment where appropriate, and followed by the development of adequate 
industry standards. These empowerments and the adoption of the detailed rules on the basis 
thereof would of course be subject to the general requirements of the Treaties in this regard 
(Art. 290 and 291 TFEU), inter alia as regards the control exercised by the European 
Parliament and the Council (for delegated acts) and the Member States (for implementing 
acts). 

4.2 SPECIFIC OBJECTIVES 

The first specific objective is to adopt common rules to create a single market for drone 
manufacturing and drone operations so that manufacturers may easily place their products on 
the market and operators may provide drone services to the economy. 

                                                 
 

78  Currently under review. The fundamental approach taken in this Regulation to work with Essential Requirements, 
Delegated Acts and Standards is not put into question. 
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The most important EU legal instrument to be reviewed in this context is Regulation (EC) 
216/2008 to specify the responsibilities of the EU and abolish the current threshold of 150kg 
that defines which aircraft and aircraft operations fall within its scope; to identify existing or 
new actors competent for safety management and oversight; and to establish the principles of 
the EU safety policy, imposing safety requirements on the aircraft, the operator and the 
(remote) pilot.79 80 These rules should be complemented by detailed rules specifying how 
different category of drone operations should be authorised and supervised. 

The second specific objective is to mitigate the specific risks and problems arising from the 
use of drones, notably in the fields of safety, security, privacy and data protection, and 
environment. Addressing those issues will be critical to ensure public acceptance of drones as 
an increasingly common part of daily life. 

With respect to aviation safety, in practical terms, the EU rules will need to be specifically 
adapted to the manufacturing and operation of drones and in order to open the market they 
need to provide modalities for safe drone operations. While addressing the safety issues, the 
initiative should also consider security, privacy and data protection, liability and 
environmental aspects. Particular attention will be paid to enforcement of rules applicable to 
mass produced small drones. Correct application of the rules should be facilitated by 
embedding safety features: small drones should not be able to fly too high or too far. And the 
pilot of the drone should always be identifiable. 

As regards security, measures need to cover the design and manufacturing processes, together 
with the operation of the drone or of the airspace. The EU already provides for rules in the 
security area, namely airport inspections as adopted after 9/11. In drones especially command 
and control are security sensitive – which already may be covered under (cyber) safety 
certification. The intended framework should foresee the possibility for the Commission to 
adopt detailed rules. For operations, geofencing capabilities are a good tool also to deal with 
security issues, including avoiding accidental intrusion into a security sensitive area.  

Concerning privacy/data protection, the initiative does not intend to establish new substantive 
rules, but only to make sure that the proposed safety solutions would also facilitate 
compliance with the applicable privacy and data protection rules. For instance, an 
identification or tracking requirement for each drone needed for safety monitoring would also 
help complying with the transparency obligation of drones' operations and facilitate 
enforcement action for the data protection authorities in case of infringement of the applicable 
privacy/data protection rules. Moreover, the scope of this report is limited to drones as "flying 
devices" and not to regulate cameras and sensors as such. These items have to respect existing 
relevant rules, including privacy and data protection. 

With respect to environmental protection, the essential requirements should also cover 
environmental standards on nuisance e.g. from noise and gaseous emissions.  

                                                 
 

79  Regulation 216/2008 is currently under review and a separate impact assessment was undertaken. This impact assessment 
report on drones takes the other into account to ensure coherence between the two parallel reports. This report also goes 
beyond safety and assesses the need for regulatory action in other fields like privacy, liability, security or environment; 
and it gives special attention to internal market aspects. 

80 In case of SMEs operator and pilot may be the same person/function. For bigger companies the operator is the company 
responsible for providing the drone service, with the help of a pilot or several pilots. 
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A very large majority of participants in the public consultation of all stakeholder groups 
support these overall policy objectives. 97% sees the need for EU action as drones are a 
promising source of jobs and growth. At the same time, the right balance should be struck 
between the development of the drone market and provision of the adequate protection of 
safety, security and privacy (91%). 

The aim of this initiative, in accordance with the logic of the current safety regulatory 
framework as established in Regulation (EC) 216/2008, 81 is to adopt, in the first instance, the 
basic principles and essential requirements within the EU aviation safety framework 82 for the 
safe development of drones in the EU. The essential requirements provide the legal basis for 
more detailed rules to be adopted by the Commission, which will be adopted in due course, so 
that these more detailed rules can be introduced into the EU legislative framework by means 
of delegated acts and further lead to the development of industry standards. While this 
initiative would introduce the obligation for drone identification, the identification 
requirement needs to be detailed (which drone needs to be identifiable at which distance and 
what information exactly needs to be given) in the Commission acts adopted on the basis 
thereof. Then the industry standard can be developed to set the exact technological modalities 
(e.g. electronic chip with specific technical characteristics, e.g. emission power and on 
interoperability). 

The impacts of these specific measures will be assessed separately when necessary (e.g. 
through a Regulatory Impact Assessment by EASA). The concrete safety measures that could 
be taken, such as mandatory registry of operators, the identification of drones or the 
geofencing capacities then should not only help to maintain the current high levels of safety, 
but also to contribute to the correct application of existing rules in other areas like privacy. 
For instance, when a person finds a hovering drone above his or her private garden an 
intrusion on privacy, the identification of the drone (e.g. through an app available to the police 
or to the general public) imposed by safety rules, helps to enforce the right to privacy. 

                                                 
 
81  Currently under review. The fundamental approach taken in this Regulation to work with Essential Requirement, 

Delegated Acts and Standards is not put into question. 
82  As explained in 1.1, 
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Graph 4:: Problem tree with corresponding objectives 

 

4.3 CONSISTENCY WITH OTHER EU POLICIES  

This initiative is an integral part of the Commission’s “Aviation Package for improving the 
competitiveness of the EU aviation sector”. It is also consistent with the strategic objectives of 
the European Commission. Drone manufacturing and operations will contribute to 'Jobs and 
Growth' and a 'Deeper and Fairer Internal Market with a Strengthened Industrial Base'. 
Leadership in developing the drone industry will also strengthen the EU as a “Global Actor”, 
as a standard-setter and exporter of aviation products and services.  

The initiative also intends to make the design and operations of drones more consistent with 
the wider aviation policy framework, which is to a very large extent harmonised at EU level. 
Drones will become another aerial vehicle to provide services in the European aviation market 
within the context of Regulation (EC) 1008/2008 on common rules for the operation of air 
services in the Community.83 As drones share the same airspace with other aircraft, the safety 
of drone operations must remain coherent with the overall aviation safety policy, based on 
Regulation (EC) 216/2008. Finally, drone operations must also be consistent with air traffic 
rules as laid down in the EU Rules of the Air. 84 

                                                 
 

83  This regulation focuses on "air services" (a flight or a series of flights carrying passengers, cargo and/or mail for 
remuneration and/or hire) and does not make a distinction between manned or unmanned aircraft. 

84  Commission Implementing Regulation (EU) No 923/2012 of 26 September 2012 laying down the common rules of 
the air and operational provisions regarding services and procedures in air navigation. 
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As this initiative would go beyond the formal aviation certification procedures and introduce 
flexible verification methods to check conformity especially for low risk drone operations, the 
consistency of the initiative with the product safety framework needs particular attention. 85 

SECTION 5: WHAT ARE THE VARIOUS OPTIONS TO ACHIEVE THE OBJECTIVES? 

5.1 GENERAL CONSIDERATIONS 

The starting point of the analysis was the Commission Communication on drones 
(COM(2014)207) that identified a number of areas as concerns, which might require 
regulatory action, including safety, security, privacy, liability and insurance, or environment. 
During the development of this impact assessment, it has emerged that a number of those 
issues identified in Section 2 will not require new action at EU level, or do not call for 
consideration of different options. The scope of the actions that are to be analysed in this 
impact assessment can therefore be narrowed, as described below. 

Essential requirements on safety, security and environmental performance 

All aircraft and aircraft operations in the EU are subject to "essential requirements" laid down 
in the European Parliament and Council Regulation No 216/2008. Most of these high-level 
requirements relate to safety (e.g. "the aircraft must be designed and built in such a way as to 
be able to fly safely in all the conditions for which it is intended"), but also other 
considerations are made e.g. in relation to environmental performance or security. The 
essential requirements for drones and drone operations will follow the same logic as those for 
other aircraft: they will include requirements relating to the capability and reliability of the 
drone (called "airworthiness" for conventional aircraft), to the conduct of the flights 
("operational rules"), and to the skills of the pilot ("pilot licensing"). 

The essential requirements are a limited number of overall general principles that determine 
the safety of a flight, that do not change over time with evolving business models, types of 
operations, or evolution in technology. At the same time, the essential requirements determine 
the scope of the detailed rules to be adopted by the Commission, which give the detailed 
operational substance of the requirements. That is why the essential requirement must cover 
all determinants of aviation safety and are not different under the three policy options, as 
shown below in Table 4. 
For instance for safety, on airworthiness, the essential requirements will state that the 
unmanned aircraft must be designed in such a way that experience has shown it is safe; and 
that these aircraft must be safely controllable and manoeuvrable; for operations, the essential 
requirements will state that the operations must be conducted as to minimize the risk for 
people on the ground and in the air; and that the operator is responsible for all commands. 

                                                 
 

85  The current product safety rules were described in section 2.4. Section 5.3 on the description of the policy options 
describes the interaction between this initiative and the current product safety rules. 
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For environment and security the essential requirements will determine the necessary 
"embedded" security and environment features of drones. For security, the requirements 
would relate to data-link that should be made robust against cyber-attacks. For environment 
the essential requirements should ensure the environmental sustainability of the aircraft in the 
same way as other aircraft are already required today. The enforcement of security or 
environment objectives can be facilitated through measures that will be developed on the 
basis of the safety essential requirements, like the mandatory identification or geofencing 
capabilities. The essential requirements for security and environment will not differ under the 
three policy options. 

Privacy and data protection  

Firstly, the policy options presented below do not detail different ways of addressing the 
problems related to the area of privacy and data protection. The public consultation, the 
formal opinions of the data protection authorities, the Ministers of the Transport Council and 
an external study have during the course of the impact assessment process delivered a broadly 
shared view86 that there is no need for new EU legislation in this area, as the existing EU rules 
are technology neutral and adequate to address the issues identified. The on-going revision of 
the EU data protection legal framework, will, if and when this leads to a new Regulation as 
proposed by the Commission, help to further improve the means available to protect personal 
data and privacy. 

The focus will need to be on facilitating the enforcement of the existing framework. The 
relevant authorities are aware of this need and have the necessary legal instruments to do so. 
They need to develop practical guidelines on how the existing rules shall apply to drones and 
to their operators.  

In addition, the product (safety) rules which will be adopted on the basis of the current 
initiative will include measures to aid their enforcement, such as the introduction of electronic 
or physical means to identify the operator/owner of a drone. Those measures will also benefit 
the enforcement of other, existing, rules in the field of data protection, privacy, security and 
liability. The need to support all these different objectives will be reflected in the "essential 
requirements" to be adopted under this initiative (see Table 4). The detailed rules will contain 
practical requirements, e.g. on how a register of drone operators/owners will be managed. The 
stakeholders, including authorities, responsible for privacy, security, etc. will be consulted on 
those detailed rules as part of EASA's process related to the preparation of the Commission 
acts in question. 

Insurance and liability 

Similarly, the questions of insurance and liability will not be examined, taking into account 
the specific study 87 that concluded that the current insurance framework under 
Regulation EC/785/2004 on minimum insurance requirements for air carriers and aircraft 
operators provides sufficient cover and protection also for drone operations; and taking into 
account the results of the public consultation. The study concludes that the problem lies in the 

                                                 
 
86 The public consultation revealed a limited number of stakeholders are in favour of specific drone rules in this area, 

especially aviation regulators and air navigation service providers. 
87  See under 2.2 Consultation; under 3.2.3.3 the description of the rules in place; the Steer Davies Gleave (2014) 

study in Annex I; and the results of the online public consultation in Annex III. 
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absence of drone safety rules, which triggers illegal (and hence un-insured flying) and the 
application of the rules, where reliable information on drone operations and drone incidents 
collected under future safety rules will help to provide the evidence base to set the appropriate 
insurance fee levels. Also the question of identifying the owner/operator of a drone will need 
to be addressed, but this is also needed for safety and other reasons. 

Rules on air navigation 

Furthermore, the rules of the air for low level operations will have to be developed in any 
policy scenario aiming at opening the airspace to drones. These are implementing rules 
developed on the basis of ICAO work, and which are under discussion in the framework of 
Single European Sky. They apply to all air traffic regardless of whether a particular aircraft is 
regulated under national or EU law (see annex IV). Such adapted rules of the air would 
provide "traffic rules" that local authorities could use to regulate drone traffic over particular 
zones or cities, just as cities are now able to define pedestrian areas or one way streets. The 
detailed impacts of the changes in these rules are not in the scope of this impact assessment 
and will be analysed once a new implementing regulation is prepared by EASA.   

Accident investigation 

With regard to accident investigation and occurrence reporting, it is also clear that these rules 
will have to be amended to reflect the investigation and reporting of relevant incidents 
involving drones, i.e. where such incidents can yield information that will help to improve 
safety in the future. Thus, again all policy options above baseline envisage the amendment of 
the rules to extend the scope to drone-relevant accidents and occurrences. 

Implementation responsibility 

This report does not examine in detail the division of implementation responsibility (i.e. who 
is in charge of certification, oversight of operations or licences). Today, implementation 
responsibility in aviation is shared between the Member States and the EU, including the 
EASA Agency. A radical reassignment of responsibilities related only to drone certification 
and oversight either to the Member States or to EASA would run counter to the cooperative 
system functioning today in civil aviation oversight. Besides, the future modalities of this 
system are the subject of a parallel impact assessment on the revision of Regulation (EC) 
216/2008 governing EU aviation safety policy. This report concluded that the cooperative 
system should be maintained and reinforced. Therefore, this impact assessment solely focuses 
the analysis on the regulatory responsibility of the national versus EU level and the nature of 
the regulatory techniques and instruments to be used. 

In conclusion, the options presented below are limited to examining which instruments 
should be used to set the product (safety) and operational (safety) requirements for drone 
operations, and more specifically on how compliance with those requirements will be 
controlled. For the other areas for which concerns were identified the rules would be aimed at 
facilitating the enforcement of existing rules, for instance on privacy, data protection or 
liability. The present initiative does not relate to the adoption of new substantive rules 
concerning these latter areas. 

5.2 DISCARDED POLICY OPTIONS 

• Voluntary initiatives/ soft law 



 

38 
 

As drone operations are aviation safety critical, any approach based purely on voluntary 
action has been discarded as not realistic in terms of delivering high safety performance in a 
way that is coordinated with other air traffic. However, this does not mean that every drone 
operation must be regulated top-down; the regulatory framework can rely on industry self-
assessment or self-declaration of conformity (from operators) and industry standards for drone 
design (from manufacturers). 

• Maintaining the current division of tasks between EU/EASA and MS 

Also a minimalistic approach is discarded, whereby the aviation safety Regulation (216/2008) 
is slightly amended to include basic drone concepts, such as definitions of "remote pilot in 
command", "ground station", and "drone system". These changes would facilitate the proper 
regulation of drones above 150kg, which is already within the scope of that Regulation, but 
they would not address the problems identified for lighter drones, which are likely to 
dominate the market for the foreseeable future. The impact of such policy option would be 
very similar to the baseline scenario as described in section 3.4. 

• New division of regulatory tasks on the basis of weight categories 

A policy option with a different weight criterion for allocating responsibilities between the 
EU and national level on the basis of mass is not considered. 88 The 150kg limit was 
introduced in the EU aviation safety Regulation at a time when the technology was such that 
only large, mainly military, drones were flying. Today, the situation is very different: most 
drones appearing on the market are well under 150 kg. There is broad consensus between 
stakeholders that the existing division of tasks between EU and national authorities does not 
correspond to a regulatory logic. Introducing another weight criterion, e.g. 5 or 25 kg, would 
be equally arbitrary. It is widely considered that weight is not the only, or most appropriate, 
criterion to properly indicate the risk of drone operations. For instance apart from mass the 
speed of a drone also determines the force of an impact and subsequently the safety risk it 
creates, and the most important risk factor is in fact the nature and environment of any given 
drone operation (e.g. hovering over crowds). Besides, some risks could be mitigated by the 
installation of safety systems on board (e.g. a parachute) and thus make a heavier drone safer 
than a lighter one. 

Besides, excluding even the lightest or the least risky category of drones from the scope of the 
European legislation would harm the wider, existing EU aviation safety policy. Even the 
smallest drones can pose a risk to regular aviation and hence it is important that the basic rules 
are harmonised at the EU level, even if they are limited (e.g. a simple requirement not to fly 
above a certain level), while Member States are given the opportunity to properly assess the 
local risks and apply the rules accordingly. 

• A stand-alone legal regime for drones outside the civil aviation safety Regulation (EC) 
No 216/2008 

Initially, it was envisaged to consider a stand-alone Regulation governing all aspects of drone 
operations. This Regulation would address all the issues identified in the 2014 Commission 

                                                 
 

88  The participants of the public consultation agreed that the current weight criterion is obsolete and the rules must focus on 
additional risk factors such as the speed of the drone (89%); the reliability of the system (96%); the place where the 
operation is carried out (96%); and the type of the operation (92%). 



 

39 
 

Communication through drone-specific rules on safety, air navigation, security, privacy and 
data protection, environmental protection, liability. Progressively, it became clear that in most 
of those areas no new EU rules were needed, as the existing EU legal instruments would also 
cover drone operations. The areas where new EU rules are needed are safety (and security), 
air navigation, and environmental protection. These areas are already covered by Regulation 
(EC) No 216/2008 for conventional aircraft. Therefore, although drones present their own 
specificities and are quite different from conventional aircraft in a number of ways, it would 
still be preferable to embed the special drone rules within the wider civil aviation framework. 
This will favour mutual consistency between the different segments of aviation, which is 
important in particular as all aircraft must safely interact within the same airspace. Moreover, 
it may be expected that drone technologies migrate to conventional aviation in the future, e.g. 
where remote piloting would become a support function even for manned flights in the 
interests of safety and/or operational efficiency, thus blurring the distinction between manned 
and remotely piloted aircraft. 

5.3 DESCRIPTION OF THE POLICY OPTIONS 

• PO0 – baseline scenario 

PO0 is the baseline scenario as described in paragraph 2.4. Drone safety rules would be 
developed on the basis of the existing division of tasks between the EU and national 
authorities. The EU is competent for drones with an operating mass of more than 150kg. 
EASA is competent to prepare detailed rules for that category, to be adopted by the 
Commission, and for the type certification of large drones. Member States are responsible for 
rulemaking for and certification of drones below the 150kg threshold. The baseline scenario 
also assumes the continuation of voluntary coordination of national rules based on the 
ongoing work in JARUS. Existing EU internal market product rules apply. 

• PO1 – extension of the conventional EU aviation regulation to all drones  

PO1 would integrate drones in the EU legislative framework using the conventional civil 
aviation approach with the existing certification and licensing procedures, as some Member 
States do when adopting national rules. 89 This would mean integrating all drones into the 
existing EU aviation safety policy framework, in particular Regulation (EC) 216/2008 and 
other relevant legal instruments. It would involve legislative amendments to expand the 
current scope of that Regulation from heavy drones (above 150kg) to all drones. The 
“essential requirements” developed for manned aviation would be adapted to drone operations 
(to cover specificities such as remote piloting) and included in the amended Regulation, 
including rules and procedures regarding the certification of the aircraft, certification of the 
operator and licensing of the pilot. It would thus affect all companies involved in the 
“airworthiness” of drones, including software developers or maintenance companies, and all 
personnel dealing with drone operations, including training providers or inspectors. 

                                                 
 

89  See higher under 2.1.1. For instance, some Member States introduce a drone pilot licence with reference to either ultra 
light aircraft requirements (as in FR) or to the private pilot licence (like in BE). 
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Under this option EASA would prepare specific opinions covering all aspects of drone 
operations, on the basis of which the Commission could adopt these as detailed rules that 
could be amended in a flexible way to reflect the evolution in technology. Among these, 
EASA would develop the so-called “certification basis”, i.e. the design standards to be met by 
drones in order to obtain a type certificate. Every manufacturer would need to apply for a 
certificate before placing a drone on the market. National aviation authorities would ensure 
appropriate oversight by checking the certificates and operating licences, issued on the basis 
of common rules.  

In line with the existing approach for ‘manned’ aviation, such opinions and rules could 
include security or environmental certification matters as well, as e.g. security and safety 
certification are very close for the “command and control” function. All manufacturers and 
operators would be known to the authorities and relevant safety information such as databases 
on drone operators or on drone operations could be made available to privacy authorities and 
security and law enforcement agencies. Drones and drone services would benefit from mutual 
recognition throughout the EU. 

Relation of PO1 to the planned review of Regulation (EC) 216/2008 

If a new basic aviation safety Regulation is adopted based on the Commission proposal 
envisaged for later in 2015, without that new Regulation containing any specific rules on 
drones, more options for operation centric and proportionate regulation will become available 
to supplement the conventional approach for "manned aviation". 90 Option PO1 would 
correspond to the “conventional approach” to aviation safety which will still be part of that 
Regulation and would co-exist alongside the new risk-based and flexible approaches. It is 
important to evaluate this option as it has been the default approach in aviation for many 
decades and, for example, has up to now still inspired the work of ICAO or the U.S. FAA on 
drone regulation. 

For example, certain more detailed rules to be adopted on the basis of that new Regulation 
could allow the replacement of the EASA type certificate with a manufacturer declaration, or 
the EASA certification basis could be wholly replaced with an industry standard. Under this 
new Regulation, if and when it is adopted, the Commission, supported by EASA, would 
choose the most appropriate approach for those rules to be developed on a case-by-case basis. 
Whereas the detailed rules are to be adopted in the form of delegated acts or implementing 
acts, as appropriate, the main substantive rules and essential requirements to be included in 
the framework aviation safety Regulation must lay down the main product and operational 
requirements, e.g. to lay down whether product conformity may be established by means of a 
manufacturer declaration or only by means of a (EASA) certificate, or whether pilots must 
obtain a licence in all cases or not. The choice of option will thus affect the drafting of the 
new basic aviation safety Regulation. 

• PO2 – "Operation centric" EU legislation on drones 

Under PO2 the Commission, with the help of EASA, would develop a departure from the 
conventional approach to aviation safety regulation and develop an operation centric approach 
to integrate drones in the EU aviation system. Similarly as in PO1, the scope of Regulation 
(EC) 216/2008 would be amended to include all drones and a set of essential requirements 
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would be included in the amended Regulation. The starting point of this approach would be 
the risk of a particular (type of) operation. It would allow for regulatory differentiation from 
low risk operations to risks of operations equivalent to 'manned' aviation, and thus for 
"proportionate" rules and "scalable" methods to demonstrate that the rules are complied with. 
This approach is developed by JARUS and introduced in some Member States like AT, FL 
and CH. Other Member States are following these principles too, like the UK and FR. 

PO2 builds on PO1; it does not involve a replacement of the conventional approach described 
in PO1, since for the highest risk operations, such as drones operating from airports and in the 
same airspace as manned passenger transport aircraft, the rules and procedures would be 
equivalent to the conventional aviation approach, entailing formal certification and licensing 
by aviation authorities. In addition to certification of the aircraft, certification of the operator 
and licensing of the pilot as foreseen under PO1, PO2 would include scalable rules reflecting 
the range of risk profiles in different operations and would enlarge the range of compliance 
demonstration procedures with more flexible instruments that are suited to apply to low risk 
operations, such as operator declarations instead of certificates, or, for very low risk 
operations, no demonstration of compliance of the operator at all. Although the precise 
detailed rules to be developed by EASA and adopted by the Commission would be subject to 
appropriate separate impact assessment at a later stage, the following could be anticipated by 
way of illustration of a scalable, operation centric approach. For example, for the operation 
shown in the graph below, no specific prior authorisation might be required from the 
authorities for the drone, the operator or the pilot. 

Graph 5: Description of a low risk operation within established safety parameters 

 

This, however, would not mean that these drones are not regulated, but that rules could be 
limited largely to aircraft embedded requirements (e.g. for identification or geofencing 
purposes, or maximum performance such as a speed or distance limit). Detailed rules would 
set the precise operational limitations, and essential requirements would be translated into 
standards that could be developed by industry and could be recognised by EASA and national 
aviation authorities. Manufacturers or importers could self-declare the conformity of their 
products. Enforcement would be left to police and other authorities, like data protection 
authorities or security forces, but in principle not to the aviation authorities.  

For operations involving higher risks, the rules and procedures would be scaled up gradually 
depending on the risk assessment of the operation. The conventional approach would apply to 
drones and drone operations at the higher end of the risk scale, and enforcement in that 
category would be for aviation authorities. 

As is the case today for implementing rules adopted under Regulation (EC) 216/2008, EASA 
would prepare specific opinions following public consultation and regulatory impact 
assessment, covering all aspects of drone operations. They would then be adopted by the 
Commission as delegated acts, supported by guidance material issued under EASA’s 
authority. As in PO1, national aviation authorities would ensure appropriate oversight. 
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Drones and drone services would benefit from mutual recognition throughout the EU, as all 
drones and drone operations which meet the common rules would be able to cross border with 
one certificate or declaration, without further national rules or procedures. The uniform 
application of the rules is overseen by EASA. 

When required and similarly to PO1, the rules and industry standards could include security 
(“security by design”) and environmental (in line with the “outdoor noise” rules) issues – 
again on the basis of the type of operation that the drone is expected to perform. Also 
information on drone operators and operations could be made available to enforcement 
agencies and data protection authorities. 

The “essential requirements” reflecting this approach would be consistent also with the 
general objectives and methods of planned revision of Regulation (EC) 216/2008, which aims 
for a more risk-based and proportional approach by expanding the regulatory options 
available to EASA and the Commission. 

Relation of PO2 to the planned review of Regulation (EC) 216/2008 

If a new basic aviation safety Regulation is adopted based on the Commission proposal 
(without specific drone rules), the rules would fit the approach under PO2, giving more 
scalability in the means to demonstrate compliance with the basic safety rules. For example, 
certain more detailed rules could allow the replacement of the EASA type certificate with a 
manufacturer declaration, or the EASA certification basis could be wholly replaced with an 
industry standard. Under this new Regulation, if and when it is adopted, The Commission 
supported by EASA would choose the most appropriate approach in the detailed rules to be 
developed on a case-by-case basis. Whereas the detailed rules are adopted in the form of 
Commission acts, the substantive rules and essential requirements to be included in the 
"revised" Regulation (EC) 216/2008 must lay down the main product and operational 
requirements, e.g. to lay down whether product conformity may be established by means of a 
manufacturer declaration or only by means of a (EASA) certificate, or whether pilots must 
obtain a licence in all cases or not. The choice of options will thus affect the drafting of the 
"revised" Regulation (EC) 216/2008. 

• PO2.1 – sub-option applying EU product legislation to low-risk drone operations 

PO2.1 is defined as a sub-option of PO2. It builds on PO2 and would add product safety 
mechanisms used in other sectors in the internal market (including market surveillance 
mechanisms) for drones used in operations involving the lowest level of risk. It is expected 
that most drone operations will take place in the lower risk category. These mechanisms could 
therefore cover the large number of mass produced drones which are offered for sale in retail 
shops and on the internet, to hobbyists and certain professionals (e.g. photographers). 

Concretely, PO2.1 proposes for the lowest risk operations, to complete the operational 
aviation rules and restrictions introduced in PO2 (e.g. defining the perimeters to which low 
risks operations are confined) with a product legislation mechanism which is based on the 
“New Legislative Framework"91 covering the essential requirements for placing a product on 
                                                 
 

91  Under the so-called "New Legislative Framework" Regulation (EC) No 765/2008 and Decision No 768/2008/EC bring 
together all the elements required for a comprehensive regulatory framework to operate effectively for the safety and 
compliance of products with the essential requirements for protecting the various public interests and for the proper 
functioning of the Single Market. 
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the EU market. PO2.1 would hence introduce the possibility to rely on market surveillance 
mechanisms to ensure the compliance of these types of products before being placed on the 
market (manufactured or imported in the EU). 

CE marking could indicate conformity of the non-mandatory harmonised standards developed 
by industry as acceptable means of compliance with the requirements. Similarly as in PO2, 
these harmonised standards could cover not only safety, but also other areas of public interest 
such as environment and security. The CE marking could also provide essential information 
to Member States' authorities as well as other relevant parties such as distributors. PO2.1 
could also include a requirement for the publication of a user manual explaining the technical 
use of the drone (including the operational restrictions), the associated risks (safety, security, 
privacy, etc.) and the related obligations (insurance, registration). 

The conformity assessment is under the responsibility of the manufacturer, with the 
possibility of the involvement of a third party (notified or in-house accredited conformity 
assessment body). Depending on the risk covered, different conformity assessment modules 
would be provided. 

The graph below shows how sub-option PO2.1 fits into PO2: 

Graph 6: How PO2.1 relates to PO2 

 

PO2.1 differs from PO2 only in relation to the (mass market of) drones performing low risk 
operations. All other drones would follow the approach described under PO2. This dimension 
is represented on the Y-axis in the graph above. Moreover, PO2.1 only deals with product 
standards (e.g. embedded altitude limitation; how to avoid that the blades are dangerous for 
the user; how to avoid harmful radio interference, etc.). The operational, pilot and navigation 
rules would follow the approach defined in PO2, even for the lower risk operations. For 
example, the operational rules could limit flight altitude to 50m to avoid that the drone 
becomes a danger for the other air traffic e.g. a low flying police helicopter. The product 
standard may specify which methods can be used to limit the flying capabilities of the drone 
effectively to 50m altitude. 
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Then it is up to the drone manufacturer to decide for which market to produce. The process is 
illustrated in Graph 7 below. 92 If the manufacturer wants to go for the mass production of 
low risk drones (pictured in the bottom left corner of Graph 7), he must meet the standard laid 
down for this category and may then place his product on the market without the involvement 
of the civil aviation authorities. The operator of this drone will, however, be subject to the 
operational, pilot training and navigation rules laid down under civil aviation law. Ideally, the 
drone standard reflects the operational restrictions imposed by civil aviation authorities on 
low risk operations (“safety by design”). However, embedded safety may not prevent all risks, 
e.g. geofencing technology may not be able to prevent flying over crowds even if such 
operations are prohibited for untrained pilots. The operator thus remains liable for exceeding 
the operational limitations. The manual provided with the drone should provide information 
on the operational limitations linked to the operation of that type of (uncertified) drone. If the 
manufacturer deems his drone capable of performing a wider span of operations with higher 
risks or if he cannot meet the low risk product requirements, he cannot offer the drone under 
the product safety standards of the low risk category. The manufacturer will fall under the 
rules described in PO2 (the top right corner in Graph 7). 

Graph 7: How PO2.1 is triggered 93 

 
Acronyms:  
TC – type certificate – certificate issued for a specific type of aircraft; 
UAS: Unmanned Aerial Systems; 
SUAS: Small Unmanned Aerial Systems. 

PO2.1 could be implemented in either of two ways: in the form of detailed rules adopted in 
the framework of the aviation Regulation (EC) 216/2008, or in the form of a new product 
safety Directive. Under aviation rules there would be three levels of rules. Firstly, 
Regulation (EC) 216/2008 would contain the basic principles and essential requirements, 
which EASA and the Commission would develop further in detailed rules, adopted as 
Commission acts. They would in turn be supported by industry standards, giving specific 
methods on how to comply with the requirements. A new product safety Directive would 
combine the first and second levels in the 'aviation approach' into a single legislative text; the 
standards would be identical to the aviation approach. 

                                                 
 

92  This graph is taken from an FAA presentation in 2014. 
93  The graph exactly demonstrates the choice that the manufacturer must make; and its shows that the approach of 

regulatory intensity in accordance with risk is well shared at the global level. 
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This legislation, whether developed under Regulation (EC) 216/2008 or as a separate product 
safety Directive, would in any case also need to ensure consistency with horizontal EU 
product legislation (e.g. Radio Equipment Directive or the General Product Safety Directive). 
PO2.1 would in principle replace those horizontal product safety rules (e.g. the EMC 
Directive) in respect of drones, as has been the case for other product-specific legislation. 94 

With regard to enforcement under PO2.1, Member States would ensure the effective 
surveillance of their market and take appropriate measures to withdraw non-compliant 
products, while the Commission would facilitate the exchange of information between market 
surveillance authorities (e.g. by listing non-complaint drones under the RAPEX information 
system – this is the system under the market surveillance legislation by which information on 
non-conform products is notified EU wide). While under this sub-option there is no formal 
intervention of the civil aviation authorities (EASA or national authorities) on the conformity 
of drones with product specifications. The operational rules and oversight would remain 
within the purview of the civil aviation Regulations and oversight authorities, as envisaged in 
PO2, the aviation authorities remain the source of the operational limitations that need to be 
embedded in the product safety standards. 

During the advanced public consultation of EASA, the overwhelming majority of 
stakeholders agreed with the market monitoring approach for low risk operations. A limited 
number of stakeholders urged to apply this approach also beyond low risk operations; and a 
limited number of stakeholders, including air navigation service providers and the pilot 
association were critical to the idea of calling upon non-aviation authorities. 

Relation of PO2.1 to the planned review of Regulation (EC) 216/2008 

If a new basic aviation safety Regulation is adopted based on the Commission proposal 
(without specific drone rules), PO2.1 would add additional flexibility. Whereas PO2.0 already 
foresees industry declarations, PO2.1 makes a particular means of compliance possible ("CE 
marking") and establishes the link with the product safety surveillance mechanism that would 
alleviate the tasks of CAAs. 

* * * 

Table 4 below summarises how each option would work in practice, and how each option 
builds on the previous one (additional elements shown in bold).  

Essential Requirements 

The concrete proposal to be included in the basic aviation safety Regulation would take the 
form of a number of "Essential Requirements", similar to the existing ones for "manned 
aviation": aviation must remain safe, regardless of the technology used; and covering the three 
main domains "Airworthiness", "Operations" and "Air Crew". The cells regarding the 
Essential Requirements are filled with an example to show how these could look like for the 
three main domains "Airworthiness", "Operations" and "Air Crew". As explained in 
Section 5.1, the three policy options would not differ with regard to the Essential 

                                                 
 

94  For example, Directive 2014/90/EC on Marine equipment, Directive 2012/27/EU on energy efficiency and Directive 
2012/19/EU on waste electrical and electronic equipment are examples where the 'new approach' was applied in other 
areas and on other legal basis. 
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Requirements. The essential requirements would also concern (cyber) security (data link) and 
environment (noise and emissions). 

Methods to demonstrate compliance with the Essential Requirements 

The difference between the conventional aviation approach under PO1 and the operation 
centric approach analysed under PO2 lies fundamentally in the "scalability" of the means of 
compliance in function of the risk of the particular operation or type of operations, and the 
ensuing delegated acts. The compliance with the essential requirements can be demonstrated 
with a range of methods or, in some cases, it may even not be necessary to demonstrate 
compliance at all. For simple operations under PO2, the methods of compliance will be easy 
to fulfil, or even non-existent, but under PO1 a pilot for example would always have to 
demonstrate his competence through a licence prior to flying even simple operations. In case 
of complex operations with a high risk for people on the ground or in the air, the 
demonstration requirements would however be the same under the two options (e.g. a pilot 
licence is a precondition for flying). Under PO2.1, CE Marking – focusing on features of the 
product – is added to the list of methods to demonstrate that the product complies with the 
airworthiness requirements. PO2.1 is similar to PO2 with regard to the other means of 
compliance.  

Table 4: Practical implementation of the different policy options 

  OPTION 1 OPTION 2 OPTION 3 
Provisions included in the basic aviation safety Regulation (new proposal based on this impact 

assessment) 

Essential 
requirements 
for 
airworthiness 

"Drones shall not have hazardous design features …." 

Essential 
requirements 
for on 
operations 

"Drones shall be operated in a way that minimises the risk to people on the ground and 
in the air…." 

Essential 
requirements 
for air crew 

"Pilots shall possess the required knowledge and skills …." 

Available methods to demonstrate compliance 

  
Prior third party 
authorisation (Certificate 
or Licence)  

No prior autorisation No prior authorisation required 

 required 
 

Self-declaration 

Self-declaration CE marking 
Prior third party 
authorisation (Certificate 
or Licence) 

Prior third party authorisation 
(Certificate or Licence) 

Delegated Acts to be adopted on the basis of the new basic aviation safety Regulation  

  Details the essential 
requirements 

Details the essential 
requirements, including 
how to assess and 
mitigate different levels 
of operational risk 

Details the essential 
requirements, including how to 
assess and mitigate different 
levels of operational risk 
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Details the modalities 
for demonstrating 
compliance through 
prior third party 
authorisation 

Details which means of 
compliance is required 
in which case (i.e. 
depending on the 
operational risk) 

Details which means of 
compliance is required in 
which case (i.e. depending on 
the operational risk) 

  
Details the modalities for 
demonstrating compliance, 
including for self-
declaration  

Details the modalities for 
demonstrating compliance, 
including for CE marking  

Industry standards 

  Industry-wide agreed means to comply with certain essential or detailed requirements 

Enforcement 

  

Aviation Authorities Aviation Authorities Aviation 
Authorities 

Data Protection Authorities  Data Protection Authorities  Data Protection 
Authorities  

  Police Police 

    

Market 
surveillance 
authorities 

Delegated Acts 

The detailed rules to be adopted by the Commission (probably delegated acts, but that remains 
to be determined) give the detailed operational substance of the requirements and also indicate 
the method to demonstrate compliance. The options differ significantly at the level of these 
detailed rules. In particular, under PO2 and PO2.1 these rules will need to lay down the 
precise criteria to distinguish between "low-risk" and "high-risk" operations and on that basis 
clarify which method to demonstrate compliance operators will be required to conform with. 
These criteria should be developed in the Commission acts because they are likely to be 
highly dependent on technological development and market developments which cannot be 
easily foreseen. It will be necessary to have the ability to adjust those criteria in the light of 
developments and on the basis of experience, including feedback from accident and incident 
investigations. This would not be possible if those criteria are fixed in the basic aviation 
safety Regulation. 

Industry Standards 

Industry standards may be straight derived from essential requirements when these are 
sufficiently clear.. In such case, a detailed rule may simply refer to a standard. In most cases 
however, industry standards will be elaborated on the basis of the detailed rules, for example 
on highly technical aspects such as the precise features of a geofencing capability. Industry 
standards are already used to complement Commission acts for conventional aviation, but 
they could play a much bigger role in a new and as yet largely unregulated area such as 
drones, provided the industry is capable of developing them (in time). The intention is to 
prefer industry standards over detailed provisions in delegated acts where possible. 
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Enforcement authorities 

For enforcement, the conventional approach of PO1 foresees enforcement by aviation 
authorities. Safety rules, like the identification requirement or geofencing, would allow other 
authorities to enforce existing rules under their jurisdiction. In this respect there is no 
difference between the analysed options. Under PO2, in addition to the aviation authorities, it 
is foreseen that general enforcement services (i.e. police forces, subject to subsidiarity) would 
become competent for the enforcement of rules related to simple drone operations, notably 
where no prior authorisation is required to operate and where private citizens would tend to 
call the police rather than contact the civil aviation authorities. Under PO2.1, the oversight 
would be extended to the placing on the market of drones, market surveillance authorities 
controlling the compliance of the product with the related requirements. For the enforcement 
of the rules covering other areas, like privacy/data protection or security, there is no 
difference between options 1, 2 and 2.1. 

Table 5 explains how the various policy options tackle the identified problem drivers.Table 5: 
Overview of the policy options and linkage to the identified problem drivers 
POLICY  MEASURES LINKED TO THE PROBLEM DRIVERS  POLICY OPTION 

 0 1 2 2.
1 

Driver 1: Responsibilities for drone regulation are divided, leading to diverging requirements in the 
internal market 
1. Baseline scenario X    
2. Common EU regulatory framework for all drones and division of responsibilities under 
EASA system 

 X X X 

Driver 2: Individual authorisations are too costly and too time and resource intensive 
3. Baseline scenario X    
4. Introduction of common safety requirements for all for all drone operations   X X X 
Driver 3: The existing methods of civil aviation regulation are not well suited to the specificities of drones 
5. Baseline scenario X    
6. Developing implementing rules and standards specific to drones – as opposed to manned 
aviation 

 X X X 

7. Adapting the rules on the basis of the risks of operations   X X 
Driver 4: The oversight and law enforcement authorities lack proper information and instruments 
8. Baseline scenario X    
9. Enabling consideration of other aspects (security, privacy…) in the safety standards and 
requirements for drones 

 X X X 

10. Applying market surveillance mechanisms for demonstration of compliance for low risk 
drones 

   X 

The three considered policy options address the first two problem drivers. Common rules will 
establish a clear allocation of tasks and responsibilities (driver1). These rules will replace the 
unsustainable and costly system of individual exemptions (driver 2).  

All policy options also will provide the legal basis to develop concrete detailed rules to cover 
the identified safety issues (driver 3), such as remote piloting or the use of drones by operators 
outside the aviation sector (who lack aviation training). Further on driver 3, the rules of PO1 
will take the traditional 'aircraft' based approach, while PO2 (and subsequently the sub-option 
PO2.1) will focus on risk of a particular (category of) operation (s) as a starting basis with the 
view to keeping rules proportionate. This will lead to scalable rules and more adapted 
procedures to assess conformity. 

The three considered POs may also offer possibilities, including a legal basis, to facilitate the 
enforcement of 'non-safety' legislation. For example, embedded technology allowing the 
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identification of the drone could help in the application of privacy laws; embedded geofencing 
capabilities will avoid that drones fly over security/privacy sensitive areas (driver 4). 

The add-on is PO2.1 that introduces a specific market instrument to facilitate the putting on 
the market of low risk drones (as to be defined within PO2), that would complete the rules on 
actually operating the drone (e.g. the standard that limits the drone of flying higher than a 
certain height , for instance 50m high). 

In all, the three options are internally consistent as they tackle the identified problem drivers. 

The policy options presented in the online-consultation did not go in such detail as do the 
policy options presented in this section. However, the underlying principles correspond. The 
stakeholders are not satisfied with the current situation. None of the regulators could agree 
with the baseline scenario. An overwhelming majority of consulted stakeholders agree (91%) 
that an EU initiative should lead to mutual recognition of licences and certificates, with 100% 
support of regulators and industry associations. All categories of stakeholders also agree to 
move away from the current weight focused approach (PO1) towards a more operation centric 
approach (PO2). There is also broad agreement among consulted stakeholders are nearly 
unanimous that other factors should be taken into account: speed (89%), reliability of the 
system (96%), place where the operation takes place (96%), the type of the operation (92%) 
and the quality of the drone operator (93%). These views are broadly shared between the 
different categories of respondents, where all regulators are 100% in agreement on these 
items. 95 

SECTION 6: WHAT ARE THE IMPACTS OF THE DIFFERENT POLICY OPTIONS AND WHO WILL 
BE AFFECTED? 

Drones are a new phenomenon and evidence of their (economic or safety) impact is in many 
cases either unavailable or preliminary. Where available data are available, they have been 
provided, but given that the market is still in its infancy in many cases such data should be 
taken with a caution. In other cases the report completes general data with specific 
information or information from the public consultation. It may be some time before impacts 
of drone operations are reflected in official reports. For instance, while newspapers regularly 
report on drone safety incidents, there are hardly any official reports quantifying the impact. 

Also, considering that the proposed policy options would only set the framework, the precise 
impact e.g. on reducing administrative costs or on market growth, cannot be quantified before 
the detailed rules are developed. Besides, putting adequate drone rules in place is only a 
precondition for market growth and not a guarantee of a certain growth rate, so this initiative 
is more an enabler for subsequent legislative and market changes. Furthermore, the 
authorisations of specific operations will to a large extent remain at a local level, so there will 
be a degree of variability in the extent to which safety, security, privacy and environmental 
concerns are addressed, which again makes it difficult to make even rough estimates on the 
level of resources needed. 

                                                 
 

95  Only one regulator of the fourteen found that the place of the operation was not so crucial. 
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Given the high degree of assumption when assessing the impacts, it is also difficult to be very 
precise in identification of differences in the impacts on different market players. It is clear 
that manufacturers would be more concerned with product rules while operators with rules on 
operations and pilots. At the level of the initiative, though, there will be no rules that would 
favour one group over the other (e.g. putting more responsibility on manufacturers and less on 
operators). Besides, as mentioned before the initiative will not touch upon the division of 
competences among different public bodies. Consequently, the impacts are described in a 
general manner and do not make distinctions among public authorities and business 
stakeholders. 

6.1 ECONOMIC IMPACTS 

6.1.1 The internal market dimension 

All policy options above baseline would better stimulate the development of the internal 
market compared to the baseline, where the fragmentation hinders the swift development of 
the drone market. The market for small (civil) drones is expected to evolve rapidly with 
robust figures in the coming years, estimated between a few hundreds of millions to billions 
per year.96 Several of those studies also take the introduction of drone rules as a condition for 
the market to take off. Adoption of additional EU rules would thus be positive for drone 
market expansion. There is no study known which would estimate the productivity gains in 
user industries following the application of drone services, like the transition from fixed lines 
to mobile phones improved the productivity of so many workers in the overall economy.  

In Europe, many operators complain that operating drones remains arduous and that obtaining 
authorizations a burdensome and slow process. 97 

The considered policy options would all set the frame for internal market for drone 
manufacturing and services and hence constitute a huge improvement as compared to the 
fragmented market that would result under the baseline. The difference lies in the efficiency 
and speed with which the objectives can be achieved. 

PO1 would set a solid foundation for the internal market by creating harmonised rules for all 
drones and their operations. By incorporating drones under the manned aviation rules the 
legal certainty and coherent approach to aviation should be assured, eliminating the national 
differences and barriers for entering national markets. This would benefit in particular the 
segment of heavier drones (but below 150kg), as instead of a set of various rigorous 
requirements in Member States, common rules would be proposed. 

However, even if applying some flexibility and proportionality under the current EASA 
system, the rigorous requirements for approval of new risk mitigation methods or burdensome 

                                                 
 

96  An overview of existing market studies is given in annex VI.5.  
97  Le Monde, 8 September 2015. The tone in this article reflects the numerous other articles on this issue and the outcome 

of the public consultation. For instance, Redbird, a French drone company, wants to expand beyond the FR market, as 
expressed by its CEO: "Si nous voulons atteindre une taille critique qui fasse de nous un interlocuteur au niveau mondial, 
il n'est pas concevable de rester en France." (Le Monde, 8.09.2015 - http://drones.blog.lemonde.fr/2015/09/08/pluie-de-
dollars-sur-les-drones/), even if FR was one of the first states to introduce drone legislation that promoted drone 
operations. 

http://drones.blog.lemonde.fr/2015/09/08/pluie-de-dollars-sur-les-drones/
http://drones.blog.lemonde.fr/2015/09/08/pluie-de-dollars-sur-les-drones/
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validation of new technologies would not be advantageous for the low risk category of light 
drones that are mainly used by private persons or small companies. Experience gathered from 
the application of the large commercial aviation rules on the light aviation community 
(“general aviation") has taught that heavy-handed approach of commercial aviation may lead 
to overregulation and bad compliance, and eventually affects the smooth functioning of other 
segments of aviation market. Furthermore, companies involved in drone manufacturing and 
operations are often not familiar with the aerospace working environment. For them learning 
and adapting to the EASA system approach would be very burdensome both in time and cost 
and consequently would negatively impact the commercialisation of drones and expansion of 
services using small drones. Thus, despite the overall positive effect of harmonised rules on 
the functioning of the internal market, option PO1 could be less advantageous for the 
development of smaller drones market segment in cases where the rules in given Member 
State were less rigorous than those planned under PO1, like Finland or Austria. 

PO2 would be more advantageous for the market growth of drones with low risk operations 
and fast evolving technologies. It would allow for setting concrete performance objectives at 
implementing rule level (on the basis of general principles set by this initiative and then 
elaborated in industry standards) PO2 is the most promising way to keep the regulatory 
burden proportionate to risk. Harmonised legislation and European standards would allow for 
easier marketing of drone products across national markets. It would also allow operators and 
pilots, offering sometimes highly specialised niche services (e.g. inspection of offshore 
installations) to be recognised and offer their services abroad. By applying rules 
proportionally to the risks and the scalability of the evidence required to demonstrate the 
safety of the operation ("means of compliance"), the market segment of smaller drones should 
not be stifled by overregulation. That is especially important for SMEs active in the smaller 
drone market; and for payload developers, who need a seamless transition between classes of 
operations in terms of regulatory burden and risk mitigation, to avoid that a somewhat heavier 
payload would lead to a drastically heavier authorisation procedure. 

The sub-option PO2.1 would be even more appropriate for the manufacturers of mass 
produced types of drones falling under the low risk category.98 Industry standards do already 
partly exist and most EU companies are familiar with conformity assessment procedures. It 
would apply the CE marking system to low-risk category of drones (to be defined in the 
detailed rules), which is a widely known and applied system in the EU, and consequently 
allow for easy compliance with respect to procedural requirements. This approach would also 
facilitate new market entries for companies which are not familiar with aviation safety 
regulations. However, while it can be reasonably assumed that the general framework on 
market surveillance provided by the EU harmonisation legislation is appropriate to ensure the 
conformity of the product "drone", it remains unlikely that the same mechanism can be used 
to monitor the safe operation of drones by private, and in particular by professional users. 
Operations are not monitored through the product market surveillance and the co-legislators 
might strictly limit the application of the EU product legislation to very simple operations by 
private persons only. Consequently, companies using CE marked drones for more risky 
operations would still be subject to verification and possibly authorisation by competent 
aviation authorities or qualified entities. 

                                                 
 

98  Depending on the module chose for demonstrating compliance, PO2.1 might not be appropriate for custom-made drone 
types which are produced uniquely or in small quantities. 
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On the top of harmonisation of the rules, the benefits of the proposed policy options in terms 
of stimulating the growth of the internal market will stem mainly from the proportionality of 
requirements to the risks. However, the level of requirements will only be set via the 
following Commission acts setting out detailed rules, so it is impossible at this stage to 
estimate in a quantitative way what impacts the policy options considered here would have. 

6.1.2 Impact on competitiveness 

It is expected that the proposed POs would improve competitiveness of the EU drone industry 
as compared to the baseline situation and facilitate access to third country markets, not only 
because the products could be certified or validated (and then recognized in third countries on 
the basis of Bilateral Safety Agreements), but above all because EU companies would expand 
their operations, gain valuable operational expertise which would allow them to compete in 
the global market. 

It is clear that many companies await clarity as to the manner in which the drone market is 
regulated before making any investments. The rapid rise of (blanket) exemptions by the FAA, 
from six in the course of 2014 to 1,000 in August 2015 is raising the market expectations in 
the US that the FAA would soon open the market. 99 Investments have been pouring in the US 
recently and US drone companies have been able to attract some $100M investments, 
including from big Silicon Valley companies. The investments have been made not only in 
drone manufacturers but also in companies specializing in aggregation and analysis of big 
data, so that a shift can be observed from manufacturing and operation to provision of (high 
value) services. DJI, the Chinese manufacturer, that attracted $75M investments, would 
facilitate this evolution and would equip part of its drones with the capability to transmit all 
data in real time. 

The conventional certification processes of PO1 are considered a quality mark for EU 
products for a global market. The experience from the aeronautical manufacturing sector is 
that most third countries do not impose additional conditions beyond holding the EASA 
airworthiness certificate for placing products on the market. Generally speaking, the EASA 
certificate in PO1 is a powerful advantage for the products and operators when entering 
foreign market compared to the baseline, where individual certificates are issued by Member 
States. 

However, in case of low-risk drones the process of a formal certification procedure might be 
too burdensome in terms of time and cost for EU manufacturers and consequently make them 
less attractive for investment and less competitive versus companies in other regions where it 
would be cheaper and easier to place on the market and operate low-risk drones. Due to the 
complex authorisation system it could also take too long to market new promising 
technologies, thus not enabling the EU companies to gain a competitive edge. This would 
affect directly the competitiveness of drone businesses, but also indirectly that of other 
industries which would like to integrate drone services in their value chains (see Box 3 
below). In particular SMEs not familiar with the requirements of the civil aviation safety 
system would be deterred from incorporating drone operations into their business processes.  

                                                 
 

99  Le Monde, 8 September 2015, referring to a CB Insight report, due to be published later this year. 
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Box 3: Indirect competitiveness gains: example of cost reductions achieved by integrating drones 
in existing business processes 

The US conducted a large scale law enforcement census of aviation use of the 900 aircraft operated in 
the enforcement agencies. 100 The median cost per aviation unit for an average fly time 1,100 hours 
was $347,000 for operations; $167,200 for maintenance and $80,000 for fuel – or about $540 per 
operational hour. The operations concerned vehicle pursuits, counterterrorism, firefighting, search 
and rescue. The swift introduction of drones can reduce this cost to a fraction of 'manned' aviation. 
Only the cost of the purchase of the aircraft is a multiple of the cost of a drone (several hundred 
thousands or even millions for a helicopter compared to $13,700 for a drone unit with sufficient 
capabilities to execute similar missions). 

These costs for the US Department of Justice are indicative for all public authorities and private 
businesses which are shifting manned aviation operations towards drone operations. So intends the 
French railways company to deploy drones on a wide scale for infrastructure verifications instead of 
helicopter or ground inspections. The training for a large commercial helicopter to carry out aerial 
surveillance work amounts to about $150,000; training a drone operator could cost as little as 
$2,000. 101 

The flexibility of PO2 to deal in a proportional way with the wide range of operational risks 
and fast evolving technologies would allow for faster deployment of new technologies and 
consequently allow for building the competitive edge of EU companies. In addition, the rules 
and standards developed under PO2 would be more in line with the rules in third countries 
with regard to substance (following JARUS) and process (involvement of an aviation 
authority), while still being set via internationally recognised EU system, involving also 
EASA. The similarity between the EU rules/risk approach and third countries rules would 
facilitate the access to these third countries' markets. 

Sub-option PO2.1 seems to be more flexible for industry to make the low-risk drones 
available on the EU market. It is the market segment where costs will be an important factor 
requiring easy complying with and non-burdensome rules for companies to be price 
competitive. Under this option, conformity assessment procedures would be adapted to the 
risks involved and the public interest to be protected which would ensure an efficient and cost 
effective way forward.  

However the drone market is a global market and trade negotiations over the last decades 
have shown that third countries, such as the US, often have a different approach and do not 
accept the EU validation process, especially if performed by non-aviation authorities. It can 
be assumed that these countries take a regulatory approach which is based on the 
"conventional approach" (PO1) i.e. which is quite prescriptive and requires an authorisation 
process involving the public authority, and hence are reluctant to recognize this validation 
process.102 All in all, it is assumed that PO 2.1 would have similar benefits to PO2 due to 
uncertainties about the recognition abroad of CE marking as a proof of airworthiness. 

As mentioned above drones would also have a positive impact on the competitiveness of 
companies in various sectors by enabling performing some activities more efficiently and 

                                                 
 

100  See Volpe (2013) p. 73. 
101  Marsh (2015) p. 17. 
102  So do the draft Belgian rules prescribe a real private pilot licence for all drone pilots, as soon operations have a 

professional character, even for operations with smaller drones. 
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effectively e.g. filming, surveillance, infrastructure or crop monitoring. The difference 
between the POs also depends on the speed at which the rules could be delivered, their 
adaptation to the market specificities and their recognition abroad. Once again it is extremely 
difficult to give any quantifications of the impacts of the proposed options, given the detailed 
rules will be adopted via delegated acts and the fact the international market regulation is not 
well established and difficult to predict. 

6.1.3 Impact on innovation 

All proposed POs would improve innovation compared to the baseline situation, where 
fragmentation hampers investment and the development of EU wide businesses. National 
markets, segregated by a patchwork of national rules, do not provide sufficient scale for 
developing standard-setting global technologies. The EU level can provide sufficient scale. 
Also, the lack of any drone rules in more than half of the EU Member States, and the lack of 
specific drone rules for a large section of (larger/higher-risk) drone operations in practically 
all Member States create uncertainty and forces companies to postpone important investment 
decisions, also in research. 103 Although the analysed POs will also take time to deliver fully-
fledged drone rules, announcing a clear direction for future rules (e.g. by publishing a 
proposal for an EU Regulation, or through EASA consultations on proposed rulemaking) 
would help to shape expectations and give more market predictability necessary for long-term 
R&I decisions of companies. 

PO1 would have the merit of setting a clear and tested general framework over the baseline. 
The conventional certification method to be applied to drones under PO1 has over the past 
decades delivered robust progress on innovation in materials, designs and automation. Fly by 
wire is a good example. 104 However, large passenger aircraft are developed by a small 
number of companies and over a long time period (in the order of 10 years), allowing for on-
going interaction between the company and the oversight authority and the ability to adapt the 
so-called “certification basis” (the product standard) to the new technologies. The same 
method is unlikely to be effective for quickly developing technologies where the focus is 
more on continuous update of software rather than testing fixed-type hardware. Smaller 
drones market is also likely to involve numerous dispersed companies, many of whom are 
SMEs or start-ups unfamiliar with aviation safety management processes, for which product 
development in cooperation with market oversight authorities (aviation authorities) would be 
an impediment. The certification methods and requirements under PO1 would not prevent 
innovation as such, but they would be perceived as a high barrier for many companies and 
would not be able to keep up with the speed of innovation, especially in the smaller and/or 
custom-made drone markets. 

PO2 would address the shortcomings of PO1 by relying on conventional certification 
methods only for those drone projects which are similar in design and in development time as 
traditional aircraft. Other drones or drone components would benefit from reliance on industry 
standards and self-declaration or other forms of third-party conformity assessment which are 
sufficiently flexible to meet the industry’s needs. It would have very positive impact on 
innovation, in particular in the lighter segment of drones and among SMEs, which would no 
                                                 
 

103  See higher in 6.1.2. 
104  Fly by wire is the technology that replaces the "traditional" mechanic and manual flight control by an electronic 

interface, so that the pilot's commands are transmitted "by (electric) wire". In the time of its introduction, it was a 
technological revolution for the aviation community. Now it is a well-established practice. 
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longer be stifled by tight connections with the regulator. On the basis of the available 
evidence it is hard to assess the differences in impact between PO2 and PO2.1 on innovation. 

6.1.4 Administrative burden for drone manufacturers and operators 

The administrative burden on manufacturers and operators stems from the cost, in terms of 
price and duration, of obtaining conformity assessment (e.g. certification) and of operating 
authorisations (licences) and of maintaining these certificates or licences (“continuing 
oversight”, as market surveillance is called in the aviation sector). 105 

Under the baseline, in the absence of effective mutual recognition, sales or operations 
throughout the EU require multiple (in principle 28) certification and licensing procedures to 
be conducted for drones below 150kg. Drones above 150kg benefit from the single EASA 
certification and mutual recognition, like other aircraft. Moreover, the EASA certificate is 
considered to be a reference approval globally, and in effect opens many third country 
markets without further time-consuming procedures. Common European rules under PO1, 
PO2 and PO2.1 would expand those benefits to all drones and hence already significantly 
reduce administrative costs for businesses. 

PO2 would go beyond PO1 in keeping manufacturing and operating costs for businesses low. 
The cost of authority oversight is proportional to the level of involvement, i.e. certification 
work is invoiced at cost price (even if in practice flat fees are now used, they are calculated on 
the basis of average real cost). As the involvement of authorities would be low for the lower-
risk end of the drone market, the initial cost would also be low. The costs of a certification are 
avoided for the manufacturer. In the case of self-declaration of conformity, the cost would be 
lowest. The operator, at least for the lowest risk operations, would in principle incur no cost at 
all - the requirements are embedded in the vehicle. When the operator falls outside the lowest 
risk, costs will be kept low by specifying requirements by type of operation. This would in 
particular reduce costs for SMEs which can very precisely choose the type of drone (and the 
required safety assurances) in function of their particular operational needs. The purpose of 
the operation centric approach is exactly to make operators aware of the risk and hence the 
associated costs of the product/service. Given the wide range of risks, the costs for operators 
will vary from nil to a couple of thousands euros, depending on the complexity of the 
operation.106 

Where continuing oversight relies on existing market surveillance, as in PO2.1, there would 
be a limited recurring cost for the manufacturers (again depending on means for 
demonstration of compliance to be set in the necessary detailed rules). For this option, 
however, there may still be a small cost related to operational authorisations (e.g. the cost 
incurred by the authority to review a risk assessment submitted by an operator) or to 
continuing oversight (called “continuing airworthiness oversight” for traditional aircraft). 
Another advantage of PO2.1 over PO2 could stem from the fact that CE marking system is 
better known among non-aeronautical companies than aviation safety rules are and could be 
more easily followed. As PO2.1 addresses mass production, the resulting additional cost per 
product is insignificant. Thus, PO2.1 is considered as slightly less burdensome than PO2. 

                                                 
 

105  See higher under 2.2.2 where more details on costs are given. 
106  See 2.2.2 on the costs of a regulatory handbook or a safety manual. If less safety aspects need to be considered, the 

safety manual will be simpler and less costly. 
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Of course, the impact of these costs on competitiveness and on the end user price will depend 
strongly on the scale of production, as it is typically a fixed cost. Whereas mass-produced 
drones could probably support even the cost of conventional aircraft certification, for custom-
made smaller drones this cost would be prohibitive and it would effectively prevent such 
products from being developed. Again the real administrative burdens could only be estimated 
in light of the detailed rules set out in Commission acts. 

As all drone activities are of safety concern (even operations of low risk can have disastrous 
consequences in terms of aviation safety), no blanket derogations or exemptions can be 
granted to SMEs and micro-enterprises. However, as explained in 6.1.1 the burden for the 
SMEs would be kept as light as possible at the lower risk end of drone operations, regardless 
the size of the company. Safety remains the overriding principle. 

Finally, a one-off negative impact could arise with the introduction of new EU rules notably 
for those drones which have already been marketed under national laws. In future detailed 
rules, grandfathering provisions will need to be considered to address the costs of the 
introduction of new rules. 

6.1.5 Impact on resources of national administrations, EASA and Commission 

In general, as the proposed options would lead to drone market opening, there is a risk that the 
workload for oversight authorities would increase compared to the baseline. The increase of 
drone activities should be balanced against the greater efficiency of oversight and 
enforcement tools in the case of common rules as compared to their efficiency in case of 
national rules. 

Most administrative costs are borne by industry, in accordance with the user pays principle, so 
the increased cost of resources should be covered by the increase in revenues from the fees. 
Besides, considering that most Member States would eventually allow for certain drone 
operations, a common oversight under EASA system should be more advantageous, 
especially following the planned revision of Regulation (EC) 216/2008, and less resource 
incentive for public administrations. In this context, it is very difficult to give any quantitative 
impacts on resources of the proposed options, before the responsibilities and division of tasks 
is specified in the follow-up detailed rules and only some general considerations of the 
impacts of the policy options are considered below in terms of optimal allocation of resources. 

In addition to the traditional 'aviation' costs, data protection monitoring may lead to an 
additional burden for national administrations, where close monitoring or notification of 
drone operators and operators may need to be required to provide the evidence for data 
protection authorities or even for citizens who may want to know which operator has been 
flying close to his property. 

For (police) enforcement cost (and need for additional personnel) is also hard to estimate, as it 
depends on the chain of parameters, such as the number of drones flying; the quality of the 
rules (with regard to their enforceability); the behaviour of the pilots (e.g. depending on the 
efficiency of awareness campaigns or on the quality of the training); and the technology (to 
which extent can tracking, monitoring and supervision be automated). 107 

                                                 
 

107  Technologies exist that allow for simultaneous tracking of hundreds of thousands of drones at a global scale. These 
tracking platforms can develop into a world-wide fully automated tracking system. The chip (of a particular 
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It is estimated that no additional resources would be required for the European Commission 
and EASA to establish new rules stemming from any of the proposed policy options. 108 
EASA deals with the regulatory drone activities within the current resources envelope; 
Member States would save a limited amount of resources insofar as the Commission and 
EASA would take over the rulemaking tasks from them. This is especially important for 
Member States which have not yet adopted specific drone rules. Additional certification 
activities by EASA would be financed through fees and charges paid by industry, which may 
require increased (industry-financed) staff levels. The division of tasks for oversight and 
authorisation of drone operations would be shared between EASA and Member States in line 
with the existing collaborative system.  

Under the baseline, Member States would have to cope with the growth of the drone sector on 
the basis of national legislation and would not be in a position to rely on the mutual 
recognition of products and services. In that sense, all analysed POs are an improvement as 
compared to the baseline (for Member States in which drone operations are allowed). 

PO1 would require a quite intense involvement of authorities in certification and validation 
tasks and in “continuing oversight”. Notably the national aviation authorities would be 
challenged to deploy the appropriate resources to manage the licensing and oversight of the 
expected large numbers of drone businesses, using quite different modi operandi from 
traditional aviation (e.g. unlike drones, traditional aircraft can always be located at an 
aerodrome). This may exceed the workload of authorities required under the baseline as most 
of the Member States have less resource intensive rules applying to the lighter category of 
drones – but is compensated by the mutual recognition effect of the certificates and licences. 

PO2 would offer a substantial improvement in terms of optimal use of resources as compared 
to the baseline, as easier and more flexible procedures would be introduced. However, the 
main task of national authorities, i.e. the operating authorisations and the continuing oversight 
will still be necessary at every location. This burden can be partially reduced by relying as 
much as possible on risk-based oversight techniques and by subcontracting or delegating the 
activity to “qualified entities”, which is the equivalent of “notified bodies” under Regulation 
(EC) No 216/2008 109 These costs are passed on to the industry. 110 

However, this possible burden reduction depends on actual uptake of this possibility, 
including the question of financing. The growth of the drone sector will increase workload for 
other authorities such as the national data protection authorities or police (to deal with 
accidents or security incidents), but this is also expected for the baseline. Their task, however, 
will be facilitated to some extent by embedding certain features such an identification 
capacity into drones on the basis of agreed product standards. The effective additional burden 
for e.g. police will depend on a range of factors, such as the number of drones flying around, 
the effectiveness of awareness campaigns, the behaviour of drone operators, or the degree of 
annoyance of the general public, that triggers the concrete call to the police. 

                                                                                                                                                         
 

provider) connecting to the tracking infrastructure weighs (currently) 31g and be installed in the overwhelming 
majority of drones. 

108  Currently three EASA officials are working on developing drone rules – coming from other departments and 
combining these tasks with other responsibilities. 

109  Qualified entities or notified bodies are organisations that perform aviation safety duties, like audits or certification 
tasks, either on behalf of the Civil Aviation Authorities or on its own behalf. 

110  See 6.1.4. 
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PO2.1 would create least costs for national aviation authorities. PO2.1 puts the oversight 
burden for the lowest risk but with the highest number of drones on the existing market 
surveillance mechanisms.111 This of course would require some additional work for market 
surveillance bodies, as it is the case whenever a new product appears on the market. It is a 
separate issue going beyond this impact assessment to assess if these bodies have adequate 
resources to cope with new technologies of drones, but already under the baseline they are 
responsible for the surveillance of light drones placed on the market. Option 2.1 would 
provide more clear rules in this respect and facilitate this work. Overall, the reliance on 
already existing mechanisms and infrastructure, covering also other product markets to 
achieve larger economies of scale, would be less costly than the alternative whereby aviation 
authorities need to expand and maintain a dedicated aviation mechanism covering drone 
activity outside traditional aviation channels (e.g. on-line sales). However, this advantage 
would only apply to the (limited) segment of drones (with large numbers however) covered 
by an internal market Directive, and the aviation authorities would still need to ensure 
oversight of operations. 

6.2 SOCIAL IMPACTS 

6.2.1 Impact on aviation safety 

All POs, including the baseline, aim to guarantee primarily air safety. The difference lies in 
the efficiency and effectiveness of the safety strategies. The selected POs are superior to the 
baseline also from a pure safety perspective, as safety evidence could be used to improve the 
system at the EU level; and authorities can focus on better implementation instead of 
rulemaking.112 

Including all aspects of drone regulation under the EU framework would ensure a 
comprehensive approach to aviation safety and offer the best assurance to avoid safety 
hazards arising from gaps, inconsistencies or overlaps among the different segments of the 
aviation sector. PO1 would use the robust conventional aviation certification and licensing 
processes to mitigate safety hazards and keep the aviation system safe. The EASA safety 
system is one of the safest in Europe so applying it to drones would also assure a high level of 
safety provided it can be properly enforced. However, experience in light or leisure aviation 
has taught us that overburdening low risk operations could lead to a climate of indifference to 
rules or to illegal operations. Stringent enforcement measures would be required to maintain 
PO1 effective in delivering the highest level of safety. 

PO2 should be more suited than PO1 to assure compliance as the rules would be more 
adapted to the type and level of risk of drone operations. The risk based safety framework 
would allow for setting appropriate safety performance targets for which industry would come 
up with the appropriate standards. Both the rules and the procedures would offer flexibility 
necessary to cater for the divergence in risks that drone operations entail. In doing so, 
                                                 
 

111  See EP Report A7-0033/2011 on the Revision of the General Product Safety Directive and market surveillance and in 
particular par. 35 recognizing the flow of products bought online that do not comply; and par. 36 calling on COM and 
Member States to ensure proper training of officers and to improve communications between customs and market 
surveillance authorities. 

112  Safety evidence is given under section 2. 
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manufacturers, operators and authorities can focus efforts and resources where the risk is 
greatest, leading to better implementation and enforcement in practice. It is hard to clearly 
foresee if PO1 would provide safer framework than PO2, as the safety gains of the former 
would come from restrictions of certain operations while the gains of the latter would stem 
from better covering all drone related risks, while at the same time allowing for more 
operations increasing the overall risks. This is the reason why some Member States prefer 
PO1, even if in the long run this solution might not be sustainable from the perspective of 
market and technology development. 

The sub-option PO2.1 would address safety features of some category light drones 113 with 
product safety and general market surveillance mechanisms. Some safety benefits could be 
delivered here by alleviating the tasks of the aviation authorities. However, the challenge 
would be to make sure that the product safety standards are well coherent with the overall 
aviation safety chain and fully reflect the high safety culture of traditional aviation. Another 
challenge would be to connect product market surveillance well with the aviation sector 
oversight, which is still responsible for all drones operations, causing potential coordination 
problems. Consequently, there are concerns that this dual safety oversight could increase the 
safety risks compared to PO2, even if it would be still better than the current baseline. 

6.2.2 Impact on employment, working conditions and qualifications 

There are no known studies on the concrete impact on employment – the available ballpark 
figures given in the market studies 114 refer to the potential of the drone sector, but do not help 
us to assess the different POs. In general, the impact on employment will greatly depend on 
the extent and speed to which the drone sector can expand (see sections 6.1.1 and 6.1.2), and 
more particularly how SMEs, active in the drone sector, get opportunities to develop.  

PO1 will sustain employment in the traditional aeronautical industry. SMEs that are able to 
cope with the required certification processes will be able to develop their activities; however, 
the heavy procedures may become a hurdle for many other SMEs to enter the drone market. 
This could have stifling effects on employment growth in drone companies, with 
consequences for employment and working conditions in the wider economy. The more strict 
requirements under PO1 (most national authorities are likely to put in place a lighter 
regulatory framework) is expected, nonetheless, to be offset by the opening and growth of the 
European market. However, it is extremely difficult to give more precise estimations what 
would be the overall impact on employment, especially considering that there is no reliable 
baseline to refer to. 

PO2 offers the most promising ways to kick-start the drone market and hence create 
employment. As rules are kept proportionate to risk, the threshold to start using drones in 
other industries, including for SMEs, will be kept as low as possible. Drone operators can 
easily enter the market and their growing expertise makes them evolve towards more complex 
operations. The same applies to the sub-option PO2.1, which could even have some more 

                                                 
 

113  All drones will be covered by safety requirements. The exact scope of those covered by product safety requirements 
will have to be determined by more detailed rules. In any case, it would be mass produced drones for recreational 
purposes or simple professional operations. 

114  The mostly cited studies were produced by TEAL Group or Frost&Sullivan. AUVSI has produced estimates on 
employment. This study is however quite focused on the US situation. See Annex I for full references and Annex VI 
for details on available market studies. 
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positive impacts on jobs in the low risk category market segment, but this difference is 
difficult to assess and is not expected to be significant. 

Notwithstanding the positive effects, one could also expect some shift in employment. While 
new jobs will be created in drone sector, some jobs might become redundant. Dull, dirty and 
dangerous operations (such as infrastructure inspections) will be the first areas where the 
small drones will be used, leading partially to better working conditions but also reducing 
some jobs e.g. in helicopter operations. It is an open discussion if automation creates or 
reduces employment, despite positive experience in the past, but it seems that the vast 
opportunities to make complex and dangerous operations easier and more accessible via 
drones should have a positive effect on job creation. Besides, drone services will offer mainly 
new applications that do not affect any labour intensive market segment with high level of 
employment. Hence, it is expected that expansion of drone technology should have a net 
positive job creation effect.  

In addition, mastering drone technologies improves the productivity of workers and hence 
makes companies more competitive. It also contributes to the "employability" 115 of workers: 
drone skills can be used in many industries and unemployed workers can use these skills as an 
asset to find quicker a job. 

6.2.3 Impact on security 

Option PO1 is expected to better address the security risks than the baseline. Applying 
conventional aviation rules to drones under PO1 would make it possible to consider the whole 
security by design chain, as from the conception of the system, over the testing of critical 
subsystems, like the command and control functions, over the actual use. Several security 
aspects have significant overlaps with safety as both intentional and unintentional interference 
can exploit the same weaknesses, e.g. securing the data link between the remote pilot and the 
drone. Also geofencing is a measure from which both safety and security may benefit.  

The impact of PO2 would also be more positive than under the baseline scenario. Safety 
measures would be developed together with security performance objectives. Also industry 
standards could effectively deal with security, as long as they concern the drone and can be 
embedded. They could require applying specific means like geofencing or an identification 
capability. However, the security benefits under this option could be slightly lower than under 
PO1. In case of PO1 operations would be more restricted so the potential misuses with 
security impacts would be less. Under sub-option PO2.1 the same results could be achieved as 
in PO2 provided security also considered in the product safety essential requirement applying 
to the lightest drones. 

6.2.4 Impact on privacy and family life 

The analysed POs would not propose any specific substantive rules in the area of privacy and 
data protection for the reasons described in section 5.1. Besides, any embedded design 
privacy and data protection would mainly apply to the payloads (or drones with payloads) and 
go beyond the competencies of EASA as a body regulating aircrafts and not their payload, i.e. 
the cameras and sensors. 

                                                 
 

115  Employability skills are the non-technical skills, knowledge and understandings that are necessary to gain employment 
and participate effectively in the workplace. 
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However, all options would allow for adopting safety measures that would also help in 
enforcing privacy and data protection rules, in particular identification requirements or 
geofencing. The baseline, which relies on national law, is less likely to be capable of 
imposing such product specifications effectively in particular on global manufacturers. There 
are no significant differences between the POs to be identified or quantified, considering the 
general level of the initiative, and the possible positive impacts on privacy are attributed 
solely on the basis the POs could assist effective enforcement of the existing rules once the 
follow-up Commission acts are adopted. 

6.3 ENVIRONMENTAL IMPACTS 

Again it is difficult to estimate the overall environmental impacts given that many 
developments of different nature have to be considered. On the one hand drone operations 
will to some extent substitute other transport activities and reduce the environmental impact 
(electrical engines, or smaller combustion engines than traditional aircraft – or taking vans 
from the road). Drones can also be beneficial to improving our environmental monitoring, 
management and protection capabilities (natural resources monitoring; wildlife, fisheries, 
pollution monitoring; detection of environmental crimes) using their ability to perform long 
endurance monitoring tasks. They can also enable precision agriculture with optimisation of 
water, fertilisers and energy use. More in general, drones can support the digitalisation of 
traditional operations with potential benefits in terms of optimisation of resource use. Besides, 
by stimulating innovative drone activities specific options would contribute for example to 
green electricity production or other measures of energy efficiency improvement (see Box 4). 
Thus, option PO2.1, followed by options PO2 and PO1 would be expected to have more 
positive impacts on environment than the baseline (in line with the degree they are positive to 
market growth and innovation). 

Box 4: Wind turbine drones in the skies: the differences in POs applied 

An energy utility company X wants to make best use of drone technologies and launch a series of high 
flying wind turbines at levels higher than commercial aircraft fly. Under PO1 the drone would need 
full certification; the company becomes a certified operator; and the drone pilot will be fully licensed 
with a specific endorsement of 'high sky operations'. PO2 would assess the concrete operation – from 
where the wind drone could be launched, where it best could fly and where it could conflict with other 
air traffic. A list of adapted mitigating actions would be established; Company X would choose the 
appropriate mitigating actions where e.g. a weakness in one area, e.g. slow climbing speed, could be 
compensated by a strong measure, e.g. temporary segregation of the airspace. The operator would 
have to demonstrate his capabilities for this particular operation; the pilot has to show, in a 
convincing way, his navigating skills for this drone. Approach under sub-option PO2.1 would not 
differ from PO2, as high flying wind turbines could not be qualified as a low risk operation and the 
product market rules would not be applicable, meaning the same measures as in PO2 would be used.   

On the other hand drones will enable new services and thus increase air traffic, higher noise 
and emissions. This impact will offset to some extent the positive effects of better 
environmental performance (more for PO2.1 under which the increase in drone activity would 
be the highest, then slightly less for PO2 and PO1). It is impossible to assess the magnitude of 
those impacts as they will depend on the precise environmental standards for drones and 
future market developments. However, overall it seem reasonable to expect that lighter drones 
will have better environmental performance than manned aircrafts and for light drones the 
emission level should be less of an issue as most of them have electric engines. Consequently, 
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the total impact is assumed to be positive compared to baseline with no distinction between 
the options. 

In all, the two POs are an improvement as compared with the baseline. The two POs cover 
environmental standard setting for drones, which falls in the existing remit of EASA. Some of 
those operations will replace existing operations and reduce the environmental footprint of 
aviation, but there will be new, additional, operations too. Some of these will have indirect 
environmental benefits by improving resource use e.g. in agriculture. The direct impact of 
drones on emissions and noise is not clear-cut. 

6.4 CONCLUSIONS 

The results of the previous sections in terms of the impacts of the various POs can be 
summarised in the presentation below. The impact is "quantified" from '+++' as very positive 
impact to '---' very negative impact. The signs are approximate, but where they were in 
particular difficult to assess they were put in brackets. 

Table 6: Summary table of impacts as compared to the baseline 

 Policy Option 1 Policy Option 2 Policy Option 2.1 

Economic impacts     

Internal Market + ++ +++ 

Competitiveness + ++ ++ 

Innovation + +++ +++ 

Regulatory costs for business + ++ +++ 

Resources of national 
administrations, EASA and 

Commission 

− 0/+ + 

Social impacts    

Aviation safety  ++ ++ ++ 

Employment, working 
conditions and qualifications 

0/+ + +/++ 

Security  ++ + + 

Privacy + + + 

Environmental impacts    

Emissions and noise (+) (+) (+) 
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These conclusions correspond with the impacts as assessed by stakeholders of the online 
consultation (see Annex III part 2) – to the extent that the policy options are comparable. 
There is consensus across all categories of stakeholders that the current situation is not 
satisfactory. Stakeholders agree that EU action as described under PO2 116 would have the 
highest positive impact, with significant differences comparing to PO1 and the baseline. Sub-
option PO2.1.has some slight differences in impacts compared to PO2, but they will to a large 
extent depend on the way any of these options would be implemented. 

SECTION 7: HOW DO THE OPTIONS COMPARE? 

Table 7 above shows the need for regulatory intervention. Each of the considered EU actions 
is in overall terms an improvement on the baseline scenario. This section provides an 
assessment of how well the policy options contribute to the realisation of the policy objectives 
set out in Section 3. 

7.1 EFFECTIVENESS 

As civil aviation is highly regulated, unhindered cross-border trade and services in the EU 
internal market is in practice only possible on the basis of common rules and standards. All 
options are therefore more effective than the baseline in delivering a framework which will 
help the market to develop. 

The strong point of PO1 is the full integration of drones in the aviation system, providing 
tested rules and implementation mechanisms. It addresses the regulatory failure by assigning 
tasks clearly and by setting clear rules for authorisations and oversight. Under this option also 
the need for standards dealing with security, environmental and even privacy/data protection 
areas could be addressed, while the rules would be adapted to drone specificities. The 
weakness, however, lies in the impact of the conventional aviation methods on the smaller 
drone market. As the experience in the general aviation sector, especially leisure aviation, has 
shown the smaller drone market might be overburdened by this approach, leading to 
suboptimal implementation or outright illegal operations. Ensuring compliance would require 
enhanced enforcement action, which would be difficult considering the dispersion and 
expected large number of drone operations. This would hamper the effectiveness of PO1 in 
practice. 

PO2 is more effective in meeting the objectives than PO1. In PO2 the focus on the risks of an 
operation as a starting point makes that the rules more adapted to different operations. By 
establishing clear rules and implementation mechanisms at EU level, PO2 is effective at 
eliminating the regulatory obstacles. It would also allow addressing indirectly security, 
environmental and privacy/data protection issues like under PO1. Nonetheless, owing to its 
more proportional approach this option is likely to deal effectively with enforcement. The 
rules are expected be more accepted by operators, and by allowing for risk-based oversight 

                                                 
 

116  This PO corresponds more or less to PO3 of the online consultation. 
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would help the authorities to focus their efforts on the critical aspects of safety. By making it 
possible to allocate oversight tasks for the low-risk category of drones to police or other non-
aviation authorities, authorities should be more effective in coping with large numbers of 
drone and drone operators expected in the future.  

The effectiveness of sub-option 2.1 is similar to PO2; it proposes to rely, for the enforcement 
of product related rules, on another enforcement tool to achieve the objectives compared to 
PO2 (but for a high number of drones). Basing product requirements of the lightest and 
simplest drones on a product safety approach well known to industry and leaving the 
enforcement of product rules to market surveillance authorities should facilitate the 
compliance and awareness of the rules with regard to mass-produced small drones used in 
low-risk operations. The RAPEX system provides in addition a Rapid Alert System for 
dangerous products. However, one should acknowledge the known weaknesses of general 
market surveillance mechanisms which does not screen systematically all products but is 
based on a surveillance plan established by each Member State, which in some cases lead to 
unsatisfactory incompliance ratios, limiting their effective ability to monitor the mass market 
of lower-end drones. It has to be noticed the Commission launched in 2013 a package of 
legislative and non-legislative measures to strengthen market surveillance of products in the 
EU. Consequently, the effectiveness of PO2.1 and PO2 is assumed to be at a similar level, as 
neither civil aviation authorities would be in a position to guarantee a 100% watertight 
verification system. 

7.2 EFFICIENCY  

The processes under PO1 were mainly developed for large passenger air transport. Such 
intrusive processes are appropriate for drone operations that entail an equivalent risk to 
manned aviation. For low risk operations, even if the processes are simplified as much as 
possible under the “conventional aviation” rules, they remain burdensome (e.g. there will be 
always a need for a certificate even if it would be easy to obtain). Hence, despite PO1’s ability 
to address the specific objectives effectively, it does not do so very efficiently. It in particular 
do not address the fact that the conventional rules have a heavy-hand approach to risk and do 
not allow for proportional mitigation measures. This finding is also confirmed by the impact 
assessment on the revision of the Regulation (EC) 216/2008 that should lead to a more risk-
based and proportional approach where possible. Consequently, for the low-risk and light 
drone the cost of compliance under PO1 would be quite high and limit the overall reduction of 
costs coming from the harmonisation of the rules when compared to the baseline. 

The main idea behind PO2 is to improve the efficiency of the safety regulatory framework for 
drones. It would focus on particular risks of a particular type of operation and modulates the 
rules and implementation mechanisms accordingly. In doing so, it is able to pursue a more 
tailored approach for each segment of the drone sector instead of PO1’s “one size fits all”. It 
avoids overshooting the safety, security, and other protection requirements for the lower-risk, 
lower-impact operations, and thus keeps costs for those operations low and making it 
economically viable to develop new drone related products and services. PO2 thus serves 
better than PO1 the overall objective of the development of drones and drone services market.  

Sub-option 2.1 presents even an additional advantage by relying on a legislative framework – 
product safety directives – which is well known to the manufacturing sector, also outside the 
EU. It leaves product oversight to existing general market surveillance bodies for the lower-
end segment of drones. Even if this would require additional efforts from those bodies, the 
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current system is well established and best suited with oversight of a new product that should 
be safe for the user and poses little additional risks. For aviation authorities this task would be 
very burdensome, given the high number of products and not justifiable by the low risks to 
the aviation traffic. This task is also not new for market surveillance authorities as light 
drones are already sold in the EU under the presumption of compliance with product safety 
legislation. The demonstration of compliance would be easier for companies which are 
familiar with CE marking but not with conventional aviation approaches to the demonstration 
of compliance. Consequently, this seems to be most efficient in terms of division of tasks and 
in achieving the specific objectives. 

7.3 COHERENCE 

All policy options are coherent with the overarching objectives of EU policy. They contribute 
to the safety in the aviation sector and to a well-functioning internal market by relying on 
existing EU regulatory frameworks and concepts from the EU aviation and internal market 
acquis, which have proven their worth. They are also coherent with, and supportive of, other 
policy domains such as security, privacy, and data protection.  

Besides, they respect the basic Treaty principles, like free movement of goods and services, 
together with equal treatment. Furthermore, the proposed options are in line with the Juncker 
Commission priorities, namely a new boost for jobs, growth and investment (by supporting 
the development of drone market and drone services), a deeper and fairer internal market (by 
removing regulatory obstacles in the drone market), an area of justice and fundamental rights 
(by addressing privacy and data protection issues as well as security threats). 

The approach under PO1 would not be contradictory to the changes proposed with the 
expected revision of Regulation (EC) 216/2008, but it would not take the direction of the 
changes into account. In contrast, Options PO2 and PO2.1 would be very much coherent with 
the shift in the approach proposed in the revision of Regulation (EC) 216/2008 which 
advocates for making requirements more proportionate to the risks.  

Nonetheless, PO2.1 would create a dual aviation oversight system for the light category of 
drones. This risks that there might be some gaps and incoherencies in the implementation of 
the legal framework, as airworthiness and operational aspects would be oversight separately, 
despite close links between them. This would require a good coordination between civil 
aviation authorities and the general market surveillance authorities to avoid the risk of gaps or 
inconsistencies, which have not been established yet. Consequently, the overall coherence of 
the legal framework under PO2.1 is lower compared to PO2. 

7.4 PROPORTIONALITY 

The proposed policy options do not go beyond what is needed to achieve the policy 
objectives. They would bring with the scope of the EU legislative framework all drones, but 
in doing so they rely on a well-established EU approach in the field of civil aviation and the 
internal market. In particular the safety critical need to coordinate drone traffic with other 
aviation traffic, which shares the same airspace on the basis of detailed common EU rules, 
provides a strong case for integrating drones and drone operations fully into the remit of EU 
law, particularly if one takes into account that in line with the wider practice in civil aviation, 
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implementation remains largely in the hands of Member States authorities despite the 
existence of the European Aviation Safety Agency.  

Option PO2 aims to limit the burden of this regulation on both public authorities and industry 
by applying an approach which is proportional to risk and avoids burdensome over-
protection. Sub-option PO2.1 does not differ much in terms of proportionality from PO2. 

Option PO1, however, scores badly on this criterion, as it is expected that the large majority 
of drone operations will represent relatively low risks, well below those of passenger air 
transport. To some extent the requirements could be limited and made more proportional to 
the specific risks of various drone types, but this PO would not allow for significant 
simplification of heavy procedures under 'manned' aviation for drone operations of very low 
risk. Assuming that under all Member States would eventually develop proportional national 
rules (as it is now usually the case), PO1 is therefore inferior to the baseline on this criterion. 

Table 7 gives a synthetic overview of the policy options’ effectiveness with regard to the 
specific policy objectives defined in Section 4: What should be achieved? 

Table 7: Effectiveness of envisaged Policy Options in light of specific policy objectives 

Specific policy objectives Baseline Policy 
Option 1 

Policy 
Option 2 

Sub-
option 2.1 

EFFECTIVENESS 
 

   

SO1: Address the regulatory obstacles to the development 
of drones, while maintaining safety and other essential rules 0 ++ +++ +++ 

SO2: Address specific safety, security, privacy and data 
protection, and environment issues to ensure public 
acceptance of drones 

0 ++ ++ ++ 

EFFICIENCY 0 + ++ +++ 

COHERENCE 0 + +++ ++ 

PROPORTIONALITY 0 -- + ++ 

7.5 CONCLUSIONS  

The specificity of drone operations makes conventional aviation rules (PO1) sub-optimal in 
addressing all risks related to them in a proportionate manner. Whereas PO1 is effective and 
efficient in delivering on the objectives, it would be a step back from the baseline in terms of 
proportionality, especially in its effect on SMEs and in respect of low-risk drone operations. 

PO2 and PO2.1 are both valid options: they are effective in addressing the problems and score 
well on proportionality. The focus on the different risk of different operations as the starting 
point is the best guarantee to keep rules and verification processes proportionate and to 
facilitate enforcement in the safety, security, privacy and environmental areas. Both the 
industry and the Member States agree on this approach. It is also the direction now taken in 
JARUS. 
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PO2.1 differs from PO2 only in relation to the product (and not the operational) rules 
affecting small drones. For that segment PO2.1 provides interesting options for the 
verification of the (self-) declaration of conformity and a market monitoring mechanism. 
Whether introduced on the basis of aviation rules or a specific product safety directive, these 
product safety mechanisms are well known in the industry and to the market surveillance 
authorities. PO2.1 scores better on efficiency by relying on mechanisms familiar to the 
manufacturing sector and to market surveillance authorities. The challenge will be to ensure 
coherence and to ensure a proper link with wider aviation rules and with the regulation of 
operations using those drones, which cannot be regulated in a product safety Directive and 
must remain within the remit of civil aviation rules and authorities. Therefore, PO2.1 may 
carry a slight coherence risk. 

Finally, it is important to recall that, even if no new EU rules are called for in the fields of 
privacy, data protection and security, a complete and effective policy to achieve the safe 
development of drone operations in the EU will require that the measures under the preferred 
option be complemented by the other actions (operational objectives) described in section 8, 
including the development of guidelines and promotion/awareness material by the relevant 
authorities in the fields of privacy, data protection and security.117 The relevant authorities 
already have the means to do so. 

By way of conclusion, PO2.1 is superior to the baseline on all criteria. It is the most efficient 
and proportionate option, and equally effective as PO2. Attention will need to be given to 
ensure coherence between the aviation rules and the product safety mechanisms. Overall, 
PO2.1 is the preferred option. 

7.6 PROPOSED WAY FORWARD 

The following actions could be envisaged to implement the preferred option PO2.1: 

• The planned Commission proposal for a new aviation safety Regulation to replace 
Regulation (EC) No 216/2008, which is expected to be adopted before the end of 
2015, would enlarge the scope of the Regulation to all drones, and include a new set of 
drone-specific “essential requirements” reflecting the operation-centric approach 
selected in this impact assessment. 118 

• As part of its engagement in the JARUS network, EASA is developing an approach to 
the detailed operation-centric drone regulation. EASA published a consultation 
document on 31 July 2015 that launches ideas to implement the operation-centric 
approach as developed within JARUS and based on expertise in Member States: how 
develop a categorisation of operations according to risk; how to best regulate the low 
risk operations; and which best practices can be built on. By the end of 2015, EASA 
intends to come forward with a technical opinion, based on this consultation. That 

                                                 
 

117  There was no need to consider different options for those actions, therefore they were not specifically assessed under 
the policy options and impacts sections. The rationale for this is explained in section 5.1 “Policy options - General 
considerations”. 

118  The necessary technical adjustments to the accident investigation and occurrence reporting Regulations would also be 
included. 
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opinion could serve as the basis for detailed rules to be adopted by the Commission on 
the basis of the future basic aviation safety regulation. On that basis, EASA will draft 
implementing rules which could be adopted as soon as the new EU legal basis is in 
place. Those detailed rules will be subject to their own public consultation and 
regulatory impact assessment; they are not covered in this impact assessment. 

Until such time as those detailed rules are adopted, the published draft rules prepared 
by EASA will help to shape the expectations and investment decisions of the industry 
and can support Member States in putting in place, or developing further, their 
national rules in such a way that the future transition to EU rules will be as smooth as 
possible. Member States will continue to submit their national rules to the 
Commission under regime of Directive (EC) 98/34/EC on the notification of technical 
regulations, and the Commission will evaluate those rules on that basis. 

• EASA, through JARUS and in cooperation with Member States and industry, is 
determining an agenda for standard-setting. That agenda will focus on the standards 
needed to support the future rules and to deliver them within the right timeframe. This 
will imply, especially for a fast developing technology, that the Commission acts 
should be drafted in terms of performance objectives – not prescribing all the methods 
that would satisfy the objectives, which is a task for industry by setting the industry 
standards. Manufacturers over the globe follow the standards and the work between 
the US and European standard setting bodies is coordinated – as manufacturers are 
interested in the due adoption of standards to develop their business, regardless of 
which standard setting body actually developed the standard. 

• Meanwhile the Commission will also work within ICAO. With its specific focus on 
international air transport, it is generally expected that ICAO deliverables will focus 
on the more complex operations of remotely piloted aircraft systems, for which 
technologies are still not accepted for practical use. De facto, the principles of the 
drone approach will be driven by the experts within JARUS, including the European 
experts. Several of the key experts that have been working within JARUS are equally 
active in the ICAO context, and the outcome can be expected to be consistent across 
the different fora.119 In any case, as explained in Section 1.3, the EU retains the 
possibility to "file differences" with ICAO standards, should this prove to be 
necessary. 

• The Commission will need to consider the choice of the legal instrument to introduce 
the product safety mechanisms to cover the lower end of the drone market, notably 
whether to launch a separate legal initiative in the form of a product safety Directive. 
The category of drones subject to this legislation would need to be clearly defined. 
Manufacturers then are able to make a clear choice on the market they would like to 
serve: either they apply the product safety standards and are able to sell the low risks 
drones on the mass market; or they choose to target operations that carry higher risk 
and a different market segment.120 In any case, a product safety initiative would be 

                                                 
 

119  The chair of the ICAO panel (FAA – vice chair of JARUS) is vice-chair of JARUS; the vice-chair of the ICAO panel 
(UK) is an active member of JARUS. 

120  See the description of PO2.1 in Section 5 for more explanation on the interaction between the two frameworks. 
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subject to appropriate impact assessment, which could benefit from the work at 
EASA. 121 

• The Commission will pay special attention to the enforcement of the rules and 
specifically with regard to operations of small drones. Without prejudice to Member 
States' competence, enforcement of small drone rules may fall within the competence 
of police forces. The police should then be in a position to easily assess a complaint 
and possible violation of the rules. The Commission will build on best practices in 
Member States where some civil aviation authorities are liaising with police to 
develop specific enforcement tools (tracking, apps etc.) to facilitate their task, which 
would be similar to car plate checking for road traffic control. Such enforcement tools 
would come on top of a wider strategy of better governance, starting with clear rules, 
awareness campaigns for the wider public, and embedded safety features of the drones 
(like the identification and geo-fencing). 

• With regard to compliance with the relevant product safety legislation, the 
Commission will closely monitor the market surveillance activities in line with the 
individual plan established by each Member State. It may react where necessary, 
especially if there appear indications of serious incompliance ratios which may be 
reported through the Rapid Alert System for dangerous products. 

SECTION 8: HOW WOULD ACTUAL IMPACTS BE MONITORED AND EVALUATED? 

As mentioned earlier the preferred policy option would only provide the regulatory 
framework that would need to be followed by more detailed rules and standards. The 
framework should make it possible to meet the following operational objectives: 

• delete the current threshold of 150kg and provide a clear division of tasks between 
EU/EASA and national authorities with respect to rules setting, certification and 
control of drone operations with regard to drones below 150kg; 

• set common (industry) standards and requirements for drones taking into consideration 
different characteristics/risks of possible drone operations; 

• simplify and reduce costs of authorisations of drones and their operations; 

• eliminate gaps in the existing aviation safety legislation and adapt it to drone 
specificities; 

• ensure that all rules on safety, security, privacy and data protection, and environmental 
protection applying to drones can be effectively enforced and monitored by competent 
authorities. 

                                                 
 

121  EASA Advance Notice of Proposed Amendment 2015-10 of 31 July 2015. 
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The first step in monitoring the impacts of the initiative will be to verify if the expected 
outputs of framework have been delivered and if they led to the intended results. Table 9 
presents how the immediate effects to be monitored. 

Table 8: Output/results indicators 

Operational objectives  Core progress indicators Source of data 

Operational objectives  Core progress indicators Source of data 

Provide a clear division of tasks 
between EU and national authorities 
with respect to rules setting, 
certification and control of drone 
operations 

- Setting the division of 
responsibilities and allocating 
adequate resources*  

- Number of authorizations and 
certificates for different drone 
categories issued by EASA and 
national authorities 

CAA  

EASA 

Set common standards and requirements 
for drones taking into consideration 
different characteristics/ risks of 
possible drone operations 

- Establishing of a risk classification 
scheme for drone operations* 

- Number of EU recognised standards 
on drones 

DG MOVE 

EASA  

Simplify and reduce costs of 
authorisations of drones and their 
operations 

- Setting new authorisation methods 
for drones and their operations* 

- Cost of drone certification 
(airworthiness) 

- Cost of authorisation of drone 
operations 

CAAs, 

Notified bodies 

Qualified entities   

EASA 

Eliminate gaps in the existing aviation 
safety legislation and adapt it to drone 
specificities 

- Setting the drone rules*  Evaluation study 

Ensure that all rules on safety, security, 
privacy and data protection, and 
environmental applying to drones can 
be effectively enforced and monitored 
by competent authorities. 

- Introducing specific measures in 
aviation rules important for the 
enforcement authorities* 

- Number of reported infringements in 
specific areas 

- Number of punitive measures on 
infringements in relation to reported 
infringements (as a measure of stricter 
enforcement policies) 

CAAs 

National police reports 

Data protection authorities 

Evaluation study 

 

* These are binary option indicators, measuring whether or not the necessary rules were proposed. It is assumed 
that the proposed rules will be comprehensive and complete in addressing the problem drivers (to be evaluated). 

The timing for these outputs is not definite as many detailed rules will have to be preceded by 
consultations and separate impact assessments. Also the development of the appropriate 
standards will follow the work at international level so it is hard to set a benchmark and 
deadlines in this area. Given that there is no reference scenario for the baseline, it will be 
difficult to clearly measure the success of the initiative. The costs of authorisations will be 
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compared to the current costs in various Member States, but one need to take into account that 
to make the system sustainable the fees should cover the authorisation costs.  

The drone legislation will be solidly embedded in the EU aviation framework, with its 
comprehensive monitoring and indicators system, and the strong partnership between 
Commission, EASA, SESAR Joint Undertaking and Eurocontrol at the European level, and 
competent administrations at the national level. Each organisation will contribute to the 
monitoring of drone activities and functioning of the drone market. In addition, there is a 
permanent dialogue with relevant stakeholders, including industry bodies, which will provide 
additional feedback on the relevance of the proposed regulatory solutions. 

With regard to monitoring the drone market functioning under the new regulatory framework, 
a collection of relevant indicators will be done on annual basis, The indicators will be 
collected from: the EASA open data bank on all the aeronautical products that it has 
certificated on a basis of safety and environmental standards (number of certified drone 
products), the national authorities data banks of approved operators (number of certified drone 
operators and pilots), Eurocontrol database on movements by aircraft which must file a flight 
plan (number of drone operations requiring authorisation). These indicators will show the 
effect of the EU drone rules. These indicators will also specify the drone types, so that a 
correct picture can be given on the status of open, specific and certified operations. In the case 
of the open category, national and industry reports would need to be used as there will no 
legal obligation to monitor low-risk drone operations. 

As drones become part of the aviation system, drone incidents and accidents, which are 
defined as relevant for safety improvement purposes, will be reported or investigated under 
the revised accident and occurrence reporting rules. The existing data limitations should 
diminish over time as the data and reporting on drone accidents and incidents will be 
gradually accumulated. The safety information will be given in an anonymous way, but at 
least the lessons learnt from drone occurrences will well be reflected in the aviation expertise 
and included where needed in EASA’s “safety risk portfolio” and the European Aviation 
Safety Plan, which steers future rulemaking activity. 

The Commission, on the basis of exchange with EASA, Member States and existing 
stakeholder groups managed by EASA, will evaluate and review the efficiency of European 
rules on a regular basis as is the case for all civil aviation rules. Notably, EASA produces an 
annual aviation review, and the functioning of the overall system is regularly externally 
evaluated as required by Regulation (EC) 216/2008. Such “Article 62 Panel Evaluation” is 
carried out every 5 years (the last one was prepared in 2013).  
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Table 9: Monitoring indicators of the possible impacts of the initiative on the drone market 

Key indicators (source) Definition Relevance 

Drone certification (EASA) Number of drones certified. This indicator would show growth 
of the most risky segment of drone 
market (large drones mainly) 

Drone movements (Eurocontrol) Number of flights performed in the 
ECAC region by drones which 
must file a flight plan. 

This indicator would show trends 
in the use of larger drones. 

Overview of national lists of 
approved operators (national 
administrations) 

Number and type of  all 
commercial operators approved by 
the national authorities 

This indicator would reveal the 
growing use of drones and diversity 
of operations 

Drone incidents and accidents 
(accident and occurrence reports)  

Number and type of accidents/ 
incidents involving drones  

The indicator would show the 
impact of drone operations on 
aviation safety and information on 
the specific risks and type of 
accidents involving drones 

Size of the EU drone market and 
its growth rate (indicators to be 
developed - market monitoring 
study) 

Total revenue of drone market/ 
number of companies 
manufacturing drones/ offering 
drone operating services  

The indicators would show the 
drone market expansion  

As indicated earlier, it is difficult to set the benchmarks for these indicators as the drone 
market is at early stage of development with many unknowns. The collected data will be 
compared with the currently available market forecasts and analysed more carefully in a 
qualitative way. 

EXPLANATION OF SOME TECHNICAL TERMS 

Chicago Convention is the international convention that regulates international civil aviation 
since 1944 and creating the International Civil Aviation Organisation. 

Drones are unmanned aerial vehicles that are designed to fly without pilot. They can be either 
remotely piloted (in that case called Remotely Piloted Aircraft System or "RPAS") or fly 
automated, where the flight operator could be in charge for a number of drones flying at the 
same time. 

EASA is the European Aviation Safety Agency, established by Regulation (EC) 216/2008. It 
is the "counterpart" of the US Federal Aviation Agency (FAA). 
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Essential Requirements are a limited number of overall general principles that determine the 
safety of a flight, that do not change over time with evolving business models, types of 
operations, or evolution in technology. They are described in the basis aviation safety 
Regulation (EC) 216/2008 

EuroCAE is the European Organisation for Civil Aviation Equipment is a non-profit 
organisation dedicated to aviation standardisation since 1963, where the three general industry 
standard setting bodies CEN/CENELEC/ETSI are providing "general industry" standards  

Fly by wire is the technology that replaces the "traditional" mechanic and manual flight 
control by an electronic interface, so that the pilot's commands are transmitted "by (electric) 
wire". In the time of its introduction, it was a technological revolution for the aviation 
community. Now it is standard practice. 

Geofencing is the capability to forbid drones to fly in a particular airspace. Airports can be 
"geofenced", meaning that the GPS and autopilot of the drone know that it cannot fly into 
airport areas. Geofencing can therefore also be used for security or environmental purposes. 

International Civil Aviation Organisation is the UN body dealing with international civil 
aviation created in 1944 by the Chicago Convention 

Joint Authorities for Rulemaking on Unmanned Systems (JARUS) is the group of national 
experts working on requirements for unmanned systems. 

Payload is the technical term used to describe all things that a drone can carry. This may be 
cargo, but also all kind of cameras or sensors 

RAPEX information system – this is the 'Rapid Exchange of Information System" under the 
market surveillance legislation by which information on non-conform products is notified EU 
wide. 

Remotely Piloted Aircraft Systems (RPAS) are the drones that are piloted remotely. 

SARPs are Standards and Recommended Practices, that are "secondary" requirements, not 
found in the Chicago Convention but in its annexes. 

Segregation is the term used when drones have to fly in airspace well separated from 
"manned" aircraft. Segregating airspace is generally a burdensome and complicated manner to 
manage and it reduces the overall capacity of the aviation network. It could be compared by 
having to create separate lanes for driverless cars on the road, instead of driverless cars being 
able to use all road infrastructures. That is why drone integration is so important. 

SESAR is the Single European Sky Air Traffic Management Research programme, managed 
by the SESAR Joint Undertaking. 

Qualified entities or notified bodies are organisations that perform aviation safety duties, like 
audits or certification tasks, either on behalf of the Civil Aviation Authorities or on its own 
behalf, as described in Regulation (EC) 216/2008. 
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ANNEX II: PROCEDURAL ISSUES AND CONSULTATION OF INTERESTED PARTIES  

Lead DG: DG MOVE 

Agenda planning reference: 2015/MOVE/005 

This impact assessment is prepared by DG MOVE to support legislative action in relation to 
drones manufacturing and operation. The associated roadmap was published in 2015.122 

 

Organisation and timing  

An inter-service steering group was established in April 2014 and involves DGs CNECT – 
EMPL – GROW – ENV – HOME – JUST – MARE - MARKT – LS – RTD – SG, together 
with EASA and SJU. A first meeting was held on 18 March 2014; the second took place on 
19 December 2014; the third on 17 July 2015. A further meeting took place on 9 September 
2015 in particular to discuss the modalities for acceptance by the Regulatory Scrutiny Board. 
Finally, a written procedure was organised on 23 October 215, prior to re-submission. 

Process of consultation 

During the last five years, the Commission services 123 have regularly organised or 
participated in meetings with private and public stakeholders: 124 industry associations, like 
ASD (Aerospace and Defence Industry Association) or UVSI (the Unmanned Vehicle 
Systems International), public partners (EASA, SESAR Joint Undertaking, European Defence 
Agency, Eurocontrol, JARUS), and Member States. One of the most concrete deliverable of 
this consultation process was the "Roadmap for the Integration of Civil RPAS into the 
European aviation System", which was delivered to the Commission in June 2013 by a group 
of experts from various organisations. The conclusions of these conferences, and of the 
Roadmap, call for concrete regulatory action, to establish a regulatory framework to allow 
drone operations and create a favourable investment climate.  

The Article 29 Working Party and national Data Protection Authorities (DPAs) were 
consulted and preliminary views were received. The Article 29 Working Party included 
drones in its 2014 Working Programme to deliver an opinion in the course of 2015. 

The European Data Protection Supervisor issued a specific opinion on drones. 125 It concludes 
that drones may pose a substantial privacy and data protection issue, as the drone is a platform 
that can be combined with "other technologies such as cameras devices, Wi-Fi sensors, 

                                                 
 

122  http://ec.europa.eu/smart-regulation/roadmaps/index_en.htm 
123  See for instance CSWD(2013): JRC(2015) or http://ec.europa.eu/growth/sectors/aeronautics/rpas/index_en.htm 
124  http://ec.europa.eu/growth/sectors/aeronautics/rpas/index_en.htm 
125  https://secure.edps.europa.eu/EDPSWEB/webdav/site/mySite/shared/Documents/Consultation/Opinions/2014/14-

11-26_Opinion_RPAS_EN.pdf 



 

79 
 

microphones, biometric sensors, GPS systems … and become powerful surveillance tools.” 
Hence, there could be an interference with the right to the respect for private and family 
life.126 The EDPS recommends that drone manufacturers are encouraged to implement 
privacy by design "by default"; and data controllers to carry out data "protection impact 
assessments". Finally, action is needed that would facilitate the identification of the drone 
operator. 127 

A specific public consultation process was organised in the framework of this impact 
assessment from mid-August to October 2014, published on 'Your Voice in Europe'. 128 The 
detailed results of this consultation are presented in Annex III Part 2.  

The Latvian Presidency of the Council and the Commission organised on 5-6 March 2015 a 
high level meeting with public officials and industry representatives to discuss existing and 
future policy on drones. The conference concluded on five important principles to guide the 
regulatory framework in Europe contained in the “Riga Declaration”, which is reproduced at 
Annex VII. The Riga Declaration calls, as a matter of urgency, for the establishment of a 
strong EU drone services market with common rules, which promote drone operations by 
keeping them proportionate to risk, but at the same time adequately protect the fundamental 
rights of the EU citizens. 

The Commission's minimum standards regarding public consultations have been met. 129 

External expertise 130 

The Commission has ordered several specific studies. The most important recent EU studies 
underpinning this report include: the deliverables of the FP7 project Unmanned Aerial 
Systems in European Airspace (ULTRA) analysing the regulatory framework from the 
perspective of integration of light RPAS in the European airspace 131, the study on privacy 
and data protection risks in RPAS operations 132 and the study on insurance aspects of 
RPAS. 133 

The study on privacy concludes that the European and national regulatory frameworks in 
place are largely adequate to address the privacy, data protection and ethical impacts of 
drones. The privacy rules have a horizontal application and are technology neutral. The 
problem is not the lack of rules but rather raising awareness of the drone industry about their 
obligations to protect privacy and about enforcing the existing regulatory mechanisms.  

Similarly, the study on liability and insurance requirements confirms that general national 
liability laws cover drone operations. It highlights the need to ensure an adequate marking of 
the drone (e.g. fire-proof plate identifying the operator and/or the manufacturer) in order to 
ease the identification of the liable party. Furthermore, the study confirms the applicability of 

                                                 
 

126  Annex IX explains the relevant privacy and data protection legislation. 
127  This is exactly one of the principles of the Riga declaration. 
128  See Annex III. 
129  COM(2002)704. 
130  See Annex I - Bibliography for an extensive list. 
131  http://ultraconsortium.eu/index.php/deliverable 
132  Trilateral Research and Consultation (2014). 
133  Steer Davis Gleave, (2014). 
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insurance requirements in accordance with Regulation (EC) 785/2004 134 to the professional 
use of drones. 

This impact assessment report also takes into account a number of reports published by the 
U.S. General Accounting Office on drones in order to help the U.S. Congress pursuing a 
better informed policy.135 These reports are also relevant for the EU situation as the aviation 
regulatory framework is similar in the EU. 

Beside the studies, EASA is building up expertise on the safety aspects of drones and has 
started to prepare the ground for future rulemaking and certification activities. It already 
issued two notices of proposed amendments in 2010 and in June 2014 to reflect the latest 
thinking on airspace management of ICAO.136 EASA has also become active in both JARUS 
and ICAO. The knowledge gathered in those forums in recent years is equally taken into 
account.  

Finally, the UK House of Lords published in March 2015 an authoritative report on the 
"Civilian Use of Drones in the EU". The report “support[s] the Commission's aim to create an 
internal market for …civil drones” and “the Commission's move towards adopting a risk-
based approach to safety regulations for …drones." 137 

Consultation of the Regulatory Scrutiny Board 

This impact assessment report was reviewed by the Commission Regulatory Scrutiny Board 
(RSB) on 14 October 2015. Based on the RSB recommendations, the report was revised as 
follows: 

Future regulatory framework: describe more 
clearly the envisaged essential requirements and 
how they are identified, and clarify what will be 
left to delegated acts 

A table was added at the end of the options 
section 5.3 (pages 43-45), showing the main 
envisaged essential requirements and the 
differences between the options in terms of the 
available means of demonstrating compliance. It 
shows more clearly how every option builds on 
the previous one. The text introducing the options 
section was expanded to clarify that the options 
examine different means of demonstrating 
compliance and ensuring enforcement, but do not 
differ on the essential requirements (page 43). It 
also explains how the essential requirements will 
be identified and how the delegated acts will be 
developed. 

Future regulatory framework: clarify whether 
some identified problems would be addressed by 

Section 5.1 (pages 33-34) was expanded to cover 
all the issues (privacy/data protection, security, 
etc.) and for each of those indicate concretely 

                                                 
 

134  Regulation (EC) No 785/2004 of the European Parliament and of the Council of 21 April 2004on insurance 
requirements for air carriers and aircraft operators. 

135  See bibliography for a list of GOA studies.  
136  Amendment 43 to Annex 2 to the Chicago Convention on remotely piloted aircraft systems (RPAS) into the EU 

Common Rules of the Air – currently put on hold to ensure consistency with the overall framework. 
137  UK House of Lords, 2015, Conclusions 1 and 6 respectively, p. 67. 
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other initiatives how and where they will be addressed.  

Options: Set out clearly what is an "operation 
centric" approach and how the options differ, 
including with respect to enforcement 

The description of option 2 has been modified to 
distinguish it more clearly from option 1 (Section 
5.3, from page 38). Also the table at the end of 
Section 5.3 (page 442) shows the differences in 
enforcement.  

Options: explain how different types of rules 
would co-exist 

The description of option 2 in Section 5.3 has 
been clarified (pages 38 and 43 and following). 

Options: provide more information on the 
discarded option of a stand-alone framework 

This option is now explained in section 5.2 (page 
36). 

International context: explain how the initiative 
relates to work at ICAO and JARUS 

Section 1.3 ("international context", page 8) now 
explains better the nature of the work in ICAO 
and JARUS. Section 7.6 ("way forward", page 
64) explains how the Commission will manage 
the interaction with ICAO and JARUS in 
practice. 

International context: provide more information 
on approaches in third countries 

Additional information was added in section 1.3 
(page 8) and in section 2.1.1 (page 10), notably 
on the regulatory approach in those countries 
where a significant number of drone operations 
are taking in place. 

Baseline: give a more robust forward looking 
scenario of the likely evolution of problems  

The problem drivers are better detailed and their 
evolution in the absence of further EU action 
(section 2.4 from p. 24 onwards). 

Presentation: sector-specific jargon and acronyms 
should be avoided or explained 

This has been done throughout the text and a list 
of technical terms was inserted at the beginning 
of the report. 

Enforcement by police: highlight potential 
enforcement issues 

The report mentions enforcement by police as an 
issue that requires specific action (see sections 4.2 
on p.30 and 7.6 on p. 65). 

Efficiency of market surveillance mechanisms The report indicates how the weaknesses of the 
mechanism may be addressed and that the safety 
situation will be monitored (see section 7.1 on p. 
61 and section 7.6 on p. 65). 

Introduce more precise reference to privacy and 
data protection issues 

More precise information is given in the EU legal 
context p. 7; the relevant annex gives the 
reference to the relevant opinions. 

  

The Board reconsidered the revised report and issued a positive opinion on 5 November 2015.
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ANNEX III : ASSESSMENT OF THE APPLICATION OF THE MINIMUM CONSULTATION 
STANDARDS 
 

Part 1: Consultation build-up towards this regulatory initiative 

The Commission has been financing, from early 2000, research projects to promote 
unmanned aircraft. 138 This research already proposed the progressive integration of RPAS 
into non-segregated airspace on an equal footing with manned aircraft, as long as RPAS are 
able to respect existing aviation rules and to follow well-established procedures and 
operations.  In particular, it is essential that the safety level is in no way lowered and that 
RPAS operators do not pose a higher third party risk in the air or on the ground compared to 
manned aircraft.  

The Commission hearing (2009) with stakeholders to assess ways to support the emergence of 
RPAS concluded that costs for entry should be kept low: "The European legislation should be 
very simple, covering essential elements like the certification of RPAS, training and licensing 
of the pilots and flight crew, responsibilities and obligations of all stakeholders, liability 
security and insurance issues, licence to operate, reliability of the components, maintenance 
matters, and security aspects. The legislation should take into account the specificities of 
Light RPAS, but should ensure the maximum safety and security level, maintaining the 
current overall safety level. Rules and standards should be in equation with the aviation 
standards currently applicable for manned aircraft (equivalent level of safety), but should put 
the lowest possible constraints on manufacturers and users."  

The Commission and the European Defence Agency conference (2010) agreed to set-up a 
High Level Group to come up with recommendations on structural, institutional and 
regulatory measures. The open "panel" discussions focussed on the safety issues, radio 
spectrum requirements, the societal dimension and RPAS research and development. 139 The 
European RPAS steering group has meanwhile adopted a concrete action plan: "Roadmap for 
the integration of Remotely Piloted Aircraft Systems in the European Civil Aviation 
System". 140 

The Commission services have given a good overview of the state of the drones market in 
Commission Staff Working Document (2012)259. Taking action in defining the way forward, 
DG Enterprise and DG Mobility and Transport conducted, from June 2011 to February 2012, 
an extensive consultation on the future of RPAS through 5 workshops, titled the UAS Panel 
Process.  

                                                 
 

138  See e.g. INOUI (Innovative Operational UAS Integration), 6th Framework Programme. Currently, R&D efforts 
within the 7th Framework Programme are financed under ULTRA (Unmanned Aerial Systems in European 
Airspace) to provide more precise and operational research. Also the SESAR Joint Undertaking is actively working 
on the RPAS integration. 

139  As described in Commission Services Working Document – see higher. 
140  The European RPAS Steering Group adopted this Roadmap in May 2013. The coordinated actions should lead to a 

step wise integration of RPAS as from 2016. 
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Considering the emergence of RPAS, their potential benefits for European citizens and 
economy as well as the current lack of an internal market in this area, DG Enterprise and 
Industry and DG Mobility and Transport, in close consultation with other Commission 
services, launched, on 23 June 2011 at the Paris International Air Show, a broad stakeholders' 
consultation, the "UAS Panel Process", with the aim to contribute to the development of a 
Strategy for the development of civil applications of RPAS in Europe. Such a strategy is 
likely to require concrete steps to foster the development of civil RPAS applications in 
Europe, including through regulatory, R&D and complementary initiatives, leading to the 
insertion of RPAS into non-segregated airspace.  

Building on various initiatives already carried out by the European Commission in the past 7 
years141, the "UAS Panel Process" has analysed the barriers to a full exploitation of civil 
(commercial, corporate and governmental non-military) RPAS in Europe and discussed 
possible ways forward to overcome them.  

The "UAS Panel Process" was open to most relevant stakeholders and involved Eurocontrol, 
the European Civil Aviation Conference (ECAC), the European Safety Agency (EASA), the 
scientific community, European Civil Aviation Authorities, ICAO, JARUS, Ministries of the 
Interior (border surveillance, police forces), the European Defence Agency, Ministries of 
Defence, European Space Agency (ESA), international military organisations, non-
governmental organisations, international stakeholders, European citizens and broad industry 
representation from SMEs to global players which manufacture and/or operate RPAS.  

This process mainly consisted of two elements:  

(a) a call to all interested stakeholders to provide information and comments on the 
need for a Strategy for RPAS in Europe and 

(b) the organisation of 5 thematic workshops from July 2011 to February 2012. 
Each of these workshops was prepared by individuals with highly recognised 
expertise in the following fields: UAS industry and market, UAS insertion into 
airspace, UAS safety, societal impacts of UAS applications and research and 
development needs. Overall, the workshops were attended by more than 800 
participants. 

The Staff Working Document (SWD(2012)259) published in September 2012, reports the 
outcomes of this consultation. Main conclusions were:  

• RPAS present an important potential for the development of innovative civil 
applications (commercial, corporate and governmental) in a wide variety of sectors to 
the benefit of European society by creating jobs and achieving useful tasks.  

• To unleash this potential the first priority is to achieve a safe integration of RPAS into 
the European air system as soon as possible. 

• This requires the development of appropriate technologies and the implementation of 
the necessary aviation regulation at EU and national levels. Issues like privacy and 
data protection or insurance must also be addressed. 

                                                 
 

141 The European Civil Unmanned Air Vehicle Roadmap (UAVnet/CAPECON/USICO, 2005), the INOUI study 
(Innovative Operational UAS Integration, 2007), the Policy Statement on Airworthiness Certification of UAS 
(issued by EASA in 2009), the Hearing on Light UAS (2009), the High-Level-Conference on UAS (2010). 
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• It also requires an increased coordination between all relevant actors (EASA, national 
Civil Aviation Authorities, EURCAE, Eurocontrol, JARUS, industry etc.) and 
between regulatory and technological developments. 

Stakeholders on their side decided to elaborate an RPAS Roadmap that proposes a series of 
actions to be taken for achieving RPAS integration into the European air system from 2016. 
On 20 June 2013 at the Paris Air Show, the Roadmap was handed over to the European 
Commission, who will play a crucial role in its implementation, developing the necessary 
regulation, supporting the development of enabling technologies and addressing privacy and 
other societal concerns.  

On 8 April 2014, the Commission has adopted a policy document which set out the 
Commission lines of action. These concern a mix of regulatory initiatives, R&D efforts and 
industrial support actions.  

During the course of 2014, a consistent consultation process was managed with Member 
States, specialized authorities, industry stakeholders, NGO organisations. The most important 
were: meetings with Civil Aviation Authorities, consultations of stakeholders by JARUS and 
EASA, workshops on insurance and data protection/privacy, meetings with Data Protection 
Authorities. In addition, in the course of the impact assessment, a public stakeholder 
consultation took place and its results taken into consideration.  

 
Part 2: Analysis of the Public Consultation on drones (here still labelled as RPAS) 

Profile of respondents 

253 individuals (23%) and organisations replied to the on-line public consultation on RPAS 
that was run from 14 August to 24 October 2014. The organisations mainly concerned RPAS 
operators (21%), R&D organisations & consultancy (18%), aircraft design, manufacturers and 
maintenance (13%), aviation associations (8%) and national regulators (6%). 

 
On X-axis, the categories of respondents: 1. National regulators; 2. ANSPs; 3. Design & maintenance; 4. 
Individual; 5. R&D and consultancy; 6. Drone operators; and 7. Associations. 
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Market development (Questions 1-10)  

RPAS applications are mature and will create substantial business opportunities and 
commercial benefits (99%)142. Nearly all respondents foresee applications development 
within five years for professional activities (99%) or for daily life purposes (80%). 
Respondents see the market take off for all RPAS without making a substantial dichotomy 
between small and large RPAS; however more respondents see this happening for small 
(94%) than for large RPAS (76%). 

 

 
On X-axis, the categories of respondents: 0. Total average; 1. National regulators; 2. ANSPs; 3. Design & 
maintenance; 4. Individual; 5. R&D and consultancy; 6. Drone operators; and 7. Associations. 

Respondents are generally not of the opinion that the EU RPAS industry is lagging behind 
global competitors or that it is not competitive. In any case, an overwhelming majority finds 
that a strong and integrated RPAS market is the way to make the EU RPAS industry globally 
competitive (90%). 

Current situation and issues to be tackled (Questions 11-27) 

As with any new technology, RPAS also raise concerns. The public consultation confirms two 
major issues: the perception of safety and privacy. Only a marginal number of respondents 
(3%) claimed that RPAS should be kept out of the air because of safety or security reasons. 
Hence, the concerns are well identified and need careful management, including on 
environment or insurance. At the end of the day, the consultation confirms that, under specific 
modalities, potential benefits outweigh risks and threats (86%), including if RPAS start flying 
over city centres at low altitude. 143 

The principal causes for a suboptimal situation (Questions 28-47) 

The consultation confirms fragmentation of the EU market, legal & technological 
uncertainties and safety, security and privacy issues triggered by RPAS operations as the 
major concerns which make the current situation unsatisfactory.  

                                                 
 

142  The percentages given throughout the text refer to the number of respondents who agreed and strongly agreed, 
divided by the number of respondents who gave a substantial answer (so excluding the 'no opinion' replies. 

143  Only 29% of the respondents agree that RPAS should be forbidden to fly over city centres. 
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Firstly, a vast majority of respondents identify specific national authorizations for RPAS 
operations (83%)144, differences in national legislation (91%), lack of common rules 
applicable to all types of RPAS (91%) and gaps in the current EU legislation (93%) as 
important barriers. Strikingly, only 30% of regulators consider national authorizations 
problematic but concur with the general consensus with regard to differences in national 
legislation (79%) and lack of common rules (83%). This divergence on specific authorization 
between regulators and regulated may require particular attention.  

 
On X-axis, the categories of respondents: 0. Total average; 1. National regulators; 2. ANSPs; 3. Design & 
maintenance; 4. Individual; 5. R&D and consultancy; 6. Drone operators; and 7. Associations. 

Secondly, the public consultation confirms that technology driven markets like RPAS need a 
swift validation of technologies 67%) and light touch rules that allow innovative technologies 
to emerge (70%). Lacking international standards also cause uncertainty (88%). 

Thirdly, most of the respondents are of the opinion that RPAS become cheaper and more 
capable thus there is a high risk of inappropriate use, even unwillingly (89%). However, only 
a small minority of respondents indicate that RPAS pose a danger to citizens as they can 
operate much closer to the ground (29%). This corresponds to general acceptance for RPAS 
flying over densely populated areas (71%). 

 

 
On X-axis, the categories of respondents: 0. Total average; 1. National regulators; 2. ANSPs; 3. Design & 
maintenance; 4. Individual; 5. R&D and consultancy; 6. Drone operators; and 7. Associations. 

                                                 
 

144  Nevertheless there were substantial differences among the respondents and only 30% of the national regulator found 
the duty burdensome. 
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Finally, existing rules on safety, security and privacy that apply to aircraft are equally 
applicable to RPAS. The consultation shows the need for specific provisions addressing use 
of RPAS (73%) or that a more coordinated approach in respect of implementation and 
enforcement of the existing regulations should be developed (76%). Less than half of the 
respondents (49%) are of the opinion that regulations cannot stop new threats. Similarly, vast 
majority of respondents state that a lack of harmonised insurance rules may lead to inadequate 
insurance coverage (89%). 

The objectives of a possible EU intervention (Questions 48-49) 

An overwhelming majority supports the overall policy objectives. 97% sees the need for EU 
promotion as RPAS are a promising source of jobs and growth. At the same time, the right 
balance should be struck between the development of the RPAS market and provision of the 
adequate protection of safety, security and privacy (91%). 
 

Four main options to tackle the root causes (Questions 50-53) 

The policy options are (1) to keep the status quo (7% of support), (2) build on existing 
competences to develop RPAS rules with preservation of current competence lines (35%); 
(3) introduce common rules and ensure local implementation gets most support (67%); and 
common rules with centralization of certification tasks in EASA is the second favoured option 
(60%). 

What measures should be taken (Questions 54-89) 

There is some urgency to come up with an enabling regulatory framework. Only a small 
minority of the respondents (15%) considers the RPAS technology not sufficiently mature or 
that international rules should first be developed (36%). The overwhelming majority is of the 
opinion that EU rules should reflect international standards (92%) – indicating the need to 
focus on the global market. Moreover, the new rules should apply equally to both light and 
heavy RPAS: the vast majority apparently agrees that the current 150kg division of 
competence is obsolete and the status quo gets little support (27%). Respondents strongly 
support the statement that safety rules should be harmonised at the EU level but implemented 
at the local level (77%) with lower support for central implementation by EASA (58%). The 
respondents like the possibility of having the choice of the certificating authority either 
national or European (63%). Moreover, the respondents support certification and licencing of 
lighter RPAS at local level (64%). In any case, there is a need for mutual recognition of 
certificates and licenses delivered in any Member State throughout the EU (91%). 

Furthermore, the open consultation shows the need to move away from weight and take a set 
of factors into account, such as the type of the operation (92%), the quality of the RPAS 
operator (93%), the place of the operation (96%), and the reliability of the whole system 
(96%). Although, the consultation found some hesitation for shifting the responsibility from 
the manufacturer to the operator of the RPAS (54%), the majority of respondents agree that 
safety management systems of the operator are and effective tool to guarantee safety (75%). 
Respondents send a loud message of keeping safety rules proportionate to risk (93%) and with 
involvement of national authorities to issue authorisations for RPAS operations (78%). 
EASA, however, should be responsible for developing a common risk classification scheme 
(92%). 
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On security, only 41% finds that existing security rules can efficiently cope with threats. A 
small majority (59%) finds that closing gaps in safety rules would also improve security risk 
control, without having to introduce new security rules. In any case, the scope of EASA 
competence should be extended and the agency should integrate security considerations in its 
safety rules on RPAS (86%). 

On the threat to privacy, a majority (68%) finds that the current regulatory framework is 
sufficient to deal with privacy issues and that national data protection authorities should 
remain responsible for effective enforcement of the right to privacy (76%). On the other hand, 
there is need for cooperation between civil aviation authorities and data protection authorities 
(79%) including data enabling identification of an RPAS operator. The need for specific data 
protection rules does not get a large majority (55%), but an overwhelming majority (88%) see 
the ability to identify the operator as the key to protect privacy.  

The effectiveness of the policy options (Questions 90-145) 145 

The respondents assess the possible impact of the four identified policy options on the 
development of RPAS market and its potential to create jobs and growth. Doing nothing is not 
an option. The respondents rated the current situation as not satisfactory and gave weak 
support, with scores mostly between 30% and 40%. The second option – developing rules on 
the basis of current competences – gets some more support, mostly between 50% and 70%. 
The third option is rated as the most effective with support rates between generally 70% and 
90%. The last policy option is also generally rated as effective, with somewhat lower ratings 
as for policy option three.  

Table 9: Impact of policy option on policy objectives (PO) 

Impact on: PO1 PO2 PO3 PO4 
Compliance costs for EU businesses 37 63 70 60 
Compliance costs for national administrations 37 57 69 70 
Compliance costs for EASA 35 57 56 47 
Employment 43 69 87 78 
RPAS market growth 41 70 87 79 
Global competitiveness of EU operators 36 71 88 80 
Global competitiveness of EU manufacturers 38 71 89 80 
Innovation 43 74 89 81 
Security 33 68 90 87 
Safety in the airspace 34 69 89 86 
Safety on the ground 32 66 88 85 
Privacy protection 29 53 81 78 
Citizens' trust in RPAS operations 29 60 89 84 
Natural environment 38 60 78 75 
AVERAGE IMPACT SCORE 36.07 64.86 82.14 76.43 

 
Conclusions 

In line with the conclusions of numerous conferences and studies, this public consultation 
with 253 respondents endorses all the more the need for urgent action at the EU level to tap 
                                                 
 

145  The given percentage here refers to the number of respondents indicating a mixed and positive impact, relative to the 
total number of substantive answers. 
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the potential of RPAS. The contribution of RPAS technologies to jobs and growth is 
confirmed, for all ranges of RPAS.  

The consultation confirms the view that the full range of RPAS is ready for development and 
that legal & technological uncertainty impedes a swift development. Specific authorizations 
and fragmentation are a real burden. Respondents identify safety and privacy as the most 
important concerns – which can be managed with an appropriate regulatory framework which 
keeps rules proportionate to risk and with a strong role for national authorities.  

The current division of 150kg is generally deemed obsolete and EASA is to come up with a 
risk classification scheme where risk is made dependent on a range of factors. For security or 
privacy the consultation does point to the need for new rules, but more to a better application 
of existing rules, with a closer collaboration between CAA and national data protection 
authorities.  

The policy option with common safety rules and local application, together with improved 
implementation of security/privacy legislation is clearly considered as the most cost-effective 
way forward.  
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ANNEX IV: APPROACHES TO DRONE REGULATION 

IV.1 Drones in the EU Member States  

Today, every EU Member State has some drone activities, both for manufacturing or for 
operations. Only in Member States with drone legislation the (operating) activities are legal – 
unless an exemption was granted (based on the ICAO rule that all operations performed by 
unmanned vehicles must obtain a specific authorisation). 

EASA is the competent authority for drones with an operating mass of more than 150 kg. For 
lighter drones a limited number of Member States has adopted drone rules – most have not. 
This fragments the European market. France has most approved operators: more than 1,000 
on a total of about 2,500 EU operators. There are more than 100 RPAS manufacturers of very 
small to small drones with a weight below 150kg.  

For drones above 150 kg EASA is currently working with two 
applications for certification:  

 
• Camcopter S-100 rotorcraft from Schiebel  (Austria) 
• Atlanta aeroplane from Airbus D.S. (Spain) 

Although there are no civil certification specifications for 
drones as of today, the Agency is working with the 
applicants to define a certification basis proportionate to the 
risk of the intended operations, the “operator-centric” 
approach – away from the “aircraft centric” approach. 

 

IV.2 Drones in the world. 

The US is generally seen as the leading drone country (followed by Israel). That is true for 
military drones (more than 7,000 – with substantial operational expertise in segregated 
airspace). Europe is a leader in civil drone operation when comparing the 2,500 European 
operators to the 2,342 operators in the rest of the world (of which 2,000 in Japan).146 

1) Japan: With more than 2,000 operators and 20 years of experience, mostly for crop 
spraying drone civil operations are nearly exclusively used in precision farming. Japan was 
the first country to allow such farming activities in the mid-nineties and the number of 
operators boomed in a few years' time. 

2) Israel: A very active manufacturing industry but focused on military drones. Thanks to the 
integrated civil-military air navigation services, drones can more easily be integrated in the 
airspace. 

3) US: The FAA has already certified two models in the restricted category for aerial survey. 
Each operation requires a Certificate of Authorisation (COA) for public entities (e.g. Law 

                                                 
 

146  Some sources put the number of approved Japanese operators at 14,000 (See Frost&Sullivan (2015); 

http://www.google.es/imgres?imgurl=http://www.unmanned.co.uk/wp-content/uploads/2000/08/camcopter-s100.jpg&imgrefurl=http://www.unmanned.co.uk/keyword/schiebel/&h=374&w=600&tbnid=KcWp7X2VjEtw9M:&zoom=1&docid=CN3ppKAp_Wi9OM&ei=_efdVObuBdftaMnQgtgI&tbm=isch&ved=0CC8QMygOMA4
http://www.google.es/imgres?imgurl=http://lh3.ggpht.com/_OmxpiIQp_4c/TKWwHUpwlUI/AAAAAAAADLs/wcTtBQbGY2I/s720/A65.jpg&imgrefurl=http://www.taringa.net/posts/noticias/17631213/El-UAV-Atlante-de-Airbus-se-prepara-para-llevar-armas.html&h=497&w=720&tbnid=iHhRd9-N2xPckM:&zoom=1&docid=0T3w18Iwy1QpjM&ei=M-jdVPe7Bcq7aeaLgYAI&tbm=isch&ved=0CCgQMygJMAk
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enforcement, Universities, Military) and of exemption for commercial activities (around 30 
are published). The first exemption was granted for an operation … above the Arctic. Most 
exemptions were granted for oil and Hollywood companies; On 15 January 2015 the FAA 
published its long awaited Notice for Proposed Rulemaking for small drones (less than 25kg). 

4) Others / mil /civil: Australia, China (many of the very small drones are manufactured in 
China) and South Africa are other active countries. Actually many countries (around 55) are 
developing drones because the technology does not necessitate heavy investments. 

IV.3 How EU members and non EU members deal with drones – regulations. 

Drone regulations and operating rules are in place in Austria, Czech Republic, Denmark, 
France, Germany, Ireland, Italy, the Netherlands, Poland, Spain, Sweden and the UK. There 
are approved flight schools in Denmark, UK and Netherlands and more than 500 approved 
drone pilots in the Netherlands and UK. 147 

All drone rules in place in Europe are tailored to the risk of the operation. Rules are “operator 
centric” instead of the classical “aircraft centric” approach of manned aviation. This shift in 
paradigm is necessary as the same drone can pose a different risk to third parties if it is 
operated on top of a football stadium or in the middle of the desert. The risk not only depends 
on the kind of machine, but on many more factor, like the area overflown, the expertise of the 
operator, the specific type of operation, etc. 

For higher risk operations the Swiss FOCA developed a specific risk assessment process 
(GALLO). The process includes a total hazard and risk assessment to be approved by the 
authority and user friendly templates and guidance material. Austrocontrol and the French 
DGAC have similar processes with rules tailored to the risk of the operation. These examples 
of a practical approach are the stepping stones that the EU would use for developing its rules 
and processes. 

The regulations already in place in a limited number of European States have allowed 
the - patchy - growth of civil operations in Europe. In countries like Switzerland the low risk 
operations like flying a two kg drone for video recording outside of the cities or populated 
areas and under direct visual contact of the pilot are open to small and medium companies 
without approval of the civil aviation authorities. The aviation authorities can concentrate 
their effort in the higher risk operations like flying over congested areas in cities, above 
crowds of people or far away from the pilots in line of sight. Self-declaration is also possible 
in other countries like in Spain. 

Harmonisation of rules world-wide is very important. Two bodies deserve to be highlighted: 
ICAO and JARUS. ICAO is the world-wide organisation for Aviation and its standards and 
recommended practices (SARPS) are the basis for Member States rules. ICAO has set-up a 
specific panel to prepare such SARPS for drones where EASA and Member States are 
participating and have taken an active role. JARUS is a coordination body between National 
Aviation Authorities (EASA, EUROCONTROL and 18 of the EASA Member States are in 
there but also USA, Russia, etc.). JARUS is chaired by EASA and we plan to use JARUS to 
do the ground work and prepare rules that can in turn be proposed to ICAO and, to EU and 
other countries for adoption. One significant move for JARUS will be to incorporate Industry 
and the Military. 

                                                 
 

147  See higher table 2. 
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IV.4 How the airspace is shared among airspace users: commercial aircraft, 
smaller aircraft and drones – the importance of integration 

Airspace is divided in several classes, from A to G. Class A is reserved for Instrument Flight 
Rules (mainly commercial air transport) where each aircraft receives air navigation service 
(i.e. an air traffic controller monitors all traffic in his zone under control). Classes B to D are 
given to the airspace in terminal areas. Class E is a kind of rest category – no air navigation 
services. Finally, Class G is in principle the lowest layers of the airspace, where each pilot has 
to watch for other air traffic (flying “Visual Flight Rules). 

These classes start in principle as from 500ft. The airspace below 500ft has no rules – and 
hence would fit for (small) drone use. The integration of drones into the airspace has to be 
done in a different manner for the different classes of airspace and the different types of drone 
operation. 
Graph 8: Overview of airspace classes 

 

A flight in non-controlled airspace like class “G” under the direct view of the pilot (VLOS or 
Visual Line of Sight) has lower risk than the operation in the same airspace but far away from 
the pilots view (Beyond VLOS) because the class G airspace is used by general aviation 
aircraft and aerial work rotorcraft under Visual Flight Rules (VFR) and the separation with 
other aircraft has to be maintained by the pilot on board. 

Most drone operations today in the EU ensure separation with other airspace users through the 
use of restricted airspace where only drones can be flown or keeping the drone at a maximum 
distance with respect to the pilot, under Visual Line of Sight (VLOS). This separation with 
respect to manned aviation has to be maintained unless it is demonstrated that the drone has 
the same capability to see and avoid other aircraft like the rest of aircraft with pilot on board 
can. The “see and avoid” technology is maturing and still needs validation. Hence the need to 
invest in the drone activities of the SESAR Joint Undertaking. 

A stepwise approach is being followed in order to better understand the technology and 
ensure that the safety level of current manned aviation is not jeopardized. The ultimate goal is 
to fly drones under the responsibility of drone operators and cross borders in non-segregated 
airspace and over any populated territory.  
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Comparison US - EU 

Approach / philosophy 
      

 
military/security first 

 
commercial/civil 

   

 
tendency to give Drones 

 
Drones are aircraft and need to be fully integrated 

  
specific treatment 

 
into the aviation system 

  

 
strong vested interests approach Drones will encompass, eventually, all aviation  

 
(insider/outsider approach) hence, drone is insider 

  

 
US centred (as always) 

 
open and internationally minded 

 

         R&D 
       

 
Drones are linked into NextGen Drones are fully integrated into the  

 

    
ATM Master Plan 

   

    
No specific Drone programme 

 

         Rulemaking 
      

 
Preparation JARUS follower Pro-active in JARUS 

  

 
FAA rules (monopoly) 

 
Combination national - EU rules 

 

    
Current patchwork of national rules 

 

    
EU rules under development 

 

     
EU law 

   

     
Commission implementing rules 

     
EASA guidance 

  

 
Standards adopted by RTCA EuroCAE is struggling and needs push 

 
(but: not known how substantial) 

     

         Timing 
       

 
2015 as official deadline 

 
2016 

    

 
Delay already admitted  

 
As from… 

   

         Operations 
      

 
Military: 7,000 RPAs 

 
??? 

    

 
State aircraft: ?? 

 
??? 

    

 
Commercial? 

 
2,500 official operators – and growing 

  

  

1 operator allowed to operate…..in Alaska 
Now several more: oil and film (biggest pockets) 

   

 
6 US testing sites (Dec 2013) Several testing sites, already for years 

    
incl. UK & ES. 

   The publication of the long awaited Notice for Proposed Rulemaking for small drones (below 
25kg) on 15.01.2015 should be considered in this overall approach and philosophy. Firstly, 
this is just a consultation – not the publication of the rule itself. Secondly, the comparison 
shows that the FAA is not very favourable to smaller drones. That is well reflected in the 
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quite severe treatment of small drone – where the EU thinking is much more open towards the 
"open" category of low risk drone operations:  

Pilot licence required 

• No fly above people (not practical for flying in cities, the operator will have to fence the 
area overflown) 

• Max speed and max. weight (we propose a max. weight + industry standard) 
• No flights at night (in my opinion a drone could be seen at night  better than during the 

day if it has enough lights and there are less airspace users) 
• No objects can be dropped (no Amazon deliveries). We have not mentioned anything 

about dropping cargo, it might be better to drop rather than to land in bad weather. 
• Aircraft must be registered 
 

Also interesting: 

• Wording: The pilot is called “operator”, the machines are called “UAS”. 
• Max. weight is 25 kg with a micro UAS category up to 2 kg. 

In all, the FAA has now shown its cards. The restrictive approach towards the small drones 
however does not mean that the US is unfavourable to drones in general. It may be expected 
that the US will work hard to get bigger drones integrated in their national airspace system 
very soon.  
 

IV.5 Safety rules 

Drones are aircraft – according to the ICAO. This means that the aviation rules apply to 
drones and drone operations. Safety rules allow aircraft to operate. This first part of this annex 
therefore focuses on aviation safety. The other part discusses environmental rules – some of 
which fall under the EASA remit. 

Regulation (EC) 216/2008 – and EU rules in general – were principally conceived for 
"manned" commercial air traffic, as derived from the Chicago Convention, establishing ICAO 
and the current international aviation regulatory system in 1944. The conventional approach is 
based on the technologies developed after WWII. The system was able to cope with the major 
advance in aviation engineering and technologies, like progress in navigation148, cockpit 
automation and the dramatic improvement in engine reliability. These technologies resulted in 
far higher reliability, safety records and a reduced number of crew in the cockpit, reducing 
from five in the fifties (two pilots, navigator, flight engineer and communicator) to the current 
number of two pilots, whose tasks are becoming more and more automated. The ICAO 
approach was taken over in European rules initially conceived for the A380 certification and 
then extended to other areas coming under EU and EASA competence. 

Regulation (EC) 216/2008 is completed by other legal instruments, where the most relevant in 
the safety area are: (1) rules of the air, which regulate how aircraft can safely fly (based on 
                                                 
 

148  Even on the first jet powered commercial aircraft like the 707 in the 1950s required a four-crew cockpit with two 
pilots, an engineer and a navigator. An observation dome for star sightings assisted with navigation. 
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Single European Sky) 149; (2) rules on accident investigation 150; (3) rules on incident 
reporting 151 – how can we learn from safety lessons drawn from reported incidents.  

The limits and the disproportionate effects of EASA detailed rules were highlighted when 
EASA rulemaking was extended to General Aviation, the sector of smaller aircraft, many of 
which are flown by their owners. "Traditionally much regulation has been blanket regulation, 
which aimed to cover all possible risks by saying something about everything although the 
vast majority of fatalities are caused by a small set of recurring causes." 152 

For general aviation, the blanket rules and their application "has led to a situation where 
persons participating in aviation only occasionally in their free time cannot actually remember 
all the rules, nor do they consider the majority of rules relevant to them." 153 The result is a 
culture of indifference and non-compliance. The Commission and EASA have accepted the 
limitations and have since 2012 started a process of simplification of rules and procedures to 
keep rules proportionate, to reduce the red tape of regulation and let safety oversight 
concentrate on the highest risks. 154 

IV.6 Insurance and liability rules 

The study on liability and insurance requirements 155 confirms that general national liability 
laws cover drone operations. There is no harmonized liability framework in the EU. Damage 
caused by drones to third parties depends on national rules. Strict liability rules (i.e. the 
operator is liable without that the victim must demonstrate the fault) exist in the majority of 
EU states. For insurance, EU rules require drone operators to be sufficiently insured on basis 
of Regulation EC/785/2004. 156 This regulation offers a sufficiently functioning framework 
for insurance for drone operations. The problems encountered in practice concern the 
identification of the operator in case of an occurrence and the verification whether the 
operator was (sufficiently) insured. It may take a long time for victims to receive their 
compensation.  

The study makes some practical suggestions, such as the need to ensure an adequate marking 
of the drone (e.g. fire-proof plate identifying the operator and/or the manufacturer) in order to 
ease the identification of the liable party, or a common insurance fund in case of an incident 
with an operator without insurance.  

                                                 
 

149  Commission Implementing Regulation (EU) No 923/2012 of 26 September 2012 laying down the common rules of 
the air and operational provisions regarding services and procedures in air navigation and amending Implementing 
Regulation (EU) No 1035/2011 and Regulations (EC) No 1265/2007, (EC) No 1794/2006, (EC) No 730/2006, (EC) 
No 1033/2006 and (EU) No 255/2010 

150   Regulation (EU) No 996/ of the European Parliament and of the Council of 20 October 2010 on the investigation 
and prevention of accidents and incidents in civil aviation and repealing Directive 94/56/EC 

151  Regulation (EU) No 376/2014 of the European Parliament and of the Council of 3 April 2014 on the reporting, 
analysis and follow-up of occurrences in civil aviation, amending Regulation (EU) No 996/2010 of the European 
Parliament and of the Council and repealing Directive 2003/42/EC of the European Parliament and of the Council 
and Commission Regulations (EC) No 1321/2007 and (EC) No 1330/2007 Text with EEA relevance OJ L 122, 
24.4.2014, p. 18–43 

152  EC an EASA, "Roadmap for regulation of general aviation", Working Paper for EASA Committee, 18 November 
2012. 

153  IBIDEM. 
154  See EASA website on the GA Roadmap. 
155  Steer Davies Gleave (2014). 
156  Regulation (EC) No 785/2004 of the European Parliament and of the Council of 21 April 2004 on insurance 

requirements for air carriers and aircraft operators 
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IV.7 Product safety rules 

Introduction 

The Union Product legislation addresses product safety and other requirements insuring 
protection of people health.  However, this legislation applies only from the moment a 
product is placed on the market until it reaches the end-user. Any operation or transaction by 
the end-user involving the product is not subject to Union harmonisation legislation. This 
means that this legislation can only contribute to ensure drone airworthiness for the 
operations presenting the lower risks. It must be combined with aviation rules addressing the 
safety of the flight to ensure the overall safe operations. 

The Union harmonisation legislation presents the advantage that the certification of 
conformity falls under the responsibility of the manufacturer and not the authorities (like in 
general in aviation). Several legislations exist at EU and national levels to ensure that 
products placed on the market meet high safety, health, and environmental protection 
requirements. 

In order to support the development of the Single Market and removal of barriers to trade, 
national rules have been harmonised in a number of sectors through the adoption of sector 
specific directives (Union harmonisation legislation). 

Following the "New Approach" these directives only define essential requirements. In order 
to facilitate the presumption of compliance with these requirements, EU harmonized 
standards may be developed to define technical specifications of products that will benefit 
from an automatic presumption of compliance against the essential requirements covered by 
these standards, once published in the OJ. Compliance with harmonized standards is, 
however, not mandatory and other means of compliance may be used. 

It is up to the manufacturer or his authorised representative (importer, etc.) to certify the 
conformity of its product with the relevant essential requirements of the applicable legislation. 
To demonstrate the conformity of its product with those essential requirements he must 
undertake a conformity assessment procedure, the first step of which consists in a risk 
assessment. 
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The conformity assessment procedure is defined in the legislation for each type of products. 
In case of low risk products or products manufactured according to EU harmonised standards 
this procedure can be limited to the establishment of a technical file. In other cases it may 
require undertaking an EC type-examination procedure or a full quality assurance procedure 
with the involvement of a notified body.  

Compliance with EU Product legislation is indicated by the CE marking. EEA states are not 
allowed to restrict the placing on the market of CE marked products, unless such measures 
can be justified on the basis of evidence of the non-compliance of the product. 

As a general rule:  

1) EU Product legislation does not apply when more specific legislation exists at EU level 
(however specific exemptions might be required in the legislation); 

2) EU Product legislation applies when the product is placed on the market and to any 
subsequent operation which constitutes making available until it reaches the end-user. , 
Any operation or transaction by the end-user involving the product is not subject to 
Union harmonisation legislation. 

Analysis of the relevant legislation 

The following EU Product legislation might be relevant to drones: 

a) General product requirements: 
 Outdoor Noise Directive 2000/14/EC 
 Radio Equipment Directive (RE) 2014/53/EU 
 Electromagnetic compatibility Directive (EMC) 2014/30/EU 

b) Product safety requirements: 
 General Product Safety Directive (GPSD)   2001/95/EC to be replaced by a Consumer 

Product Safety regulation (CPSR) 
 Machinery Directive 2006/42/EC 
 Toys Safety Directive 2009/48/EC 

 

Radio Equipment Directive (RED) 2014/53/EU157 
Objective and scope 

The aim of this directive is to protect the health and safety of the population with respect to 
electromagnetic emission, to ensure electromagnetic compatibility and harmful interference of 
radio equipment and an efficient use of radio spectrum (essential requirements, Article 3). 
The directive explicitly excludes airborne products falling within the scope of the Basic 
Regulation 216/2008/EC. The Directive will be complemented by delegated acts that define 
the essential requirements applicable to each category of products. 

Relevance for drones 

                                                 
 

157  Directive 2014/53/EU will be applicable as of 16 April 2016. Before that date the 
applicable requirements will be defined in the EMC and in the LVD  
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The Directive will apply to drones below 150 kg.  

 

Electromagnetic Compatibility (EMC) Directive 2014/30/EU158 

Objective and scope 

The EMC Directive requires all electrical and electronic devices or installations to reduce the 
interference and disturbance with other equipment and to enhance their immunity. The 
directive explicitly excludes aeronautical products, parts and appliances which are covered by 
the Basic Regulation 216/2008/EC, from its scope. 

Relevance for drones 

The Directive may apply to drones below 150 kg, insofar as these are not covered by the 
Radio Equipment Directive.  

 

Low Voltage (LV) Directive 2014/35/EU159 

Objective and scope 

The LV Directive ensures the protection of citizens from risks of electrical equipment with a 
voltage between 75 and 1500 V (direct current). It covers all health and safety risks of 
relevant equipment. The directive explicitly excludes specialised equipment for use on aircraft 
which complies with safety provisions drawn up by international bodies. For lower voltages 
the risks related to the use of electrical equipment are regulated under the General Product 
Safety Directive. 

Relevance for drones 

None, as far as the same risks are already covered by the Radio Equipment Directive.  

 

Machinery Directive 

Objective and scope 

The overall objective of the Machinery Directive is to permit the free movement of machinery 
within the internal market, whilst ensuring a high level of protection of health and safety. It 
defines the essential health and safety requirements of a wide range of machines, parts and 
components. It formally excludes means of transport by the air. 
 

                                                 
 

158  Directive 2014/30/EU will be applicable as of 20 April 2016 and repeal Directive 
2004/108/EC 

159  Directive 2014/35/EU will be applicable as of 20 April 2016 and repeal Directive 2006/95/EC 
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Relevance for drones 

In a first consultation, members of the Machinery Committee considered 160 that drones below 
150 kg may be covered by the directive. Further clarification has been requested, which will 
also consider the applicability to remote control stations and possible gaps of essential safety 
requirements as currently formulated under the Machinery Directive. 

 

Outdoor Noise Directive 
Objective and scope 

The aim of this directive is to protect citizens from noise emitted by specific types of 
equipment. It sets noise emission limits and provides a noise labelling obligation. The 
directive applies to a limited list of equipment, mainly outdoor machinery.  

Relevance for drones 

This directive does not apply to drones. The Commission has launched a study to assess a 
possible revision of the noise requirements and the types of equipment covered. Any change 
of these provisions will require the agreement of the co-legislator. 

Toy Safety Directive 2009/48/EC 

Objective and scope 

The Toy Safety Directive lays down requirements for the safety of toys and applies to 
products designed to be used, whether or not exclusively intended for playing purposes, by 
children below 14 years. Annex I of the directive lists specific toys which are excluded. 

Relevance for drones 

The Toy Safety Directive does not specify whether drones are covered or not, but it can be 
reasonably assumed that only a limited number of very light drones of simple design do meet 
the definition of a toy. 

General Product Safety (GPS) Directive 2001/95/EC  

Objective and scope 

The GPSD imposes general safety obligations which must be respected for many consumer 
products: "Economic operators shall place or make available on the Union market only safe 
products". It also establishes a market surveillance system which is tracking down and 
eliminating unsafe products from the European market.  

                                                 
 

160  See minutes/opinion of the Machinery Committee as of …2015 
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On 13 February 2013 the Commission has proposed its revision161 of this Directive in order to 
respond to the challenges of an increasingly global market and the need for further 
coordination and strengthening market surveillance activities.  

Relevance for drones: 

Drones up to 150 kg are covered by the GPSD to the extent that the relevant risks are not 
covered by other EU harmonisation legislation. In return those risks which are covered by 
other specific harmonisation legislation, such as electromagnetic compatibility will not be 
covered by the GPSD.  

ANNEX V – PRIVACY AND DATA PROTECTION RULES 

Privacy is a broad concept referring to the right not to be observed in his/her own private life. 
Most drones operations (not only those involving personal data acquisition) run the risk to 
infringe this right. The simple fact that people see a drone operating close to them without 
knowing who operates it and for what purpose may create a change in their behaviour and 
hence infringe their right to privacy.  

Privacy and data protection are two distinct but interconnected rights enshrined into the 
European law. The regulatory framework for privacy and data protection existing at EU level 
applies to drones. It is technology neutral to be able to cope with the constant evolution of 
technology. At national level, some Member States are considering the need to adapt some of 
their more specific privacy regulations (like the one on video surveillance or CCTV). 

A dedicated study on privacy 162 concludes that the European and national regulatory 
frameworks in place are largely adequate to address the privacy, data protection and ethical 
impacts of drones. The problem is not the lack of rules but rather raising awareness of the 
drone industry about their obligations to protect privacy and about enforcing the existing 
regulatory mechanisms.  

This view is supported by stakeholders views expressed in the public consultation which point 
that for privacy there is no need for new rules, but rather a better application of existing rules, 
with a closer collaboration between the civil aviation authorities and national data protection 
authorities.  

In addition according to the Opinion of the European Data Protection Supervisor (see box 
below) "RPAS uses involving the processing of personal data constitute in most cases an 
interference with the right to the respect for private and family life … as they challenge the 
right to intimacy and privacy guaranteed to all individuals in the EU and can therefore be 
allowed only under specific conditions and safeguards. In any event, whenever personal data 
are processed by RPAS operated in the EU, which is common, the right to the protection of 
personal data … applies and the EU legal framework for data protection should be complied 
with". 
                                                 
 

161  COM(2013)75 final,  Product Safety and market surveillance package 
 
162  See Trilateral Research (2014). 



 

101 
 

In consequence, the use of drones for civil purposes must comply with fundamental rights to 
privacy and data protection and the related regulatory framework.  

Box 8: The current privacy and data protection regulatory framework  

Article 8 of the Council of Europe Convention on Human Rights ("ECHR") and Article 7 of the 
Charter of Fundamental Rights of the European Union ("the Charter") explicitly recognise everyone's 
right to respect for private and family life, home and communications. No secondary law exists at EU 
level concerning privacy, but Member States have developed legislations to cover specific areas (like 
video surveillance or CCTV). These legislations reflect the specificities of the national approaches to 
these different subjects. 

Article 8 of the Charter recognises additional rights concerning to protection and processing (consent, 
access, rectification, fair processing, etc.) of personal data. More detailed rules on data protection are 
laid down in EU secondary legislation:  
- the Data Protection Directive 95/46/EC which will likely be replaced by the proposed General Data 
Protection Regulation (GDPR)  
- the Council Framework Decision 2008/977/JHA20 on the protection of personal data processed in 
the framework of police and judicial cooperation in criminal matters which might be replaced by a 
directive;  
- and Directive 2002/58/EC concerning the processing of personal data and the protection of privacy 
in the electronic communications sector (Directive on privacy and electronic communications) 

The application of the provisions adopted by the Member States pursuant to this Data Protection 
Directive is monitored in each Member States by the national Data Protection Authority (DPA). The 
DPAs gathered at EU level within the Article 29 Working Party has adopted an opinion on drones 
(1673/15/EN, WP 231). On its side, the European Data Protection Supervisor (EDPS) has adopted an 
opinion163 on drones in November 2014.  

                                                 
 

163  EDPS Opinion of 26 November 2014 on the Communication from the Commission to the European Parliament and 
the Council on “A new era for aviation - Opening the aviation market to the civil use of remotely piloted aircraft 
systems in a safe and sustainable manner” 
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ANNEX VI : OVERVIEW OF MARKET DEVELOPMENTS AND MARKET STUDIES 

VI.1 Overall developments 

The development of drones started in the 1950s. Drones have been used by armed forces for 
decades. Recent conflicts and peace-keeping operations around the world have demonstrated 
their operational capacities and led to a quasi-exponential increase of military applications. 
Drones have become a crucial pillar for military activities. The European Summit of 
19 December 2013 on the future defence policy called for enhancing Europe´s military 
capability including through regulatory as well as research and development activities. 

But the civil applications involving drones have even bigger potential and it is expected that 
in the coming years civil applications will dwarf military ones. 

Being remotely piloted, drones can perform tasks that manned systems would not be able to 
perform. They are well suited to perform long monitoring tasks (e.g. > 24 hours) or risky 
flights into ash clouds or in proximity of nuclear or chemical plants after major incidents. 
Drones can efficiently complement existing infrastructure (manned aircraft or satellites) to 
support governmental applications like crisis management, law enforcement, border control or 
search and rescue and firefighting. Drones can also deliver profitable commercial aerial 
services in various areas. Applications are, for instance, emerging in precision agriculture and 
fisheries, power/gas line monitoring, infrastructure inspection, communications and broadcast 
services, wireless communication relay and satellite augmentation systems, natural resources 
monitoring, media/entertainment, digital mapping, land and wildlife management, air quality 
management/control. Hundreds of potential civil applications have been identified164. Like the 
mobile phone, which was transformed from a communication device into a multi-service tool, 
the drones should be understood as a crossroads of innovation, which may lead to applications 
which are now difficult to imagine. Therefore, many more are expected to emerge once the 
technology is widely disseminated. Creativity, innovation and entrepreneurship will play a 
major role in the development of commercial aerial services. 

The key technology for drones is in fact a combination of lighter materials, greater processing 
power, access to data, and progress in sensor capabilities. These technologies are also being 
used in manned aviation, where the next phase of automation is possibly the single-pilot 
operation. Eventually, drone technologies will feedback to manned aviation, which could, 
eventually, become unmanned. 

In any case, drones make many more types of operations possible. As the small drones tend to 
gain in capability, these may take niche markets from incumbent aircraft operators or create 
new services, and may slowly enter the market of traditional aircraft manufacturers or 
operators. So could it be envisaged that smaller drones for cargo are developed, which are 
much quieter and hence able to also operate during the night at airport under night curfew. 

                                                 
 

164 See "UAS Panel Process - Workshop 1 - Discussion Paper", UAVSI, Annex 5 and 
EC/EDA high level conference held on July 1st 2010.  
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The drone market is divided into the market of the platform, the aeronautical software (like 
navigation, surveillance, communication, stabilisation, localisation, detect and avoid, etc.), the 
payload (today mostly sensors), operations, and ancillary services, including training. As 
drone technology determines the direction of the aeronautical industry, it directs a sector of 
€140 bn and 500,000 European jobs (2013 figures). In addition, it may be expected that drone 
operations will cover a much larger field of aerial activities than currently is the case. 
Aeronautical activities will also become integral part of many other industries like media, 
infrastructure surveillance and inspection, farming, construction, and many more. 

VI.2 What is the advantage of drones today and in the future? 

Today drones can already replace manned aviation when the risk of the operation is too high 
and cannot be mitigated by other means. Drones can be operated in contaminated or 
dangerous airspace, for example to gather data and support the first reaction after a 
catastrophe like a nuclear accident or an earthquake. They can also reach remote areas where 
terrestrial means of transport do not exist or are damaged and also places where normal 
aircraft cannot operate due to their size or performances. 

Because UAVs are not burdened with the physiological limitations of human pilots, they can 
be designed for maximized on-station times. Additionally, drone pilots or operators can easily 
hand off controls of a drone without any operational downtime. 

In the future the use of drones can reduce the cost of transport by air. Drones operated as 
freighters carrying high payloads at a lower cost reducing also the impact on the environment 
are becoming possible in the medium term; drones carrying small packages for the “last 
kilometre” could come soon (Experiments in France and Germany, Amazon plans its “Prime-
air deliveries in the “near” future) 

Drones may also be used as surrogate satellites (High altitude 20km) flying drones that can 
fly for days) in order to ensure full world Internet coverage (as promoted by Google and 
Facebook). Eventually drone technology will spin-off to manned aviation, where the “pilot” 
would be assisted by sophisticated automation or where the aircraft becomes fully automated. 
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Graph 10: A picture of the international supply of drone technologies 

 
Source: Frost&Sullivan, 2015. 165 

From the demand side, EU companies want to use drone services to control costs or offer 
innovative services. From both demand and supply side, there is a strong European and/or 
global dimension. That statement is not only true for commercial users, but for all European 
citizens, who may buy through the internet on the global market. 

Graph 11: A picture of the international demand for drone services (Unmanned Aerial 
Systems)  

 
Source: Frost&Sullivan, 2015. 

                                                 
 

165  Many consultants are closely following the drone market. This report regularly refers to a recent presentation of 
Frost&Sullivan that produced already in 2008 a report on the emerging drone market for the Commission – see 
Frost&Sullivan 2008. 
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Box 6: Global market general overview: 166 

The US is strong with regard to military drones, where the US Army was an early adopter of 
the drone technology. The US is weaker with regard to commercial operations: the FAA still 
works on the basis of an exemption process. Some US companies therefore already 
developed their operations outside the US. 
Africa has a great potential for drones, including for border patrol, wildlife conservation 
and agriculture. 
The Asian and Pacific region has the highest number of commercial operations, especially 
thanks to the developed Japanese agriculture market. Australian and New Zealand markets 
are catching up fast, also due to the liberal rules. 
The Middle East is transitioning from a drone purchasing region towards a drone 
developing region with strong industrial capabilities. 
South American countries are steadily building indigenous drone capabilities. Brazil is the 
most active market. 
Europe has a robust manufacturing capability, but "politics and red tape" can harm drone 
manufacturing and integration decisions. 

Box 7: The productivity boost through precision agriculture 

Farmers are confronted with ever pressing environmental requirements which impose 
a limited use of fertilizer or pesticides. This makes that some diseases can no longer 
be treated in the conventional way. Drones offer a way to apply precision farming, 
where the regular and detailed monitoring of crops allows for in immediate and 
dosed intervention, only where necessary. Affected crops could be immediately 
treated or out rooted. Precision agriculture based on drones produced evidence is 
expected to substantially improve productivity. 

So could drones provide readily available information with a precision of a few 
centimetres on the growth evolution of plants, which enables the farmer to take 
immediately remedial action. 

  

Source: Trimble 

The development of drone technologies is supported by a dynamic industry. More than 400 
drone developments across 20 European countries have been identified167 involving 
companies of all sizes, from global aerospace and defence industries producing large systems 
for military and state applications to start-ups and SMEs developing small systems for 

                                                 
 

166  See Frost&Sullivan, 2015. 
167 See "UAS Panel Process - Workshop 1 - Discussion Paper", UAVSI 
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commercial or corporate applications. The structure of the industry reflects the wide range of 
systems varying in size and performance (from the size of an Airbus 320 to a few grams). 

The development of large drones (>150 kg) has been the most dynamic growth sector of the 
aerospace industry168 during the last decade. Drones technologies are a source of important 
spin-off to civil aviation and a key element of the future aeronautics sector. Presently, the U.S. 
and Israel dominate the sector although also other non-European countries show great 
potential to becoming strong competitors. The European aeronautics industry is still lagging 
behind and must quickly catch up to be able to compete on this global emerging market. 

Drones are themselves multi-systems and involve a great variety of equipment and payloads. 
Beyond the RPAS manufacturers and system integrators the drone industry also includes a 
broad supply chain providing a large range of enabling technologies (flight control, 
communication, propulsion, energy, sensors, telemetry, etc.). The development of drone 
technologies is likely to create spin-offs with significant impact in many sectors. 

SMEs represent more than 80% of the companies involved in the development, manufacturing 
and exploitation of light drone. Hundreds of developments of light drones (<150 kg) are 
currently on-going, often driven by start-ups, and associated with concrete applications. The 
expansion of the drone sector is actively supported in a number of European regions169. 
Boosted by local initiatives and policies, the cooperation between large industries, SMEs, 
research organisations and academia (universities) allow the development of local networks of 
drone expertise. Finally, innovative aerial services will help their customers to improve their 
own products and services or increase their own competitiveness. More than 400 drone 
developments across 20 European countries had been identified170 in 2012 involving 
companies of all sizes, from global aerospace and defence industries producing large systems 
for military and state applications to start-ups and SMEs developing small systems for 
commercial or corporate applications. The structure of the industry reflects the wide range of 
systems varying in size and performance (from the size of an Airbus 320 to a few grams). 
This industry, part of it being unfamiliar with the aviation world, is looking to understand 
future regulatory developments before making further investments. 

If their full potential is unleashed, drones are expected to bring important benefits to European 
citizens and the European economy as a whole – however, quantifying this potential is not so 
easy. The world market is forecasted to more than double by 2022 and represent by then $ 
4,448 million per year. Europe would represent about 25% of the world market. 171 In terms of 
jobs, for Europe, employment is estimated to increase to about 150,000 jobs by 2050 in 
manufacturing 172 hence excluding drone operator services employment. In the USA, a study 
forecasts that in the first three years of integration of drones in the national airspace more than 
70,000 jobs will be created with an economic impact of more than $13.6 billion. The number 
of jobs created through new drones activities in the US is estimated to exceed 100,000 by 
2025. 173 

                                                 
 

168 World Unmanned Aerial Vehicle Systems Market Profile and Forecast, 2011 Edition, Teal Group 

169 See for instance the AETOS cluster initiative supported by the French Aquitaine region 

170 See "UAS Panel Process - Workshop 1 - Discussion Paper", UAVSI 
171  TEAL group 2013 Market Profile and Forecast 
172 Estimate provided by ASD, the AeroSpace and Defence Industries Association of Europe. 
173 AUVSI, (2013), "The Economic Impact of Unmanned Aircraft Systems Integration in the US", 574p.  
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Drones therefore have a great potential to change the aviation landscape and society in 
general, provided that they have the proper regulatory framework to allow their development. 
Like any new technology, its uptake is expected to follow the typical S-curve, whose shape 
depends mainly on technological evolution, price and cost of major components, the 
regulatory framework and public acceptance. 

Graph 13: S-shaped market development of new technologies 

 

 

VI.4 Drone communication needs 
 

A drone requires following communication links: 

• Command and control link. Through which the drone is operated by the pilot sending 
commands to it. The pilot in command also receives information (control) about the 
status of the drone through this channel. It may be defined as a safety-critical system 
especially for the most stringent scenarios as those ones where the drone flies over 
population or surrounded by other airspace users. A safety-critical system may need to 
be protected in terms of frequency use. 

• Payload link: The channel by which the payload information is and controlled. It will 
not be defined as safety-critical but protection may be needed against interception 
(data privacy) or jamming (security applications). 

• Air Traffic Management related frequencies: ATC, ADS-B, detect and avoid, etc. The 
use of most of these frequencies is protected and reserved for aeronautical 
communications only. Drones, as any other airspace user, will just comply with the 
existing regulations for these systems though specific technical solutions and 
requirements may have to be defined. 

Research is currently being carried out by SESAR Joint Undertaking to define precise 
requirements for all of these different links. 

In general, national regulations in Europe for the use of civil drones do not define specific 
requirements in terms of frequency allocation. Requirements are specified in general terms, 
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for instance, security174 or integrity of the equipment.175 Drones generally operate with open 
frequencies as, for instance, aero-model tele-command frequencies or Industrial, Scientific 
and Medical (ISM) radio bands. These bands follow a regulation that defines maximum 
power emissions and the frequency band limits to use. 

This is not enough for a wide, extensive and generalised use of drones in terms of Required 
Communication Performances and specially protection of spectrum in order to ensure no 
interference of the data link. Previous WRC12 and future WRC15176 has/will propose -
regulatory means to facilitate the use of non-safety satellite service frequency bands for a very 
safety-critical application, the command and control link for drones in non-segregated 
airspace. Current R&D activities will identify the need of further regulatory measures for 
frequency allocation, especially for Line Of Sight (LOS) command and control link. 

 

Aviation spectrum use: governance and legal requirements. 

Aviation as a global and interoperable sector requires a harmonised allocation and use of 
spectrum. Two main international institutions have a role in regulating this at international 
level: ITU and ICAO. 

The International Telecommunication Union (ITU), is a specialized agency of the United 
Nations (UN) that is responsible for issues that concern information and communication 
technologies. ITU coordinates the shared global use of the radio spectrum and assists in the 
development and coordination of worldwide technical standards. The ITU is active in areas 
including aviation. ITU also organizes World Radio-communication Conference (WRC) to 
review the use of the radio-frequency spectrum. It is held every three to four years. Last one 
was held in 2012. Next will be held in November 2015. UN Member States attend these 
WRC's.  

ICAO aims at protecting aeronautical frequency spectrum for all radio communication and 
radio navigation systems used for ground facilities and on board aircraft. Therefore, ICAO 
defines its position at WRC's addressing all radio-regulatory aspects on aeronautical matters 
on the agenda. The ICAO Position for the ITU WRC's is developed with assistance of the 
Aeronautical Communications Panel (ACP) Working Group F (frequency). Member States 
and international organizations are requested to make use of the ICAO Position, to the 
maximum extent possible, in their preparatory activities for the WRC's at national level.  

At EU level, The Network Manager, as one of its functions described in regulation 677/2011, 
will also provide the central function for the coordination of radio frequencies. NM is 
cooperating with the ICAO regional (EU) group, the FMG. DG MOVE can directly liaise 
with ICAO (in coordination with NM) to promote an EC position. 

                                                 
 

174 "Spanish Estate official bulletin. Number. 163. 5th July 2014 Sec. I. Real Decreto-ley 8/2014, de 4 de julio, de aprobación de medidas 

urgentes para el crecimiento, la competitividad y la eficiencia"  

175 "JOURNAL OFFICIEL DE LA RÉPUBLIQUE FRANÇAISE Texte 8 sur 308 10 mai 2012 2.6. Intégrité du système de commande et de 

contrôle de l’aéronef télépiloté" 

176 ICAO Position for the ITU WRC-15. Agenda item 1.5 
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DG CNECT has the role of counsellor to CEPT ("Conférence européenne des administrations 
des Postes et Télécommunications") in which EU Member States (but also other states such as 
Russia) are represented. CEPT coordinates its MS's position to be submitted to ITU. 

With this in mind, the way in which EC position in aviation frequency use can be represented 
at WRC is triple: through ICAO, through CEPT (both entities will promote EC position to 
corresponding MS) and directly through EU Member States. 

At national level, the frequency managers, and/or ANSPs are in charge of ensuring that 
regulation is followed by spectrum users by providing access to it and monitoring its use.  

 

VI.5 Overview of existing studies 

Most studies focus on military applications and the manufacturing industry. In addition, they 
have a limited European coverage. 

Frost & Sullivan  

This study (Part 1, Part 2) was commissioned by DG ENTR in 2007. It is not as such a market 
study. It's main purpose is to identify the necessary actions to support the development of this 
technology in Europe. 

Teal Group 

1) Market forecast 2014 -2024 (1.995 $) 

Teal publish a yearly update of their global market forecast. Mainly focussing on 
military; recent editions cover payloads as well. The general conclusions of this study 
are broadly shared by other studies. 

2014: $6.4 billion  
2024: $11.5 billion (doubling) , 86% military and 14% civil 
Cumulative: $91 billion in the next ten years (89% military, 11% civil) 
US will account for 65% of total worldwide RDT&E spending on UAV technology 
over the next decade, and about 41% of the procurement 

Market and markets 

2) UAV Market Forecast & Analysis to 2014 - 2020 (4.650 $) 10/14 

The Unmanned Aerial Vehicles (UAV) market research report includes the detailed 
study of the UAVs in the defence, commercial, and homeland security sectors. This 
report provides a detailed analysis of the UAV market, during the next six years. It 
discusses about the industry, market, and technology trends that are currently 
prevailing in the UAV market.  

The UAV market report analysis categorizes the global UAV market on the basis of 
class, sub-systems, payloads, applications, funding, regional, and country analysis 
This study covers some European countries. It is interesting for its methodology, in 
particular segmentation of UAV classes and the choice of applications.  
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The UAV market over the next few years is expected to exhibit a robust growth of 
7.73%, during 2014 to 2020. The global Unmanned Aerial Vehicle (UAV) market is 
valued at $6,762 million in 2014 and is expected to show a robust growth, reaching 
$10,573 million in 2020, thereby registering a CAGR of 7.73%, till 2020. 

3) Small UAV Market - Market Forecast and Analysis (2014 – 2020) (4.650 $) 2/14 

By Application (Military, Commercial & Civil, Homeland Security), by Payloads, by 
Propulsion System, by Geography 

This report provides a complete analysis of small UAVs for civil, military and security 
applications for the next five years. It also gives insight into the regional trends for 
spending and analysing the market share. It provides in-depth analysis of small UAVs 
on the basis of various payloads used like nuclear, biological and chemical detection, 
meteorology, telemetry systems and camera systems. It talks about the leading 
competitors in the small UAV market and apart from the general overview of the 
companies; it also provides financial analysis, products & services, and key 
developments. 

The global small UAV market is estimated to be $218.10 million in 2014 and is 
expected to be $582.20 million by 2019. The market demand for small UAV 
technology is increasing because it is considered as an effective, low-cost alternative 
to manned aircraft. The market overall has numerous players for mini UAVs from 
Europe and the U.S. The players from these regions have the technical know-how and 
have the capability to bring updated applications in the market. The current trend of 
the market is its transition towards faster and efficient payload systems that have the 
ability to reduce the weight of the UAV significantly. 

Socolofi Research 

4) International Military and Civilian Unmanned Aerial Vehicle Survey, 8/14 (840$) 

The fourth edition of the annual International Military and Civilian Unmanned Aerial 
Vehicle Survey identifies, assesses and provides market intelligence on all of the 
world's operators and manufacturers of unmanned air systems with profiles for over 
700 different UAVs aimed at the civilian and military market. Major programmes, 
requirements and other areas of relevance are assessed to provide a detailed picture of 
the development and operation of these systems. 

Strategic Defense Intelligence 

5) The Global UAV Market 2015-2025 , 1/15 (4800$) 

The Global UAV Market 2015-2025 Report, provides readers with a detailed analysis 
of both historic and forecast global industry values, factors influencing demand, the 
challenges faced by industry participants, analysis of industry leading companies, and 
key news. 

The Global UAV Market is expected to experience a CAGR of 5.66% during 2015-
2025. North America and Europe are expected to be the largest UAV markets, with a 
cumulative market share of more than 67%. The UCAV segment is expected to 
dominate the UAV market, with a share of 34% 

6) Current Trends and Future Business Dynamics – UAS, 5/14 ($) 
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“Current Trends and Future Business Dynamics - Unmanned Aerial 
Vehicles/Unmanned Aerial Systems (UAV/UAS)” is a new report by SDI that 
globally analyzes UAV/UAS industry demand prospects, key markets, top investment 
regions, major challenges. This report also examines trends which are currently 
affecting the industry. Furthermore, it highlights key application areas and identifies 
UAV types which are projected to witness increased investment. 

 Globally, demand for UAVs/UASs will increase by an average of 19% over the next 
five years. The highest percentage of industry players foresee the future of UAV/UAS 
shaped by usage in non-defence areas. ’Surveillance’ will be the largest application 
area for UAVs in the military domain over the next five years. ’US’, ’China’ and 
’Russia’ will record highest increase in demand for UAVs over the next five years. 

LUCINTEL 

7) Global UAV Industry 2012-2017: Trend, Profit and Forecast Analysis, June 2012 

Study rather similar to the one from TEAL.  

The global UAV industry experienced a robust growth over the last five years and is 
expected to continue its growth momentum reaching approximately US $10.7 billion 
in 2017. 

Market info group 

8) The Future of Unmanned Aerial Vehicles in Europe – Civilian and Military Market 
Outlook – 2013-2021, 10/12, (4.995 $) 
 
This report analyses the state of Unmanned Aerial Vehicles (UAVs) in Europe with a 
focus on the defence and government applications market, and gives an overview of 
the future of private UAV markets. Specifically, the report examines, analyses, and 
predicts the evolution of technologies, markets, and outlays (expenditures) associated 
with UAVs manufactured and/or flown by these European countries: UK, France, 
Germany, Italy, Netherlands, Spain, Switzerland, Turkey, Sweden, Belgium, Greece, 
Romania, Denmark, Czech Republic, Finland, Bulgaria, Poland, Norway, Austria. 
For each examined country, this report covers, in depth, these market sectors: 
Communications •Agricultural •Industrial •Fire Fighting •Border Control •Security 
and Law Enforcement 
This work focuses specifically on benefiting government and private industry leaders 
who need to guide their institutions toward opportunity or away from risk. For their 
benefit, we include “Opportunity Alerts” in a number of places where such foresight 
will prove especially profitable. 
 

 
UAVs in Europe – Military Market by Technology – 2020 
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9) Unmanned Aerial Vehicles (UAVs) for Commercial Applications Global Market and 
Technologies Outlook – 2011-2016 , 11/2010, (4.995 $) 

 
This study is already a bit old but is focussed on commercial applications  
Military and para-military applications for UAVs certainly came first and will remain 
the more mature for the next few years. But UAVs for Commercial Applications 
promise to soon generate an order of magnitude more economic activity than their 
military predecessors. This report provides you with the data and analysis needed to 
understand a truly unique market. It does so by combining the background, technical 
explanations, government regulations and qualitative analysis that make the picture 
come alive. Readers benefit from realistic perspectives based on decades of front line 
experience. This is not the wishful thinking of industry associations. This insight 
produces three separate and plausible market Scenarios that, together, prepare readers 
for any likely market change over the next five years. The report covers all types of 
UAVs: •Stratospheric UAVs •Jet Stream UAVs •High Altitude UAVs •Medium 
Altitude UAVs •Low Altitude UAVs •Micro UAVs •Aerostats 
The report identifies, analyses and forecasts these Commercial UAVs topics, among 
others:  •Global On-Demand Imagery & Sensing Market •Global Persistent UAV 
Communication Market •Global Internet Access Served by Persistent UAVs Market 
Value by Region •Global Satellite Entertainment Revenue Forecast by Region 
•Payloads Overview and Analysis •Sensor Coverage Analysis •Suggested Operating 
Concepts •Market Forecasts by Market Sector  •Market Forecasts by Region •IPTV 
Opportunities Analysis •Market Forecasts by Technology 
 
 

Business Insider 

10) THE DRONES REPORT: Market Forecast For The 
Growing Business Opportunity In Commercial Aerial 
Drones 

The study predicts that 12% of an estimated $98 billion in 
cumulative global spending on aerial drones over the next 
decade (2013 – 2023) will be for commercial purposes. 

WinterGreen Research 

11) Commercial Drones Market (price 4.000 $) 1/15 

The study is designed to give a comprehensive overview of the commercial drone 
market segment. Research represents a selection from the mountains of data available 
of the most relevant and cogent market materials, with selections made by the most 
senior analysts. Commentary on every aspect of the market from independent analysts 
creates an independent perspective in the evaluation of the market. In this manner the 
study presents a comprehensive overview of what is going on in this market, assisting 
managers with designing market strategies likely to succeed. 

Commercial Drones: Markets Reach $4.8 Billion By 2021 

Visiongain 

12) Small Unmanned Aerial Vehicle (UAV) Market 2014-2024 (price 4.000 $) 6/14 
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Potential for Micro, Mini, Nano & Hand Held Drones in Military, Law Enforcement, 
Security & Civil Applications 

The comprehensive report contains highly quantitative content, delivering solid 
conclusions benefiting your analysis and illustrating new opportunities and potential 
revenue streams to help you remain competitive. This definitive report will benefit 
your decision making and help to direct your future business strategy. 

The small UAV market is likely to become one of the major economic and 
technological stories of the modern age, because of the wide variety of applications 
and the added value related to these unmanned machines. However, the world market 
for small UAVs is currently being restrained, largely by regulation of unmanned 
operations in civilian airspace. But impending regulatory changes are expected to 
unlock the huge potential of this technology. The report's analysis indicates that the 
small UAV market sector will reach $1.33bn in 2014 with significant potential for 
growth. Growth will be defined by the pace of development for UAV technology in the 
different countries, and will be driven by demand for small UAVs from across a range 
of lucrative sector applications. 

13) Top 20 Unmanned UAS Companies 2014, 5/14 (2914$) 

Although increasingly competitive, the global UAV market is currently highly 
consolidated with a few leading companies dominating global sales. Primarily this is 
a result of US dominance of the market over the past decade. However, incumbent 
positions are increasingly under threat from new and existing competitors offering a 
range of cost–effective UAV capabilities and innovative technologies. Considerable 
uncertainties will characterise the UAV market in the near future, especially 
regarding the uncertain legal and regulatory framework governing commercial UAV 
use. 

AUVSI 

AUVSI, the US industrial drones' association commissioned this study when FAA got the 
mandate to develop drones' regulation. It is limited to US and concludes that agriculture will 
be AUVSI’s findings show that in the first three years of integration more than 70,000 jobs 
will be created in the United States with an economic impact of more than $13.6 billion. This 
benefit will grow through 2025 when we foresee more than 100,000 jobs created and 
economic impact of $82 billion. The study is however Contested. 

Other market info 

Small report  UAV RoudUp 2013 ,  
2015 CES Trends to Watch 
National studies (ex: France and security market) 
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ANNEX VII– RIGA DECLARATION 

RIGA DECLARATION 
ON REMOTELY PILOTED AIRCRAFT (drones) 

"FRAMING THE FUTURE OF AVIATION" 
Riga - 6 March 2015 

Today Europe is taking a decisive step towards the future of aviation. The European 
aviation community gathered in Riga to exchange views on how, and under which conditions, 
drones can help create promising new opportunities in Europe, offering sustainable jobs and 
new prospects for growth both for the manufacturing industry and for future users of drones 
in all sectors of society. Drones offer new services and applications going beyond traditional 
aviation and offer the promise to perform existing services in a more affordable and 
environmentally friendly way. They are a truly transformational technology. 

The Latvian Presidency of the Council of the European Union, European Commission 
representatives, Directors General of Civil Aviation of the EU Member States, data protection 
authorities and leaders of manufacturing industry and service providers confirmed the 
importance of joint European action, building on the orientations given in the EC 
Communication on opening the Remotely Piloted Aircraft Systems (RPAS) market.177 

The aviation community stressed the necessity for European regulators to ensure that all 
the conditions are met for the safe and sustainable emergence of innovative drone services. At 
the same time regulations must help the industry to thrive and adequately deal with citizens’ 
concerns. 

The aviation community established the following principles to guide the regulatory 
framework in Europe: 

1. Drones need to be treated as new types of aircraft with proportionate rules based on 
the risk of each operation. 

The provision of drone services must not be less safe than is accepted from civil aviation in 
general. The incremental integration of drones in the aviation system must not reduce the 
level of safety presently achieved in civil aviation. Although no-one is on board the drone, 
people in other aircraft or on the ground could get hurt in case of an accident or an 
unscheduled landing. The way safety is regulated must be proportional to the operational risk 
involved.  

Rules should be simple and performance based, to allow a small start-up company or 
individuals to start low-risk, low-altitude operations under minimal rules and to develop, with 
light-touch risk-based regulation, similar to the modern product safety regulations applied in 
other sectors. Higher risk operations would be gradually subject to more stringent regulations 
or operational limitations. At the other end of the spectrum, where the operational risk is 
highest, such as with large drones operating alongside manned aircraft, the regulation will 
need to be quite similar to that applying to manned aviation, with strict standards on the 

                                                 
 

177  COM(2014)207 on a New era for aviation - Opening the aviation market to the civil use of remotely piloted aircraft 
systems in a safe and sustainable manner. See also the EESC opinion TRAN/553 of 15 October 2014. 
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design, manufacturing, maintenance and operation of drones, as well as on the training of 
drone pilots and maintenance personnel. 

2. EU rules for the safe provision of drone services need to be developed now. 

Safety rules, including on remote pilot and operator qualifications, should be developed at the 
European level by the European Aviation Safety Agency, building on the experience 
developed in the EU Member States. The essential requirements should be harmonised at the 
global level to the maximum extent possible, and full use should be made of the established 
cooperation  in the Joint Authorities for Rulemaking on Unmanned Systems (JARUS) and at 
ICAO, and should be completed by international industry standard setting bodies. Important 
efforts need to be put into resourcing these activities, especially JARUS, in order to ensure 
that the progressive risk-based approach is consistent with what is done in the rest of the 
world. 

This basic regulatory framework should be put in place without delay, in order to help the 
private sector to take well-informed investment decisions, and to provide a basic set of rules 
for the many operators who are increasingly eager to begin providing services. The European 
Aviation Safety Agency should consult stakeholders by the middle of 2015 on the regulatory 
framework for the operations of drones and on concrete regulatory proposals for low-risk 
operations. By the end of 2015, the Agency will use the results of the consultation to propose 
a position on these matters. The proposal for the revision of the basic European Safety 
Regulation, which the European Commission has announced for 2015, should contain the 
necessary new provisions and essential requirements for the progressive risk-based regulation 
of drones, based on the Agency's recommendations. 

3. Technologies and standards need to be developed for the full integration of drones in 
the European airspace.  

The success of drone activities and safety regulations also depends on the financial effort to 
develop and validate key missing technologies and the ensuing required standards. Both 
industry and public authorities stressed the need for adequate investment in the technologies 
that are required to integrate drones into the aviation system – the SESAR programme. 
CleanSky and other initiatives should complete the SESAR investments. That would create 
spin-off benefits for traditional aviation and so frame the future of flying. 

4. Public acceptance is key to the growth of drone services.  
The respect of citizens’ fundamental rights, such as the right to privacy and the protection of 
personal data, must be guaranteed. Many drone services involve data-gathering such as 
filming, etc. The responsible authorities, such as the national and European Data Protection 
Authorities, should develop the necessary guidelines and monitoring mechanisms to ensure 
the full respect of existing protection rules, including in relation to drones. Rules need to 
clarify what is acceptable and what is not, and they require to be properly enforced. 

Drones may cause nuisances and negative externalities, such as noise. These nuisances need 
to be addressed, possibly at the local level, to maintain public acceptance. 

Drones also pose potential security risks. The design of drones can and should take into 
account those risks by using methods such as cyber-defence or geofencing. However, the 
malicious use of drones cannot be entirely prevented by design or operational restrictions. It is 
the task of the national police and justice systems to address those risks. 

5. The operator of a drone is responsible for its use.  
When a drone service is delivered in prohibited airspace, in an unsafe manner, or for illegal 
purposes, the authorities should be able to act and hold the operator accountable. Where 
lacking, this will need to be clarified in national law. Moreover, in order to enforce 
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responsibility, it will be necessary for drones to have at all times an identifiable owner or 
operator. The regulator should seek the least bureaucratic way to achieve this. For instance, 
the mandating of electronic identity chips on drones – “IDrones” – as is today envisaged in 
some states, could be formalised through a safety rule, which would contribute to the effective 
implementation of privacy and security requirements. Standardised web-portals in the 
Member States for the registration of operators and their operations could be another solution. 
The involved authorities need to work closely together. 

Drone accidents will happen. Member States should clarify the applicable insurance and 
third-party liability regime and monitor the compensation mechanisms for potential victims. 
The establishment of compensation funds to cover victims of accidents caused by uninsured 
drone users, as used in the motor insurance sector, could be envisaged. Reporting on drone 
incidents should be integrated into the overall incident reporting requirements. Systematic and 
coherent incident reporting will improve safety and will be instrumental for insurance 
companies in their risk analysis on which third party liability insurance premiums are based. 

To allow a short reaction time, the development of drone services and drone technologies 
needs close monitoring. To this end, the EU should establish an easy access for SMEs to 
information required for drone manufacturing and service provision, together with an 
observatory to keep track of the growing number of operations in Europe and the evolution of 
innovation. This monitoring will permit informed decisions relative to the establishment of 
priorities for future legislation.  It will also help regulators to learn from experience and verify 
that the rules are fit for purpose, namely to ensure that new technologies and drone services 
can develop in full respect of the required high levels of safety, security, privacy and 
environmental protection. An annual progress report should be published. 

The European aviation community gathered in Riga today is committed to working together 
on the basis of these principles to allow businesses to provide drone services everywhere in 
Europe as from 2016 onwards. 
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Executive Summary Sheet 

Impact assessment on a policy initiative on aviation safety and a possible revision of Regulation (EC) No 
216/2008 on common rules in the field of civil aviation and establishing a European Aviation Safety Agency 

A. Need for action 
Why? What is the problem being addressed?  
This initiative is a general review of the European aviation safety system and of Regulation (EC) No 216/2008, 
which is the EU's framework regulation for aviation safety. The problem comprises four components: (1) safety 
– while the present system has so far been effective in ensuring a high level of safety it may not be able to 
ensure that the accident rate continues to decrease in proportion to traffic growth (50% increase in the next 20 
years); (2) overregulation – the regulatory system is burdensome and creates excessive costs; (3) new market 
developments - the aviation market and technologies have outpaced the regulatory framework (new business 
models, new technologies) over the last decade; (4) oversight - there are significant differences in capabilities 
of Member States to effectively implement the aviation safety legislation. The problem causes are: shortages 
and inefficient use of resources, gaps and inconsistencies in the regulatory system, and predominantly 
prescriptive, one-size-fits-all regulation. The problems affect all actors in the aviation safety system and 
indirectly the travelling public. 
What is this initiative expected to achieve?  
The initiative aims to improve the performance of the European aviation system with regard to safety, security, 
competitiveness and environmental protection. It also has to be seen in context of the Commission's new 
aviation strategy and the Juncker priorities, when it comes to cutting red tape, simplification of procedures, and 
stimulating economic growth and innovation through modern regulatory approaches, such as risk and 
performance based regulation. The initiative pursues the following specific objectives: (1) Eliminate 
unnecessary requirements and ensure regulation proportionate to the risks involved; (2) efficient integration 
and effective oversight of new technologies and market developments; (3) a cooperative safety management 
process between the Union and MS to jointly identify and mitigate risks; (4) close gaps in the regulatory system 
and ensure consistency; (5) create a system of pooling and sharing of resources between MS and EASA. 
What is the value added of action at the EU level?  
Air transport is to a large extent of transnational character and therefore, by nature, calls for a regulatory 
approach at EU-level. There is a general understanding of the MS that common rules are necessary in the area 
of aviation safety to reach a high level of safety. Common legislation does away with the need to coordinate 
between Member States regulatory systems and as such contributes to an increase in safety. Promoting a 
common European safety system headed by EASA as a regulatory and implementing body can most effectively 
be achieved only at EU level. Similarly, efficiency gains will stem from a single European aviation safety system 
countering costly fragmentation. 

B. Solutions 
What legislative and non-legislative policy options have been considered? Is there a preferred 
choice or not? Why?  
This initiative concerns the revision of Regulation (EC) No 216/2008, and therefore has a legislative character. 
Policy options were developed in three domains (not mentioning the baseline; preferred options in italics): 
1. Management and Resources: 

1.2 Enhanced cooperation with the current system 
1.3(a) Joint oversight system with voluntary transfer of responsibilities 
1.3(b) Joint oversight system with voluntary transfer of responsibilities + emergency oversight mechanism 
1.4 A single EU aviation safety authority  

2. Proportionality and safety performance: 
2.2 Enablers for a proportional and performance based safety system 
2.3 Two-layered regulatory system: one prescriptive – one performance based 
2.4 Transition to a full performance based regulatory system 

3.1. Gaps and inconsistencies – ground-handling 
3.1(B) Industry standards / no certification 
3.1(C) Implementing rules / certification 

3.2. Gaps and inconsistencies – security: 
3.2(B) Legal framework for security aspects of design only 
3.2(C) Coordinated approach to safety and security related matters 

3.3. Gaps and inconsistencies – environment 
3.3(B) EU essential requirements for environmental protection with respect to aeronautical products 

The preferred policy scenario combines options of limited EU intervention and including voluntary elements. 
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Who supports which option?  
Management and quality of resources: Support from MS and industry for sharing of resources on a voluntary 
basis (PO 1.2 and 1.3(a)). PO 1.3(b) and 1.4: possible opposition from MS because of mandatory elements. 
Proportionality and safety performance: PO 2.2 support from MS and industry PO 2.3 industry support, but 
likely opposition from MS because of complex administration PO 2.4 least support from MS and industry  
Ground-handling: general support from MS and industry with the exception of airlines 
Security: PO 3.2(C) expanding EASA mandate could meet opposition from MS and industry  
Environment: PO 3.3(B) no change in scope but only in implementation, therefore not controversial. 

C. Impacts of the preferred option 
What are the benefits of the preferred option (if any, otherwise main ones)?  
With respect to the internal market there will be positive impacts on level playing field through more uniform 
oversight and a broader range of possibilities to demonstrate compliance including an increased use of industry 
standards. Compliance cost for businesses will be reduced through risk based oversight as well as more 
proportionate regulation and procedures (e.g. simplified leasing for airlines, simplified certification procedures 
for light aircraft). Innovation will be stimulated through more proportionate and performance based regulation. In 
terms of social impacts stimulating innovation is expected to translate into additional jobs on the market. 
Aviation safety is expected to improve through better oversight EU-wide, a European collaborative safety 
management process, and closing safety gaps for ground handling and security. Environmental impacts will be 
marginal but positive. 
Impacts could be quantified only to a limited extent as the options aim at setting a regulatory framework the 
impact of which can only be quantified when translated into concrete measures (e.g. implementing rules) or 
measures are of voluntary nature and impacts will depend on take-up. 
What are the costs of the preferred option (if any, otherwise main ones)?                                       
With respect to costs for businesses and national administrations, see the two sections below. At EU level, 
developing the virtual academy, the central repository of certificates, the pool of experts and support to 
rulemaking/inspections for ground handling, security and environment will require additional efforts from EASA 
which can partially be absorbed by existing resources or via fees and charges. The transfer of a limited portion 
of en-route charges from Eurocontrol to EASA could free up resources at EASA which could then be used to 
address the other measures. There are no significant negative social or environmental impacts.  
How will businesses, SMEs and micro-enterprises be affected?  
Positive impacts for businesses will stem from a more proportional and performance based regulatory system, 
more flexibility in the means to meet requirements, an increased reliance on industry standards, simplified 
certification procedures for light aircraft and consequently reduced compliance cost. New technologies can be 
introduced more easily. SME may not benefit from performance based regulation to the same extent as larger 
businesses but they will benefit more from moving to risk-based oversight, which removes unnecessary 
controls. Airlines will be positively impacted by simplification of leasing approvals and possible consolidation of 
certificates held by the same company in multiple Member States. Financing of measures related to pooling or 
sharing of resources will be borne by the industry based on the 'user pays principle', which may impact 
businesses in those Member States where oversight is currently financed from general tax revenue. 
Will there be significant impacts on national budgets and administrations?  
With respect to implementation costs Member States that have not yet introduced State Safety Programmes 
will be required to do so. Further costs arise from the need for additional training. Certain Member States will 
have to develop expertise in cyber security and ground handling. Nevertheless, the majority of the measures 
proposed will be applied on a voluntary basis, and would be activated by a Member State predominantly on the 
basis of a positive cost-benefit analysis. After some initial set-up and training costs, positive impacts on the 
resources of national aviation administrations are expected in the mid and long run, by achieving efficiency 
gains through the pooling and sharing of resources and the move to more targeted, risk-based oversight. The 
pooling and sharing of resources will be financed by fees and charges based on the 'user pays principle'. The 
preferred ground-handling and security options do not involve new certification requirements and thus oversight 
costs for Member States are not expected to be significant. 
Will there be other significant impacts?  
Creating a regulatory system that favours the introduction of new technologies and frees resources through 
more proportional administrative procedures will have a positive impact on the competitiveness of 
manufacturers and airlines and ultimately jobs and growth. Similarly, maintaining or improving the European 
safety record thanks to collaborative safety management processes, risk based oversight and closing safety 
gaps in regulation will contribute to the protection of travelling public but also to (international) competitiveness. 

D. Follow up 
When will the policy be reviewed?  
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The implementation of Regulation (EC) No 216/2008 is subject to a mandatory evaluation every 5 years 
required by the regulation itself. This evaluation is commonly referred to as Article 62 evaluation. 
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Zusammenfassung 

Folgenabschätzung in Bezug auf eine Initiative für die sichere Entwicklung des Drohneneinsatzes 
in der EU 

A. Handlungsbedarf 
Worin besteht das Problem und warum muss das Problem EU-Ebene behandelt werden?  
Das Problem besteht vor allem darin, dass die geltenden Rechtsvorschriften die Entwicklung eines Drohnen-
Marktes behindern. Die geltenden Luftverkehrsvorschriften tragen den Besonderheiten von Drohnen nur 
unzureichend Rechnung und sind entweder unverhältnismäßig in Bezug auf das Betriebsrisiko, zu kompliziert, 
um sie anwenden zu können, oder sie verursachen so hohe Kosten, dass für die meisten Unternehmen diese 
Dienstleistung nicht rentabel wäre. Davon abgesehen wirft der Drohneneinsatz eine Reihe von Fragen auf, die 
nicht oder nur bedingt auf die „bemannte“ Zivilluftfahrt zutreffen. Hierbei geht es um Flugsicherheit, 
Luftsicherheit, Wahrung der Privatsphäre und Datenschutz, Umweltschutz und Haftung. In diesem Punkt 
erscheint es auf den ersten Blick nicht zwingend, den Rechtsrahmen auf EU-Ebene zu ändern, doch die 
Anwendung der vorhandenen Vorschriften auf den Drohneneinsatz wirft Probleme auf. Es geht hierbei um 
folgende Problemfelder: 1) Für die Regulierung von Drohnen sind unterschiedliche Ebenen zuständig, was zu 
uneinheitlichen Anforderungen im Binnenmarkt führt; 2) Einzelgenehmigungen sind zu teuer, zeitaufwändig und 
ressourcenintensiv; 3) die herkömmlichen Verfahren der Regulierung der Zivilluftfahrt werden den 
Besonderheiten von Drohnen nicht gerecht; 4) die Aufsichts- und Durchsetzungsbehörden verfügen nicht über 
alle notwendigen Informationen und Instrumente. Von den Problemen sind alle Akteure des Luftfahrtsystems 
betroffen – Hersteller und Betreiber von Drohnen sowie indirekt alle Bürgerinnen und Bürger – schließlich 
können Drohnen überall fliegen. 
Was soll mit dieser Initiative erreicht werden?  
Allgemein soll erreicht werden, dass die Entwicklung von Drohnen und von Dienstleistungen für den 
Drohneneinsatz auf sichere und tragfähige Art und Weise erfolgt und die Grundrechte der Bürgerinnen und 
Bürger in vollem Umfang gewahrt bleiben. Daher sollen mit dieser Initiative die Verordnung (EG) Nr. 216/2008 
sowie mehrere Durchführungsrechtsakte dahingehend geändert werden, den EU-Rechtsrahmen auf alle 
Drohnentypen auszuweiten. Das erste Einzelziel, um dies zu erreichen, besteht darin, die regulatorischen 
Hemmnisse zu beseitigen, die bisher die Herstellung und den Einsatz von Drohnen behindern, damit die 
Hersteller ihre Produkte leicht vermarkten und Betreiber der Wirtschaft Dienstleistungen zum Drohneneinsatz 
anbieten können. Ungerechtfertigte rechtliche Hemmnisse sollen beseitigt werden, doch Vorgaben wie 
wesentliche Sicherheitsvorschriften sollten bestehen bleiben oder, soweit noch nicht vorhanden, entwickelt 
werden. Das zweite Einzelziel besteht darin, bestimmten Risiken und Problemen im Zusammenhang mit dem 
Einsatz von Drohnen, vor allem auf dem Gebiet der Sicherheit, Gefahrenabwehr, und Privatsphäre sowie des 
Daten- und Umweltschutzes, entgegenzuwirken. Damit die Öffentlichkeit Drohnen als etwas zunehmend 
Alltägliches akzeptiert, kommt es darauf an, Antworten auf diese Fragen zu finden.  
Was ist der Mehrwert des Tätigwerdens auf EU-Ebene?  
Kennzeichnend für den Luftverkehr ist sein weitestgehend grenzübergreifender Charakter, weshalb 
naturgemäß eine Regulierung auf EU-Ebene notwendig ist, um ein hohes Maß an Sicherheit zu 
gewährleisteten. Da die neuen Technologien, die immer leichtere Drohnen ermöglichen, die bemannte 
Luftfahrt, für die die EU bereits zuständig ist, behindern können, sollte sich das EU-Recht im Sinne der 
Kohärenz auch auf alle Drohnentypen erstrecken und damit verhindern, dass der Einsatz von Drohnen 
zulasten der Sicherheit bereits vorhandener Luftfahrtaktivitäten geht. Zudem sprengt die Entwicklung derart 
umfassender Technologien, wie sie für solche luftfahrttechnischen Erzeugnisse, wie Drohnen es sind, benötigt 
werden, den Maßstab nationaler Märkte. Solange bis ins Detail gehende nationale Normen und Regeln 
bestehen, ist die gegenseitige Anerkennung im Binnenmarkt ein schwieriges Unterfangen. Nur mit 
grundlegenden und gewichtsunabhängigen EU-Vorschriften für die gesamte Bandbreite von Drohnentypen 
können sich Drohnenhersteller und –betreiber im EU-Binnenmarkt auf einen kohärenten Rechtsrahmen 
stützen. 

B. Lösungen 
Welche gesetzgeberischen und sonstigen Politikoptionen wurden erwogen? Wird einer dieser 
Optionen der Vorzug eingeräumt? Warum?  
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Diese Initiative hat legislativen Charakter. Da der Einsatz von Drohnen für die Luftfahrt sicherheitskritisch ist, 
könnte mit einem Konzept, das sich auf rein freiwillige Maßnahmen stützt, keine hohe und mit dem anderen 
Luftverkehr koordinierte Sicherheitsleistung erbracht werden. Hinsichtlich des rechtlichen Konzepts wurden 
strategische Optionen entwickelt (ohne auf die Ausgangslage einzugehen), die in jedem Fall von 
Durchführungsrechtsakten ergänzt werden müssten: 
1. Ausweitung des bestehenden EU-Luftverkehrsrechts auf alle Drohnentypen – Einbeziehung von Drohnen in 
den EU-Rechtsrahmen nach dem herkömmlichen Konzept für die Zivilluftfahrt; 
2. Risikoabhängige EU-Vorschriften zu Drohnen – die Vorschriften sowie Genehmigungs- und 
Aufsichtsverfahren wären vom jeweiligen Risiko abhängig und würden nicht länger sozusagen automatisch aus 
den Merkmalen der Drohne abgeleitet; 

2.1 Anwendung des EU-Produktrechts auf Drohnen mit geringem Risiko – kleine, massengefertigte Drohnen 
mit geringem Risiko, die im Einzelhandel und über das Internet angeboten werden, könnten auf der 
Grundlage der harmonisierten Vorschriften für die Zulassung von Produkten nach dem „neuen Konzept“ 
genehmigt werden. 

Der Option 2.1 wird der Vorzug gegeben, da sie Fragen der Sicherheitsrisiken weniger aufwändig regelt. Die 
unter Option 2 ausgearbeiteten Luftverkehrsvorschriften könnten die speziell an die Massenfertigung von 
Erzeugnissen angepassten Produktsicherheitsvorschriften ergänzen. 
Wer unterstützt welche Option?  
Legislative Maßnahmen auf EU-Ebene werden von allen Akteuren und den Mitgliedstaaten unterstützt 
(Schlussfolgerungen des Europäischen Gipfeltreffens vom 19. Dezember 2013). In der öffentlichen Anhörung 
vertraten die Teilnehmer mehrheitlich die Auffassung, dass die derzeitige Aufteilung der Zuständigkeiten, je 
nachdem, ob eine Drohne 150 kg oder mehr wiegt, hinfällig ist. Diese Unterteilung wird kaum unterstützt. 
Großes Einvernehmen herrscht im Hinblick darauf, nicht mehr das Gewichtskriterium, sondern andere Faktoren 
zu berücksichtigen, wie etwa die Art des Einsatzes, die Befähigung des Drohnenbetreibers, der Einsatzort und 
die Zuverlässigkeit des gesamten Systems (96 %). Vom Einsatzrisiko abhängige Vorschriften wurden vor allem 
von den Herstellern und Betreibern leichterer und weniger komplexer Drohnen ausdrücklich befürwortet. Mit 
Option 2 und Teiloption 2.1 wird ein solches Konzept vorgeschlagen, bei dem die Anforderungen an das Risiko 
des Drohneneinsatzes angepasst werden.  

C. Auswirkungen der bevorzugten Option 
Was sind die Vorteile der bevorzugten Option (sofern vorhanden, ansonsten die wichtigsten)? 
Mit Option 2.1 werden durch gemeinsame Vorschriften und Standards, beispielsweise durch den optimalen 
Einsatz allgemeiner Instrumente für die Marktaufsicht bei einem risikoarmen Drohneneinsatz, Anreize für den 
Aufbau eines internationalen Markts für Drohnenprodukte und Dienstleistungen gegeben. Die risikoabhängige 
Anwendung von Vorschriften dürfte auch dazu führen, dass das Marktsegment der kleineren Drohnen (mit 
vielen KMU) nicht von einer Überregulierung erstickt wird. Damit dieser Option flexibel auf ein großes Spektrum 
von Betriebsrisiken und auf die rasante Technologieentwicklung reagiert werden kann, können neue 
Technologien schneller eingesetzt werden, was den Unternehmen in der EU Wettbewerbsvorteile sichert. 
Diese Option hat das größte Potenzial, die Betriebskosten der Unternehmen und deren Verwaltungsaufwand 
niedrig zu halten, indem eine Reihe von Verfahren, wie Eigenerklärungen, einfache Validierung oder Teil-
Zertifizierungen, flexibel abgewickelt werden können. Zudem dürfte sie insbesondere durch die vereinfachten 
Nachweisverfahren dazu beitragen, dass allen Sicherheitsrisiken wirksam begegnet werden kann, und die 
Durchsetzung der Bestimmungen zur Sicherheit, Privatsphäre und zum Umweltschutz erleichtern. 
Was sind die Kosten der bevorzugten Option (sofern vorhanden, ansonsten die wichtigsten)?                                       
Bei der bevorzugten Option dürften die Kosten für die Unternehmen niedrig bleiben. Die Harmonisierung der 
Vorschriften und eine einmalige technische Genehmigung bzw. Anerkennung der Piloten- oder Betriebslizenz 
senkt die Kosten für grenzüberschreitende Einsätze. Mit der Option wird angestrebt, die Genehmigungskosten 
niedrig zu halten und vom Risiko abhängig zu machen, wenngleich die Fragen, wie sich die Maßnahmen 
insgesamt auf die Kosten auswirken werden, von den Durchführungsvorschriften und den Anforderungen der 
Mitgliedstaaten abhängen wird. Die Regulierungskosten, d. h. die Kosten für die nationalen und europäischen 
Behörden, dürften mit den vorhandenen Ressourcen getragen werden können. Die Kosten für die 
Marktaufsicht und die Genehmigung von Drohnen werden innerhalb des EASA-Systems (unter optimalem 
Ressourceneinsatz) aufgeteilt, wobei einige Zuständigkeiten auf die Polizei und die Marktaufsicht übertragen 
werden. Auf jeden Fall werden die bei dieser Option entstehenden Kosten niedriger sein als wenn die EU nicht 
tätig würde. 
Was sind die Auswirkungen für KMU und die Wettbewerbsfähigkeit?  
Die größere Verhältnismäßigkeit und Risikoabhängigkeit des Regulierungssystems, die größere Flexibilität bei 
der Erfüllung der Anforderungen, der verstärkte Rückgriff auf Industriestandards, vereinfachte 
Zulassungsverfahren für leichte Drohnen und die damit verbundenen geringeren Kosten für die Einhaltung 
dieser Vorschriften werden sich positiv auf kleine Unternehmen auswirken. Gerade mit der Risikoabhängigkeit 
der Vorschriften wird erreicht, die Kosten für deren Einhaltung niedrig zu halten und unnötigen 
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Verwaltungsaufwand zu vermeiden, was insbesondere KMU zugute kommt, die mit dem bisherigen 
Flugsicherheitssystem nicht vertraut sind. Daher wird vorgeschlagen, auf den gut eingeführten Mechanismus 
der CE-Kennzeichnung zurückzugreifen. Müssen Drohnen der Kategorie mit niedrigem Risiko nicht erst amtlich 
genehmigt werden, reduzieren sich die Nachweiskosten für viele kleine Unternehmen und in diesem 
Marktsegment tätige Betreiber, wodurch diese wettbewerbsfähiger werden. Der einzige Nachteil bestünde in 
der Notwendigkeit, das nationale Sicherheitssystem für Drohnen einer bestimmten Risikokategorie (soweit 
vorhanden) an die neuen europäischen Sicherheitssysteme anzupassen. 
Wird es spürbare Auswirkungen auf nationale Haushalte und Behörden geben?  
Den Mitgliedstaaten, die bisher noch keine eigenen Vorschriften für Drohnen unter 150 kg eingeführt hatten, 
entstehen Umsetzungskosten. Weitere Kosten entstehen, je nach Bedarf, auch für zusätzliche Fortbildungen. 
Die für die Marktaufsicht zuständigen (notifizierten) Stellen werden noch Sachverstand im Bereich Drohnen und 
Drohnentechnologien aufbauen müssen, auch wenn hier bereits beim Ausgangsszenarium ein gewisser Bedarf 
besteht. Auch auf die nationalen Luftfahrtbehörden kommen Kosten für die Anpassung an die neuen 
Vorschriften und für die Aufsicht über eine steigende Anzahl von Drohnen bzw. Drohneneinsätzen zu. 
Wird es andere relevante Auswirkungen geben?  
Mit der Initiative dürfte sich die Sicherheit im europäischen Luftraum deutlich erhöhen. Zudem könnte sie dazu 
beitragen, Drohnen in ein besseres Licht zu rücken, wenn die größten Bedenken ausgeräumt werden. Eine 
größere Akzeptanz von Drohnen in der Öffentlichkeit ist Voraussetzung für die Ausweitung des 
Drohnenmarktes. 
Verhältnismäßigkeit? 
Die bevorzugte Option dürfte eine gute Balance zwischen dem Bedarf an gemeinsamen Sicherheitsvorschriften 
in Europa und der Vermeidung unnötiger Belastungen für Unternehmen darstellen. Sie dürfte darüber hinaus 
dazu beitragen, dass in dem überarbeiteten Kooperationssystem der EASA die Zuständigkeiten unter den 
verschiedenen Akteuren angemessen aufgeteilt werden, wobei möglichst viele Zuständigkeiten auf nationaler 
oder lokaler Ebene verbleiben.  

D. Folgemaßnahmen 
Wann wird die politische Strategie überprüft?  
Die Verordnung (EG) Nr. 216/2008 schreibt eine Bewertung ihrer Durchführung im Abstand von fünf Jahren 
zwingend vor. Auf diese Bewertung wird gemeinhin als Bewertung nach Artikel 62 verwiesen. In diesem 
Zusammenhang wird ein eigener Teil der Regulierung des Drohnenmarktes gewidmet werden. 
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	7.3. In einem Notfall, der den Betrieb oder die Sicherheit des Luftfahrzeugs und/oder der Personen an Bord gefährdet, muss der Kommandant alle Maßnahmen ergreifen, die er im Interesse der Sicherheit für notwendig erachtet. Werden dabei örtliche Vorsch...
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	7.5. Ein Besatzungsmitglied darf nicht zulassen, dass die Erfüllung seiner Aufgaben oder seine Entscheidungsfähigkeit aufgrund der Auswirkungen von Müdigkeit — unter Berücksichtigung unter anderem von kumulierter Ermüdung, Schlafmangel, Anzahl der Flu...
	7.6. Ein Besatzungsmitglied darf den zugeteilten Dienst an Bord eines Luftfahrzeugs nicht antreten, wenn es unter Einwirkung von psychoaktiven Substanzen oder Alkohol steht oder wenn es aufgrund einer Verletzung, Ermüdung, der Wirkung von Medikamenten...

	8. Zusätzliche Anforderungen für den gewerblichen Luftverkehr und andere Betriebsarten, die Zulassungs- oder Erklärungsanforderungen unterliegen
	8.1. Für die Zwecke des gewerblichen Luftverkehrs und anderer Betriebsarten, die Zulassungs- oder Erklärungsanforderungen unterliegen, müssen folgende Bedingungen erfüllt sein:
	8.2. Der Betrieb darf nur gemäß einem Betriebshandbuch des Betreibers erfolgen. Dieses Handbuch muss für sämtliche betriebene Luftfahrzeuge alle erforderlichen Anweisungen, Informationen und Verfahren enthalten, die für das Betriebspersonal zur Wahrne...
	8.3. Der Betreiber muss gegebenenfalls Verfahren festlegen, um die Folgen eines störenden Verhaltens von Fluggästen für den sicheren Flugbetrieb auf ein Mindestmaß zu begrenzen.
	8.4. Der Betreiber muss an das Luftfahrzeug und die Art des Betriebs angepasste Gefahrenabwehrprogramme erarbeiten und aufrechterhalten, die insbesondere Folgendes umfassen:
	8.5. Wenn Gefahrenabwehrmaßnahmen die Betriebssicherheit beeinträchtigen können, sind die Risiken zu bewerten und geeignete Verfahren zur Minderung der Sicherheitsrisiken zu entwickeln; dazu ist unter Umständen der Einsatz einer Spezialausrüstung erfo...
	8.6. Der Betreiber muss einen Luftfahrzeugführer aus der Flugbesatzung als Kommandanten benennen.
	8.7. Um Ermüdungen zu verhindern, ist ein Ermüdungsmangagementsystem einzurichten. Für einen Flug oder eine Abfolge von Flügen sind im Rahmen dieses Systems die Flugzeit, Flugdienstzeiträume, Dienstzeiträume und angepasste Ruhezeiten vorzusehen. Bei i...
	8.8. Der Betreiber muss gewährleisten, dass die in Abschnitt 6.1 sowie in den Abschnitten 6.4 und 6.5 aufgeführten Aufgaben von einer für die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit zuständigen Organisation kontrolliert werden, die den Anforderungen von...
	8.9. Der Betreiber muss gewährleisten, dass die aufgrund von Abschnitt 6.3 erforderliche Freigabebescheinigung von einer zur Instandhaltung von Erzeugnissen, Teilen und nicht eingebauter Ausrüstungen qualifizierten Organisation erteilt wird. Diese Org...
	8.10. Die in Abschnitt 8.8 genannte Organisation muss ein Organisationshandbuch erstellen, in dem für den Gebrauch durch das betreffende Personal und dessen Anleitung eine Beschreibung aller Verfahren der Organisation zur Aufrechterhaltung der Lufttüc...
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	1.1.2. Soweit mehrere ausgewiesene Start- und Landebereiche vorhanden sind, werden sie so ausgelegt, dass von ihnen keine inakzeptable Gefahren für den Betrieb von Luftfahrzeugen ausgehen.
	1.1.3. Der ausgewiesene Lande- und Startbereich muss von genau festgelegten Bereichen umgeben sein. Diese Bereiche dienen dem Schutz von Luftfahrzeugen, die diese Bereiche bei Start oder Landung überfliegen, sowie der Abmilderung der Folgen, wenn Luft...
	1.1.4. Diejenigen Bereiche eines Flugplatzes einschließlich der zugehörigen unmittelbaren Umgebung, die für das Rollen oder Abstellen von Luftfahrzeugen bestimmt sind, werden so ausgelegt, dass der sichere Betrieb der Luftfahrzeuge, die die jeweilige ...
	1.1.5. Sonstige Infrastruktureinrichtungen, die von Luftfahrzeugen genutzt werden sollen, werden so ausgelegt, dass die Nutzung dieser Infrastrukturen keine inakzeptable Gefahr für die Luftfahrzeuge darstellt, die diese Infrastrukturen nutzen.
	1.1.6. Anlagen, Gebäude, Ausrüstungen sowie Lagerbereiche werden so angeordnet und gestaltet, dass von ihnen keine inakzeptable Gefahr für den Betrieb von Luftfahrzeugen ausgeht.
	1.1.7. Durch geeignete Maßnahmen wird verhindert, dass unbefugte Personen, unbefugte Fahrzeuge oder Tiere, die groß genug sind, um eine Gefahr für den Betrieb von Luftfahrzeugen darzustellen, auf das Roll- und Vorfeld gelangen; innerstaatliche und int...
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	1.2.1. Zum Schutz von Luftfahrzeugen, die sich einem Flugplatz im Landeanflug nähern oder von diesem starten, werden An- und Abflugrouten oder Freiflächen eingerichtet. Diese Routen oder Freiflächen dienen dazu, für Luftfahrzeuge einen ausreichenden h...
	1.2.2. Diese Hindernisfreiheit wird auf die Flugphase und den jeweiligen Betriebsablauf abgestimmt. Sie berücksichtigt weiterhin die Ausrüstung, die für die Bestimmung der Position des Luftfahrzeugs verwendet wird.

	1.3. Optische und nicht-optische Hilfen und Flugplatzeinrichtungen
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	1.3.2. Die Flugplatzeinrichtungen funktionieren in der unter den vorgesehen Betriebsbedingungen beabsichtigten Form. Unter Betriebsbedingungen oder bei Ausfall gehen von diesen Flugplatzeinrichtungen keine inakzeptablen Gefahren für die Luftverkehrssi...
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	1.3.6. Die betroffenen Mitarbeiter werden über Betrieb und Nutzung der Flugplatzeinrichtungen informiert; diese Informationen enthalten auch eine eindeutige Angabe der Bedingungen, unter denen inakzeptable Gefahren für die Luftverkehrssicherheit entst...
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	1.4.3. Die Daten werden den Benutzern und den betreffenden Anbietern von ANS rechtzeitig zur Verfügung gestellt, wobei ein ausreichend sicheres und schnelles Verfahren für die Kommunikation mit den Benutzern angewendet wird.
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	2.3.4. Flugverkehrskontrolldienste und die zugehörigen Verfahren sorgen für eine angemessene Staffelung von Luftfahrzeugen und verhindern Zusammenstöße von Luftfahrzeugen und Hindernissen auf dem Rollfeld und tragen gegebenenfalls zum Schutz vor ander...
	2.3.5. Die Kommunikation zwischen Flugverkehrsdiensten und Luftfahrzeug sowie zwischen relevanten Flugverkehrsdienststellen muss zeitnah, klar, korrekt und unmissverständlich sein, gegen Eingriffe geschützt sowie allgemeinverständlich und wird gegeben...
	2.3.6. Es müssen die nötigen Mittel vorhanden sein, um potenzielle Notfälle zu erkennen und gegebenenfalls eine wirksame Such- und Rettungsaktion einzuleiten. Derartige Mittel umfassen mindestens angemessene Alarmierungsmechanismen, Koordinierungsmaßn...
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	3.3.2. Systeme und Komponenten — zusammen, getrennt und im Verhältnis zueinander betrachtet — werden derart geplant, dass die Wahrscheinlichkeit, mit der ein beliebiger Ausfall zu einem Totalausfall oder Totalverlust des Systems führt, umgekehrt propo...
	3.3.3. Bei der Planung von Systemen und Komponenten — einzeln und in Kombination miteinander betrachtet — werden Beschränkungen im Zusammenhang mit menschlichen Fähigkeiten und menschlicher Leistungsfähigkeit berücksichtigt.
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	4.2.2. Der Erwerb und die Aufrechterhaltung theoretischer Kenntnisse werden durch kontinuierliche Beurteilungen während der Ausbildung oder durch entsprechende Prüfungen nachgewiesen.
	4.2.3. Ein angemessenes Niveau theoretischer Kenntnisse wird aufrecht erhalten. Die Erfüllung dieser Anforderungen wird durch regelmäßige Bewertungen oder Prüfungen nachgewiesen. Die Häufigkeit der Prüfungen steht in angemessenem Verhältnis zu dem Gra...

	4.3. Praktische Fertigkeiten
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